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Erster Abschnitt. 



Krieg und Kriegspolitik. 

Jedermann weiss, was der Krieg ist. Trotzdem, — oder yiel- 
leicbt gerade desshalb — ist es nicht leiclit, in Worten eine scbarfe 
Definition vom Kriege anfznstellen. Die meisten Schriftsteller, welche 
vom Kriege gehandelt haben, sind der unmittelbaren Definition aus 
dem Wege gegangen und haben an deren Stelle eine mittelbare ge- 
setzt, indem sie ihren Gegenstand von allen möglichen Seiten her 
betrachten und auf jeder dieser Seiten ein neues Merkmal heraus- 
finden, deren Summe nun allenfalls eine vollständige Definition er- 
geben könnte, wenn eine solche Summe überhaupt zu ziehen ist. 
Dies selbst aber wird wieder für zweifelhaft erklärt. 

Clausewitz, dieser grosse Denker, sagt einmal: 

„Der Krieg ist nichts als die fortgesetzte Staatspolitik mit an- 
dern Mitteln.^ Und dann wieder: 

„Der Krieg ist ein Instrument der Politik ; er muss nothwendig 
ihren Charakter tragen; er muss mit ihrem Masse messen; die Füh- 
rung des Krieges in seinen Hauptumrissen ist daher die Politik 
selbst, welche die Feder mit dem Degen vertauscht, darum aber 
nicht aufgehört hat, nach ihren eigenen Gresetzen zu denken." An 
einer andern Stelle: 

„Der Krieg ist nichts als ein erweiterter Zweikampf. Wollen 
wir uns die Unzahl der einzelnen Zweikämpfe, aus denen er besteht, 
als Einheit denken, so thun wir besser, uns zwei Ringende vorzu- 
stellen. Jeder sucht den andern durch physische Gewalt zur Er- 
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föllung seines Willens zu zwingen; sein näohster Zweck ist, den 
Gegner niederzuwerfen und dadorch zu jedem ferneren Wider- 
stand nnfähig zu machen. Der Krieg ist also ein Akt der Gewalt, 
um den Gegner zur Erftlllnng nnsers Willens zn zwingen." 

Wir wollen die Beilie dieser Citationen nicht vermehren. Geben 
sie eine unmittelbare Definition vom Kriege? Schwerlich. Glausewitz 
scheint sogar eine solche für unmöglich zu erklären, wenn er sagt: 
„Der Krieg ist nicht nur ein wahres Chamäleon, weil er in jedem 
konkreten Falle seine Natur etwas ändert, sondern er ist auch seinen 
G^sammterscheinungen nach, in Beziehung auf die in ihm herrschen- 
den Tendenzen, eine wunderliche Dreifaltigkeit, zusammengesetzt aus 
der ursprünglichen Gewaltsamkeit seines Elementes, dem Hass und 
der Feindschaft, die wie ein -blinder Naturtrieb anzusehen sind, aus 
dem Spiel der Wahrscheinlichkeiten und des Zufalls, die ihn zu einer 
freien Seelenthätigkeit machen, und aus der untergeordneten Natur 
eines politischen Werkzeuges, wodurch er dem blossen Verstände 
anheim fällt.'' 

Wir unsererseits haben es vor längerer Zeit gewagt, die fol- 
gende unmittelbare Definition vom Kriege zu geben : 

„Krieg ist das planmässige Verfahren zweier poliüschen Parteien 
gegen einander mittelst ihrer organisirten Streitkräfte zur Erreichung 
politischer Zwecke.'' 

Diese Definition, welche nirgends angefochten ist, schliesst vom 
Begriffe des Krieges alle Kämpfe aus, welche in der That nicht unter 
ihn fallen, wie Emeuten, Krawalle u. dgl.; sie schliesst dagegen den 
Bürgerkrieg, den Krieg von Alliancen mehrerer Staaten vollständig 
ein und scheint geeignet, eine wissenschaftliche Behandlung des 
Krieges einzuleiten. 

Bluntschli (Das moderne Kriegsrecht der civilisirten Staaten; 
1874) sagt: 

„Krieg ist die bewaffnete Selbsthülfe einer staatlichen Macht 
im Widerstreit mit einer andern staatlichen Macht." Und er fügt 
dann hinzu: „In der Regel ist der Krieg ein Eechtsstreit zwischen 
Staaten als Kriegsparteien über öffentliches Becht." 

Es ij9t naturgemäss, dass ein Sechtsgelehrter, zumal wenn er 
von dem Kriegsrecht handelt, sofort das Becht in den Begriff des 
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Krieges hineinzubringen snclit. Bluntschli wagt dies, wie man sieht, 
auch nur mit Beschränkung. Wir aber bedürfen vorerst des Rech- 
tes für den Krieg gar nicht und reserviren dasselbe getrost, um im 
Verlaufe dieser Untersuchungen eingehend darauf zurück zu kommen. 

Der Krieg ist eines der Mittel der Politik. Darüber besteht 
kein Zweifel und kein Widerstreit 

Die Kriegspolitik muss die sämmtliohen Beziehungen der 
Anwendung des Krieges znr Erreichung politischer Zwecke entwickeln. 

Die Kriegspolitik handelt daher zunächst von dem Zwecke des 
Krieges, vom Eecht zum Krieg und von den verschiedenen Anlässen 
zum einzelnen Kriege ; sodann von dem üebergange aus dem Frieden 
in den Krieg; von den Verhandlungen, welche dem wirklichen Be- 
ginne des Krieges vorausgehen, von der Ausscheidung der Parteien, 
die einander gegenübertreten, mit und ohne Allianzen, von der Aus- 
scheidung der Neutralen, welche ausserhalb der Kriegssphäre bleiben, 
von den Formen, welche beobachtet werden oder beobachtet werden 
sollten, um den Kriegszustand herzustellen. 

Die Kriegspolitik beschäftigt sich femer mit den Verhältnissen 
während des Krieges, der Kriegsparteien zu einander und der Neu- 
tralen zu den Kriegsparteien. Sie führt dann wieder in deji Frieden 
hinüber und betrachtet die Bedingungen der Befestigung dieses Frie- 
dens, wie die neuen Kriegswolken, welche dieser Friede herauf- 
beschwüren kann. 

Der Stratege verknüpft auf dem einzelnen Kriegstheater die Ge- 
fechte zum Ganzen eines Feldzuges, die Feldzüge zum Ganzen eines 
Krieges. Der Politiker kann die Kriege, welche ein gegebener Staat 
voraussichtlich wird führen müssen, um seine Mission zu erfüllen, 
wenigstens in Gedanken auf längere Zeit im Voraus zu einem zweck- 
mässigen Ganzen verknüpfen. Die Traditionspolitik der alten römi« 
sehen Bepublik erkämpfte dieser durch solches zweckmässige Ver- 
binden der Kriege in Raum und Zeit die Herrschaft über die 
Welt 

Die Politik kann ihr Instrument, den Krieg nicht in Bewegung 
setzen ohne materielle Mittel. Die Principien, nach welchen diese 
zweckmässig gestaltet, für die eigene Partei auf den höchsten Grad 
der Kraft gesteigert, für die gegnerische Partei auf den niedrigsten 
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Grad herabgebracht werden können, bilden gleichfalls einen wichtigen 
Gegenstand der Eriegspolitik. 

Die obenerwähnten Dinge sollen nun in den nachfolgenden 
Blättern einer einlässlichen Untersuchung unterworfen werden. 



Zweiter Abschnitt 



Die Stelle des Krieges in der Weltordnung 
und die Idee des ewigen Friedens. 

I. 

Der Krieg wird von Menschen geführt, von sinnlich-vernünftigen 
Wesen, als deren eine unterscheidende Eigenschaft von den Meisten 
diese hervorgehoben wird, dass sie mit Vernunft begabt seien. Men- 
schen führen nicht bloss den Erleg, sie ^»eschliessen ihn auch. Man 
muss daher mit Noth wendigkeit annehmen, dass der Eijieg einen 
Z weck habe. 

Dies kann aber nur gelten für den einzelnen Krieg. Wir 
können fragen : welchen Zweck hatte der Krieg von 1854 der West- 
mächte gegen Kussland? welchen Zweck hatte der Krieg Preussens 
gegen Oesterreich 1866? u. s. w. Und bei diesen Fragen ergänzen 
wir immer selbstverständlich, welchen Zweck hatte dieser oder jener 
Krieg für diese oder jene der Parteien, welche ihn gegen einander 
führten? 

Nun vernehmen wir aber die Frage: hat der Krieg im Allge- 
meinen einen Zweck als Erscheinung in der Weltordnung? Wenn 
nun diese erste Frage bejaht würde, so würde naturgemäss die zweite 
daran geknüpft werden: welchen Zweck hat der Krieg in der 
Weltordnung? 
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Aber schon auf die erste Frage gibt es keine Antwort. Des 
Me98ohen Wissen und Verstehen ist ein absolut Begrenztes; dass es 
sich so verhaltei dies positiv zu wissen ist ihm gegeben; er weiss, 
dass es ihm versagt ist, das Unendliche in Raum, Zeit, Geist zu 
begreifen. Das Weltganze, die Weltordnung, die Natur sind und 
bleiben ihm daher nur Thatsachen, Selbstzweck. Den letzten 
Gründen und Keimen forscht er auf allen Gebieten vergebens nach; 
er fasst die Erscheinungen auf, nirgends das Wesen. 

In der Natur ist nun eine Erscheinung, welche sie vollständig 
durchdringt, der Kampf, das ewige Verändern der Formen, Ver- 
gehen und Entstehen, das Werden. Von diesem Kampfe sagten die 
alten Philosophen, Empedokles, dass er der Vater aller Dinge, — 
Heraklit der Dunkle, dass er der Vater alles Gtiten sei. Welchen 
Zweck dieser Kampf habe, dürfen wir auch nicht fragen. Auch er 
ist für uns Thatsache, Selbstzweck. 

Den Krieg aber, welchen die Menschen unter einander führen, 
dürfen wir mit Recht als eine besondere menschliche Form jenes 
allgemeinen Werde-Kampfes in der Natur hinnehmen, mit um so 
grösserem Recht, da der Mensch, wie vernunftbegabt er sein möge, 
ausserdem auch ein sinnliches Wesen ist und dadurch der Natur- 
geschichte verfallt, unter den allgemeinen Naturgesetzen steht 

Wer nun geneigt ist, bescheiden den Krieg der Menschen in 
dieser Weise aufzufassen, ist damit keineswegs verpflichtet, ihn für 
etwas Wohlthätiges , Angenehmes zu erklären; er bleibt berechtigt, 
den Krieg für ein üebel zu halten und ihn so zu nennen, — ebenso 
wie er eine Krankheit ein Uebel nennt, möge diese noch so sehr 
nur der Ausdruck einer natumothwendigen Entwicklung sein. Ein 
Anderer aber wäre eben so berechtigt, neben der Nothwendigkeit 
des Krieges dessen wohlthätige Einwirkungen hervorzuheben; wie 
er bei einer Krankheit ausser ihrer Natumothwendigkeit deren wohl- 
thätigen Einfluss auf den ganzen Organismus und dessen Erneuerung 
vorzugsweise betrachtet. 

In der That, ist denn der Krieg ein absolutes Uebel? Es 
lässt sich Vieles darüber sagen, und wir werden noch oft genug auf 
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diesen Punkt zurückkommen. Hier eoUen nur einige vorläufige Be- 
merkungen in dieser Beziehung gemacht werden. 

Unter den Waffen — heisst es — schweigen die Musen. 

Dies ist schon nicht ganz richtig; wir haben sie in und unter 
den Waffen sich ergehen und sich üben sehen. Aber, wäre es rich- 
tig, nach dem Waffentanz thun sie den Mund auf und rühren die 
Hand; sie verherrlichen den Krieg, der vorübergegangen, und er- 
muntern und reizen an zu dem neuen. 

Ohne den Krieg hätten wir keine Uias; Schillers Wallenstein 
existirte ohne ihn ebenso wenig als die Marseillaise; die schönsten 
Yolkslieder verherrlichen neben der Liebe den Eüdeg. Mögen die 
Skeptiker nun immerhin sagen, dass wir dem Kriege auch poetische 
Produkte von sehr zweifelhaftem Werthe verdanken : — es steht 
uns schliesslich frei, uns des Schönen zu erfreuen und das Miss- 
fallige bei Seite zu lassen. 

Die Bildhauer sind nicht müde geworden, Statuen grosser Krie- 
ger zu meisseln, um deren Andenken bei den Menschen zu erhalten 
und vielleicht verdanken wir dem Kriege selbst die Yenus von Milo, 
wenn es wahr ist, dass sie in der Buchten einen glänzenden Schild 
hielt, sei es nun der des Mars, den sie ihm triumphirend abgenom- 
men, sei es der, welchen sie ihrem Sohne ^eneas reichte, um ihn 
gegen Wunden und Gefahren zu feien. 

Ohne den Krieg wiese die Architektur uns keine Triumphbogen 
und Siegessäulen, keine prächtigen Zeughäuser und Festungsthore 
auf, wie sie vielfach als herrlichste Denkmäler uns überliefert sind. 

Und die Malerei! Wie viele Schlachten- und Heldenbilder, die 
nicht alle, aber doch zu einem guten Theil den Beschauer vor vielen 
anlocken! Heut nehmen wohl die Ejiegsherren Maler mit sich ins 
Feld, um sich von diesen in ihren glücklichsten Momenten darstellen 
zu lassen. Nach jedem Kriege wimmeln die Oemäldeausstellungen 
von Kriegsbildern. Nach dem Kriege von 1870/71 war, obgleich die 
Franzosen in diesem die Besiegten blieben, der Pariser Salon mehr 
als je mit Kriegsbildem ausgestattet. 

Die Musik begleitet seit den urältesten Zeiten und bis auf die 
unseren die Heere in das Feld, die Truppen bis auf den Kampf- 
platz. Nichts aber bewegt, wie man alle Tage sehen kann, mitten 
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im tiefsten Frieden auch die friedfertigsten Hassen mehr als eine 
kriegerische Hnsik, ein donnernder Stnrmmarsoh. 

Es ist schwer zn glauben, dass dieses Yerhältniss der Künste 
znm Kriege ein rein zufälliges sei. Wenigstens gibt es Anlass zum 
Nachdenken, ist des Nachdenkens werth. Wir beschränken uns auf 
die Andeutung, die wir hier gegeben, so gross die Verführung ist, 
diese Dinge weiter und tiefer zu verfolgen. 

Die Wissenschaft verhält sich keineswegs ablehnend zum 
Kriege. Sie behandelt ihn im Allgemeinen als eine Grossmacht*, mit 
welcher ihr erlaubt ist, ebenbürtig zu verkehren. Sie zeigt ihn uns 
als ein wirksames Agens in der Geschichte der Menschheit: der 
Krieg weckt alle edlen Triebe im Henschenherzen oder bringt sie 
zum deutlichsten herrschenden Ausdruck, Huth, Aufopferung, Gross- 
muth; er zeigt einem Volke, welches kaum weiss, dass es ein Ganzes 
sei, seine Zusammengehörigkeit und zwingt oder bewegt es, sich zu- 
sammenzuschliessen. Der Krieg ist die Schule der Erfindungen und 
Entdeckungen; er allein konnte dem Welthandel die Wege bahnen 
und ursprünglich allein die Völker des Erdballs mit einander in 
Verbindung setzen. Er bedarf der Wissenschaften und er fördert sie. 

Auch die Kirche steht nicht auf einem gespannten Fuss mit 
dem Kriege. Jehovah gebot den Juden, die Heiden zu vertilgen und 
liess sie oft hart darüber an, dass sie seinem (Gebote ungehorsam 
waren. Mohamed legte den Bekennern des Islam den Glaubenskrieg 
gegen die ungläubigen als erste Pflicht ans Herz und lockte sie in 
denselben mit den Versprechungen aller Freuden des Paradieses. Und 
die christliche Kirche hat als ihre liebsten Söhne immer die Herr- 
scher betrachtet, welche zur Verbreitung des Glaubens ihr Schwert 
gegen Heiden und Ketzer am schärfsten schliffen : Chlodwig und Karl 
den Grossen, Philipp den Zweiten und Ludwig XIV. 

Wichtig ist es auch, an dieser Stelle zu bemerken, wie die 
Völker wohl durchweg, auch diejenigen, welche im Grunde höchst 
friedliebend — man könnte sagen noch etwas mehr als friedliebend 
sind, — sich mit Vorliebe kriegerischer Eigenschaften und Tugenden 
rühmen, wenn nicht mehr der eigenen, doch derjenigen ihrer Vorväter« 

Die deutsche Tapferkeit, die furia francese, die Berserkerwuth 
der Skandinavier sind Stichwörter. Kömer nannten sich gern die 
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Byzantiner und die Italiener in der Zeit des Verfalls ; in den Gedan- 
ken der modernen Italiener spielt die Fehde von Barletta noch heut 
eine grosse Bolle und in Garibaldi verherrlichen sie sich selbst als 
Krieger, obwohl man weiss, wie klein das Häuflein war, welches sie 
ihm zu seinen nationalen Feldzügen stellten. Selbst die Chinesen 
rühmen sich im Frieden ihrer kriegerischen Tapferkeit, von welcher 
diejenigen, welche im Kriege ihnen gegenüber gestanden haben, 
durchaus nichts bemerken konnten. 



Es scheint uns, als ob ans demjenigen, was wir hier in mög- 
lichster Kürze mehr angedeutet als erörtert haben, ein natürlicher 
Zusammenhang des Menschen mit dem Kriege hervordämmerte. 

Wer aber den Krieg für ein absolutes üebel, — wenn auch 
.vorläufig ftlr ein nothwendiges hält, — der mnss wün- 
schen, dass er aus der Welt verschwinde. 

Aus diesem Wunsche, der in solcher Gestalt durohau -^be- 
rechtigt ist, stammen die Träume von einem satumischen Zeitalter, 

■ 

von einem Paradiese, in welchem Nichtsthun und Sorgenfreiheit, all- 
gemeine Liebe und allgemeiner Frieden herrschen, — einem Para- 
diese, welches entweder in eine längst entschwundene Vergangenheit 
oder in eine ferne Zukunft verlegt wird, welches nun zurück- oder 
herbeigesehnt wird. 

Dieser Wunsch, dieses Sehnen sohliessen nicht die Annahme 

ein, dass der Mensch zur Herbeiführung der Friedensseligkeit etwas 

thun könne, nicht die Forderung, dass er etwas dazu thun solle. 

Dieses Sehnen verträgt sich vielmehr sehr wohl damit, dass die 

; Herstellung des ewigen Friedens den seligen Göttern und dem Schick- 

i sale anheimgestellt bleibe. 

Dieses war auch die Anschauung der Alten, welche den Verlust 
des ewigen Friedens auf Erden beklagten; erst in den modernen 
Zeiten ist es hiemit anders geworden. 

Die modernen Vorfechter des ewigen Friedens sind keine 
Poeten mehr, keine poetischen Philosophen. Nein, sie berufen sich 
l^uf die Vernunft, und nur auf die Vernunft. Sie sagen: der Krieg 
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sei etwas Widersiimiges, Widennenschliohes, Unverantwortliches. Der 
Menseh, das yernnnftbegabte Wesen j welches den einseinen Krieg 
beschliesse und führe, müsse auch im Stande sein, den einzelnen 
Krieg zn vermeiden und folglich den Krieg überhaupt aus der Welt 
zu schaffen. Und weil der Krieg wider alle Yemunft streite, und 
weil d^ Mensch ihn aus der Welt schaffen könne, sei der Mensch 
«uoh verpflichtet, ihn aus der Welt zu schaffen. Diese Modernen 
lassen die Anschauung von dem Kriege als einem Naturereigniss 
nicht zu; sie verwerfen dieselbe mit der Frage, ob etwa der Staat 
ein Naturwesen sei, und verneinen diese Frage, worüber doch auch 
noch zu diskutiren wäre. Diese Modernen sagen: mögen wilde Hör- 
4|n, welche ja wirklich noch im Naturzustande sind, mit einander 
ärieg führen, aber nicht civiUsirte Staaten, welche sieh eben aus 
dem Naturzustande herausgearbeitet haben, welche damit neue Yer- 
pflichtongen übernommen haben. 

Wir unsererseits wollen zunächst über diese Grundfrage nicht 
diskutiren, sondern unsere modernen Antipolemier einfach auf ihrem 
Wegfi greiter führen. 

IV. 

Wenn der Krieg aus • der Welt geschafft , von der Erde ver- 
bannt werden soll, so muss erstens ein Ersatzmittel für ihn ge- 
funden und es muss zweitens die Wirkung dieses Ersatzmittels mög- 
lich gemacht werden. 

Als Ersatz für den Krieg wird uns nun vorgeführt die Auf- 
stellung eines eOTOpUtclieil Schiedsgerichts. 

Es treten hiebei sogleich starke Bedenken hervor. 

Ein europäisches Schiedsgericht umfasst nicht die ganze Erde 
und wenn man «auch das Wort „europäisch^ nicht pedantisch eng 
fasst, sondern unter dem europäischen Schiedsgericht ein solches ver- 
stehen will, welches die Streitigkeiten aller oivilisirten Staaten 
und Völker der Erde entscheiden und schlichten soll, so blieben 
immer noch die Wilden sich selbst überlassen und den CiviUsirten 
feindlich gegenüber. 

femer kann man sich das Schiedsgericht der Giyilisirten nur 
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als ein Staatenschiedsgericht denken. Es bleibt vorläufig nichts 
Anderes übrig. — In einem grossen Staate ist dann aber immer 
noch der Bürgerkrieg mögfich. Dieser wird von dem Staaten- 
sohiedsgericht gänzlich bei Seite gelassen nnd dennoch kann er eine 
absolute Nothwendigkeit werden, noth wendiger als die Kriege ver- 
schiedener Staaten unter einander. 

Weiterhin kann kein Gericht ohne Ezekutionsmittel bestehen, 
ohne eine materielle Kraft, welche seine Urtheile vollzieht, mit Ge- 
walt, wenn eine Partei sich der YctUziehung widersetzt, also bei den 
grossen Verhältnissen, um welche es sich hier handelt, da ein oder 
selbst mehrere Staatm als Yerurtheilte anzunehmen sind, durch 
den Krieg. 

Wollte man nun als BechtsvoUstreckungsmittel ausnahms- 
weise den Krieg auch zulassen, so schliesst die Frage doch noch 
ganz andere Schwierigkeiten ein. Man wird auf dieselben alsbald ge- 
leitet, wenn man erwägt, dass die materielle Gewalt, durch welche 
schliesslich das Urtheil vollstreckt werden muss, nur ein Heer sein 
kann, welches zur Verfügung des Schiedsgerichtes steht. Soll dieses 
Heer nun eine permanente Armee sein, unabhängig von jedem ein- 
zelnen Staate des grossen Bundes, abhängig nur von dem ober- 
sten Gericht desselben? Oder sollen im vorkommenden Falle 
die einzelnen Staaten gehalten sein, dem Gericht Kontingente 
ihrer Armeen zur Verfügung zu stellen? Man möge diese Fragen 
beantworten, wie immer man will, man stürzt dabei aus einem Wider. 
Spruche in den andern. Für den erstem Fall, das Bundes- oder Gtt- 
richtsheer, haben wir eine geschichtliche Analogie allenfalls in den 
Truppen der spanischen Hermandad, zu der Zeit, da Ferdinand und 
Isabella durch ihre Vermählung mit einander die Kronen von Kasti- 
lien und Aragon vereinigten. Eine Analogie für den zweiten Fall, 
das Kontingentsheer, bieten uns die Armeen des ehemaligen deutschen 
Bundes, welche dann und wann zu Bundesexekutionen aufgestellt 
wurden. Wir können uns kaum vorstellen, dass für irgend Jemand 
die Wiederbelebung einer oder der anderen dieser Institutionen etwas 
besonders Verführerisches habe. 

Nun geben allerdings viele Freunde eines europäischen Schieds- 
gerichtes zu, dass unter den Umständen, welche heute ezistiren 
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und deren radikale Aendertmg, soweit menschliche Yoranssioht reicht, 
nicht so bald za erwarten ist, das oberste Schiedsgericht nicht seine 
volle, wünschenswerthe Wirksamkeit werde entfalten können. Aber, 
fügen sie hinzn, es wird immer auch jetzt schon darauf hinarbeiten 
können, dass die Kriege seltener werden, — und ein solches Besnltat 
ist gewiss nicht zu verachten. 

Dies muss Jedermann zugeben. In diesem Falle wiirde das 
Schiedsgericht vielmehr zu einem Mahngericht werden oder etwa 
zu denken sein wie ein Ehrengericht, welches fUr eine Armee 
oder für einen ähnlichen Körper eingesetzt ist, mit der wesentlichen 
Bestimmung, Duelle zu verhüten, soweit dies möglich ist, welches 
aber dann, wenn der Zweikampf unvermeidlich scheint, ihn doch 
zulässt, ohne sich weiter darum zu bekümmern. Ebenso würde das 
Schiedsgericht, in dieser Weise, mit dieser Bestimmung eingesetzt, 
bei jedem Streit zwischen zwei europäischen Staaten mahnend, ver- 
mittelnd eintreten und mit seinem friedlichen Zuspruch die Sache 
beizulegen suchen. Dies könnte dann in vielen Fällen gelingen; in 
andern würde es nusslingen ; das Schiedsgericht müsste dann erklären, 
dass seine Wirksamkeit ein Ende erreicht habe, dass es die beiden 
Oegper sich selbst und es ihnen überlasse, den Streit mit den Waffen 
auszufechten. 

Andere Freunde des europäischen Schiedsgerichtes stellen sich 
auf einen durchaus verschiedenen Standpunkt. Sie sagen: Allerdings 
darf man sich bei den heutigen Zuständen von der Wirksamkeit eines 
solchen (rerichts nichts versprechen oder doch nichts, was uns ge- 
nügt, die wir den Krieg ^gänzlich abschaffen wollen, die wir uns 
nicht mit dem blossen Seltenerwerden des Krieges wollen abspeisen 
lassen. Aber weil es sich so verhält, müssen eben die heutigen 
Zustände schleunigst verändert und s o verändert werden, dass 
ein europäisches Schiedsgericht mit ganzem und unbedingtem Erfolg 
thätig sein könne. 

Wird nun die Frage aufgeworfen, wodurch diese Aenderung 
herbeigeführt werden solle, so antworten sie: durch einen letz- 
ten Krieg. 

Dieser letzte Krieg möchte s'einem Besnltat nach für eine 
Partei allerdings der letzte wünschenswerthe sein können; aber weil 
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e r nöthig war, Trird er einer andern Partei eben nicht als der letzte 
erBcheinen. Diese Partei wird aach ihren letzten Ejieg haben wollen. 
Da nun die Parteien sich beständig umbilden, neae entstehen, alte 
vergehen und darch andere ersetzt werden, da jede Partei immer 
wieder andere Forderungen an das Besnltat ihres letzten Eürieges 
stellen wird, — so verschwindet unbedenklich jener allerletzte 
Krieg, welcher thatsächlich die volle Wirksamkeit des europäischen 
Schiedsgerichtes begründen und möglich machen würde, im Nebel 
einer grauen Zukunft. Die Theorie vom letzten Kriege vernichtet 
sich selbst. 

V. 

Wir wollen nun in einem kurzen Ueberblicke sehen, in welchen 
Gestaltungen sich die Idee eines europäischen Schiedsgerichts in der 
modernen Geschichte gezeigt hat. 

Die christliche Bepublik Heinrichs lY. Heinrieh IV. 
trug in seinem Kopfe den vollständigen Plan eines seiner Meinung 
nach vollkommen und dem allgemeinen Wohl entsprechend organi- 
sirten Europa's. 

Dieses Europa soUte bestehen aus sechs Erbkönigreichen, fünf 
Wahlkönigreichen und vier Bepubliken. 

Die Erbkönigreiche sind : Frankreich, ausgedehnt bis zum Mont- 
Genis und dem Bhein, — Spanien, — England, — Schweden, — 
Dänemark und die Lombardei. Diese letztere sollte der Herzog von 
Savoyen erhalten, welcher dafür Savoyen an Frankreich abtrat. 

Die fünf Wahlkönigreiche oder Herrschaften sollten sein: das 
deutsche Beich, erheblich verkleinert, — Italien, mit Ausnahme von 
Venedig, Lombardei, Genua, Florenz, Sicilien, und unter der Herr- 
schaft des Papstes, — Polen, — Böhmen und Ungarn. Diese drei letz- 
teren, auf Kosten der Habsburger abgerundet, sollten vom adriati- 
sehen Meere bis zur Ostsee eine Schranke bilden gegen die Türken 
und Tartaren (Bussen). — Bussland fiel ebensowenig als die Türkei 
in das Gebiet der christlichen Bepublik. Bussland hatte noch nicht 
mitzusprechen im europäischen Bath, es ward nur insoiem in Betracht 
gezogen, als Europa eine Sicherheit gegen die wilden Horden suchen 
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miiBBte, welche Hoscovien nach Westen ansgiessen konnte; — die 
Dinge haben sich in der kurzen Spanne Zeit von zwei Jahrhunderten 
erheblich geändert. 

Die vier Republiken in Heinrichs Plan waren : die Schweiz, 
yergrössert durch Tyrol, — die Niederlande, am rechten Kheinufer, 
da das linke für Frankreich vindicirt ward, — die vereinigte Be- 
publik Genua-Florenz, — endlich Venedig, dem zugleich die Herr- 
schaft über die Insel Sicilien zufallen sollte. 

Diese fünfzehn Staaten, mit verschiedener Verfassung, gegründet 
indessen auf die nationale und die religiöse Freiheit und Unabhängig- 
keit, entgegen den Österreich-spanischen Bestrebungen, welche weder 
gesonderte Nationalitäten, noch Beligionsfreiheit zuliessen, den Katho- 
lizismus als einzige Beligion hinstellten, — diese fünfzehn Staaten 
sollten in einem natürlichen Gleicbgewicht sein und zusammen eine 
europäische oder christliche Bepublik bilden, über welcher ein Ober- 
ster Bath aller Staaten stände. Dieser sollte Ungerechtigkeiten ver- 
hindem und Streitigkeiten innerhalb der christlichen Bepublik vor- 
beugen. 

Zur Begründung der Zustände, welche die Bedingung waren für 
die Wirksamkeit des Obersten Bathes musste Heinrich seinen letz- 
ten Krieg führen. Um dieses zu können, hatte er ein prächtiges, 
wohlorganisirtes Heer gesammelt, für jene Zeit ein Musterheer. Er 
war 1610 im Begriff, mit diesem ins Feld zu rücken, um zunächst 
sich in den jülich-cleveschen Erbfolgestreit einzumischen und diese 
fraglichen linksrheinischen Gebiete für Frankreich in Beschlag zu 
nehmen, zu welchem sie seinem Plane nach gehörten. Nur wenige 
Tage noch, und der Feldzug begann, — da ward Heinrich am 
14. Mai 1610 von Bavaillao ermordet. Seine christliche Bepublik, 
sein ewiger Frieden starben mit ihm. 

Gustav Adolf. Es unterliegt keinem Zweifel, dass Gustav 
Adolf ganz ähnliche Plane hegte, wie Heinrich IV. Beide Fürsten 
standen durch ihre Toleranz weit über ihrer Zeit, über jedem Pfaffen- 
gezänk. Heinrich hatte ein gutes Becht gehabt, Frankreich zum 
Gentrum seiner christlichen Bepublik machen zu wollen. Gustav 
Adolf konnte Schweden in dem Völkervereine, den er anstrebte, eine 
centrale SteUe nicht anweisen. Zur weiteren Verfolgung seiner grossen 
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Zwecke moBste er zuerst darauf liinarbeiten , deutscher Kaiser zu 
werden. Mitten auf der Bahn fiel er 1632 bei Lätzen. 

Der Abbi de St Pierre und Leibnitz. Im Anfang des 
18. Jahrhunderts stellte der Abbi de St. Pierre sein Projekt der 
Begründung eines ewigen Friedens auf. Er sendete dasselbe an alle 
Fürsten, an alle bedeutenden Männer Europa's. Auch Leibnitz erhielt 
1715, nur ein Jahr vor seinem Tode, ein Exemplar der Schrift Er 
verdankte dies neben seiner allgemeinen Bedeutung auch wohl dem 
Umstände, dass er 1670, in Diensten des Kurfürsten von Mainz, 
eine Denkschrift verfasst hatte: „Welcher Gestalt securitas publica 
interna et externa und Status prasens im Beich auf festen Fuss zu 
stellen." Der Inhalt dieser Denkschrift hing freilich mit dem Ge- 
danken eines allgemeinen und ewigen Friedens nur sehr lose zu- 
sanunen. 

Leibnitz sagte in seinem Dankschreiben an St. Pierre : „Es fehlt 
den Menschen nichts als der Wille, um sich von einer unendlich«! 
Zahl von Uebeln zu befreien. — Damit dem Kriege ein Ende ge- 
macht würde, wäre es nöthig, dass ein neuer Heinrich der Vierte 
mit einigen grossen Fürsten seiner Zeit Ihr Projekt verstände und 
an demselben G^chmack fände.*' 

Nach anderer Seite hin schrieb Leibnitz zu gleicher Zeit : „loh 
habe etwas von dem Projekt des Herrn de St Pierre gesehen, einen 
ewigen Frieden in Europa zu erhalten. Mir fallt dabei die Inschrift 
an einem Kirchhof ein: Pax perpetua. Die Todten schlagen sich ja 
wirklich nicht, aber die Lebenden haben einen andern Geschmack.^ 

Napoleon L Auf St Helena hat Napoleon behauptet, dass 
er 1802 nach dem Frieden ven Amiens nur noch an den ewigen 
allgemeinen Frieden und die Beglückung Frankreichs durch eine gute 
Verwaltung gedacht habe. Aber die Engländer wollten es anders, 
sie Hessen ihm keine Buhe. So musste er sich von einem Kriege in 
den andern stürzen. Bussland 1812 brachte für ihn und Europa die 
grosse Wendung. Wäre aber damals Bussland niedergeworfen wor- 
den, so besteht die grösste Wahrscheinlichkeit dafür, dass Napoleon 
nun seine Waffen nach Asien hinübergetragen hätte, um die Eng- 
länder schliesslich in Indien zu bekämpfen. Wenn nun Napoleon bei 
allen seinen Kriegen auch nur an die Begründung des ewigen Frie- 
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dens gedacht hätte, so koimte e r diesen doch nicht anders herstellen 
wollen, als dnrch die Sohöpfnng einer üniversalmonarchie. 

Wir haben mit Absicht hier diesen Gedanken, den ewigen Frie- 
den durch die Begründung einer Üniversalmonarchie zu finden, 
nicht besonders behandelt und begnügen uns damit, desselben nur 
beiläufig zu gedenken. In der That setzt die Universalmonarchie an 
die Stelle eines obersten Bathes oder Schiedsgerichts der Völker nur 
einen Einzelrichter, den üniversalmonarchen. So gewaltige Staats- 
wesen aber, welche mit Noth wendigkeit die heterogensten Elemente 
einschliessen und diese nicht verdauen und bewältigen können, gehen 
auch mit Natumoth wendigkeit an ihrer Grösse unter, sie zerfallen. 
Das römische Weltreich ist auseinander gefallen und man kann an 
der Geschichte seines Untergangs mit Leichtigkeit die Naturgesetze 
Studiren, zufolge denen ein jedes Weltreich dem gleichen Schicksale 
verfallen muss. 

Die heilige Alliance. Am 26. September 1815 schlössen 
die Kaiser Alexander I. von Bussland, Franz L von Oesterreich und 
der König Friedrich Wilhelm lEL von Preussen mit einander per- 
sönlich, ohne Zuziehung ihrer Minister, einen Bund ab, welcher die 
heilige Alliance genannt wurde. Durch diesen Bund verpfiichteten 
sich die drei Herrscher, nach den Vorschriften des Evangeliums zu 
handeln, sich einander Beistand zu leisten zur Erhaltung des Bechtes 
und des Friedens, ihre Mitherrscher als Brüder, zu betrachten, zu 
ihren Völkern sich wie gute Väter zu stellen. Alle Monarchen 
Europa's, mit Ausnahme des Sultans, wurden aufgefordert, sich die- 
sem Bunde anzuschüessen. Und sie traten ihm bei bis auf den König 
von England und den Papst Der Papst lehnte den Beitritt ab als 
Haupt der Christenheit, des einzigen heiligen Bundes, den er aner- 
kennen durfte, — der König von England lehnte ihn ab als kon- 
stitutioneller Fürst, der persönlich kein Bündniss schliessen könnte. 

Der heilige Bund, eis reiner Fürstenbund, konnte den Zweck 
der Herstellung eines ewigen Friedens nicht erreichen, zumal die 
Völker schon überall geringe Neigung zeigten, sich patriarchalisch 
regieren zu lassen. Dieser heilige Bund war ein Bückschritt, wesent- 
lich ein Bund gegen Unabhängigkeit und Freiheit der Völker, wie 
es die Kongresse von Laybach und Verona, das Auftreten der Oester* 
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reicher in Italien, der Franzosen 1823 in Spanien zur ünterdrüoknng 
der nationalen Insurrektionen, zur Unterstützung verhasster Fürstoi 
sehr hald zeigten. 

In der That fristete der heilige Bund in seinem völligen Be- 
stände ein kurzes Dasein. Er hätte als „Becht" dasjenige aufirecht 
erhalten sollen, welches die Wiener Verträge von 1815 hergestellt 
hatten. Dieses Becht wurde durchlöchert durch den Aufstand der 
Griechen gegen die Türken, durch den polnischen Aufstand von 1830 
und seine Folgen, durch die Lostrennung Belgiens vom Königreich 
der Niederlande, durch die Yereinigung der Bepublik Erakau mit 
Oesterreich, also sehr vielfach schon in den ersten dreissig Jahren, 
ganz abgesehen von Demjenigen, was erst später erfolgte. Förmlich 
für aufgehoben erklärt waren allerdings die Wiener Verträge nie. 
Die Begierungen beriefen sich bisweilen auf sie, wenn es bequem 
schien und ignorirten ihr Dasein, wenn sie unbequem lagen. 

Napoleon III. Napoleon der Dritte bestieg den Kaiserthron 
Frankreichs zuwider den Wiener Verträgen und dennoch wurde er 
von den Begierungen, welche dieselben abgescUossen hatten, aner- 
kannt, von einigen sogar als der Better der europäischen Ordnung, 
der Bändiger der Demokratie mit Enthusiasmus begrüsst 

Dem Pariser Frieden von 1856, welcher den Krimkrieg been- 
dete, war eine Vereinbarung angeschlossen, durch welche die kon- 
trahirenden Mächte auf den ferneren (rebrauch der Kaperei im See- 
kriege verzichteten. In ähnlicher Weise wurde dem Zürcher Frieden 
von 1859 ein Annex beigefügt, dem zufolge künftighin zwei euro- 
päische Mächte nicht gegeneinander zu den Waffen greifen sollten, 
ohne vorher den unbetheiligten Mächten Gelegenheit zum Versuch 
einer gütlichen Verständigung gegeben zu haben. Dieser Annex war 
gedacht im Sinne eines europäischen Schiedsgerichtes, durch 
dessen Eintreten die Kriege wenigstens seltener gemacht werden 
sollten. 

Im Jahr 1863, als die polnische Insurrektion gegen Bussland 
zum Ausbruch gekommen war, als der Angriff der Deutschen auf 
Dänemark wegen Schleswig-Holsteins nahe vor der Thüre stand, 
nahm Napoleon einen Anlauf, den Gedanken von 1859 weiter aus- 
zuführen. Er beschloss, den europäischen Mächten den Vorschlag zu 
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einem Kongresse vorzulegen, dorcli welchen die politisclien Verhält- 
nisse Enropa's neu geordnet, an die Stelle der Wiener Verträge an- 
dere, den nenen Zeitverhältnissen entsprechendere gesetzt werden 
sollten. Am 5. November 1863 theilte Napoleon seine Absicht den 
französischen Kammern mit und sprach dabei : 

„Die Verträge von 1815 haben aufgehört zu existiren. Die 
Gewalt der Thatsachen hat sie schon über den Haufen geworfen 
oder zielt doch dahin, sie aller Orten über den Haufen zu werfen. 
Sie sind gebrochen worden in Griechenland, in Belgien, in Frank- 
reich, in Italien, wie an der Donau. 

„Deutschland ist in Bewegung, um sie abzuändern. England hat 
sie grossmüthig modifizirt, indem es die ionischen Inseln abtrat und 
Bussland tritt sie zu Warschau mit Füssen. 

„Mitten in diesem allmäligen !6ruch des europäischen Grund- 
vertrags werden glühende Leidenschaften aufgeregt und überreizt, — 
und im Süden wie im Norden fordern mächtige Interessen eine Lösung. 
Was könnte unter diesen umständen berechtigter und vernünftiger 
sein, als dass man die Mächte Europa's zu einem Kongresse ein- 
lüde, auf welchem die Eigenliebe und der Widerstand der Einzelnen 
vor einer obersten Entscheidung verschwänden? 

„Was könnte den Zeitideen, den Wünschen der Mehrzahl mehr 
entsprechen, als dass man sich an das Gewissen, an die Vernunft 
der Staatsmänner aller Länder wendete und ihnen sagte: Haben die 
Vomrtheile, der Groll, welche uns trennen, nicht schon zu lange 
gedauert? Soll die Nebenbuhlerschaft, die Eifersucht der grossen 
Machte beständig die Fortschritte der Civilisation verhindern? Wer- 
den wir auf alle Zeit durch übertriebene Rüstungen ein gegenseitiges 
Misstrauen unter uns erhalten? Müssen die kostbarsten Hülfsquellen 
ohne Ende durch ein eitles Zursohautragen unserer Kräfte erschöpft 
werden? Werden wir ewig einen Zustand aufrecht erhalten, welcher 
weder der Friede mit seiner Sicherheit ist, noch der Krieg mit seinen 
Aussichten auf glückliche Entscheidungen? Geben wir doch nicht 
länger dem ümsturzgeist der äussersten Parteien eine anscheinende 
Wichtigkeit, indem wir uns mit engherziger Berechnung den berech- 
tigten Bestrebungen der Völker widersetzen. Haben wir doch den 
Muth, einen kranken, unhaltbaren Zustand zu ersetzen durch ein 

2 
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festes, geordnetes Yerhältniss, sollte dieses auch Opfer kosten. — 
Vereinigen wir uns, ohne ^orgefasste Systeme, ohne ansschliessenden 
Ehrgeiz, einzig beseelt von dem Gedanken, von nan an eine Ord- 
nung der Dinge zu scha£Pen, welche auf dem wohlverstandenen In- 
teresse der Fürsten wie der Völker beruht. 

„Ich bin geneigt zu glauben, dass dieser Aufruf von Allen ver- 
standen werden wird. Eine Weigerung würde auf das Dasein ge- 
heimer Plane schliessen lassen, welche das Licht des Tages scheuen. 
Aber wenn der Vorschlag auch nicht einstimmig angenommen würde, 
bliebe ihm immer noch der ungeheure Vortheil, Europa gezeigt zu 
haben, wo die G-efahr, wo die Bettung liegt. 

„Zwei Wege stehen offen : der eine führt zum Fortschritt durch 
die Civilisation und den Frieden; der andere früher oder später mit 
Nothwendigkeit zum Kriege, wenn man eigensinnig eine Vergangen- 
heit, welche im Zusammenbrechen ist, erhalten und stützen will." 

Die Hoffnung Napoleons wurde gründlich getäuscht, sein Eon- 
gressvorschlag ward von sämmtlichen Mächten mit Misstrauen und 
folglich sehr kühl aufgenommen. Die Meinung in Europa war ziem- 
lich allgemein die, dass Napoleon lediglich die Absicht habe, eine 
neue Koalition unter seiner Leitung zusammenzubringen und dabei 
im Trüben zu fischen. 

Auch England verhielt sich ablehnend. Diesem hatte er sehr 
bald Gelegenheit, Gleiches mit Gleichem zu vergelten. Als die eng- 
lische Begierung 1864 ihn aufforderte, mit ihr gemeinsam für das 
bedrängte Dänemark einzutreten, verweigerte er dies. 

Im gleichen Jahre erschien dann eine von ihm inspirirte Bro- 
chure zur Bechtfertigung und Verherrlichung der Kongressidee: La 
paix universelle, id6e napoleonienne, devani Chisioire. Diese kleine 
Schrift liess es sich angelegen sein, zu behaupten, dass Napoleon I. 
alle seine Kriege lediglich im Interesse der Herstellung des ewigen 
Friedens geführt habe; dass überhaupt das Kaiserreich der Friede 
sei, und nur, um diesen dauerhaft begründen zu können, mit Noth- 
wendigkeit eine gewisse Beihe letzter Kriege führen müsse. 

In die Ideenreihe, die wir bei der Besprechung der Bestrebungen 
Napoleons III. verfolgen mussten, gehört auch eine Schrift, welche 
in sehr bescheidenen Formen, aber keineswegs ohne Inspiration aus 
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einflusBreichen Kreisen anfangs 1869 zn Strassburg erschien: La 
paix par la guerre. 

Diese Schrift führte aus, dass die Fragen, welche immer wieder 
Europa in Unruhe versetzten, sich wesentlich auf drei zurückführen 
Hessen : die Frage der Eheingrenze , die polnische und die orientali- 
sche Frage. Die hauptsächlichste sei aber die Frage der Eheingrenze; 
sobald Frankreich — .durch den Krieg — in den Besitz des ganzen 
linken Eheinufers gekommen und dadurch befähigt worden sei, seinen 
ciyilisatorischen Einfluss auf Europa voll und mächtig geltend zu 
machen, seien auch die beiden andern Fragen ungefähr als gelöst zu 
betrachten. Frankreich genüge dann, um sie zu lösen. 

Ein Jahr nach dem Erscheinen dieser Schrift entbrannte der 
Krieg, welcher Frankreich die Eheingrenze geben sollte, und zu einem 
ganz entgegengesetzten Eesultate führte! 

Die Friedens- und Freiheitsliga. Wir sind den Spuren 
des Cäsars auf Frankreichs Thron bei seinen mehr oder minder 
zweifelhaften Bestrebungen zur Herstellung des ewigen Friedens ge- 
folgt. Wir müssen nothwendig auch die Bestrebungen seiner Gegner 
auf der gleichen Bahn, zum gleichen Ziele betrachten. Die Kriege 
von 1864 und 1866, dann die Luxemburger Verwicklung hatten in 
den Köpfen einiger wohlmeinenden Leute den Gedanken gereift, dass 
dieEegierungen nie zum ewigen Frieden gelangen würden, dass 
es an den Völkern selbst sei, für die Erreichung dieses höchsten 
Gutes zu arbeiten. Um nun damit einen Anfang zu machen, beriefen 
jene Männer einen internationalen Friedenskongress nach Genf. Der- 
selbe tagte hier vom 9. bis 12. September 1867. Noch niemals hatte 
man eine babylonischere Verwirrung erlebt, als hier ; noch nie waren 
auf irgend einem Kongress die Parteien in so beständiger Gefahr, 
eii^ander thatsächlich in die Haare zu fallen. Jeder einzelne hatte 
seinen letzten Krieg in der Tasche mitgebracht und zog ihn hervor. 
Die Theorie des letzten Krieges kulminirte auf diesem Kongress. 
Ein Schweizer, der naiv genug gewesen war, nach Genf zu kom- 
men, in der Meinung, dass dort über die Mittel zur Begründung des 
Völkerfriedens ernstlich werde verhandelt werden, rief endlich entsetzt 
aus: „Bin ich auf einem Friedens- oder Kriegskongress ? Auf zehn 
Kriegserklärungen vernehme ich kaum eine Friedenserklärung I" 
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Ans dem Tumult der Yerbandlangen ging doch soviel hervor, 
dasB hier von der Stiftnng einer G^seÜBchaft , welche lediglich im 
Interesse des Friedens wirken sollte, nicht die Bede sein könne. 
Es ward denn auch die Stiftung einer Friedens- und Freiheits- 
liga beschlossen. 

Garibaldi, welcher dem Kongresse beiwohnte, verliess denselben 
noch vor dem Ende mit der Absicht, nun seinen letzten Krieg 
zu beginnen. Dieser letzte Krieg fand seinen Abschluss unter den 
Mauern Roms bei Montana vor den wunderthätigen Chassepots Na- 
poleons ni. 

Die Friedens- und Freiheitsliga fristet noch immer ein kümmer- 
liches Dasein und hält auch noch dürftig besuchte Kongresse ab. 
Im Jahre 1875 wurde die Welt daran erinnert durch ein Schreiben, 
welches Victor Hugo, der grosse Dichter und kleine Baschibozuk 
der Politik, an den Kongress richtete, um sein Ausbleiben zu ent- 
schuldigen und zugleich wieder einmal zu versichern, dass es für die 
Welt heut nur noch eines letzten Krieges bedürfe. 

VI. 

Viele Friedensfreunde, Männer, welche die Fortdauer der Kriege 
aus tiefster Seele beklagen, wollen sich doch weder mit dem Mittel 
des letzten Krieges befreunden, noch an die absolute Wirksamkeit 
des obersten Schiedsgerichtes glauben, möge dieses übrigens in Thätig- 
keit treten, unter welchen vorläufig abzusehenden umständen dies 
immer sein möge. Sie sagen vielmehr: der ewige Frieden ist ein 
Ideal, welchem wir zustreben; die Menschheit kann sich aber dem- 
selben nur allmälig annähern durch eine fortschreitende Vervollkomm- 
nung ihres gesammten Zustandes, durch fortschreitende Verbes^ 
rung des politischen, moralisch-religiösen und physi- 
schen Zustandes der Völker; sie kann das Ideal nicht mit einem 
Schlage erobern. 

Diese Männer suchen nun auf die Vernunft und auf das Gkfühl 
der Menschen zu wirken, denselben Abscheu gegen den Krieg ein- 
zuflössen , diesen als etwas durchaus Widersinniges darzustellen. 
Sie untersuchen, durch welche Aenderungen in den Einrichtungen, 
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is den Sitten, in der Erziehung der Krieg allmälig beseitigt werden 
könnte. Dabei verfahren sie bald ^einseitiger, bald vielseitiger. 

Einer der Männer, welche sich mit besonderem Eifer und mit 
tiefer üeberzeagung dieser Art von Thätigkeit ergeben haben, ist 
Elihn Burrit Dieser merkwürdige Mann ward za Berlin geboren, 
nicht in der Kapitale des deutschen Reichs, sondern in einem gleich- 
namigen Städtchen in Nordamerika, in Massachusetts. Nach dem Tode 
seines Vaters kam er zxh einem Orobschmied in die Lehre und be- 
trieb auch das Schmiedehandwerk den grössten Theil seines Lebens. 
Dabei machte er aber in seinen Mussestunden die ernstesten Studien 
nnd überwand die unglaublichsten Schwierigkeiten. Unter anderem 
lernte er hebräisch und die anderen semitischen Sprachen, um die 
Bibel im Urtext lesen zu können. Von 1831 ab, erst zwanzig Jahre 
alt, hatte er sich in seinen Umgebungen schon den Ehrentitel: der 
gelehrte Grobschmied erworben und hielt jenen Vorlesungen über 
alle möglichen Dinge, bei denen er sich aber mit Vorliebe auf die 
Bibel stützte und seine Texte zur Anknüpfung aus ihr wählte. Bei 
seinen Studien, bei seinem Nachdenken stellte sich ihm nun beson- 
ders die Verwerflichkeit des Krieges dar, und von 1840 ab über- 
schwemmte er die amerikanische, bald dann auch die europäische 
Presse mit Artikeln, welche gegen den Krieg polemisirten. Burrit 
packte denselben fast von allen Seiten an. Li seinen „Olives leaves^' 
(Oelblättem) , welche 1853 endlich gesammelt erschienen, zählte er 
bald die Gräuel des Krieges auf, die Todten, die Verwundeten, die 
Jünglinge, welche in Folge der Strapazen und Schrecken des Krieges 
mit siechem Körper aus ihm zurückkehrten, bald berechnete er die 
immensen Kosten des Krieges und der stehenden Heere. Dann wieder 
suchte er nachzuweisen, dass der Krieg, wie allen göttlichen (re- 
boten, so auch der menschlichen Vernunft widerspreche, da ein 
Krieg noch niemals seinen Zweck erreicht habe. Er 
ermahnte dann die Welt, schon durch die Erziehung die Jugend von 
den Kriegsgedanken abzuwenden, statt ihr dieselben förmlich aufzu- 
dringen. Er verdammte schonungslos alle Spiele, welche an Kampf 
und Krieg erinnern und den militärischen Geist in den Kindern 
anregen können. Auch aus dem Unterricht, aus der Lektüre der 
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Jugend, ans der modernen Ennst sollte Alles entfernt werden, 
was auf Krieg liindeatete oder gar «denselben glorifioirte. 

Man sieht, dass der Mann etwas weit ging und, man darf wohl 
sagen, unerfüllbare Anforderungen stellte, allein er war von einer 
tiefen Ueberzeugung durchdrungen und man muss ihm daher Yieles 
zugute halten. 

üebrigen^ ist wenigstens die Grundansicht Burrits von der Un- 
yemunft und Widermenschlichkeit des Krieges heut viel tiefer in 
die Massen eingedrungen, als gewöhnlich zugegeben werden will. 
Nur hindert dies durchaus nicht, dass die Massen, welche bei ruhigen 
Sinnen den Krieg verabscheuen, sich mit einer gewissen Wuth in 
ihn hineinstürzen, wenn sie in irgend einer Weise zu ihm aufgeregt 
oder in ihn hineingezogen werden. Man kann sich nichts Friedlidieres 
denken, als das deutsche und das französische Volk noch kurz vor 
dem Kriege von 1870. Für das deutsche wird die Friedfertigkeit in 
dieser Periode von allen Seiten zugegeben; in Bezug auf das fran- 
zösische Yolk ist die Wahrheit verdunkelt worden , zum grossen 
Theil durch die Insinuationen der Umgebungen Kapoleons HI., welche 
den wahnsinnigen Friedensbruch durch das Vorgeben entschuldigen 
wollten, sie seien von der öffentlichen Meinung zu ihm gezwungen 
worden. Es war die absoluteste Unwahrheit. Man sehe die Programme 
der Kandidaten bei den Wahlen zur Legislative vom November 1869 
an. Fast in keinem derselben fehlt das Versprechen des Kandidaten, 
er werde in der Kammer für die Entwaffnung, für die Verminderung 
der militärischen Lasten, also für den Frieden arbeiten. Am 26. Ok- 
tober 1869 gab der „Figaro" eine Phantasienummer heraus. Dieselbe 
sollte die erste Nummer des officiellen Journals in der damals zu 
eröffnenden Aera des liberal-konstitutionellen Cäsarismus vorstellen. 
Sie brachte eine Menge Dekrete in diesem Sinne, und der Figaro 
bemühte sich, in diesen fingirten Dekreten die allgemeine Volksstim- 
mung möglichst zum Ausdruck zu bringen, die Wünsche der Masse 
des Volks wiederzugeben, -^m ihm auch gelang, obgleich er Manches, 
wie es im Charakter des Blattes .liegt, burlesk tibertrieb. In der ffn- 
girten Proklamation Napoleons III. lässt der Figaro diesen sagen : 
„Der Frieden ist das erste Pfand einer wirklich volksthümlichen 
Politik; aber die Nation, welche Europa bei Austerlitz, bei Jena, an 
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der Moskowa, vor Sebastopol und bei Solferino besiegt hat, muss 
nnangegriffen und unangreifbar bleiben. Von nun an werden alle 
Franzosen vom 20. bis zum 25. Lebensjahr Soldaten sein, aber ge- 
rade nur so lange als nöthig ist, um das Vaterland vertheidigen 
zu lernen, wenn es in Grefahr kommt. Das Eriegsministerium nimmt 
den Titel: Ministerium der Entwaffnung an." 

Dies war wirklich den Yolkswtinschen entsprechend, und als 
auf den 8. Mai 1870 das Plebiscit angeordnet ward, welches über 
Annahme oder Verwerfung jener neuen liberal-cäsaristischen Ver- 
fassung entscheiden sollte, auf deren Grund das Eaiserthum verjüngt, 
aber gesichert weiter leben sollte, da musste dem Volke auf alle Arten 
und zu jeder Stunde eingeprägt werden, dass die Annahme dieser 
Verfassung gleichbedeutend mit dem Frieden sei, um jene unge- 
heure Majorität herauszubringen, welche ein Ja in die Urne warf. 

Aus dieser Friedfertigkeit und Friedensseligkeit fielen die Massen 
in Frankreich in das Eriegsgeschrei hinein, sobald dieses unter un- 
wahren Vorspiegelungen über die Sachlage von der Begierung an- 
gestimmt war. Und auch die Deutschen fanden sich mit überraschen- 
der Schnelligkeit in den Erieg, da er einmal unvermeidlich schien. 

Von der Regel machte damals rechts und links des Eheines 
eigentlich nur die ,,internationale Arbeitergesellschaft" 
eine Ausnahme, welche neuerdings in Frankreich durch das Gesetz 
vom 14. März 1872, erlassen unter der Präsidentschaft des Herrn 
Thiers, vollständig in Acht und Bann gethan ist, so dass — ihr als 
Mitglied anzugehören — allein schon als Verbrechen verfolgt und 
bestraft wird. Dieser Verein stellt den Grundsatz auf: dass alle 
Arbeiter der Welt ohne Unterschied der Nation solidarisch mit ein- 
ander verbunden seien, dass sie niemals ein Interesse an dem Eriege 
einer Nation gegen die andere haben könnten, in welchem immer 
nur die Unschuldigen für die Schuldigen litten, dass ihr einziges 
Interesse der gemeinschaftliche durch die ganze Welt gehende Eampf 
gegen die heutige Form der Produktion, die Eapitalwirthschaft und 
Eapitalherrschaft sei. In den Proklamationen, welche im Sommer 
1870 die Führer der internationalen Arbeitergesellschaft sowohl in 
Deutschland als in Frankreich erliessen, war unter Anderem eines 
Mittels, den Erieg unmöglich zu machen, gedacht, welches 
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melirfaoli auch von ruhigen Philosophen in Betracht gezogen worden 
ist. Es ward nämlich den Soldaten einfach anempfohlen, den Gehor- 
sam aufzukündigen nnd nicht zu marsohiren. Dieses Mittel wäre 
allerdings ein radikales; — nur hat die militärische Disciplin gegen 
seine Anwendung Hebel mehr als nöthig zur Verfügung, sobald nicht 
alle Soldaten wie ein Mann nach der Anempfehlung handeln. Und 
wieder, um wie ein Mann zu handeln, müssten sie sich im Voraus 
yerständigen können. Wie dies aber bei den gewaltigen Heeren 
unserer Zeit praktisch ausführbar sein sollte, ist nicht wohl einzu- 
sehen. Angenommen aber, die Soldaten der einen Partei könnten 
sich ' untereinander verabreden und einig werden , würden sie dann 
nicht noch immer sich die Frage aufwerfen müssen, ob die Soldaten 
der andern Partei in gleicher Richtung einig würden? Müsste nun 
diese Frage verneint werden oder bliebe sie zweifelhaft, so würden 
die Soldaten der ersteren Partei durch ihren natürlichen Patriotismus 
doch zum Gehorsam und in den Krieg getrieben werdrai. Denn ver- 
weigerten nur sie .denselben, die Soldaten der anderen Partei aber 
nicht, so wüvde allerdings der eigentliche Krieg vermieden ; das Land 
der ersteren aber ohne Kampf einer vielleicht nicht allzusanften In- 
vasion der andern preisgegeben. 

moL. 

Wenn £lihu Burrit, wie wir gesehen haben, den Krieg von 
allen Seiten angriff, um ihn zu vernichten, so haben Andere ein- 
zelne Seiten herausgenommen, einzelne Sichtungen der Verbesserung 
oder — bescheidener gesprochen — der Veränderung der heutigen 
Zustände in politischer, moralisch religiöser und physischer Hinsicht 
hervorgehoben, durch welche der Fortdauer der Kriege entgegen- 
gearbeitet werden könnte. 

Beschäftigen wir uns zuerst mit den politischen Veränderungen, 
so finden wir da die Behauptung, dass die Abschaffung des Krieges 
nur möglich sei durch die Beseitigung aller Monarchieen und die 
allgemeine Begründung der Bepublik, welche hier immer als demo- 
kratische Bepublik gedacht wird. 

Montesquieu zufolge (de Tesprit des lois, livre III) ist das 
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Prinoip der Demokratie die Tugend; dasjenige der Monarchie die 
£hre, dasjenige der Despotie die Fnroht Die Tugend sollte nun 
allerdings weniger des Krieges bedürfen, als die Elire, an deren Seite 
stets der Euhm und die Euhmbegierde stehen. Auch ist es richtig, 
dasB gar manche Kriege, die Erbfolgekriege und ähnliche lediglich 
hervorgegangen sind aus dem Bestehen der erblichen Monarchie und 
nicht möglich gewesen wären, wenn die ganze Welt in Bepubliken 
getheilt war, wohl verstanden, wenn diese Eepubliken nicht 
auch Erbschaften annahmen. Das trifft nun nicht zu. Wir 
brauchen nicht an die Vermächtnisse zu erinnern, welche sich die 
grosse Bepublik des alten Bom von barbarischen Fürsten machen 
Uess und welche sie sich dann im Nothfall erkämpfte; auch in dem 
uns viel näher liegenden alten Zürichkrieg handelte es sich um eine 
Erbschaft, die Toggenburger, und der Streit ward nur zwischen Be- 
publiken geführt So, möchte man sagen, können Erbfolgen und In- 
teressen, welche nur die Herrschaft des einen über den andern be- 
treffen und welche man in Monarchieen als dynastische bezeichnen 
würde, auch Anlass zum Kampfe zwischen Bepubliken allein geben. 
Aber wollte man auch alle diese dynastischen Anlässe, als für- 
Bepubliken nicht existirend, ausschliessen , so bleiben immer noch 
eine Menge anderer, wegen derer Bepubliken ebenso wohl als Monar- 
chieen mit einander in Streit gerathen können. Und sieht man von 
älteren Zeiten ganz, und für die neueren von den uns femer liegen- 
den Kämpfen, z. B. der südamerikanischen Bepubliken ab, so hat 
doch immer noch die Schweiz 1847 ihren Sonderbundskrieg, die 
amerikanischen Freistaaten haben ihren grossen Bürgerkrieg von 1861 
bis 1865 gehabt. 

Femer werden die stehenden Heere als eine Anreiznng und 
ein Anlass zum Kriege behandelt und es wird ihre Beseitigung, von 
schüchternen Leuten wenigstens ihre Beduktion, verlangt als eine 
Garantie für die Annäherung an das Ideal eines ewigen Friedens. 
Wir reden von stehenden Herren nach dem gebräuchlichen Ausdruck. 
In der That hat das einzige eigentliche stehende Heer in Europa heut 
noch England, die Schweiz hat ein Milizheer, alle anderen europäischen 
Staaten haben Gadresheere, gebaut auf ein stark entwickeltes Beserve- 
system, mit entsprechenden permanent unter den Waffen befindlichen 
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Stämmen» Der heutige Sprachgebraucli bezeichnet auch diese Cadres- 
heere als stehende. 

Ein solches stehendes Heer bedarf eines niemals za geringen 
Stammes von Bemfssoldaten verschiedener Grade, Männer, welche 
iheils der Yorbereitong des Krieges, theils dann doch gewiss anch 
diesem selbst ihr ganzes Leben widmen. Die volle Befriedigung kön- 
nen sie offenbar nie in der ewigen Vorbereitung finden, diese können 
sie nur finden im Kriege selbst, der die Früchte der Vorbereitung 
aufzeigt. Diese Männer müssen also ohne Zweifel von Zeit zu Zeit 
den Krieg wünschen, ganz abgesehen von rein persönlichen Interes- 
sen, — und, soweit und wo sie Einfiuss haben, werden sie eher auf 
die Herbeiführung eines Krieges hin als derselben entgegenarbeiten. Ihr 
Wunsch, i m Kriege, nicht blos für denselben thätig zu sein, ist ein 
durchaus berechtigter; ja, wenn Berufssoldaten den Wunsch nicht 
hegten, müsste man sich von ihnen sogar eine keineswegs schmeichel- 
hafte Vorstellung machen. 

So ist es also unbestreitbar, dass die Existenz der stehenden 
Heere die Fortdauer der Kriege bis zu einem gewissen Punkte unter- 
hält und garantirt. Aber, dass mit der Beseitigung der stehenden 
Heere auch der Krieg überhaupt aus der Welt geschafft würde, das 
darf man nicht sagen. Die ganze Weltgeschichte würde einer solchen 
Behauptung widersprechen und wir wollen hier nur wieder an den 
schweizerischen Sonderbundskrieg und an den amerikanischen Bürger- 
krieg erinnern. 

Wenn nun schon die gänzliche Abschaffung der stehenden Heere 
keine Beseitigung des Krieges mit sieh führen würde, so ist noch 
weniger einzusehen, wie eine Beduktion der stehenden Cadresheere 
ein solches oder ein ähnliches Eesultat haben könnte. Von einer sol- 
chen Eeduktion ist in neuerer Zeit oft gesprochen und sie ist oft 
empfohlen, präkonisirt worden theils um des lieben Friedens willen, 
theils aus ökonomischen Bücksiohten. — In neuester Zeit hat Herr 
Dr. Fischhoff in Wien wiederum die B.eduktion der stehenden Heere 
in Europa aufs Tapet gebracht und dabei einen allerdings ganz neuen 
Gedanken angeregt, der sich auch in den österreichischen Reichstag 
wagte. Es sollten nämlich die verschiedenen Parlamente der euro- 
päischen Staaten sich durch Delegationen über die Massregeln ver- 
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standigen, welche für die Kednktion der enropäisclien Armeen zu 
ergreifen wären und nach dieser Verständigung sollten dann die ein. 
seinen Parlamente handeln nnd auf ihre bezüglichen Begierungen ein- 
wirken. Wir glaaben, es gehört noch etwas anderes als ein inkom- 
mensurabler Mnth dazu, sich in unseren Tagen von einer parla- 
mentarischen Einwirkung dieser Art das Mindeste zu versprechen. 
Das sind sonderbare Schwärmereien! Wir bedauern, an dieser Stelle 
auf den allerdings höchst interessanten Gegenstand nicht näher ein- 
treten zu können. Wir möchten hier nur hervorheben, dass die meisten 
Leute sich von dem Begriffe der Reduktion der stehenden Heere 
eigenthümliche Yorstellungon machen. In der That, wenn alle euro- 
päischen Staaten das englische System eines eigentlichen stehenden 
Heeres hätten, mit geworbener Mannschaft, ohne eigentliches Beserve- 
verhältniss, so wäre nichts leichter, als durch gemeinsame Beschlüsse 
alle Heere Europa's auf einen etwa gleichen oder gleichgewichtigen 
Stand zu reduziren. Dann brauchte man z. B. nur darüber einig zu 
werden, dass jeder Staat ein stehendes Heer von Y2 Prozent seiner 
Bevölkerung unterhalten solle. 

Aber die verschiedenen Cadresheere Europa's mit dem dazu 
gehörenden Beservesystem beruhen auf absolut verschiedener Basis 
und die Beduktion des sogenannten stehenden Heeres auf ein ge- 
wisses Prozent der Bevölkerung kann bezüglich der Kriegsstärke 
für den eben ganz andere Wirkungen haben als für den anderen. 

Nehmen wir z. B. an, England reduzirt sein stehendes Heer 
unter Beibehaltung der heutigen Formen auf Ys Prozent der Be- 
völkerung von G-rossbritannien und Irland, also auf 150,000 M., so 
hat es diese 150,000 M« im Kriege wie im Frieden; im Kriege, so 
lange es sein Heer nicht durch neue Werbungen vermehrt, keinen 
Mann mehr als im Frieden. 

Stellen wir nun Deutschland dagegen mit seiner allgemeinen 
Wehrpflicht ; dieses reducirt sein stehendes Heer gleichfalls auf 
Vs Prozent der Bevölkerung, also auf etwa 200,000 M. Es behält 
jetzt aber jeden Mann nur ein Jahr bei der Fahne, statt bisher drei 
Jahre; so wird es in 12 Jahrgängen für Landwehr und Linie immer- 
hin zwei Millionen wehrfähiger und wehrpflichtiger Männer für den 
Krieg haben. Da es von seinem bisherigen Militärbudget wenigstens 
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150 Hillionen Francs sparen kann und da ihm die einjährige Dienst- 
zeit für die militärische Ausbildung nicht genügend scheint, so hat 
es nur nöthig, die ersparten 150 Millionen, vielleicht nur einen Theil 
davon, auf die Schule, auf die höheren, wie auf die Volksschulen zu 
werfen, und kann sich damit vollständig dies Resultat sichern, dass 
es seine Rekruten für die stehende Armee körperlich und geistig 
durchaus vorgebildet findet, so dass sie in der stehenden Armee nur 
noch den letzten Schliff für die Einreihung in die regelmässigen und 
grösseren Heereskörper zu empfangen haben. 

Aus dem eben angeführten Beispiel, welches nichts anderes als 
ein erläuterndes Beispiel sem soll, folgt, dass „die gleichmäs- 
sige Reduktion der europäischen Heere" eine Phrase ohne 
wirklichen Sinn ist. Fügen wir nun aber noch etwas Weiteres hinzu. 

So lange ein heutiges Cadresheer nicht absolut seine Basis 
ändert, muss der stehende, permanente Theil desselben in unserer 
Zeit allmäüg immer stärker und das Budget desselben muss allmälig 
immer grösser werden. 

Dies ist eine Forderung der Vernunft, welche von der Erfahrung 
bestätigt worden ist. Vor dem Jahre 1866 glaubten die preussischen 
Parlamentarier, sobald Preussen nur erst in Norddeutschland, oder 
in Deutschland aufgegangen sein würde, könnten ohne weiteres die 
preussischen Militärausgaben vermindert werden. Dieser Glaube war 
ein irriger, wie die Erfahrung erwiesen hat. Dann hofften die deut- 
schen Parlamentarier wieder, wenn nur einmal eine glückliche Ab- 
rechnung mit Frankreich stattgefunden habe, könnten die Militär- 
ausgaben Deutschlands bedeutend vermindert werden. Ein neuer Irr- 
thum, den der Feldmarschall Moltke im deutschen Reichstag am 
16. Februar 1874 mit den einfachen Worten aufklärte : „Was wir 
in einem halben Jahre mit den Waffen errungen haben, das mögen 
wir ein halbes Jahrhundert mit den Waffen schützen müssen, 
damit es uns nicht wieder entrissen wird." 

Die Dienstzeit des einzelnen Mannes bei der Fahne kann, so 
lange kein Aequival^t an die Stelle gesetzt wird, wie es nur in der 
ganzen Anlage der Jugenderziehung gefunden werden könnte, 
— heute nicht verkürzt werden. Es muss ein sehr grosser Werth 
auf die selbständige Tüchtigkeit des einzelnen Mannes gelegt werden , 
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damit man diese aber wirklich ausnützen könne, muss auch ein 
ausserordentlich hoher Werth anf die Anersdehung der Disciplin der 
Truppen gelegt werden. Die individuelle Ttichtigkeit allein, ohne eine 
hochentwickelte Disciplin, würde nur die centrifngalen Strehungen 
begünstigen, welche den Werth der individuellen Tüchtigkeit wie- 
der aufheben. 

Damit die Streitkraft im Kriege so gross als möglich sei, müssen 
in jedem Jahre so viele Leute eingestellt werden, als die Finanzen 
es immer gestatten. Da die Budgets besonders konstitutioneller Staaten 
erfahrungsmässig keineswegs unbiegsam, sondern elastisch sind, hat 
auch die Zahl der jährlich einzustellenden Leute keine feste Grenze. 
Es ist aber nicht wahrscheinlich, dass sie vermindert, sondern dass 
sie allmälig vermehrt werde. Dazu geben täglich neue Erfindungen 
und deren Anwendung hinreichende Veranlassung. Es müssen neue 
Eisenbahnbataillone, Telegraphen- und Torpillenkorps, Abtheilungen 
von Aerostatiers , von Brieftaubenwächtem und so Vieles mehr ge- 
schaffen werden. 

Der einzelne Mann muss bei der fortschreitenden Entwerthung 
des Gbldes, bei der Nothwendigkeit, die Lage des Beru&soldaten an- 
gemessen, zeitgemäss zu verbessern, bei dem Bedürfniss theurer, 
immer vervollkommneter Waffen und bei dem öftem Wechsel der- 
selben, nothwendig von Tage zu Tage theurer zu stehen kommen. 

Wer nun, der sich einigermassen die Mühe nimmt nachzudenken, 
dürfte unter solchen Umständen die Möglichkeit einer Reduktion der 
Militärbadgets zulassen, ohne einen vollständigen Umsturz der be- 
stehenden Verhältnisse? Wer sollte nicht vielmehr einsehen, dass 
eine beständige' Steigerung der Militärbudgets der europäischen Staaten 
eine Nothwendigkeit sei, die von Niemandem beherrscht wird, die 
einfach in der Natur der Dinge begründet ist? 

Till. 

Wenden wir uns den moralisch-religiösen Zuständen zu, durch 
deren Aenderung und Besserung eine Beseitigung oder mindestens 
Reduktion der Kriege erzielt werden könnte, so tritt uns nicht erst 
heute, sondern seit langer Zeit die Klage entgegen, dass Fürsten wie 



— 30 — 

Völker nch dem Eyangelium entfremdet hätten, und es wird die 
Behauptung ausgesprochen, die meisten Kriege würden vermieden 
werden können, wenn die Begierungen wie die Völker sich den Leh- 
ren der christlichen Beligion fügsamer und gehorsamer erwiesen, 
wenn sie sich vom Geiste des Evangeliums beseelen und führen 
Hessen. 

Dieser Behauptung darf sicherlich nicht widersprochen werden. 
Die Menschen, welche von der Religion der Liebe innerlichst durch- 
drungen wären, würden keine Kriege gegeneinander führen. Nun 
wollen wir nur ganz beiläufig erwähnen, dass ausser der christlichen 
noch mehrere andere Religionen auf der Erde existiren und dass 
wenigstens eine derselben, der Islam, in ihrem heiligen Buche den 
Krieg geradezu als Glaubenssache aller seiner Getreuen hinstellt 
Wenn die Christen also selbst den ewigen Frieden pflegen wollten, 
so würde ihnen dies nicht einmal etwas helfen. 

Aber bleiben wir doch beim Christenthum stehen ! Der Urgrund 
desselben, das Evangelium, die himmlische Botschaft, welche den 
Menschen befiehlt, sich untereinander zu lieben, Beleidigungen zu 
verzeihen, Böses mit Gutem zu vergelten, diese alte Religion der 
Liebe fristet nur ein kümmerliches Dasein in den Kellern eines oder 
mehrerer sehr weltlicher Gebäude, der Kirche oder der Kirchen 
und Konfessionen. 

Mit der Begründung der ersten christlichen Kirche in äusserer 
Gestalt, mit Behörden, mit Eigenthum, war die christliche Religion, 
war das Evangelium begraben. Da konnte nur noch der Einzelne das 
Evangelium im Busen hegen. Die Kirche verwaltet das Evange-^ 
lium, aber sie kennt es nicht und lässt sich nicht von ihm verwalten. 
Weit entfernt davon, dem Kriege zu steuern und ihn aufzuheben, 
hat daher die Kirche vielfachen Anlass zum Kriege gegeben, und 
die Kriege, welche sie veranlasste, waren stets die scheusslichsten, 
die grausamsten, diejenigen, welche dem Wohlstand und dem Fort- 
schritt der Menschheit am entschiedensten in den Weg getreten sind. 
Die Sachsenkriege Karls des Grossen wurden von der Kirche ver- 
herrlicht Nachdem die frommen katholischen Könige Ferdinand und 
Isabella das letzte Maurenreich auf der pyrenäischen Halbinsel nieder- 
geworfen, wütheten sie und ihre Nachfolger fort gegen Mohren und 
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Jnden, ohne Erbarmen; sie trugen Yerzweiflang und Yernichtang in 
die friedlichen Bevölkerungen des neu entdeckten Amerika im Namen 
der Kirche nnd legten mit allem diesem den Keim zum Verfalle' 
Spaniens, wie er heute vor aller Welt klar liegt Die Kirchen ver- 
anlassten den dreissigj ährigen Krieg und sie führten seine abscheu- 
lichsten Gränel herbei , die sich insbesondere über die damals hoch- 
kultivirten deutschen Länder ergossen und in ihnen mit den Menschen, 
die den Freiheitsgedanken in sich getragen, auf Jahrhunderte hinaus 
die Freiheit, die Selbständigkeit, mit diesen den materiellen Wohl- 
stand, wo nicht vernichteten, so doch unterdrückten. — Im Namen 
der Kirche hoben Ludwig XIV. und Madame de Maintenon das 
Edikt von Nantes auf und veranstalteten jene Dragonaden, an deren 
Folgen Frankreich heut noch krank liegt. 

Und wie steht es denn in der Gegenwart? Heute wird kaum 
noch für Jemanden ein Zweifel bestehen über den Einfluss, den der 
Klerus auf den Ausbruch des unseligen Krieges von 1870/71 geübt 
hat. Und nach diesem Kriege, und nachdem in Deutschland der 
Kampf gegen den Ultramontanismns begonnen, ist dieser mit grosser 
Zähigkeit und mit einer Deutlichkeit, welche nichts zu wünschen 
übrig lässt, darauf ausgegangen, sicli für künftige Fälle der Waffen 
Frankreichs für seine Zwecke zu bemächtigen. Ob ihm nun dieses 
auf die Dauer gelingen werde, ob nicht ein Bückschlag des gesunden 
Menschenverstandes seine Kraft geltend machen wird, seitdem mit 
dem Jahre 1876 die Republik in geordneter Weise zu funktioniren 
begonnen hat, wer wollte dies im Voraus entscheiden. Dagegen steht 
fest, dass unter der Herrschaft der Nationalversammlung, unterstützt 
von deren klerikaler Majorität, von 1871 ab bis 1875 der Klerus 
bedeutende Fortschritte auf dem Wege gemacht hat, seinen Einfluss 
auf die Armee Frankreichs zu stärken. Die Neuorganisation und Ver- 
stärkung der französischen Armee machte auch eine Erweiterung der 
h(>her6n Militärschulen nothwendig und allen Kundigen ist es auf- 
gefallen, eine wie grosse Anzahl von Zöglingen, die neu z. B. in die 
Militärsohule von St. Cyr eintraten, aus Erziehungsinstituten hervoi^ 
gingen, welche vom Klerus geleitet werden oder unter seinem direk- 
ten Einfluss stehen. 

Dann folgte das Gesetz vom 20. Mai 1874 über die Organisa^ 
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tion des Gottesdienstes in der Landarmee. Naoh demselben wird jeder 
Yereinij^g von Trappen, die mindestens 200 Katholiken zäMt, ein 
Feldpriester (Anmonier) zngetheilt nnd anf je 2000 H. soll stets ein 
Feldpriester kommen, dem Hülfspriester beigegeben werden, sobald 
die Tmppen einer Garnison sieb auf mehr als 2000 M. belaufen. 
Diese Feldpriester sollen alle Sonn- nnd Festtage besondere Militar- 
gottesdienste abhalten , welche so gelegt werden , dass die Militärs 
aller Grade daran theilnehmen können. Dass diese Priester anch mit 
Vorliebe den Soldaten die Beichte abnehmen, versteht sich von selbst 
So hat sich der katholische Klerus in die Kasernen eingeschmuggelt; 
nicht zu selten von höheren Offizieren in seinem Einfiuss begünstigt, 
welcher auf die Daner der Disciplin nur verderblich werden kann. 
Wir sagen der katholische Klerus. Allerdings bestimmt das Ge- 
setz, dass auch aaf je 200 Protestanten, die in einer und derselben 
Garnison vereinigt sind, ein evangelischer Militärprediger und auf je 
200 Israeliten in einer Garnison ein Militärrabbiner kommen soll; aber 
diese Bestimmung ist derisorisch, denn in der heutigen französischen 
Bevölkerung kommt auf 60 Katholiken nur ein Protestant, — und 
ein Israelit auf 700 Katholiken. Damit also in einer Garnison ein 
protestantischer Feldprediger angestellt werde, muss man sich die- 
selbe mindestens 12,000 M. stark denken, und damit ein MilitlLr- 
rabbiner angestellt werde, 140,000 M. stark. Daraus folgt, dass die 
Protestanten und Israeliten nicht bloss in der Diaspora bleiben, son* 
dem auch — etwa unter Mithülfe der militärischen Disciplin — der 
Propaganda des katholischen Feldpriesters überliefert werden. 

In den höheren Begierungsschichten Frankreichs hatte auoh 
unter der Bepublik, wenigstens bis 1876, der Klerus einen unge- 
meinen EinfluBS. Unter diesen Umständen kam es vor, dass höhere 
Offiiziere, wenn sie auch sonst ziemlich indifPerent sich zur Kirche 
verhielten, doch, um die Gunst derjenigen nicht zu verscherzen, von 
denen ihr Schicksal abhing, sich bei Processionen und anderen öffent- 
lichen kirchliehen Ceremonien dem Klerus äusserst willfährig erwiesen 
und dadurch abermals dessen Ansehen bei den militärischen Massen 
stärkten. 

Endlich gewann 1875 die klerikale Partei das neue Gesetz über 
den höheren Unterricht, welches mit Nichtachtung sogar wichtiger 
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Punkte der Civilgesetzgebniig, dem Elems faktisch und in Folge der 
finanziellen Kräfte, über welche er gebietet, eine privilegirte Stellung 
für die Leitung des hohem Unterrichts gab, ein neues Mittel, sich 
der Jugend der leitenden Klassen zu bemächtigen, also auch derjeni- 
gen, welche die Aussicht hat, künftig höhere Stellungen in der Armee 
einzunehmen. 

Im Ganzen, — wenn die reine Lehre des Evangeliums geeignet 
wäre, neue Keime des Friedens zu säen und diejenigen des Krieges 
auszurotten, so gilt von der Kirche gerade das Fntgegengesetzte ; sie 
ist ein Ferment des Krieges, nicht des Friedens. 



Den Gedanken, durch Veränderung des physischen Znstandes 
der Menschen dem Kriege entgegenzuarbeiten, verfolgt neben vielen 
anderen Gedanken die Sekte der Yegetarianer oder Pflanzenesser. 
Diese Sekte behauptet, dass der Mensch nicht dazu bestimmt sei, 
Fleisch zu gemessen; ja ein Theil, welcher der strengsten Observanz 
huldigt, verbietet überhaupt den Oenuss von Produkten des Thier- 
reiohs, also auch der Milch, der Butter, des Käse, der Eier. 

Die Behauptung der Yegetarianer wird wohl durch die Physio- 
logie des Menschen widerlegt. Sein Zahnapparat stellt den Menschen 
auf eine Mittelstufe zwischen die Pflanzenesser (Herbivoren) und die 
remen Fleischesser (die Carnivoren oder Sarkophagen, wie die 
Yegetarianer sagen, um durch diese hässliche Bezeichnung noch mehr 
vom Fleisehgenusse abzuschrecken). — Ebenso verhält es sich mit 
der wichtigen Proportion der Länge der Eingeweide zur Länge des 
Körpers. Während diese bei den reinen Carnivoren so wie 4 : 1 
und noch kleiner, bei den reinen Herbivoren so wie 12 : 1 und noch 
grösser ist, ist sie beim Menschen so wie 7 : 1. Erfahrungsgemäss 
gedeiht der Mensch in allen Zonen, in der einen besser, in der andern 
minder gut, aber schliesslich er lebt und arbeitet. In den Polar- 
ländem muss er aber nothwendig ein Fleischesser sein, weil deren 
Boden Ghras und sonstige Pflanzenkost, wenn überhaupt, doch allzu 
spärlich hervorbringt. 

Für den Soldaten im Kriege wird Fleischkost sehr häufig eine 

3 
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absolute Nothwendigkeit seio, weil es vorkommen kann, dass 
man Fleisch in hinreichender Menge anensohaffen vermag, wahrend 
das Brot an Ort und Stelle nicht ausreicht und das von den Proviant- 
trains nachgeführte nicht herankommt Wollte man als Prineip an- 
nehmen, dass der Soldat weder Fleisch noch andere Produkte des 
Thierreiches geniessen dürfe, so würde hierin allerdings eine gewisse 
Einschränkung des Krieges liegen. 

Aber von diesem Standpunkte aus betrachten die Yegetarianer 
die Sache nicht Sie sagen vielmehr: das Tödten der Thiere, der 
Anblick des rohen Fleisches, dann der Fleischgenuss vergifteten Blut 
und Geist des Menschen, machten diesen roh und brutal, streitsüchtig 
und benehmen ihm wie die Achtung vor dem Leben des Thieres, so 
auch die Achtung vor dem Leben des Nebenmenschen. Dagegen er- 
halte die reine Pflanzenkost den Menschen an Körper und Seele ge- 
sund, stimme diese milde, lasse den Menschen in seiner vollen Kraft 
Abscheu empfinden vor Allem, was Mord und Verletsung der Neben- 
menschen heisse. 

Die Erfahrung stimmt nicht mit der Behauptung überein, dass 
die Enthaltung von Fleischnahrung den Menschen milder und sanfter 
mache. Die grössten Fanatiker sind stets aus den strengsten Orden 
und in diesen wieder aus jenen Klöstern hervorgegangen, in denen 
die strengen Ordensregeln beispielsweise auch mit Bezug auf das 
Fasten am Strengsten aufrecht erhalten wurden, — während im 
Gegentheil diejenigen Priester, welche sich nicht einen einzigen der 
Genüsse dieser Welt versagen, stets zu den jovialsten, gutmüthigsten 
aller Sterblichen gehörten. 

Es könnte nun hier noch angezeigt sein, die Frage zu erörtern, 
in wiefern die heut so vielfach angestrebte Humanisirung des 
Krieges auf die Beseitigung desselben hinarbeitet oder nicht Allein, 
wir ziehen es vor, diese Frage vielmehr in Verbindung mit dem 
modernen Yölkerreoht, welches während des Krieges zwischen den 
kriegführenden Parteien besteht, zu behandeln. 

Wer unbefangen unsem letzten Betrachtungen gefolgt ist, wird 
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mit Ulis SU der Anaiolit gelang^ sem, dasa die Aussicht auf den 
eirigen Frieden lllr die heutige Zeit noch in nebelgrauer Feme 
liegt. Daran ändert es durchaus nichts, dass einzelne Eriegsformen 
aus der modernen oivilisirten Welt verschwunden sind, dass es heut 
keine riUerlichen Frivatfehden mehr gibt, dass die Seeräuber wenig- 
stens aus den europäischen Heeren yertrieben sind und der- 
gleichen Dinge mehr. 

Der grosse Staatenkrieg, wie er heute fortbesteht und voraus« 
sichtlioh noch lange fortbestehen wird, ersetzt vollständig die ver- 
schwundenen kleinen Kriege, Stürme im Glase Wasser. £r fordert, 
nur in Baum und Zeit zusammengedrängt, eben so viele Opfer, als 
viele jener verschwundenen kleinen Kriege. Heut haben wir das Opfer 
in koneentrirter Gestalt, der Gestalt eines Niederschlags, während es 
in früheren Zeiten in Gestalt einer Auflösung erschien. Und ähnlich, 
wie mit dem Opfer scheint es sich mit der Grösse der Wirkungen 
zu verhalten« 



Dritter Abschnitt 



Das Recht zum Kriege. 

Wer den Krieg als nicht absolut unzulässig, wer ihn auch nur 
ab eine Thatsaohe in der Weltordnung betrachtet, die wir hin* 
nehmen müssen und die sich nach menschlicher Berechnung, mit 
menscbliehem Willen und menschlichen Mitteln nicht beseitigen, nicht 
„abschaffen'* lässt, der muss nun den Krieg auch in die Domäne 
menschlichen Kalkül» hinübemehmen. Dem vernunftbegabten Menschen 
Uberlieferty muss der Krieg, der unvermeidliche, von jenem nach den 
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Gesetzen der Vernanft bescUossen, angenommen, geführt werden. 
Diese Forderung leitet sogleich zu einer weiteren hinüber : der Menschi 
die Gesellschaft, der Staat müssen ein Eecht zum Kriege haben. 
Da nun aber der Krieg, wenn er nicht ein absolutes üebel für die 
Menschheit ist, doch ohne allen Zweifel ein Uebel einschliesst, 
so verlangt die Yemunft eine Beschränkung dieses Uebeis, soweit 
Menschen diese in der Hand haben und folglich eine Besohribikung 
des Rechtes zum Kriege. Es gibt dann gerechte und ungerechte 
Kriege. Die ersteren dürfen zugelassen, die letzteren müssen ver* 
dämmt werden. 

Die Alten scheinen sich mit der Frage nach dem Becht zum 
Kriege sehr wenig befasst zu haben; sie nahmen dasselbe als etwas 
selbstverständliches an, selbst wenn sie über die Gerechtigkeit oder 
Ungerechtigkeit des einzelnen gegebenen Ejrieges diskutirten. Dieselbe 
Erscheinung finden wir auch wieder bei den praktischen Philosophen 
der neueren Zeit, zu Beginn derselben. 

Eabelais behandelt den Krieg wesentlich ironisch; er lässt 
bei jeder Gelegenheit die Ursachen des Krieges als geringfügige er- 
scheinen; es handelt sich eigentlich bei dem ganzen Kriege um 
nichts; eine Prügelei, die blinde Leidenschaft eines Fürsten, der 
von seiner Umgebung aufgestachelt wird, führt zum Kriege. Die 
riesigen Mittel, die nun angeboten werden, stehen in einem grellen 
Kontrast zu dem nichtigen Anlasse und Gegenstand des Krieges. 
Allein immerhin lässt Babelais, insofern Unterhandlungen nicht zum 
Ziele führen, den Krieg, Gründe desselben, also ein Becht zum 
Kriege zu. 

So schreibt Grandgousier an seinen Sohn Gargantua nach Paria 
(Gargantua cp. 29) : „Aber weil es das Schicksal nun will, dass ich 
gerade von denjenigen beunruhigt werde, auf welche ich mich am 
meisten verliess, bin ich gezwungen, dich zurückzurufen zu Hülfe 
den Leuten und Gütern, welche dir durch natürliches Becht anver- 
traut sind. Denn wie die Waffen gegen aussen hin schwach smd, 
wenn guter Bath im Hause fehlt, so ist auch alles Sinnen und 
Bathen eitel und unnütz, wenn es nicht zu gehöriger Zeit durch 
männliche Kraft ausgeführt und zur Wirkung gebracht wird." 

Dann spricht Ulrich Gallet, welcher von Grandgousier behufs 
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ünterhandlmigen an Ficroohole gesendet war (Gargantua op. 31) : 
„Wenn deinen ünterthanen oder Herrschaften von uns unrecht ge- 
schehen wäre, wenn wir deine Feinde begünstigt hätten, wenn wir 
dich bei deinen Angelegenheiten nicht unterstützt hätten, wenn wir 
deinen guten Namen und deine Ehre verletzt hätten, so musstest du 
zuerst die Wahrheit darüber zu erforschen suchen und dann uns 
ermahnen.^ 

Die Gründe zum Kriege, welche hier Babelais zulässt, insofern 
die Ermahnung nicht fruchtet, gehen ziemlich weit, wie man sieht. 

Michel Montaigne, der etwa 30 Jahre nach Babelais, mitten 
während der franzosischen Beligions- und Bürgerkriege zu Ende des 
16. Jahrhunderts seine „Essais" schrieb, zeigt nirgends grosse Ach- 
tung vor dem Kriege, auch er hebt mit besonderem Nachdruck die 
geringfügigen Anlässe hervor, welche auf den Buf der Fürsten ganze 
Völker gegeneinander in die Waffen bringen und vergleicht mit Wohl- 
gefälligkeit die grossen kriegerischen Staatsaktionen den Kämpfen 
der Thiere untereinander (Liv. IL c. 12); er verdammt aufs scMrfste 
den Bürgerkrieg (Liv. UI. o. 12); aber er behandelt ihn zu- 
gleich als eine Krankheit; im Wesentlichen nimmt er den Krieg 
hin, auch denjenigen, welchen beispielsweise die Bömer führten, 
theils um ihre Soldaten bei Athem zu erhalten, theils um dem 
Uebermuth ihrer Jugend etwas Blut abzuzapfen, damit 
er sich in den innem Angelegenheiten des Staates nicht allzu sehr 
geltend mache (Liv. IL c. 23). Mit dem Becht zum Kriege be- 
schäftigt sieh Montaigne nicht. 

Die speciellen Tölkerrechtslehrer , Hugo Grotius (de jure belli 
ac pacis libri tres, in quibus jus naturee et gentium, item juris pu- 
blic! prflBcipua explicantur. Paris 1625) und de Yattel (le droit des 
gens, ou principes de la loi naturelle appliquis k la conduite et aux 
affaires des nations et des souverains, Londres 1758) lassen es sich 
angelegener sein, die Anlässe zum Kriege zu konstatiren, als das Becht 
zum Kriege zu fixiren. Groot und Yattel sind die Väter des moder- 
nen Völkerrechts; ihre Anschauungen, wenn auch modificirt, beherr- 
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sehen doeh anch das nennsehnte Jahrhundert. Wir werden ihnen 
idsobald bei Betrachtung der Neueren wieder begegnen, und vonieh- 
ten daher hier, nm uns in dem diesen Blättern gegebenen engen 
Rahmen halten zu können, auf eine nähere Analyse. * 

Dagegen mag uns Montesquieu zu einer kurzen Darstellnng 
dessen den Anlass geben, was die Gebildeten des 18. Jahrhunderts 
von dem Eecht zum Kriege dachten, dieser Mann, von dem Voltaire, 
obgleich er ihn vielfach angriff, doch sagte : „Dm Mensehengeechlecht 
hatte seine Papiere verloren, Montesquieu hat sie wiedergefunden und 
ihm zurückgegeben." 

Zuerst in den Ferserbriefen (Lettree persanes. Lettre 95. Usbdc 
a Bh6di) entwickelt Montesquieu folgende Ansichten: 

„Die Justizbehörden sprechen Recht im Streit zwischen Bürgeni 
und Bürgern; ein Volk gegenüber einem andern Volk muss sich selbst 
Recht sprechen. Die Ausübung der Gerechtigkeit muss aber im letz- 
tem Fall auf denselben Grundsätzen beruhen, wie im ersten. Von 
Volk zu Volk ist ein Dritter, um zu richten, selten nothwendig. Die 
Dinge, um welche es sich handelt, sind fast immer klar und leicht 
zu bestimmen; die Interessen von zwei Nationen sind gewöhnlich so 
von einander geschieden, dass man die Gerechtigkeit nur zu lieben 
braucht, um sie zu finden. Man kann in seiner eigenen Sache sieh 
nicht selbst vorgreifen. 

„Es verhält sich nicht ebenso mit den Streitigkeiten zwischen 
Privatpersonen. Da sie in der Gesellschaft leben, sind ihre Interessen 
derart in einander gemengt, mit einander verschlungen und es gibt 
so viele Arten dieser Interessen, dass ein Dritter unerlässlich ist, 



* Eine neue (fransösisclie) Ausgabe von Hugo Qrotlus ist von Pndier- 
Fod^rÄ, Paris 1867. Der letstere bat auch Yatiel neu berausgegeben, Paris 1863. 

Bei meiner genanen Dnrcbsicbt der neuen yölkerrecbtliclien Litteratnr habe 

ich gefunden, dass fär Männer, welche das Yölkerrecht nicht xa ihrem Speeial- 
studinm machen, sich aber doch mit ihm beschäftigen müssen, namentlich für 
Offlaiere, das Klnber'sohe Handbuch in seiner neuesten Ausgabe immer noch das 
empfehlenswertheste ist. Ich setze daher den Titel dieser Ausgabe hieher: Droit 
des gens moderne de TEurope; ayec un suppl^ent contenant une bibliothique 
choisie du droit des gens par J. L. Klüber. Bctu, annoti et complM par H. A, 
Ott; 2e Edition. Paris 1874, 
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um das aHfznklSren und zu entwirren, was die Begierde der Parteien 
sn verdankela und zu verwirren sucht 

^Es gibt nur zwei Arten gerechter Kriege: die einen, um 
den Angriff des Feindes abzuweisen, die anderen, um einem Verbün- 
deten, welcher angegrifPen wird, zu Hülfe zu konunen. 

„Es wäre ungerecht, Krieg zu beginnen wegen privater Be- 
schwerden des Fürsten, es müsste denn der Fall ein so schwerer 
sein, dass der Fürst oder das Volk, welches sich seiner schuldig 
gemacht hat , den Tod verdiente. So darf ein Fürst keinen Krieg 
beginnen, weil man ihm eine schuldige Ehre versagt oder weil man 
sich gegtti sdne Gesandten nicht ganz anständig benommen hat und 
ans ähnlichen Gründen ; er darf es ebenso wenig, als ein Privatmann 
einen andern tödten 4f^} ^^' ^^ ^^^ ^^i^ Vortritt bestritten hat. 

„Der Grund dafür liegt darin, dass jede Kriegserklärung ein 
Akt der Justiz sein soll. Bei einem solchen muss aber die Strafe 
immer im Verhältniss stehen zu dem begangenen Fehler. Man muss 
also auch erwägen, ob derjenige, dem man den Krieg erklärt, den 
Tod verdient hat; denn Jemanden bekriegen, heisst ihn 
mit dem Tode bestrafen wollen. 

„Im öffentlichen Eecht ist der strengste Justizakt der Krieg; 
denn er kann die Wirkung haben, die bürgerliche Gesellschaft zu 
vernichten. — Im zweiten Grad stehen die Eepressalien ; kein 
Gerichtshof kann sich dem Gesetz entziehen, die Strafe nach dem 
Verbrechen zu bemessen. — Ein Justizakt dritten Grades • ist es, 
den fehlbaren Fürsten der Vortheile zu berauben, welche er aus dem 
Verkehr mit uns ziehen kann, wobei wiederum die Strafe im Ver- 
hältniss zu der verübten ünbiU stehen muss. — Der Justizakt des 
vierten Grades sollte am meisten zur Anwendung kommen; er be- 
steht darin, dass man auf das Bündniss mit dem Volke verzichtet, 
über welches man sich zu beklagen hat — Diese Strafe entspricht 
der Strafe der Verbannung, welche die gewöhnlichen Gerichts- 
höfe angenommen haben, um den Schuldigen aus der Gesellschaft 
auszuschliessen. So wird auch ein Fürst, auf dessen Allianz wir ver- 
zichten, aus unserer Gesellschaft ausgeschlossen; er gehört nicht 
mehr zu deren Mitgliedern. Man kann einem Fürsten keine grössere 
Beleidigung anthun, als dass man auf seme Allianz verzichte^ ebenso 
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wie keine grössere Ehre, als dass man ein Bündniss mit ihm sohliesst. 
Nichts ist für die Menschen rühmlicher und selbst nützlicher, als 
sich beständig von Freunden nmgeben zu wissen, die um ihre Er- 
haltimg besorgt sind. 

„Aber ein Bündniss mnss gerecht sein, nm uns zu binden. Ein* 
Bündniss, welches zwei Nationen mit einander schliessen, um eine 
dritte zu unterdrücken, ist kein berechtigtes: und man kann es ver- 
letzen, ohne eine Schuld auf sich zu laden. 

„Es entspricht auch der Ehre und Würde eines Fürsten nicht, 
sich mit einem Tyrannen zu verbinden. Man erzählt, dass ein Herr- 
scher Egyptens den König von Samos wegen seiner Grausamkeit 
und Tyrannei ermahnen liess und ihn aufiForderte, sich zu besseni« 
Als dieser das nicht that, liess der Egypter i]im sag^, dass er auf 
seine Freundschaft und seine Allianz verzichte. 

„Die Eroberung verleiht an und für sich durchaus kein Becht' 
Wenn das besiegte Volk fortbesteht, ist es ein Pfand des Friedens 
und der Sühne verübten Unrechts ; wird es vernichtet oder zerstreut, 
ist es ein Denkmal der Tyrannei. 

„Die Friedensverträge gelten bei den Menschen für so heilig, dass 
sie die Stimme der Natur zu sein scheinen, welche ihre Rechte zu- 
rückverlangt. Sie sind legitim, wenn ihre Bedingungen das Fort- 
bestehen der beiden kontrahirenden Völker zulassen. Andernfalle 
darf diejenige der beiden Gesellschaften, welche dem XJnterg^g über^ 
liefert werden soll, ihrer natürlichen Yertheidigung durch den Frieden 
beraubt, sie durch den Ejrieg suchen. Denn die Natur, welche unter 
den Menschen verschiedene Grade der Kraft und der Schwäche ein- 
gesetzt hat, hat ausserdem oft Schwäche und Stärke durch die Ver- 
zweiflung ausgeglichen.^ 

Montesquieu, einer der humansten Männer aller Zeiten, wollte 
offenbar das Eecht zum Kriege möglichst enge eingrenzen. Man er- 
kennt aber mit Leichtigkeit, dass ihm diess wenig gelungen ist. An- 
fangs erkennt er nur zwei Arten des erlaubten, gerechten Krieges 
an: den Vertheidigungskrieg und den Interventionskrieg zur Unter- 
stützung angegriffener Freunde. Dieser Interventionskrieg ist 
nun begreiflicherweise bereits eine Maske des Eechtes, welche 
sich sehr häuflg die Unbill anlegen kann, um ihre wahren Absiebten 
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und Ghründe su veneUeiern. Aber am Ende seines kleinen Ezknises 
über das TÖlkerrecht führt Montesquieu auoh noch als dritten be- 
rechtigten den Insurrektion s-' oder Befreiungs- — oder Be- 
vanohekrieg ein. 

Und in späteren Jahren, scheint es uns, hat er dem Becht zum 
Kriege noch mehr den Zügel schiessen lassen, als wäre er daran 
verzweifelt, es gehörig zu begrenzen. Dann (de Tesprit des lois, 
livre X.) sagt er: 

„Die Offensivkraft ist geregelt durch das Völkerrecht. Dieses 
ist das politische Gesetz der Nationen in ihren Beziehungen zu ein- 
ander. 

„Das Leben der Staaten gleicht dem Leben der Menschen. Diese 
haben das Becht zu tödten im Falle der Nothwehr. Die Staaten haben 
das Becht zum Kriege zu ihrer eigenen Erhaltung. 

„Im Fall der Nothwehr habe ich das Becht zu tödten, weil 
mein Leben mir gehört, ebenso wie das Leben desjenigen, der mich 
angreift, ihm gehört So führt ein Staat Krieg, weil seine Erhaltung 
ebensowohl berechtigt ist, als die jedes anderen. 

„Von Bürger zu Bürger schliesst das Becht der Nothwehr die 
Nothwendlgkeit des Angriffs nicht ein. Statt anzugreifen kann der 
einzelne Bürger die Gerichte anrufen. Er darf also das Becht der 
Nothwehr nur ausüben in Fällen des augenblicklichen üeberfalls, wo 
er yerloren sein würde, wollte er erst den Beistand der Gesetze ab- 
warten. Aber von einer bürgerlichen Gesellschaft zur andern bedingt 
das Becht der Nothwehr bisweilen die Nothwendig- 
keit anzugreifen. Das tritt dann ein, wenn ein Volk sieht, dass 
ein längerer Friede ein anderes Volk in den Stand setzen würde, es 
zu vernichten, — und dass der Angriff jetzt das einzige Mittel ist, 
diese Yemichtung zu -verhindern. 

„Es folgt daraus, dass die kleinen Gesellschaften öfter das Becht 
zum Kriege haben als die grossen, weil jene öfter in den Fall kom- 
men müssen, ihre Vernichtung zu fürchten. 

„Das Becht zum Kriege folgt also aus der Nothwendigkeit und 
der strengen Gerechtigkeit Wenn diejenigen, welche das Gewissen 
des Fürsten leiten und in seinem Bathe sitzen, sich nicht daran 
halten, so ist alles verloren. Und wenn man sich auf willkürliche 
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Gründe des Bnbins, der Wolilanständigkeit, der Ntttslichkeit etOtien 
irill, 80 werden Meere von Blut die Erde überflnthen. 

nSprecbe man doch iror allem meht vom Rahme des Fürsten. 
Sein Bahm wäre sein Stolz. Das ist eine Leidensohaft, aber kein 
legitimes Reckt. Wahr ist allerdings, dass der Baf von der Macht 
ebes Fürsten die Ejrilfte seines Staats vergrössem könnte; aber der 
Bnf semer Gerechtigkeit würde sie ebensowohl Tergrössem. 

„Ans dem Beoht zum Ejiege entspringt das der Eroberung, 
welches seine Folge ist; es mnss also in demselben Geiste gehand- 
habt "Verden wie jenes.^ 

Was Montesquieu hier noch weiter sagt, gehört besser in die 
Folgen des Krieges. Wir wollen ihn vorläufig verlassoi. 

III. 

Aus den grossen Kriegen der französisehen Beyolution und des 
Kaiserreichs ging die Theorie des Bechtes zum Kriege in 
ziemlich prüoiser Gestalt hervor. In allem Wesentliehen fusst diese 
Theorie auf den Lehren Groots und Vattels. Wir wollen sie, wie 
sie sich in dieser Zeit darstellt, da wir uns nun der Gregenwart immer 
mehr nähern, möglichst kurz, aber auch möglichst vollständig in 
diesem Kapitel entwickeln. (Vgl. u. A. W. T. Krug, Handbuch der 
t^hilosophie und der philosophischen Litteratur. Y. Theil, Beohtslehrey 
Leipzig 1821.) 

Diese Theorie gestaltet sieh in den nachfolgenden Sätzen. 

Jedes sinnlieh^vemünftige Wesen hat das Becht der physi- 
schen Persönlichkeit; ein Volk, welekes eine Sammlung solcher 
Wesen ist, hat folglich das Becht der moralisehen Persönlichkeit. 

Das Volk ist demnach berechtigt, sieh als bürgerliche Ge- 
sellschaft oder als Staat zu gestalten, um dadurch seine 
Persönlichkeit andern Völkern gegenüber kräftiger geltend zu 
machen. Eine derartige Gestaltung erfordert ein bestimmtes Ge- 
biet und eine bestimmte Verfassung (Gontrat social). Das Volk 
muss daher naturgemäss berechtigt sein, ein jedes Gebiet, welches 
noch nicht von einem andern Volke besetzt ist, für sich in Besitz 
zu nehmen, sich eine beliebige Verfassung zu geben und nun seine 
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Kräfte 6ei su entwickeln und zu gebrauchen. Dabei aber darf 
es sich jedem andern Volke gleichstellen; — denn ee 
hat, wie jedes andere, das natürliche Beeht auf Snbsistenz, 
Freiheit nnd (formelle) Gleichheit Es darf von jedem andern 
Volke Anerkennung und Achtung seiner moralischen 
Persönlichkeit fordern, im Weigerongsfall diese erzwingen 
oder sein Recht daranf zwangsweise schlitzen. 

Auf j«de nicht mit den Bechten anderer Völker kolljdinnid« Weiw 
darf die Nation sich im Innern nnd nach Aussen verstärken, dnroh die 
natürliche Fortpflanzung, durch geistige Kultur, durch die Kultur und 
die Befestigung ihres Gebiets, durch die Au&ahme von Fremden, die 
unverfolgt oder verfolgt aus auswi&rtigen Staaten kommen und die 
sie im letztem Fall gegen die Verfolgung schützt (Asylreoht). Die 
Nation darf auch fremdes Gebiet mit dem ihrigen vereinigen, wenn 
es bisher herrenlos war oder von seinen bisherigen Eigenthümem 
freiwillig verlassen oder von denselben — z. B. auch in Folge eines 
nnglüekUchen Krieges — abgetreten wird; — sie darf Kolonieen 
gründen. 

Sie ist femer berechtigt, Bündnisse oder Vertrage mit andern 
Völkern zu schliessen. Diese Verträge können aber nur unter den- 
selben Bedingungen, wie Frivatverträge für gültig erkannt werden. 
Diese Bedingungen sind : 

zunächst die Willenseinigung von S^ten der Kontrahenten. Diese 
letztem müssen ihrer Vernunft und ihres Willens mächtig smn. Bs 
darf beim Abschluss kein wesentlicher und unvermeidlicher Irr* 
thum mit untergdaufen sein, weder mit Dolus von einer Seite noch 
ohne solchen. Die Binrwilligung muss von beiden Seiten auadrüok- 
lieh erklärt und darf nie beliebig vorausgesetzt werden, und Jedes 
Versprechen im Vertrag darf weder unbestimmt, noch durch einen 
widerrechtliehen Zwang erpresst sein; 

femer muss die Vollziehung des Vertrags physisch- 
praktisch möglich sein. Die Partei, welche sich vertragsmässig 
zu einer Handlung verpflichtet, muss dieselbe mit natürlichen Kräf« 
ten und nach natürlichen Gesetzen vollbringen können; eine Hand- 
lung, zu welcher ein Vertrag verpflichten soll, darf nicht geradezu 
4urcli die V^niiinft verboten^ z« B. keine sohändUehe sein. Die 
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Bechte, über welche ein Vertrag verfügt, mttsaen wirklioli yeräaseert 
und erworben werden können; 

endlicli soll über Rechte eines Dritten nur mit anedrücklieh 
erklärter — oder vernünftiger Weise vorauszusetzen- 
der Einwilligung — desselben verhandelt werden. 

Die Klausel der vernünftigerweise vorauszusetzenden Einwilligung 
des Dritten, über dessen Bechte zwei andere verhandeln, ist eine von 
den nieht wenigen, welche dem Völkerrechte zu allen Zeiten eine grosse 
Beweglichkeit gegeben haben. Wenn zwei Staaten sich verbünden, 
um gemeinschaftlich einem Dritten einen Theil seines Gebietes abzu- 
nehmen, so dürfen sie beispielsweise vernunftgemäss voraus- 
setzen, dass der Dritte in die Abtretung des fraglichen Gebiets- 
theiles einwilligen wird, sobald er durch Waffengewalt in eine Lage 
versetzt ist, welche ihm jeden Widerspruch unmöglich macht. 

Die Nationen, sagt nun unser Völkerrecht weiter, welche in der 
Grestalt unabhängiger, in keiner Verbindung mit einander stehender 
Staaten sich neben einander befinden, leben in einem Verhältnisse zu 
einander, welches dem Naturzustande einzelner Personen 
wenigstens ähnlich ist und nur mit diesem verglichen werden darf. 
Zur Entscheidung von Streitigkeiten, welche zwischen ihnen entstehen, 
können sie einen Gerichtshof ausser und über ihnen nicht anrufen« 
Sie müssen vielmehr jeden Becbtsstreit unter sich, ohne Hülfe eines 
Gerichtes ausmachen. Dies können sie aber nur auf zweierlei Weise, 
nämlich entweder durch gütlichen Vergleich, zu dessen Za- 
standebringung auch Sehiedsrichter beigezogen werden können, — 
oder dann durch Zwang, durch Waffengewalt; — durch Krieg. 
Da ein rechtlicher Zwang überhaupt zugelassen werden muss, so ist 
auch der Krieg an sich nicht ungerecht. 

Auf diese Weise, wie man sieht, ist der Krieg völlig in das 
Völkerrecht eingeführt und das Becht zum Kriege hergestellt. 
Man^mag Lücken in den Schlüssen entdecken; — wo fände man sie 
nicht? das Ganze hat doch wenigstens einen oberflächlichen Zu- 
sammenhang. 

Weiter heisst es dann : wenn der Ejrieg an sich nicht ungerecht 
ist, so fordert doch die Vernunft, dass, bevor man zu ihm schreitet, 
der gütliche Vergleich mbdestens zuvor versucht werde. Wenn 
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dieser Versuch kein Resultat hat, so soll der Krieg ferner vor dem 
Beginne förmlich angekündigt oder erklärt werden. 

Ein reiner Angriffskrieg lediglich behufs Invasion und Eroberung 
ohne sonstige Gründe unternommen, muss für ungerecht gelten. 

Hier aber tritt nun eine Unterscheidung ein, welche abermals 
das reine Becht verdunkelt, oder zu dessen Verdunkelung benutzt^ 
werden kann. Es ist nämlich wirklich denkbar, dass ein Staat, po- 
litisch und dem strikten Becht nach betrachtet, der angegriffene, 
der eigentlich Bedrohte ist, dass er aber strategisch, militärisch 
als der Angreifer auftritt; gerade wie dies im Streite zwischen 
zwei Individuen vorkommen kann, dass derjenige, welcher sich wirk* 
lieh im Stande der Nothwehr befindet, als Angreifer auftreten muss, 
wenn die Nothwehr überhaupt noch einen Effekjk haben soll, — Man 
erkennt aber auch sofort, dass ein Staat lediglich vorgeben kann, 
er sei der politisch angegriffene oder bedrohte, um nun mili- 
tärisch bedrohen und angreifen zu dürfen. Dieses Spiel mit den 
Begriffen des politischen und des strategischen Angriffs ist von ge- 
schickten Staatsmännern sehr häufig getrieben worden, damit sie dem 
eigenen Staate die Vortheile des strategischen Angriffes sicherten, 
ohne dass dieser des — ungerechten — politischen Angriffes an* 
geklagt werden könnte. 

IV. 

In der Theorie des Rechts zum Kriege, wie sie aus den gewal- 
tigen Kämpfen zu Anfang unsers Jahrhunderts hervorging und welche 
wir im vorhergehenden Kapitel besprochen haben, ist auch von dem 
(Gebrauch der Schiedsgerichte in völkerrechtlichen Streitfragen die 
Bede. 

Solche Schiedsgerichte sind in neuester Zeit einigemale wirklich 
zur Anwendung gekommen; von Männern, welche sich gerne der 
Meinung hingeben, als ob wir bereits an der Schwelle des ewigen 
Friedens ständen, ist hierüber viel Lärm gemacht und es sind aus 
dieser vereinzelten Anwendung übertriebene Folgerungen gezogen 
worden. Benutzen wir also die Crelegenheit, welche sich darbietet, 
um dieser Dinge auch Erwähnung zu thun. 
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England mnd Poriagal hatten dne Differens über eine gans 
nnbedentende Frage, wegen einer Bnoht im weiten Ooeaa. Sie wäU- 
ten den Fräeidenten der franzöBiBehen Bepnblik, den Marsehall Mac 
Mahon, zum Schiedsrichter, und dieser entschied zn Gunsten Por- 
tugals, 1875. 

In demselben Jahre kam die Differenz zum Auetrag über die 
Alp Crayairola an der Südwestecke des Kantons Tessin. Italien 
und die schweizerische Eidgenossenschaft machten Ansprüche auf 
diese Aip, welche kaum so viel werth sein wird, als die Expertisen, 
Grenzberichtigungen u. s. w., zu denen sie Anlass gegeben hat, ge« 
kostet haben. Diese beiden Staaten unterwarfen schliesslich die Ent> 
Scheidung einem •Schiedsgericht, in welchem die vereinigtoi Staaten 
von Nordamerika den Obmann stellten. Dieser entschied zu Gunsten 
Italiens. 

Diese beiden Sachen konnten wohl schwerlich einen Krieg wMih 
sein. Die einzige Fn^e von einiger Bedeutung, weldie durch ein 
Schiedsgericht in neuester Zeit geschlichtet worden ist, war die so- 
genannte Alabamafrage. Während des grossen Bürgerkriegs in 
der nordamerikanisehen Union waren Kreuzer für die südstaatlichen 
Konföderirten in Häfen des neutralen Grrossbritanniens iheils gebaut, 
theils ausgerüstet, yerproviantirt worden und hatten in denselben 
Zuflucht gefunden. Die beiden hauptsächlichsten dieser Kreuzer waren 
die „Alabama" und die „Florida". Diese Schiffe hatten der Union, 
den Nordstaaten, beträchtlichen Schaden zugefügt Sobald nun die 
nördlichen Staaten den Sieg errungen hatten, erhoben sie Klage und 
stellten Forderungen auf Schadenersatz an Grossbritannien. Die Sache 
zog sich lange hin, endlich kamen die Kabinette von Washington 
und London dahin überein, dieselbe einem Schiedsgericht zur £ni> 
Scheidung zu überweisen, zu welchem ausser Nordamerika und Eng^ 
land, Brasilien und Italien delegirte Bichter und die schweizerische 
Eidgenossenschaft den Obmann stellten. Dieses Schiedsgerieht er- 
kannte am 15» September 1872 zu G^nf., wo es seinen Sitz genom- 
men, dass allerdings England es an der erforderlichen Sorgfalt 
habe fehlen lassen , welche neutralen Mächten in der üeber- 
wachung von Unternehmungen der Kriegsparteien auf neutralem 
Crebiete geboten sei, und verurtheüte dasselbe an die vereinigten 
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Staatab eine EnteoliädigiiBg von 1&% IGllionen DolLura in Oold in 
saUen. 

England f welohea bei allen diesen Sehiedsgericliten den Kürze- 
ren gezogen hatte *, fügte sich , obwohl nieht ohne ein bitteres Ge- 
fühl; es zahlte. Die Ansprüche der nordamerikanischen Union waren 
nrsprünglioh viel, viel weiter gegangen. Hätte das reiche England 
etwa wegen dieser für dasselbe höchst geringfügigen Summe sich 
lieber in einen Krieg stürzen sollen? Aber wer sagt uns, dass es 
sich mit gleicher Sanftmnth dem Öohiedsspmch gefügt haben würde, 
hätte es sieh wirklich am die fünfzehn Milliarden Franken gehandelt, 
von denen nach der Aufstellnng der ersten amerikanischen Forde- 
mngen die fiede war? 

V. 

Im Eingange dieser Blätter haben wir die Definition angeführt, 
welche Blnntschli yom Kriege gibt. In Bezug auf die Gegenwart 
wollen wir die Anschauungen desselben Gelehrten über das Recht 
zum Kriege betrachten. Derselbe sagt (das moderne Kriegsreoht 
der civilisirten Staaten, Nördlingen 1874) : 

„Zunächst erscheint der Krieg nicht, wie der gerichtliche Process 
in der Form eines Bechtsmittels, sondern in der furchtbaren 
Grestalt eines physischen Kampfes streitender Gewalten. Diese 
Erscheinung des Krieges hat, ohne Bücksicht darauf, aus welchem 
Sechtsgrunde der Krieg unternommen und was für Kriegsziele ver- 
folgt werden, eine Menge auch von rechtlichen Wirkungen. Der 
Krieg ist immer eine gewaltsame Unterbrechung des friedlichen Zu- 
Standes und des Friedensrechts und nur nothdürftig gdingt es dem 
ysikerrecht, ihn in bestimmten Schranken zu halten. Auch der un- 
gerechtfertigte Eroberungskrieg oder ein Krieg aus blossem 
dynastischen Ehrgeiz oder aus nationaler Eifersucht 



* Auch in einer Streitfrage mit Nordamerika über die Grenxe im Golfe S. 
Jian an der katiforniachen Kttate, welche der erwählte Schiedsrichter, der dentache 
Kaiser IVllhehB, am 21. Oktober 187S n Gunsten Nordamerika*a entaehied. 
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oder Bache hat diese tief in die öffentliche Rechteordnirag eingrei- 
fenden Folgen. Zunächst ist also der Ejieg ein thatsächlicher 
Process im Volksleben, dessen rechtliche Natnr zweifel- 
haft, dessen rechtliche Wirkungen aber nothwendig sind. 
— Dennoch besteht ein grosses humanes Interesse, den Krieg mög- 
lichst als Bechtshttlfe aufzufassen und darsustellen , damit seine 
Anwendung beschränkter und die in ihm zu Tage tretende Gewalt- 
that geordneter werde. Der wahre, dem Ideal entsprechende Bechtn- 
zustand ist der Friede, nicht der Krieg." 

Man kann das Yerfahren Bluntschli's mit nichts besser ver- 
gleichen als mit demjenigen Kants in der Frage des Daseins Grottes. 
Nachdem Kant zuerst nachgewiesen hat, dass die reine Temunft 
keinen Anhalt für das Dasein Gottes biete oder dasselbe fordere, 
findet er doch schliesslich, dass die praktische Vernunft die 
Existenz Gottes als eine nützliche Voraussetzung annehmen solle. 
Blontschli, nachdem er sich seine Basis f&r das Becht zum Kriege 
geschaffen, muss nun dieses Becht begrenzen, indem er den unge- 
rechten vom gerechten Kriege unterscheidet Um zu zeigen, in welcher 
Weise er dies thut, genügt es, die wenigen folgenden Sätze zu 
citiren : . 

„Der Krieg ist gerecht, wenn und soweit die bewaffnete Bechts- 
hülfe durch das Völkerrecht begründet ist, ungerecht, wenn dieselbe 
im Widerspruch mit den Vorschriften des Völkerrechts ist" 

„Als rechtmässige Ursache zum Kriege gilt eine ernste Beohts- 
verletzung oder eine gewaltsame Besitzstörung, welche dem zum 
Krieg greifenden Staate widerfahren ist, oder womit er in geföhr- 
licher Weise bedroht ist, oder eine schwere Verletzung der all- 
gemeinen Weltordnung." 

„Als rechtmässige Ursache zum Ejieg ist aber nicht blos die 
Verletzung geschichtlich anerkannter und erworbener Bechte, sondern 
ebenso die ungerechtfertigte Behinderung der nothwen- 
digen neuen Bechtsbildung und der fortschreitenden Bechts- 
entwicklung zu betrachten." 

„Das blosse Staatsinteresse für sich alieb rechtfertigt den 
Krieg nicht." 

„Eben weil in dem Krieg die Gewalt zwingend auftritt, sind 
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nur Beeil tsgründe, moht abet blosse Zweökmässigkeits- 

gründe (Interessen) geeignet, denselben zu rechtfertigen. Es 

gibt freüidi mle Kriege, welohe ebne Becbtsnotb wendigkeit, ans 

blos politischen Motiven nntemommen worden sind, nm das 

Ansehen einer Macht zu yergrössem, eine politische Eichtang zu 

hindern oder zn nnterstütten , günstige Verbindungen zu erreichen 

IL dgL Aber als blosses Mittel der Politik ist der Krieg 

dnrchasLB iierwerflich.*' 

„Völlig verschieden von dieser Frage ist die andere, ob der 
Krieg, wenn er als Beohtshtilfe nntemommen worden, nicht 
auch als politisches Mittel benutzt werden dürfe. Das ist meines 
Eraehtens nicht zn tadeln." 

Diese ganze Argumentation ist nnsers Erachtens höchst schwach. 
Nachdem Blnntsohli selbst erst ans Gründen der praktischen Ver- 
nunft, im Interesse der Humanität, dem Kriege den Charakter einer 
Bechtshülfe suppositions weise vindicirt hat, sollen dann auf ein- 
msl nttrBeohtsgründe den Krieg legitimiren ! Im üebrigen lässt 
sich aus den „rechtmässigen Ursachen zum Kriege", welche Blnntsohli 
anführt,, so ziemlich jeder Krieg rechtfertigen. Es handelt sich 
eigentlich nur noch darum, dass man geschickt genug sei, ein 
gegebenes politisohes Interesse als einen Becbtsgrund dar- 
zns teilen, um sofort das Beoht zum Kriege zu haben. 

Nachdem wir mm so verschiedene Meinungen aus verschiedenen 
Zeiten abgehört, wollen wir versuchen, unsere Ansohauung von dem 
j^B^ht zum Kriege" zasammenzufassen. Wir befinden uns dabei in 
der glücklichen Lage, eines Bechtes zum Kriege gar nicht zu be- 
dürfen; wenn eia solches etwa nicht existiren sollte, so können wir 
deaeelben entbehren, wir brauchen uns und der Logik keinen Zwang 
anzntfaun, nm es künstlich zu schaffen. 

Unbedingt besteht das starre Becht zum Kriege offenbar in 
Bezug auf den reinen Vertheidigungskrieg. Es ist das Beoht 
der Nothwehr. Sobald wir über den Vertheidigungskrieg hinausgehen, 
zu irgend eicem Angriffskrieg wird das starre Becht zu einem prekären, 
zweifelhaften Becht Nunist aber der reineVertheid ig gungs- 
krieg gar nicht möglich ohne den Angriffskrieg; der 
entere setit den letztem voraus« TJm also überhaupt den Krieg auf 

4 
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eine bestimmte Bechtsbasis zu stellen, mlUste das strenge Beoht mm 
Angriffskrieg festgestellt nnd definirt werden. Dass dies jemals 
geschehen sei, muss nach allem Vorhergehenden bestritte werden. 
Der Umstand wird nnr durch mannigfache Dinge verdnnkelC: nm 
hier nnr eins za erwähnen, durch die Möglichkeit, dass «n 
Krieg, der in der That politisch ein Nothwehrkrieg ist, militSrisch 
in der Gkstalt eines Angriffs- oder Invasionskrieges auftreten kann. 

So schwer es ist, das strikte Recht zu einem andern als dem 
Noth wehrkriege zu begründen und zu fixiren, so sieher ist es, dass 
ein jeder Krieg um Interessen, politische Interessen ge> 
führt wird. Diese stehen im Vordergründe, man mag sieh drehen und 
wenden, wie man will; keine schöne Phrase hilft darüber hinweg. 
Warum das politische Interesse verschleiern und verdecken wollen, 
indem man, wie Bluntschli, erlaubt, den als „Reohtshülfe^ begon- 
nenen Krieg als „politisches Mittel^ zur Verfolgung politiaeher 
Zwecke zu benutzen? 

Nun entsteht nur die Frage: gibt es berechtigte politisohe 
Interessen? Darüber, dass es solche gibt, ist eigentlich die Welt 
einig. Nur in Betreff jedes einzelnen, konkreten politisohen 
Interesses, welches auf der Weltbühne sich zeigt, gehen die Meinun- 
gen jedesnal stark auseinander. Dieses konkrete Interesse g^lt der 
einen Partei als ein berechtigtes, während es die andere für ein 
durchaus unberechtigtes erklärt. Ein berechtigtes Interesse sollte 
vernünftiger Weise auch das Recht zum Kriege geben, wenn es auf 
andere Weise als durch ihn, nicht zur Erfüllung gelangen kann. 
Aber wo ist nun der Gerichtshof, der mit aller Autorität dar^ 
über entscheiden kann, welches Intereste berechtigt, welches 
nicht berechtigt ist? Dieser Gerichtshof existirt eben nicht und 
wird, soweit wir bis jetzt zu blicken vermögen, nie existiren. Dar- 
auf beruht die Unsicherheit des Bechts zum Kriege; 
und wie diese zu heben sei, das ist bis jetzt nicht einzusehen. Wesa- 
halb nun diesen Zustand der Dinge durch das Wenden und Drehen 
und Drechseln von Worten verdunkeln? 

Die Einigung Deutschlands zu einer staatlichen Macht erschien 
seit lange den Deutschen, und nicht blos ihnen, sondern auch 
den unparteiischen Männern anderer Nationen als ihr berechtigtet 
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Interesse; zugleich als ein Interesse, dessen BefriediguDg sogar 
mehrere Kriege werth sei. Die franzosischen Staatsmänner des 
zweiten Kaiserreichs glaubten aber , dass die staatliobe Einigung 
Deutschlands die bisherige Stellung Frankreichs in Europa gefährde, 
sie glaubten, dass es ein berechtigtes Interesse Frankreichs sei, 
seine bisherige europäische Stellung zn behaupten, folglich die staat- 
liche Einigung Deutschlands zn verhindern, folglich sie auch 
durch den Krieg zn Terhindem, wenn es nicht anders möglich sei. 

ffier sind zwei Parteien, welche sich das Recht zum Kriege 
ans ganz entgegengesetzten Gründen in derselben Sache zuschrieben, 
und formell muss man jeder Partei ihr Recht zugestehen, so lange 
es keinen Gerichtshof gibt, der entscheiden und exekutiren kann. 

Ein Recht, welches von keinem Tribunal gefunden, wenn es 
gefunden wäre, von keinem Tribunal exekutirt werden kann, ist 
kein Recht, darf praktisch nicht als Recht angenommen werden. 

Auf der einen Seite haben wir die Idee des ewigen Friedens, 
auf der andern Seite die Idee des Rechts znm Kriege höchst prekär 
befunden ; aber der Krieg besteht thatsächlich ; er wird hervorgerufen 
durch Interessen; aus diesen Interessen entspringen die Ur- 
sachen oder allgemeiner und darum in diesem Falle besser gesagt, 
die Anlässe zum Kriege. Hit diesen Anlässen wollen wir uns nun 
im folgenden Abschnitt beschäftigen. 



Vierter Abschnitt. 



Die Anlässe zum Kriege. 

Jede staatliche GeseUschaft setzt zn ihrem Bestände voraus: 
1. eb Yolk oder eine Bevölkerung; 2. ein Landgebiet; 3. eine 
gemeinschaftliche Arbeit 
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Die Anlfisse zum Kriege können nur ana vermeintliohen oder 
wirklichen Yerletzungen and Bedrokangen dieser drei Elemente der 
staatlicken Gkeellsckaft entstehen. 

Ein Landgebiet braucken anck Nomaden, für welche es aller- 
dings ein schwankendes, sokleokt definirtes werden kann, ein Land- 
gebiet brauchen selbst Seeräuber, die eine mehr oder minder aner- 
kennbare staatliche Gesellschaft bilden; denn, wenn Schiffe auch 
auf dem Meere schwimmen, gebaut können sie auf offenem Meere 
nicht werden, und die Ausnutzung des Seeraubes, sei er welcher Art 
immoTi setzt irgendwelche Ausnutzung eines Landgebiets voraus. 

Die gemeinschaftliche Arbeit ist eine nothwendige Be- 
dingung für eine lebensfähige staatliche Gesellschaft; diese Arbeit 
ist in der Verfassung, welche diese Gesellschaft sich gibt, keinesfalls 
yölUg enthalten; man dürfte sie vielmehr als die besondere Mission 
der staatlichen Gesellschaft oder des Volkes definiren. Absolut un- 
möglich wäre es gar nicht, eine solche Mission a priori zu konstroi- 
ren aus den Verhältnissen und den Begrenzungen des Bodens, auf 
welchem die Gesellschaft sich niedergelassen und zusammengeschlossen 
hat, aus ihren specifischen natürlichen Neigungen, aus den Verhält« 
nissen der Nachbarschaft und andern ähnlichen Dingen. Allein, der 
Elemente dieser Konstruktion sind zu viele und vielleicht sind sie 
zu veränderlich, als dass praktisch einem Menschen in einem be- 
stimmten Zeitpunkt diese Konstruktion a priori wirklich gelingen 
könnte. Dagegen verfolgen wir die Mission eines jeden Volkes, wel- 
ches diesen Namen verdient, mit grosser Leichtigkeit in der Ge- 
schichte und wir finden hier Zusammenhänge, die sich uns nun 
mit dem Zwange natürlicher Nothwendigkeiten aufdrängen. 

Die Bepräsentanten der staatlichen Gesellschaften und insbeson- 
dere ihrer Missionen in der Geschichte sind die Führer, die Chefs, 
die Begierungen, mögen dieselben übrigens aus der Wahl , aus 
einem wirklichen Vertrag hervorgegangen , mögen sie traditionell 
überkommen, so zu sagen naturgeschichtlioh erwachsen sein. 
Wenn wir vom Staat reden, ohne näher zu definiren, so verstehen 
wir darunter dessen Regierung; reden wir von einer handelnden 
Horde oder Tribus, ohne näher zu definiren, so verstehen wir dar- 
unter ihre Chefs oder Häuptlinge. 
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Dm Anlässe zum Kriege in ihrer Hannigfaltigkeit hängen 
snnäohst ab vom Kttltnrsastande der Völkeri von deren ein- 
fachen Hanptmitteln snr Erringnng des Lebensunterhalts, von der 
mmer weiter schreitenden Komplikation dieser HaoptmitteL 

Jägervölker, Hirtenvölker, Knltnrvölker folgen einander. 

Zu den Jägervölkern gehören auch die Fischer. Während 
diese letstem sich an den grösseren Oewässem, Seen und Flüssen, 
vielleicht als Pfahlbauem auf denselben niederlassen, nm ihre sahme 
Beute zu üsngen, streifen die eigentlichen Jägertribus umher in 
den weiten, zum grossen Theil bewaldeten Bevieren zwischen den 
Gewässern, im beständigen Kampf mit wilderen Bestien, der täglichen 
Nahrung kaum so sicher als der Fischer, den Unbilden des Wetters, 
aller Art von Gefahren ausgesetzt Jäger und Fischer können sehr 
woU neben einander leben; der crstere wird naturgemäss roher sein 
als der letztere und mag in schlechten Zeiten diesen dergestalt be- 
drohen, dass der Fischer darauf denken muss, sich in irgend einer 
Weise gegen die Qewaltthätigkeiten des Jägers sicher zu stellen. 

Die Hirtenvölker sind Nomaden, entweder nur Halb- 
nomaden odev Nomaden im eigentlichen Sinne des Worts. Die Heerde 
muss den Platz wechseln, auch die modernen Hirten sind Halbnoma- 
den, sie durchstreifen von festen Kernpunkten aus in Italien Apulien 
bis zu den Abruzzen; in den schweizerischen Alpen treiben sie aus 
den Dörfern des Thaies mit dem ersten FriLhling ihre Heerden auf die 
Alptriften, rücken bis zum Hochsommer mit der Sonne von Staffel zu 
Staffel hinauf und kehren mit der Sonne zurück, um im Winter ihr 
Vieh in den Ställen des Thaies zu versorgen. Diese Halbnomaden 
haben feste Wohnsitze ; die eigentlichen Nomaden entbehren derselben. 
Sie führen ihre Häuser, die ZeltCi mit sich. 

Nach den herumstreifenden Jägern und Hirten erscheinen die 
Ansiedler, die Ackerbauer; mit ihnen kommt der Begriff des 
Gmndeigenthinns. Auf der Basis der Ansiedlungen kann sich der 
Staat bilden und entwickeln. Im Bauernstaate, dem Anfange 
des Kultnrstaates , sondert sich alsbald das eigentliche Handwerk, 
das Gewerbe, ursprünglich noch In jeder Familie in enger Verbindung 
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mit der Bebaaung des Bodens, y^dkitäiidig aas. Das Handwerk kon- 
zentrirt und erweitert sich zur Fabrikation, zur G-rossindu- 
strie; diese wieder bedarf der möglickst zahlreichen Debonchers 
für den Absatz ihrer Produkte. Diese Debouchers Tersohafft ihr der 
Handel, der sich seinerseits vom Kleinhandel zum Grösshand^l 
entwickelt. Der Geldhandel vermittelt die immer komplicirteren 
Beziehungen des Handels and der Indnstrie : es entsteht eine Banko- 
kratie ans dem Bedürfniss dieser Beziehungen und auf dem Boden 
der Association. Sie macht es möglich, dass grosse ünternehmungeo, 
welche von Bechts wegen der Staat für das Allgemeine angreifen 
sollte, Eisenbahnbauten, Entsumpfungen , Urbarmachungen und Far- 
oellirungen aller Art, als Geschäfte in Privathände gerathen und 
nun den Auswüchsen der Gründerei und des Schwindels der gross- 
artigsten Art das nothwendige Terrain bereiten. 

Der Jäger, wie der nomadisirende Hirte kennen nur den 
Stamm oder die Tribus; mit den ersten sich ansiedelnden Bauern 
entsteht die Gemeinde, Keim aller der mannigfachen staatUchen 
Formen, welche sich unter den Eulturvölkern entwickelt haben, der 
Despotie, wie der aristokratischen und der demokratischen Republik, 
wie der feudalen, der absoluten oder der konstitutionellen Monarchie 

Dasselbe Leben, welches zu der mannigfaltigen Gestaltung der 
Eegierungs- und Staatsformen fUhrt, hat ähnliche Einflüsse auf das 
geistige Leben, zunächst auf das religiöse ; die Principien der Gottes- 
verehrung werden zuerst festere und streben sich in festeren Formen 
zu verkörpern. Sobald dies aber geschieht, beginnt auch der Streit 
innerhalb dieser Formen der Kirche und mit ihm ein Auseinander- 
gehen, eine Theilung in Sekten. Dieselbe Erscheinung wiederholt sich 
auf allen übrigen Gebieten der Bildung, des geistigen Lebens. 

DI. 

Die Jägervölker brauchen für geringe Yolkszahlen gewal- 
tige Bäume; wenn das Wild, welches ihnen Nahrung und Kleidung 
liefert, in einer Gegend selten wird, sind sie gezwungen, mit Weibern 
und Kindern aufzubrechen, um neue Jagdgründe aufzusuchen. Dabei 
stossen sie mit andern Stämmen s!U8am9ien* keiner will dem anderen 
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und es kommt zum Kampfe, der meist sich so lange — 
oft in der Form des Baehekrieges wiederholt, bis einer der 
Stimme vernichtet oder zu völliger Ohnmacht herabgebracht ist 
Dasselbe Resultat ergibt sich, wenn einzelne Stämme das Bedttrfiaiss 
fühlen, von einer Jagdart zur andern überzugehen eder zu ihrer 
alten eine neue Jagdart zu fügen, wie die amerikanischen Indianer 
bisweilen wegen der Bibeijagden in Streit geriethen. Nur in Fällen 
dringender Noth fallen dann die Jäger auch wohl über ihre fried- 
liehen Nachbarn, die Fischer, her, um sich der Yorräthe derselben 
SU bemächtigen. 

Die wandernden Hirten bedürfen noch grösserer 
Bäume als die Jäger; diese Bäume treten der Natur der Dinge 
nach mehr in der Qestalt langgestreckter Striche als in Kreis- oder 
quadratischen Formen auf. Die Heerde zieht längs eines Weges von 
Korden nach Süden, von Süden nach Norden, von Westen nach Osten 
und von Osten nach Westen; sie breitet sich nicht weit seitwärts 
aus. Es können daher sehr gut mehrere Tribus auf parallelen Strichen 
nebeneinander ihre Heerden weiden, ohne mit einander in Streit zu 
gerathen. Der Streit zwischen zwei Hirtentribus entsteht aber in der 
Begel, wenn dieselben sich stark vermehren, wenn sich von dem 
Grundstamme Töohterstämme ablösen und nun neue Weidestriche 
für sich aufsuchen wollen. Sie gerathen dann in das Gebiet anderer 
Tribus. Wenn an sich noch so friedlich, muss der Nomade doch 
bewaffnet und in den Waffen geübt sein, um seine Heerden und seine 
Zelte gegen wilde Thiere zu schützen. Bei einem Zusammenstoss der 
Interessen wendet er seine Waffen dann aueh gegen seine Mit- 
menschen. Die Kämpfe der Hirtentribus enden gewöhnlich damit, 
dass der unterlegene entferntere frische, noch unbesetzte Weidestriche 
aufsucht^ 

Der Nomade kann auch neben dem Jäger friedlich bestehen; 
der erstere sucht Weideland, der letztere die Wälder. Es ist nicht 
absolut nothwendig, dass ihre Interessen sich kreuzen. Es ist eher 
wahrscheinlich, dass der Jäger zum Angriff auf den Hirten schreite, 
als umgekehrt der Hirte zum Angriff auf den Jäger. Der Hirte fuhrt 
ein regelmässigeres , gesicherteres Leben, er kann voraussehen und 
yoranssorgen ; der Jäger ist tausend Zufällen ausgesetzt, kann von 
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emem Tage auf den andern in dringraide Notk gerathen. niid jedes 
Mittel wird ihm recht eem, um dieser abEnkelfen, anoh und vor allem 
der üeberfall auf die Heerden seines Nachbarn, des wandemdMi 
Hirten. 

Die Bauern, welche sich ansiedeln, mUssen in sehr korser 
Zeit sowohl mit Jägern als Hirten in ihrer Nachbarschaft in Kon- 
flikt gerathen; nur eigenthümliche geographische VerhältniBse, wie 
sie sich selten vorfinden, können diesea auf längere Zeiten hinsns- 
sohieben. Wie klein lursprünglich das Oebiet sei, welches die Bauein- 
gemeinde als ihr £igenthum in Anspruch genommen, welches sie 
durch ihre Arbeit belegt hat, das Streben nach einer Yergrösserung 
dieses Gebietes wird bald kommen. Bei der Begelmässigkeit dee 
Lebens, bei weder zu harter, niach zu leichter Arbeit, bei der Feeüg- 
keit, welche die Sitten annehmen, bei der Sorge, die der Aufersiehung 
der Kinder, dem Schutz derselben gegen die seh&dlichen Einflüsse 
der Natur im festen Wohnsitz gewidmet werdisn kani^j vennehrt sich 
schnell die Bevölkerung in den Bauemgemeinden ; der Boden, dessen 
Ertrag heut noch genfigte, bietet morgen für die vermehrte Volks- 
zahl nicht mehr das Nöthige. Da herrenloser Boden rings un» noch 
genug vorhanden ist, — denn herrenlos gilt dedn Bauer aller Bodea^, 
der nicht kultivirt oder nicht einmal als Eig^ithnnt irgend wie be- 
zeichnet ist, — wird mehr von demselben fttr die Gemeinde in Be- 
schlag genommen. Verschiedene Thiere. werden werthvoU^ Gehültai 
des Menschen bei der Beackerung des Bodens. D^r Bauer eignet sie 
sich an ; um sie aber im Sommer zu weiden, um «ie den Winter über 
im Stalle füttern zu können, bedarf er der Grasflächen. Er greift 
daher von Neuem in die Beviere des Nomaden und des Jägers 
hinein. Schreitet die Entwicklung fort, löst sich das Handwerk los, 
erscheint der Handel, um den Austausch verschiedener Produkte vei;- 
schiedener von einander entfernter Gemeinden zu vermitteln, so kann 
der Bauer durch Mehrproduktion sich neue Genüsse und Bequem- 
lichkeiten verschaffen. Er beschränkt sich nicht mehr darauf, zu er- 
zeugen, was er für seine Familie nothwendig braucht Um aber mehr 
zu produeiren, braucht die Gremeinde — dies ist wenigstens die Bech- 
nung, welche am nächsten liegt, — mehr kultivirbarea'Boden. 
Es wird also abermals in die Beviere der nomadisirenden Hirten und 
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der J&ger der Naohbarsohaft lunangegriffen; diese Emgiife weiden 
den Naohbam mit der Zeit fttUbiür, die ganse OekoiMxiiue ihres Lebens 
wird dnreh diese anfeinanderfolgendtti BesoUagnahmen empfindlioh 
gestört und endlich leisten sie Widerstand oder schreiten som An- 
griff; es entsteht der Krieg zwischen diesen beiden Parteien, von 
denen die eine den Boden als Gemeingut vertheidigt, w&hrend die 
andere das Bestreben hat, ihn in Privatgnt angesiedelter Gemein- 
den oder emselner Familien nmznwandeln. 

In diesem Kriege siegt auf die Dauer der Ansiedier; 
denn er ist fähig, sich Hülfsmittel zu schaffen, deren Erwerbung 
ganz ausser dem Bereich des JiKgers oder des Hirten liegt; diese 
letztem ausserdem negiren lediglich, der Bauer dagegen verfolgt einen 
ganz positiven Zweck; er allein besitzt eine sichere Basis für eine 
immer gesteigerte Vermehrung der Kräfte. 

Der Kampf zwischib den angelsächsischen Ansiedlem und den 
indianischen Jagdyölkem in Amerika ist seit lange entschieden. 
Die Anriedler sind die herrschenden Besitzer des Landes; die In- 
dianerstamme sind auf Häuflein zusammengeschmolzen, welche ein 
kftmmerliefaes Dasein nur noch so lange fristen, bis aueh ihnen die 
immer fortschreitende Kultur d^ Boden unter den Füssen fortnimmt. 

Vor dem Thore Europa's wird heute noch ein Kampf geführt 
zwieohen dem Ansiedler und dem Nomaden, der vor etwa 45 Jahren 
erst begonnen wurde, von dem man nur zu einzelnen Zeiten redet, 
wenn die Interessen die helle Flamme in die Höhe treiben* Wir 
wollen von der europäischen Kolonisatiofi in Algerien reden. Sie 
hat allmälig schon ein ganzes ökonomisches System angefressen, wel- 
ehes seit dem 12. Jahrhundert unserer Zeitrechnung in regelmässiger 
Funktion stand. 

Wenn man in der heutigen französischen Kolonie Algerien von 
Korden nach Süden geht, so hat man zunächst vor sich einen meist 
äusserst schmalen Küstensaum, welchen man die Begion der 
Hafen- und Handelsstädte nennen könnte. 

Dann folgt die Zone des Teil, der Tellus, des Getreidelandes, 
eine Masse kleinerer Ketten und Thäler, mit der Hauptrichtung von 
Westen nach Osten, durchsetzt von Flüssen und Torrenten, welche 
im Sommer fast trocken,- im Winter gi^sse Wassermassen di^her 
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fObren. Die Bestellnng de« Bodens beginnt oaob den ^eten Herbst- 
regen, 'welobe den Boden erfrisobt baben, Ende Oktober nnd aa&ngs 
November nnd danert bis in den Februar. Ende Joni and aniuigs 
Jtili beginnt die Ernte. Neben dem Getreidebau, der Knltnr alkr 
Frttobte, massiger Yiebznobt, blühte in dieser Region, von den Ber- 
bern (Eabylen) nnd Jaden betrieben, das kleine Handwerk nnd der 
Kleinhandel, dieser vielfach in der (Gestalt des Haasierhandels. 

SUdUch vom Teil dehnen sieh die Grassteppen der Hoch- 
pliateaas ans. Soweit diese wirklich nnr Grassteppen sind, dienen 
sie nur zur Weidung der Heerden, zum Darchzag der Nomaden; 
^zelne Theile dieser Hochflächen sind aber bei einem änsserst knltor- 
fähigen Boden dnrch künstliche Bewässerang seit uralter Zeit dem 
Anbau gewonnen. Zu diesen Theilen gehört namentlich die Hodna, 
im Westen der Provinz Konstantine, in welcher zur Bestellung des 
Bodens ftlr den Getreidebau nitr drei Wochen nöthig sind, und in 
guten Jahren schon anfangs Mai geemtet wird. 

Die Hochflächen werden nun ihrerseits im Süden von jenen Ge- 
birgsketten begrenzt, welche wir in Europa unter dem Namen des 
grossen Atlas zusammenzufassen pflegen, welche in der That die 
mannigfachsten Namen führen. Auch dieser grosse Atlae wieder ist 
von Berbern bewohnt, welche in ärmlichen ummauerten Dörfern, 
K$6urs, sitzen, überall dort, wo ein Brunnen sieh fand, welohe 
spärlichen Gemüse- und Fruchtbau treiben, daneben aber bisher den 
Ndmaden als sehr wesentliche Agenten dienten. 

Wiederum südlich vom grossen Atlas folgt die Wüste, die 
Sahara, im Sommer ein grosses gelbes Sandmeer, aus welchem 
sieh wie schwarze Punkte die Oasen herausheben. Diese Oasen treten 
im Osten, in der Provinz Konstantine, nahe an den grossen Atlas 
heran, während sie weiter im Westen gegen Marocco hin sich mehr 
von ihm entfernen. Nächst dem grossen Atlas bedeckt sieh aueh die 
Sahara im Winter nach den befrachtenden Herbstregen mit einer 
dichten Decke prächtiger Gräser. Oasen in der Wüste entstehen 
überall dort, wo die Kunst vermocht hat, Wasser an die Oberfläche 
zu schaffen. Die Bewohner der Oasen verstehen sich sehr wohl 
auf die Anlage artesischer Brunnen und unterirdischer Wasser- 
leitungen. In den Oasen werden allerlei Gemüse und andere Früchte 
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gebant; ihre Hauptpflanze aber ist die Dattelpalme und ihr Hanpt- 
prodnkt die DatteL 

Zwischen den Oasen nun, den K^onrs des grossen Atlas, dem 
Teil und dem Ettstenstrich bilden die nomadisirenden Araber 
das Bindeglied. Sie wandern mit ihrem beweglichen Eeichthum, den 
gewaltigen Schafheerden, zu denen. Triebe von Eameeien, Haml- 
eseln und Pferden kommen, im Laufe eines jeden Jahres einmal von 
ien Oasen zur Küste und von der Eliste zarüok nach den Oasen 
der Sahara. An die Küste bringen sie die Datteln der Oasen und 
die Wolle ihrer Sohafe, von der Küste in die Sahara zurück brin- 
gen sie für sich und die Bewohner der Oasen das Getreide des 
TelL Die ersten Araber, welche im 7. Jahrhundert unserer Zeit- 
i^eohnung als Eroberer in das heutige Algerien kamen, waren kdne 
Nomaden; sie bemächtigten sich vielmehr vor allem der Küstenstädte 
und derjenigen strategischen Punkte des Teil, von welchem aus sie 
das Land beherrschen konnten. Damals waren es noch Berberstämme, 
welche sich nomadisirend zwischen der Küste und den Oasen be- 
wegten. Die ersten nomadisirenden Araber kamen im 11. Jahrhun- 
dert in das Land und Tor ihnen zogen sich nun die Berbemomaden 
zurück in die Berge des Teil und des Atlas und machten sieh dort 
sesshaft. 

Der Arabemomade, welcher im November in den Oasen Datteln 
gegen Gtotreide eingetauscht hat, weidet im Winter seine Heerden 
anf den üppigen, aber yorübergehenden Ghrassteppen am Südfuss des 
grossen Atlas; mit dem ersten Frühling besorgt er die Schur, und 
nun erfolgt alsbald der Aufbruch gegen Norden. 

Yontn ziehen die Eameelzüge, beladen mit Wolle, Datteln, Tep- 
pichen, Farbstoffen und Parfttmerien. Li den Egours des grossen 
Atlas lassen sie einen Theil ihrer Wolle zurück, welche die Bewohner 
der E^ours für die Nomaden bearbeiten, indem sie als Lohn eine 
Tantieme zurückbehalten. Die Dromedare ziehen dann weiter durch 
die Hochsteppen ins Teil; ihre Führer haben schon im Atlas Naoh- 
riehten über die Märkte eingezogen, auf welchen sie in diesem Jahre 
am besten ihre Waaren absetzen, auf welchen sie am vortheilhaftesten 
Getreide, Lederarbeiten u. s. w. werden einhandeln können. Sie vervoll- 
ständigen diese Nachrichten während des weiteren Zuges gegen Norden 
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Den Dromedanügen folgen nun die Hassen der Nomaden mit 
ihren Pferden , ihren nngehenem Schafheerden langsam ans der 
Sahara über den grossen AÜas nach. In den E^oors yersorgen sie 
sich mit Getreide für die ureitere Reise, welches sie im vorigen Herbst 
hier vorsorglich abgesetzt, welches die Bewohner der Egoors in ihrsn 
Klos für die Nomaden aofbewahrt haben. Langsam steigen nnn 
diese anf die Hochsteppen hinab, langsam durchziehen sie dieselben 
bis in das Teil, wo ihre Heerden in den schlechtbewaohten Bnsoh- 
wäldem und auf der Brache der dort sesshaften oder als Halbnomaden 
herumziehenden Tribus ausreichende Nahrung finden. 

Die Eotbilen und Mauren des Teil und der EÜste treten hier 
mit den Nomaden in Verbindung als E&ufer der WoUe, als YerkäofBr 
von Getreide, als Agenten, als Eleinhändler und kleine Handwerker, 
welche verhandeln und verfertigen Sohmuoksaehen für die Frauen, 
Lederwaaren, namentlich Sattel- und Reitzeug, Pulver und Blei| 
Wa£Pen, Eleinigkeiten aller Art. Beide Theile finden oder fanden 
dabei ihre Rechnung. 

Im Spätsommer finden sich die Dromedarzüge mit Getreide be- 
laden wieder mit den Sehafheerden zusammen und es beginnt nun 
der Rückmarsch von Norden nach Süden zunächst durch die Hooh- 
steppen, dann über den grossen Atlas, wo die Bewohner der Eqoutb 
einen Theil des Getreides in Empfang nehmen, um es in ihren Silos 
bis zum nächsten Frühjahr aufzubewahren, und den Nomaden die ihnen 
zukommenden, während des Sommers angefertigten Eleidungsstüoke 
und sonstigen Wollarbeiten abliefern. 

Die Nomaden steigen dann in die Sahara hinab zu den Oasen, 
in welchen sie mit dem November, mit der Dattelemte eintreffen, um 
Getreide abzugeben, Datteln zu empfangen. Von diesem Zei^unkt 
ab beginnt das Spiel von Neuem, welches wir soeben in kurzen Zügen 
geschildert haben. 

Dieser Ereislauf der Dinge, wie man leicht erkennt, den Be- 
dingungen des Bodens auf natürliche Weise angepasst, war in voll- 
ständiger Funktion wenigstens seit dem 12. Jahrhundert unserer Zttt- 
reohnung; wahrscheinlich in ähnlicher, aber vielleicht nicht in 
ganz gleicher Weise, schon seit uralten Zeiten. 

Die Türken, welche im 16. Jahriiundert von den Arabern zur 
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Hülfe gegen die Spanier herangerufen worden nnd dch dann zu dep 
Herrsohem des Landes machten, loderten in der Sache nichts. Sie 
bUeben in den Städten der EtUte nnd des Teil; sie handhabten in 
grossem Massstab das System der Gonfiscation von Ländereien wider« 
■p«D8tiger Tribas nnd Stammförsten, Dieses yerstiess nicht gegen 
die Ansichten der Araber nnd der Kabilen. Die Türken störten da- 
durch das alte ökonomische System des Landes nicht im mindesten. 
Die confiscirten Ländereien gaben sie entweder als Lehne für ge- 
leisteten nnd an leistenden Kriegsdienst aus , oder Uessen sie als 
Domanien unter der Leitung von ihnen eingesetzter Amtmänner be- 
baneui oder auch ganz brach liegen. Sie hoben den Ackerbau nicht; 
er blieb auf seinem primitiven Stande; sie thaten nichts für den 
WegebaU| die Communicationen blieben die alten beschränkten und 
die Eleinagentnren der Eabilen des Teil und der K^ouriten blieben 
eine absolute Nothwendigkeit, .der Handel mit dem Ausland lediglich 
in den Händen der Mauren und Juden der Küste; keine grosse Fabrik- 
industrie störte das £[leingewerbe, kein neues Finanzsystem öffnete 
den eingebomen Chefs neue Wege, ihre Uebermaeht zu entfalten. 
Die Forstwirthschaft blieb im Naturzustände und die Heerden der 
Nomaden fanden nach wie vor im Teil in Büschen und auf der 
Brache ebenso ausreichende Nahrung als auf den Hochsteppen und 
im Winter im Norden der Sahara. 

Nun kam 1830 die Besitznahme des Landes durch die Fran- 
zosen. Es dauerte aber noch mindestens 15 JahrCj .bis deren Einfluss 
auf das ökonomisohe System sich f;eltend machte. Die Kolonisation 
schritt sehr langsam vor, erst unter dem zweiten Kaiserreich gewann 
sie mehr und mehr Boden. Die Wirkungen der französischen Be- 
sitznahme waren höchst mannigfaltige. Die französische Eegierung 
verbesserte das Wegnetz; obgleich sie äusserst schonend gegen die 
Araber auftrat, vertheäte sie doch offenbare Domanialgüter an die 
Kolonisten, welche aus Europa herüber kamen; viel Land ward nach 
und nach urbar gemacht, zum Theil eingehegt; es ward, wo irgend 
möglich, eine vernünftige Forstkultur eingeführt und die Wälder 
wurden geschützt. Diese Dinge beeinträchtigten die freie Weide für 
die Nomaden. Europäische Lidustrie drang in das Land ein und 
beeinträchtigte das Gewerbe der Kabilen, der Mauren im Teil, an 
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der Eftste imd in dm E^ours. Der europäificlie Handel saclite direkte 
Beziehungen mit den Nomaden, mit den Bewohnern der Oasen nnd 
beeinträchtigte das Geschäft der vielen kleinen Agenten, Jnden, 
Hauren, Eabilen. Endlich trat noch das europäische Fmanzsystem, 
wie es sich unter dem zweiten E^aiserreich besonders entwickelt hatte, 
hinzu. Dem hohen arabischen Adel, auf den die französische Re- 
gierung wo immer sie es konnte, sich stützte, warden ungeheure 
Kredite eröffnet, durch welche es ihm gelang, immer mehr Land zu 
seinem Nutzen dem Anbau zu 6£hen und seinen Einflnss zu ver- 
mehren. Bei jeder Erisis wurde er aber zugleich aoch eine Beute 
des ausbündigsten Wuchers, so dass er beständig anf der Grenze 
zwischen immensem Gewinn und vollBtändigem Biun schwebte. 

Hätten Germanen Algerien in Besitz genommen und kolonisirt, 
ihre Einwirkung auf die wirthschaftlichen Verhältnisse des Landes 
wäre eine viel erschütternde und schnellere gewesen. Die Franzosen 
sind keine Kolonisatoren, sie verlassen ihr schönes Land nicht gern, 
und da sie nicht wie die Heuschrecken über eine Kolonie herfallen, 
liegt es in der Natur der Dinge, dass sie hier vorsichtig, rücksichts- 
voll, ja milde auftreten. Im Jahre 1862 belief sich die ganze Zahl 
der europäischen Eolonisten in Algerien auf nicht ganz 200,000, 
worunter nur die grössere Hälfte Franzosen; rechnet man hoch, so 
befinden sich m der Begentschaft im Jahre 1876 vielleicht 300,000 
europäische Eolonisten. Trotz dieser geringen Zahl haben sie das 
ganze ökonomische System des Landes in seinen Ghrundfesten er- 
schüttert, wie es seit dem 12. Jahrhundert bestand. Die natürliche 
Einwirkung der Invasion des Ansiedlers und noch mehr des civiK- 
sirten Ansiedlers mit allem Baffinement der Industrie und des HandeLs, 
welches er mitbringt, hat sich im grössten Hassstabe geltend ge- 
macht. Es war nicht sie allein, welche so zahlreiche Insurrektionen 
und zwar keineswegs nur der Araber, sondern ebenso sehr der 
Eabilen hervorgerufen, welche damit zu Eriegen geführt hat. Es 
spielen dabei andere Elemente auch eine Rolle: die unbestreitbare 
Wahrheit, dass kein Volk sich freiwillig unterjochen lässt, dann die 
andere, dass die Civilisation, welche auf dem Koran beruht, mit der 
modernen Civilisation sich nicht verträgt und nicht verschmelzen 
lässt; ein Thatsache, die allmälig auch den fanatischen liberalen 
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Türkenfreimden in Besüg auf die Yerhältnisse der enrop&ischen Türkei 
klar wird. 

Allein diese Differenzen finden eine weitere TJntersüitBung und 
oft erst ihren wahren und dringenden Ausdruck durch die Invsasioh 
des neaen ^wirthschaftliohen Prinoipee, welehes das alte in 
allen Adern unterbindet, in seinem ganzen hergebrachten Kreislauf 
durehkreuat 

. Die Insurrektion vom Frühling 1871 ward angeregt von dem 
Basoh-Aga der Hedjana, Mohamed el Mokrani; und dieser selbst 
ward lediglich durch ökonomische Motive getrieben. Ein treuer, 
ja enthusiastischer Anhänger seines Sultans, Kapoleon III, genoss er 
in Algerien eines fast unbeschränkten Kredits, er nutzte denselben 
anfti Aeus^erste aus, nicht um einen übertriebenen Luxus zu treiben, 
sondern uin seinen und seines Stammes Einfluss und Wohlsein zu 
mehren. Er fiel in die Hände grosser Wucherer, gewöhnlich Speku- 
lanten genannt. ' Er wäre gegen diese immer gesichert gebliebeni' 
solange das Kaiserreich bestand. Kun kam der Tag von Sedan.> 
El Mokrani hoffte noch immer auf eine Eestauration Napoleons. Als 
aber schliesslich in Frankreich die Bepublik, diese dem Araber 
unyerständUche Begierungsform ohne Sultan, Boden zu gewinnen 
schien, da verzweifelte er an Allem, was ihm bisher noch eine Stütze 
gewesen war und er trieb zu jenem Aufstände, in welchem er selbst 
tapfer kämpfend gefallen ist 

Wir haben im vorigen Kapitel versucht, uns klar darüber zu 
machen, welche Anlässe zum Kriege die Ansiedler oder Bauern« 
Völker geben, indem sie ihr ganz widersprechendes System in die 
Oekonomie der Jäger oder Nomaden und der mit diesen zusammen- 
hängenden sekundären Agenten hineintragen. Wir wollen nun auf 
die Anftnge der Bauemvölker zurückgehen, ohne specielle Beziehun^^ 
auf Nachbarn mit ganz anderm ökonomischem System, wollen ohne 
diese spezielle Beziehung die Bedttrftiisse, die Interessen der Bauem- 
völker betraehten und die Gewaltsamkeiten, die Kriege, zu denen 
diese Interessen den Anlass geben können. 
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Es ist Yorgekommexi , dass dem Ansiedler <nne bestuimtB Art 
von Menschen fehlte, ein ganzes Geschlecht; nm die Gemeinde 
fortzneetsen, mnss er diese Lüeke ergBnxen. Die Sage ersählt, dass 
die Männer, welefae znerst ihre Wohnsitze aof den sieben Hügeln 
Borns aofschlngen nnd das Land nmher nnter den Spaten nnd Pflng 
nahmen, keine Weiber hatten« Sie gaben den umwohnenden Sabinam 
ein Fest nnd raubten bei dieser Gelegenheit die jungen SabinsEinnen, 
mit denm sie sieh nun vermählten; allerdings in diesem Falle objie 
eigentlichen Krieg. Es war aber möglich, dass sie ihr Besnltat nur 
dnroh einen wirUiofaen Krieg erzielen k(»nten. Die Väter und Brfider 
der geraubten sabinisohen Jungfrauen wollten den Krieg beginnen, um ihre 
Töchter und Schwestern zu befreien. Aber nun legten sich diese, welche 
sich schnell mit ihren kräftigen jungen Männern befreundet hatten, ine 
Mittel, verhinderten den Krieg und veranlassten die Versöhnung. 

Ein Bauemvolk beherrscht ein weites, fruchtbares Ghebiet, das 
Land f^hlt nicht; aber es müsste urbar gemacht und rei^lnüteig 
bebaut werden; dann würde es nicht blos vollauf genügen, die An- 
siedler zu ernähren, es würde ausserdem genügen, um den Ansiedlern 
die Erwerbung vieler Bequemlichkeiten nnd Annehmlichkeiten dureh 
Austausch mit mehr oder minder entfernten Nachbarn eu sichern. 
Nun aber fehlt es an Armen, um das besessene Land vollständig 
zu bebaaen , es vollständig anstubeuten. Die Arme sollten beaehait 
werden. Die Ansiedler haben Nachbarn, denen sie aich an Adel 
und Energie überlegen halten; sie fallen in das Land dieser Nach- 
barn ein; es kommt zum Kriege; die Ansiedler siegen und machen 
Kriegsgefangene. Diese Kriegsgefangenen erklären sie zu ihren 
Knechten, nehmen sie mit sich heim und verwenden sie zur Be- 
bauung ihrer Aecker. So unterjochten die Germanen, welche sich im 
Mittelalter das Land zwischen Elbe und Oder eroberten, nicht bloa 
die alavisohen Völkerschaften, welche auf diesem Grebiete ansässig 
waren, aondem sie griffen mit Baubkriegen, um sich weitere Knechte 
zu verschaffen, über dieses Gebiet in andere slavische Länd«r 
hinaus, und SUve und Sclave oder Knecht wurde für die Ger- 
manen glMchbedeut^ad , während der Slave den Gkrmanen, dessen 
Sprache er nicht verstand, den Stammen, Niemiec, nannte. — Der 
Jäger und der Hirte brauchen keine Sclaven, keine Knechte; für die 
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häQBlioIien BedürfiDisse , welche auf dieser Stufe nicht weit gehen^ 
sorgen Weiber, Greise, die noch nicht mannbaren Knaben; Knechte 
waren nnr eine unnütze Last; um sie nützen zu können, müsste man 
de meist bewaffnen, die Jagervölker müssten das jedenfalls ; und wer 
bürgte dann für die Aufrechthaltung des Unterschiedes zwischen 
Herrn und Knecht? Der Bauer kann den Knecht ausnutzen und hat 
nicht nöthig, ihn zu bewaffnen, um ihn auszunutzen. 

Bei ihrem regelmässigen geordneten Leben wachsen aber die 
Bauembevölkerungen stets sehr schnell an und während sie im An- 
fang nicht genug Arme hatten, haben sie deren und der Yerzehrer 
am £nde zuviel Wenn nun der nächstum liegende Boden auch schon 
stark und zwar von Freunden und Bandesgenossen besetzt ist, so 
entsteht das Bedürfoiss der Auswanderung einzelner Theile des 
Yolkeis in entferntere Gegenden. Wollten die wandernden Abtheilun- 
gen auch nur immer Boden in Besitz nehmen, der noch von keiner 
andern Völkerschaft besetzt und bebaut ist, so müssen sie jedenfalls 
ihren Weg durch bebaute Gegenden nehmen; die Noth zwingt sie, 
diese zu brandschatzen, es entsteht der Krieg, und schliesslich 
wird von dem Wandervolke das Gebiet in Besitz genommen, 
welehes dasselbe ursprünglich nur durchziehen wollte, mit der 
besiegten eingebomen Bevölkerung werden Verträge abgeschlossen, 
welche diese theils als ebenbürtig anerkennen, theils sie zu Hörigen 
und Leibeigenen machen. Die Auswanderung und der Krieg, den 
Wandervölker herbeifuhren, welche neue Wohnsitze suchen, sind 
wesentliche Momente der Weltgeschichte; sie haben die grössten Um- 
wandlungen im Völkerleben mit sich gebracht. 

Die S abiner, wie uns die Sage erzählt, von Uebervölkerung 
bedroht, weiheten einen Lenz, die ganze in einem Jahre gebome 
Jugend, sobald sie das mannbare Alter erreicht hatte, der Aus- 
Wanderung. Diese Jugend ward über die Grenze gesendet, setzte sich 
mit Güte und mit Gewalt in neuen Wohnsitzen fest und ward der 
Stamm der samnitischen und picenischen Völker. 

Die gallischen und germanischen Heergeleite, welche in 
die fernsten G^enden ausgesendet wurden oder auszogen und die 
Welt erschütterten, nahmen, was die Germanen betrifft, zur Zeit der 
Völkerwanderung eine feste Gestalt an und führten za der Staats- 
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form des IGttelalterB , die in dem eigenüiohen Feudabtaat nsr ihre 
letzte Konsequenz zog. 

Richteten sich die Wanderungen der Heergeleite oder Volk«- 
anszüge, wie gewöhnlich, von Norden gegen Süden, überhaupt ans 
dem Anbau nngünstigeren in ihm günstigere Gregesden, so folgten 
meist dem ersten bahnbrechenden Anszng neue Massen des gletchea 
Volks und stellten dessen Herrschaft über den anfänglich nur prekär 
in Besitz genommenen Boden sicherer. 

Nach der Entdeckung Amerika's sendete Spanien die Kraft 
seiner Jugend in den neuen Welttheil hinüber, und während diese 
Auswanderung schon dem Mutterland einen Theil sdnes besten Marks 
entzog, wütheten die katholischen Könige Ferdinand und Isabella, 
wie ihre Nachfolger, gegen die betriebsamen Mauren und Juden in 
den Grenzen ihrer Beiche und die Nachfolger später auoh gegen die 
Protestanten. Der ölanz der Eroberung und der Herrschaft Spaniens 
verbarg nur kurze Zeit die Schäden, welche hiedureh dem reiehen 
Lande gebracht wurden; heute treten dieselben so deutlich hervor, 
dass der entschiedenste Zweifel erlaubt ist, ob Spanien sich nur je* 
mals wieder auf die Stufe einer Macht zweiten Banges erheben 
werde, die in Europa überhaupt noch gerechnet werden müsste. 

In neuerer Zeit haben die Auswanderung und die entspreohende 
Einwanderung einen wesentlich friedlichen Charakter angenommen, 
hauptsächlich doch deshalb , weil den heutigen Au»* und Einwande- 
rern solche des gleichen Stammes vorausgegangen sind, welche in 
ihren Anfängen keineswegs in friedlicher Weise auftreten konnten. 



V. 



Je mehr sich der Ansiedlerstaat raffinirt, die Keime, die in ihm 
liegen, entwickelt, in politischer, in socialer, in geistiger Beziehnng, 
je mehr er das wird, was wir den modernen oder den civil isirten 
Staat zu nennen pflegen, desto mehr Anlässe zu Kriegen entspringen, 
desto vielfacher macht sich die Beibung immer neu und immer 
verschiedenartiger auftauchender Interessen geltend. Es ist fast 
unmöglich, die einzelnen Anlässe zu Kriegen zwischen den modernen 
Staaten dergestalt auseinanderzuhalten, dass man danach diese Kriege 
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bestimmt classificuren könnte. Allein man kann ziemlich genau für 
jeden einzelnen Krieg einen dominirenden Anlass unterscheiden ; 
man darf also immerhin eine Classificirung der Kriege nach domi- 
nirenden Anlässen versuchen und unternehmen, wenn man dabei nur 
im Auge behalt, dass der dominirende Anlass nicht der einzige 
war, dass vielmehr die Gomplication der Anlässe hier überall zuzu- 
lassen, oft bedeutend in Betracht zu ziehen ist. 

Dies soll unser Standpunkt bei der nachfolgenden Betrachtung 
der modernen Anlässe zum Kriege und der darauf gegründeten Classifi- 
cationen der Kriege sein. 

Handelskriege. Der raffinirte Anbau des Bodens, die Ent- 
wicklung der Industrie suchen Debouchers für eine Ueberproduktion, 
welche Ueberproduktion nur so lange bleibt, als ihr Absatz 
auf ein eng begrenztes Gebiet beschränkt bleibt. Diese Debouchers 
mögen nun auch durch den Krieg errungen werden ; der Krieg, der 
ihretwegen geführt wird, muss aber als Handelskrieg betrachtet 
werden. Der Handelskrieg kann auch dazu dienen, dass man sich 
Fundstätten für Bohprodukte eröffne, deren die Industrie 
des Landes zu ihrer vollständigen Entwicklung bedarf. 

Der Argonautenzug der Sage scheint uns die erste An- 
deutung eines Handelskrieges; die meisten Kriege Carthagos waren 
Handelskriege und dasselbe kann man von denjenigen sagen, welche 
im Mittelalter Venedig und Genua führten. 

In neuerer Zeit habeh die Engländer fast das Monopol der 
Handelskriege. 

Am 9. Oktober 1651 unter dem Protektorat Crom well s er- 
üess das Parlament die Navigationsakte, welche speciell gegen die 
Bepublik der Niederlande mit ihrer ausgebreiteten Bhederei, ihrer 
Fischerei und ihrem Seehandel gerichtet war. 

Die Navigationsakte bestimmte: nur auf englischen SchifiPen 
dürften Waaren ans Afrika, Asien und Amerika nach England ge- 
bracht werden ; Waaren aus europäischen Staaten nur auf englischen 
oder Sohiffien derselben Staaten, in welchen jene Waaren erzeugt, 
Bohprodukte, sofern es sich um diese handelte, gewachsen seien. 
Heringe, Stockfische und Wallfische sollten überhaupt nur auf eng- 
lischen Schiffen nach England ein- und von diesem ausgebracht wer- 
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den. Während die Yerliaiidlangen über die Anerkeimiuig dieser Akte 
seitens der Niederlande noch schwebten, begann der Krieg dnrch den 
Zosammenstoss der englischen Flotte nnter Blake und der hollän- 
dischen nnter Tromp auf der Höhe von Dover am 26. Mai 1652. 
Der englische Admiral hatte diesen Zusammenstoss durch Forderungen 
herbeigeführt, zu denen er nicht das mindeste Recht hatte. Die Hol- 
länder siegten ; allein das Glttck blieb ihnen nicht treu und sohliess- 
lioh mussten sie sich im Frieden vom 15. April 1654 bequemen, die 
Forderungen Englands anzuerkennen und sich namentlich auch ver- 
pflichten, den vertriebenen Stuarts keine Hülfe gegen die englische 
fiepublik zu gewahren. 

Seit dem Anfange des 19. Jahrhunderts insbesondere bezogen 
die Engländer enorme Quantitäten Thee aus China; sie setzten dafür 
Opium nach China ab, welches in Ostindien gewonnen wurde« Die 
Chinesen fanden steigenden Gefallen an dem berausobenden Genuas 
des Opium; die Engländer vermehrten dessen Produktion im Yer- 
hältniss zu der Nachfrage. Auf diese Weise gewannen sie im 
Umsatz China die Oberhand ab. 

Nun verbot die chinesische Begierüng den Opiumgenuss. In der 
That entnervte derselbe das chinesische Volk und demoralisirte es 
auf fürchterliche Weise. Nicht desshalb freilich erfolgte das Verbot, 
sondern um dem steigenden Nachtheil im Handel ein Ziel zu setzen. 
Der offene Handel mit Opium ward zunächst durch d^ Schmuggel 
ersetzt; allein endlich traf auch gegen diesen die chinesische Begierüng 
energische Massregeln; so wurden unter Anderem bald 21,000 Kisten 
Opium auf englischen Handelsschiffen mit Beschlag belegt 

Darüber erklärte England — im Interesse der Handelsfreiheit, 
wie es sagte, um den Chinesen das Opiumgift aufzudrängen, wie 
diese meinten, — dem Beiche der Mitte 1841 den Krieg. In dem- 
selben erwiesen „die rothhaarigen Barbaren" sich siegreich und die 
chinesische Begierüng sah sich gezwungen, durch den Frieden von 
Nanking am 29. August 1842 Hongkong an Grossbritannien abzu- 
treten und fünf weitere Häfen dem Handel aller Nationen zu offnen. 

lieber diese Niederlage seiner Begierüng ^tstand grosse Un- 
zufriedenheit mit derselben im chinesischen Yolke und es folgte ein 
Bürgerkrieg. Die regierungsfeindliche Partei| welche den Bürgerkrieg 
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begann, nannte sich Taiping, was so viel bedeutet als Männer 
des allgemeinen Friedens. Barans soheint bervorzugehen, dass das 
Wort „allgemeiner Frieden" in Cbina nngefäbr denselben Sinn bat, 
wie in Europa. Im Laufe des Bürgerkrieges der cbinesiscben Frei- 
heits- und Friedensliga gegen den Sobn des Himmels kam es auob 
zu neuen Verletzungen der Engländer. Diese begannen nun gegen die 
Begierung scbon 1857 wieder den Krieg, diesmal auob unterstützt, 
zuerst Yon einem französischen Gesobwader, später von einer grossem 
Abtbeilung Landtruppen unter dem Greneral Cousin de Hontauban, 
der sieb in diesem Kriege den Namen Graf von Palikao erwarb. 
Nacb dem Falle von Peking und der Einäscberung des Sommer- 
palastes des Kaisers scbloss die Begierung am 24. und 25. Oktober 
1860 yon Neuem Frieden mit Frankreich und mit England. 

Es ist bekannt, dass Napoleon IIL es liebte, wenn er Ge- 
legenheit fand, zu den grossen Industriellen Frankreichs im kleinen 
Komite zu reden, seinen yerschiedenen Kriegen einen Schimmer von 
Handelskriegen zur „Eröffnung neuer Debouchers für die 
französische Produktion^ zu verleiben. Den eben erwähnten 
chinesischen mag man ohne Weiteres als Handelskrieg gelten lassen. 
Aber Napoleon stellte unter Umständen als solche auch den orien- 
talisohen von 1854 bis 1856, den italienischen von 1859, und den 
mexikanischen von 1862 bis 1866 dar, — und wenigstens kann 
nieht geleugnet werden, dass die ersteren beiden Kriege dem fran- 
zösischen Handel und der französischen Industrie nützlich geworden 
sind, besonders seit Napoleon III. ihr Werk durch die Abschlüsse 
yon Handelsverträgen auf der Basis des Freibandelsprinoipes krönte. 

VI. 

Yergrösserungskriege. Je mehr die Kultur fortschreitet 
und ihr Gebiet erweitert, desto unmöglicher wird es für eine staat- 
liche GksellBohaft; sich nur eines der Elemente, auf denen dieselbe 
beruht, in seiner Isolirung anzueignen, z. B. nur Boden, oder nur 
Bevölkerungszuwachs von aussen her anzueignen. Es tritt nun viel- 
mehr immer schärfer die Nothwendigkeit hervor, dass der Staat, der 
nur ein Element neu gewinnen möchte, mit demselben sich alle 
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übrigen, welche auf ebem bestimmten Boden Torgefonden werden, 
aneigne; in das ganze Wesen einer fremden staatlioben Cksellachaft 
eingreife, mit deren Boden ihre Bevölkerung nehme nnd deren bis- 
herige geschichtliche Mission aufhebe oder aufs 'Entschiedenste modi- 
ficire. So entstehen die Eroberungskriege zur Yergrösserung 
des eigenen Staates. Die Nothwendigkeit der Yergrösserung kann 
eine rein eingebildete sein; aber warum wollte man leugnen, dass 
sie in einzelnen Fällen — wenn wir von einer idealen Zukunft ab- 
sehen und uns auf den Boden der heutigen sicherlich unvollkonunenea 
Civilisation stellen — auch eine reale sein könne? 

Ein ausgedehntes Land ohne offene Meeresküsten mit brauch- 
baren Häfen ist in seiner Entwicklung mannigfach gehemmt, es fehlt 
ihm einer der bequemsten Wege zum Absätze seiner Erzengnisse, 
eines der Mittel zur Ausübung des seiner Macht entsprechenden Ein- 
flusses auf das allgemeine Staatensystem. Das Streben grosser 
abgeschlossener Binnenstaaten nach Meeresgrenzen 
kann daher politisch schwerlich als etwas Widernatürliches angesehen 
werden. 

Polen, so lange es ein grosses selbständiges Reich war, strebte 
stets dem Meere zu, nach Norden der Ostsee, nach Süden dem Fon- 
tus Euxinus und nachdem es sich dort festgesetzt hatte, kämpfte es 
viel um die Erhaltung dieses Besitzes. 

Bussland ist heut noch im Kampf um das offene Meer. Sein 
Eismeer, die geschlossene Ostsee, an der es sitzt, deren es aber 
wenig Herr ist, das schwarze Meer können ihm nicht genügen. In 
neueren Zeiten hat es durch die Gewinnung des Amurgebietes wenig- 
stens eine Aussicht auf Antheil am stillen Ooean gewonnen und 
scheint dieselbe durch weitere Ausdehnung nach Süden an diesen 
Küsten zu einer grossem Realität bringen zu wollen. Durch die Ost- 
see sich einen Weg in den offenen atlantischen Ocean bahnen, das 
wird ihm schwerlich gelingen; der Hindemisse sind zu viele. Desto 
mehr ist es für Russland angezeigt, sieh das Thor aus dem 
schwarzen Meer ins mittelländische zu öffnen. Im Jahr 
1854 war es nahe daran, dieses Ziel zu erreichen, Frankreich und 
England traten dazwischen und der Pariser Friede von 1856 ver- 
nichtete sogar RuBslands Seemacht im schwarzen Meer. Das Csaren- 
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reich hat die YerhältnisBe, wetohe der Krieg von 1870/71 herbei« 
führte, klag und entsehloflsen benntzt, um widerBinnige Schranken^ 
die ihm hier anfgeewangen wurdeoi niederzulegen« Heut ist die Liebe 
des Liberalismus zum Türken dem Erkalten sehr nahe. Sie ward 
warm gehalten , so lange der Türke jedes Jahr ein neues Anlehen 
machen konnte, um die Wuoherzinsen des vorjährigen zu bezahlen. 
Das kluge Europa scheint wirklich daran geglaubt zu haben, dass 
eine solche Wirthschaft aaf die Dauer möglich sei« Nun ist sie nicht 
mehr möglich; der Türke hat eingestehen müssen, dass er nicht in 
Ewigkeit Wucherzinsen bezahlen könne und die schwärmerisehe Liebe 
der liberalen Bitter vom Ponteuzin hat aufgehört. Selbst Alt-England 
wendet sieh vom Sultan ab und sucht dafür mit seinen Geld sich 
in Egypten festzusetzen ^ eine Politik, die es vernünftiger Weise schon 
lange hatte verfolgen können und die ihm den Krimkrieg und manche 
ändert Unannehmlichkeit erspart haben würde. Heute w&re es an 
der Zeit, endlich einmal das Princip der Nichtintervention auch für 
die Balkanhalbinsel anzuerkennen. Qriechenlaod muss vergrössert 
werden, um als Kömgreich überhaupt bestehen zu können; mögen 
daneben noch fünf oder sechs slavisohe und halbslavische Staaten 
zunächst auf der Halbinsel entstehen, nachdem der Türke vertrieben 
istl Das Andere wird sich später finden. Auch an der Westküste 
Kleinasiens muss mit den Türken aufgeräumt werden; dort hat die 
europäische Civilisation bereits grosse Eroberungen gemacht und 
warum sollte an dieser von der Natur begünstigten Küste sich das 
lebensvolle Bild der Kolonieen des alten Griecheidaads nicht in neuer 
Gestalt wiederholen können? Und warum sollte Bussland durch 
Baoen- und kirchliche Verhältnisse mit den Völkern der Balkanhalb- 
insel verwandt, nicht ein natürliches Protektorat über sie ausüben 
und nicht einige feste Punktf an beiden Ufern des Bosporus und der 
Dardanellen besitzen? Welchen Naohtheil könnte dies der modernen 
Civilisatioii bringen? Es ist unmöglich, einen solchen zu erkennen 
und Alles, was in dieser Beziehung vorgebracht wird, sind einge- 
lernte Phrasen einer Diplomatie, die durch ihre Leistungen im 
19. Jakrhundsrt sich als vollständig unfajbig zum Ueberdruss er- 
wiesen hat. 

Wer hat eigentlich ein Interesse daran, die heutige Türken- 
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herrschait in Earopa zu stützen? Ein positive« Interesse daran hat 
keine Macht. Ein negatives Interesse daran hat nur Oesterreich, — 
nni selbst dieses würde ein solches nicht haben ohne das geistreiche 
Werk des Herrn von Benst, den berühmten Ausgleich. Das traos- 
leithanische Oesterreich, — Ungarn — das Beich der Magyaren, 
besorgt, beim Auseinanderf allen der Türkei, unangenehme Slaven 
annexiren zu müssen. Die magyarische Minorität würde dann immer 
greller hervortreten. Deshalb muss das ohnehin verwandte Türken- 
thum- gestützt werden. Aber alle diese kleinen Rücksichten und diese 
kleinen Kunstgriffe können auf die Dauer nicht verfangen. Wenn 
Bussland die nächste Gelegenheit einer grossem europäischen Ver- 
wicklung beim Schopf ergreift, um die Emancipation der Christen 
der Balkanhalbinsel von den Türken ernstlich durchzuführen, so hat 
es vollkommen Becht und dann dn vollständiges Becht darauf, sich 
selbst einige dominirende Stationen am Bosporus und den Dard&ndlen 
zu sichern. 

Preussen hatte bis 1864 gar keinen Eriegshafen auf eigenem 
Gebiet; sein einziger wirklicher Eriegshafen, WilhelmshafiBn, lag am 
Jahdebusen auf oldenburgischem Boden; und auch er lässt wohl 
Vieles zu wünschen übrig. Nachdem nun Oesterreich und Preussen 
zusammen die Dänen zum Niederlegen der Waffen gezwungen hatten, 
war es ganz natürlich, dMS Preussen sich den guten Hafen von Eid 
auf alle Zeiten zu gewinnen suchte. Aber auch dieser liegt in der 
geschlossenen Ostsee und ausserhalb derselben gegen den atlantischen 
Ocean hin blieb Wdhelmshafen noch der einzige und ist es bis heute. 
Unmittelbar nach dem Kriege von 1866 war in den Zeitungen viel 
die Bede davon, dass die Preussen die Absicht hätten, sich Hollands 
zu bemächtigen; die Holländer glaubten selbst sehr stark an diese 
Absicht und es ward das in jener Zeit ein Grund mehr für sie, sich 
mit Frankreich in innigere Beziehungen einzulassen. Es ist wohl er- 
wiesen, dass bis 1870 und auch später noch die preussische Begie- 
rung keinen Gtedanken daran gehabt hat, Holland in das neue Deutsch- 
land hineinzuziehen, mit dessen Gründung sie sich beschäftigte. Aber, 
wenn man die immer noch prekäre Lage, in welcher sich die deutsche 
Kriegsmarine bezüglich ihrer Häfen befindet, wenn man die eigen- 
thümliöhen Umstände erwägt, welche eich für die modernen Panier- 
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flotten dnroh ihren groMen EoUenverlranoh im Enistfall und durch 
die sehr beeohränkten iEUlnme för ihre Kohlenvorräthe ergeben, so 
kann man die Idee nicht ohne weiteres von der Hand weisen, dass 
die Deutschen nach yoUbrachter innerer Eonsolidimng ihres neuen 
Staatswesens wohl auf den Gedanken einer mehr oder minder direkten 
Annexion Hollands kommen könnten. 

TD. 

In der Bildung begriffene Staaten, durch verschiedene 
Mittel, nicht bloss durch den Krieg, vergrössert, bestehen nicht selten 
aus verschiedenen getrennten Gebieten, die ihrerseits von 
selbständigen kleineren Herrschaften unterbrochen werden. Dies war 
das Schicksal der modernen Honarchieen, welche sich aus 
dem Feudalwesen herausgearbdtet hatten. Es lag nahe, die Sonde- 
rungen zusammengehöriger Gebiete durch Unterwerfung derjenigen, 
welche sie trennten, aufzuheben. Diese Arbeit ward mit besonderer 
Konsequenz in Frankreich von der Zeit Ludwigs XL ab auf- 
genommen, von Richelieu verfolgt, von Ludwig XIV. vervollständigt 

Aber nicht die Monarchie allein verfuhr im Anfang der neueren 
Zeit in dieser Weise. Auch die schweizerischen Kepubliken, 
welche vom 14. Jahrhundert ab in eine Eidgenossenschaft zusammmi- 
traten, fühlten bald lebhaft das Bedürfhiss, mit den Feudalherren 
aufzuräumen, die mitten zwischen ihnen sassen und nicht bloss ihren 
territorialen Zusammenhang unterbrachen, sondern auch ihre mora- 
lische Emheit durch endlose Intriguen und Einmischungen bedrohten. 

Dem Königreich Preussen war in neuerer Zeit durch die 
Wiener Verträge von^ 1815 eine Gestalt gegeben worden, die ihm 
nicht gefallen konnte und um so weniger, je mehr es innerlich er> 
stärkte. Es war in eine grössere und eine kleinere Hälfte getheilt 
und zwischen jene östliohe und diese westliche waren Kleinstaaten 
angedrängt, die nicht immer auf dem besten Fusse mit ihm lebten. 
Die Wiener Verträge hatten Preussen zu Gunsten Oesterreichs inner- 
halb des deutschen Bundes schwach machen wollen, — und statt 
dieses Ziel zu erreichen, hatten sie ihm in der That nur einen Stachel 
in den Leib getrieben, der es beständig aufregte, der es zwang, sich 
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innerlich zu fitäikeli, nm «ehiiesfilieli einmal den StiU)hel ras dem 
Banohe heranereiesen zn können, der ihm dann selbst revokitionäre 
Allüren verlieh, wenn es sich nnter der Herrschaft der verkommen- 
sten Beaktion befand. AUmälig innerlich gestärkt and anter den £r- 
schüttemngen der beiden Jahrzehnte, welche der ümwalzang von 
1848 folgten, auch zum Bewnsstsein seiner Kraft und der Sdiwäche 
der Gegner gelangt, brach endlich Preussen den Bann der Unnatur 
durch den Krieg von 1866. 

In den vorher angeführten Fällen sehen wir naturgemässe 
Anlässe zum Kriege. Das strikte Becht wird dabei natürlich nicht 
beachtet und es stellt sieh wohl immer deutlicher heraus, dass es 
nicht beachtet werden kann. Nun sind aber namenüieh durch die 
Entwicklung der Monarchie in Europa verschiedene VergrösseniBgs* 
kriege herbeigeführt worden, deren Anlass nicht durchaus 
natürlich erseheint, Kriege, bei denen es nicht mehr auf die 
Abrundung eines an und für sich begrenzten Gebietes oder auf die 
Erwerbung eines demselbto entschieden fehlenden Stückes abgesehen 
war, sondern auf das Hinübergreifen in eine Sphäre, die 
sich um ein fremdes Gravitationseentrum bewegte^ auf 
eine Störung des Gleichgewichtes. 

In Frankreich ist sdt langen Zeiten die Frage nach dem Bheia 
als natürlicher Grenze zu einem Stichwort gewmrdeo und ein grosser 
Theil der modernen französischen und enropäisohen Geschichte hat 
durch dieses Stichwort seine Farbe erhalten. Durch Heinrich lY. 
erhielt zueist die Forderung der Bheingrenze eine positive Gc^ 
stalt und seit ihm ist sie von dem Programme Frankreichs nie ver- 
schwunden. Die Sache ist sehr merkwürdig. Wie hat sich diese 
Forderung so einbürgern können, als das thatsächlich geschehen ist ? 
Wenn man nachforscht, so findet man eigentlich keine andere Ant* 
wort darauf^ als dass Cajus Julius Caeisar die ganze Schuld an dieser 
Verwirrung trägt durch die Begrenzung, welche er nach seiner un- 
vollkotnmenen Kenntniss dem alten Gallien gibt In der That ist ein 
Flnss keine Yölkerscheide. Soweit die Geschichte hinaufraicht und 
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HOB leiten kann, wissen wir, dass ^manisclie Stämme, wenn anch 
vereinEelt, am linken Ufeor des Rheines gewohnt hahen, — nnd ebenso 
keltische Stämme am rechten Bheinnfer im heutigen Süddentschland. 

Mag man an eine nationale Grenze, mag man an eine strategische 
denken, man könnte sich viel eher darein finden, dass die Franzosen 
ans rechte fiheinnfer hintjjbergreifen, als dass sie gerade den Rhein 
zu ihrer Grrense haben wollten. Der einzige Franzose in neuester 
Zeit, der diese Frage unbefangen geprüft hat und nach seinen Studien 
zu einer Verwerfung jener Forderung der Rheingrenze gelangte, ist 
P. J. Proudhon. * Yorläufig ist nun die Frage durch den Krieg 
von 1870/71 dahin entschieden, dass die Deutschen sich eine strate- 
gische Grenze am linken Rheinufer, über dieses hinausgreifend, erobert 
haben. Diese Entscheidung wird wieder einmal in Frage gestellt 
werden; darüber besteht kein Zweifel. 

unter der Monarchie nimmt der Yergrösserungskrieg oft genug 
den Charakter des reinei^&roberungskrieges an, geführt zur Er- 
höhung des Ruhmes und für die persönlichen Interessen des Monarchen ; 
dazu gesellen sich oder es yerschwistem sich mit diesen Kriegen die 
Erbfolgekriege, welche das ganze 18. Jahrhundert bis zur 
französischen Revolution anfüllen. Im Mittelalter und bis in die 
neuere Zeit hinein, theilten die Fürsten, bevor noch die Monarchie 
im modernen Sinne befestigt und eine gehörige Erbfolge festgestellt 
war, ihre Lande unter ihre Söhne. Es entstand eine Menge von 
„Linien*'. Die Einzelfürsten verschwägerten sich nach allen Rich- 
tungen hin; hie und da herrschte jetzt für die Erbfolge das salische 
Gesetz, nach welchem nur ein Mann den Thron besteigen konnte, 
anderswo durften auch Frauen Königinnen werden; dort galt nur 
die Folge im Mannsstamm, hier auch in der weiblichen Linie. So 
konnte jeder Todesfall eines regierenden Fürsten einen Erbfolgekrieg 
herbeiziehen. Die Dinge lagen an sich meist unklar, ohne däss erst 
noch Anstrengungen gemacht werden mussten, si^ besonders zu ver- 
dunkeln. Dies blieb aber auch nicht aus. 

Nach dem Tode Philipps IV. von Spanien erhob Ludwig XIV., 
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der Gemahl seiner Tochter, AnsprUolie auf die spanieohen Niederlande 
und die Franche^Comti. Hierans entstanden die sogenannten De- 
Yolntionskriege (Heimfallskriege). Darch den Aachener Fried«! 
von 1668 auf knrze Zeit unterbrochen, loderten sie bald in hellen Flam- 
men wieder auf und wurden erst beendet durch den Frieden von 
Nymwegen mit Spanien am 17. September 1678, mit den General- 
staaten am 10. August 1678 und mit Kaiser Leopold und dem 
deutschen Reich am 5. Februar 1679. Bei diesem letitem Friedens- 
schluss tritt zum ersten Mal klar und deutlich der Verdacht und die 
Eifersucht der Habsburger gegen die HohenzoUem hervor. 

Bald darauf setzte Ludwig XIV., einer der firechsten Menschen, 
welche jemals gelebt haben, die Keunionskammern ein, welche 
untersuchen sollten, was eigentlich nun nach den Bestimmungen des 
westphälischen Friedens und des nymwegischen zu Frankreich ge- 
höre. Nachdem die Reunionskammem auf seinen Befehl die neuen 
Grenzen Frankreichs festgestellt hatten, BiBetzte er ohne weiteres das 
ihm einseitig zugeschiedene Gebiet, unter anderm auch Strassburg 
am 29. September 1681. Grösser als Ludwigs Frechheit erscheint 
bei allem Diesem doch die £lendigkeit des deutschen Reichs und 
seiner Fürsten, — und wahrscheinlich hätte Ludwig noch lange in 
seinem Stile fortwirthschaften können, ohne die Aufhebung des Edicts 
Yon Nantes, zu welcher ihn die Jesuiten und seine alte Maintenon 
trieben, und ohne die nichtswürdige Verwüstung der Rhein- 
pfalz (bei Beginn des dritten grossen Krieges 1688), deren unglück- 
liche yertriebene Bewohner die Schande des französischen Königs über 
Deutschland hinaus bis in die entferntesten L&nder verkündeten. Der 
Frieden von Ryswik am 26. November 1697, welcher den dritten 
Krieg beendete, nahm allerdings Ludwig einiges unrecht erworbene 
Gut wieder ab, liess ihm aber dennoch eine Stellung, welche ihn zu 
neuen Uebergriffen ermuthigen durfte. Und sie blieben nicht aus. 

Im Jahre 1700 starb kinderlos König Karl 11. von Spanien. Da 
lange vorauszusehen war, dass er keine direkten Erben erzielen 
werde, so waren schon vor seinem Tode die Bewerber um die Nach- 
folge auf den spanischen Thron aufgetreten. 

Da kam der Kurfürst Max Emanuel von Baiem; er trat auf 
für seinen Sohn, den jungen Kurprinzen Joseph Ferdinandi als 
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direkten Nacbkomsien, Enkel, der jungem Schwester Karls II. Dieser 
letztere ernannte in der That Joseph Ferdinand zn seinem Naehfolger, 
derselbe starb aber noch vor dem Tode des Königs von Spanien. 

Dann meldete sieh der deutsche Kaiser Leopold L, als Gemahl 
der jungem Schwester Karls IX., fttr seinen zweiten Sohn, den Ibrzher- 
xog Karl. 

Endlich trat Ludwig XIY., als Gkmahl der älteren Schwester 
Karls n., für seinen zweiten Enkel, Philipp von Anjou, in die 
Schranken. Diesen FhiHpp von Anjou hatte in einem vielfach an- 
gefochtenen Testament Karl U., nachdem der junge Kurprinz Joseph 
Ferdinand von Baiem gestorben war, wirklich zu seinem Nachfolger 
ernannt. 

Nachdem Karl IL endlich gestorben war, proklamirte Ludwig XIY. 
seinen Enkel unter dem Titel Philipp Y. zum Konig von Spanien. 
Darüber entbrannte der sogenannte spanische Erbfolgekrieg 
1701. In diesem Kriege waren die französischen Waffen fast durch- 
weg unglücklich; auf den Kriegsschauplätzen Deutschlands und der 
Niederlande braucht man nur die Namen Höchstädt, Bamillies, 
Oudenaarde, Malplaquet zu citiren; auch in Spanien war der Erz- 
herzog Karl glücklich gegen Philipp von Anjou und zog siegreich 
in Madrid ein. 

Dennoch sollte Ludwig XIY. hier noch einen Erfolg zu ver- 
zeichnen haben. Kaiser Leopold I. starb schon 1705, Joseph L, 
der ihm folgte, 1711, und nun kehrte der Erzherzog Karl, der an 
Spanien keinen besondem Geschmack fand, wie es auch andern Fürsten 
noch in allemeuster Zeit passirt ist, sogleich nach Deutschland zu- 
rück, um dort der deutsche Kaiser Karl YI. zu werden. Schon 
vorher war Englands bedeutendster Feldherr, Harlborough, wie dies 
den heutigen Gebildeten wesentlich durch Scribe's „Glas Wasser" 
bekannt ist, 1710 bei seiner Königin Anna in Ungnade gefallen. 
Holland und England, welche beide eine Yereinigung der spanischen 
und deutschen Krone auf einem Haupte nicht wollten, knüpften nun 
alsbald Yerhandlungen an, und schlössen am 11. April 1713 mit 
Frankreich den Frieden zu Utrecht, durch welchen Philipp Y. als 
König von Spanien anerkannt wurde. Nun machte für sich auch 
Karl YI. Frieden mit Frankreich, am 7. März 1714 zu Rastadt; er 
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behielt Ar sioli die spaniselieii Niederlande, Keapel (irelelies aber 
aucb in kurzer Zeit in die Hände der Bonrbonen kam), Mailand, 
Mantoa nnd die Insel Sardinien. — Das dentscbe Beicb trat dem 
Bastadter Frieden am 7. September 1714 zu Baden im Aargan bei. 

Ein Jahr nach dem Frieden von Baden, am 1. Sept^nber 1715 
starb Ludwig XIV. ^ 

Der PrlU^ndent, welcher als Erzherzog Karl, seinem Enkel 
Philipp gegenübergestanden hatte, rief nnn dnroh seinen Tod als 
Kaiser Karl YI. einen nenen, den österreichischen Erbfolge- 
krieg hervor. Er hatte keine Söhne nnd wollte, dass seine Erb- 
schaft, ausser dem Kaiserthnm, wie sich von selbst versteht, auf 
seine älteste Tochter Maria Theresia übergehe, welche mit Franz von 
Lothringen, Grossherzog von Toscana, vermählt ward. Dafür dass 
diese Erbfolge allgemein anerkannt werde, hatte Karl seit langer 
Zeit gearbeitet. Die pragmatische Sanction, durch welche die Beohte 
seiner Tochter gesichert werden sollten, schien ziemlich allgemein 
angenommen zu sein. Aber kaum war Karl 1740 gestorben, und 
Maria Theresia hatte seine Erbschaft angetreten, als auch schon der 
junge König von Freussen, Friedrich U., „le mechant voisin*', wie 
ihn. die Kaiserin Königin noch in ihren späten Tagen nannte, mit 
alten Ansprüchen auf schlesische Fürstenthümer zum Vorschein kam. 

Friedrichs militärische Erfolge reizten nun auch andere, mit 
ihren Ansprüchen hervorzutreten und die ganze pragmatische Sanktion 
anzufechten : Der Kurfürst Karl Albert von Baiem forderte das ganze 
österreichische Erbe, Philipp V. für Spanien die'*LombardeL Frank- 
reich, Preussen und Sachsen traten auf Karl Alberte Seite und dieser 
ward 1742 als Karl VU. zum deutschen Kaiser gekrönt. Aber die 
junge Königin von Ungarn und Böhmen, Maria Theresia, zeigte sieh 
durch Geist und Herz den Stürmen gewachsen, die sie von allen 
Seiten bedrohten. Schon am 28. Juli 1742 hatte sie den Berliner 
Frieden mit Friedrich U. zu Stande gebracht und nnn waren ihre 
Heere überall siegreich gegen die Franzosen und Baiem. Dieses 
machte allerdings Friedrich 11. bedenklich und veranlasste ihn zu 
einerneuen Intervention durch den zweiten schlesisohen Krieg. 
Denselben beendete der Dresdener Friede vom 25. Deoember 174S. 
Wiederum war Maria Theresia die Preussen los. In demselben Jahre 
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war aber anoh Karl Albert gestorben und deaaen Sobn^ der Enr- 
Hint Maximilian IIL, entsagte im Frieden 211 Ettuen den Ansprüchen 
anf das österreicbisclie Erbe und erklärte sieh für die Wahl des 
Gemahles Maria Tharesia's, als Franz des Ersten snm deutschen 
Kaiser. Darauf konnte endlich Maria Theresia im Jahre 1748 zu 
Aachen auch den Frieden mit Spanien und. Frankreich sohlieeseDf 
weiche in demselben die pragmatische Sanktion anerkannten. 

Als -^ in neuester Zeit — die Deutsehen ihren Exekutions- 
krieg gegen. Dänemark beschlosseui welehen dann Preusaen 
und Oesterreich, mit Abschiebung des deutschen Bundes 1864 untet* 
nahmen, da wollte die liberale, jetzige nationalliberale Partei in 
Deatschland auch diesen Krieg zu einem Erbfolgekrieg 
machen. König Friedrich YII. von Dänemark starb am 15. NoTember 

1863, gerade nachdem am Tage vorher die neue dänische Verfassung 
angenommen war, welche eine vollständige Verhöhnung der dentsoben 
Anspräche auf Holstein und zugleich des mit diesem vereinigten 
BeUeswigs einschloss. Nach dem Londoner Protokoll von 1852 ward 
nun König von Dänemark als Ghnstian IX. der Prinz Chrisüan von 
Sonderburg-Olüeksburg. Die deutschen Liberalen ritten sich aber in 
eine exorbitante Begeisterung für die iLbelriecbende Nachfolge und 
Erbfolge der Augustenburger in den Herzogthämem Schleswig und 
Holstein hinein. Der preussisch^österreiohische Krieg gegen Dän«nark 

1864, der ihm folgende Wiener Frieden, der €rasteiner Vertrag und 
schliesslich der Krieg von 1866 brachen allen diesen schönen libera- 
len Ideen die Spitze ab und es scheint uns, dass Bluntsohli auf der 
einen Seite die liberale Begeisterung für £e missduftende Erbfolge 
der Augustenburger, auf der andern Sttte den Krieg von 1866 vor 
Augen gehabt habe, als er schrieb : 

„Es ist eine ^er kindische als jurisüaohe Ansicht, dass ein 
Volk bereehtigt sei, für das dynastische Erbrecht eines Fürsten Krieg 
zu fähren, aber nicht berechtigt sei, fär seine nationale Eini- 
gung zu den WafEen zu greifen, weil jenes Erbrecht in einer mittet 
aherlichen Urkunde vorbehalten worden, die nationale Einigung da- 
gegen durch eine traurige Gesofaiohte bisher verhindert und gehemmt 
worden ist. Dennoch hat diese wunderliche Meinung im Jahr 1866 
in Deutschland manche Vertreter gefunden. Meines Eraohtens ist das 
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Beeht eines Volkee, gich die staatliclie Gestalt zu geben, deren es 
bedarf, nm seine natftrliobe Anlage zn entwickeln, seine Bestimmung 
zn erfüllen,, für seine Sicherheit zn sorgen und seine Ehre zn wah- 
ren, nnd daher sein Becht, dafür nöthigenfalls zn den Waffen zn 
greifen, ein sehr viel heiligeres, natürlicheres nnd wichtigeres Becht 
als irgend ein urkondliches Bynastenreoht" 

Ja wohl, aber das ist kein juristisches Becht. Man kann 
sehr Becht haben und doch seinen Process vor einem juristischen 
Bichter verlieren. Und darum ist es eben nothwendig, dass wir von 
dem Becht zum Kriege auf juristischer Basis, von dem Kriege als 
„Bechtshülfe*' so wenig als möglich reden. Natürliche und also natür- 
lich berechtigte Anlässe zum Kriege sind vorhanden; ein advo- 
katisches Becht zum Ejiege existirt nicht. 

In allerneuester Zeit hat noch wieder ein aufgefirischter 
Erbfolgekrieg die Welt beschäftigt, der spanische. 

Ferdinand YU., in vierter Ehe mit Christine von Bourbon ver^ 
mahlt, hatte nur zwei Töchter, Isabelle und Louise, dagegen einen 
jüngeren Bruder, Karl. Dieser hätte ihm bei seinem 1833 erfolgten 
Tode auf dem Throne folgen sollen, da in Spanien das salisohe Ge- 
setz herrschte. Aber Ferdinand hatte sich von Christinen bestimme 
lassen, durch eine pragmatische Sanktion die Thronfolgeordnnng zu 
Gunsten ihrer 1830 gebomen Tochter Isabelle umzustoasen« In 
der That ward nun 1833 die junge Isabelle unter der Begentschaft 
ihrer Hutter zur Königin ausgerufen. Karl erhob Einsprache, erklarte 
sich zum König unter dem Titel Karl V. und rief die Basken und 
Navarresen für sein Becht zu den Waffen. Ein siebenjähriger Bürger- 
krieg verwüstete den Norden Spaniens, schliesslich siegten die Chri- 
stinoB, und Karl ging ins Exil, in welchem er 1855 unter dem Titel 
eines Grafen von Uolina starb. Er hinterliess zwei Söhne Karl und 
Johann; der erstere nannte sich Karl YL und machte verschiedene 
Versuche, seine Bechte durchzusetzen, auch er starb, als Graf von 
Uontmolin, 1861 im Exil. Der jüngere Bruder, Johann, der nun 
Anspruch hatte auf den spanischen Thron, war friedfertiger Natur 
und verzichtete zu Gunsten seines Sohnes Karl, der sich der Sie- 
bente nannte« 

Im Jahre 1868 ward IsabeUe verjagt. Die Spanier suohten so- 
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fort nach einem Söziig; sie führten mit diesem Suchen den onglUok- 
liehen deutsch-französischen Krieg herbei. Endlich liess sich der 
italienische Prinz Amadeus, zweiter Sohn Viktor Emanuels, bestim- 
men, den spanischen Thron zu besteigen. Aber schon 1873 hatte er 
sich Überzeugt, dass dieser Platz für ihn nicht tauge. Er dankte ab 
ond verliess das Land. Es ward nun der Tersuch mit einer traurigen 
Halbrepublik gemacht. Da aber trat Karl YII. mit seinen legitimen 
Ansprüchen hervor und rief den lETorden Spaniens zu den Waffen; 
der Bürgerkrieg entbrannte von Neuem. Die Madrider Bepublik ihrer- 
seits gelangte von Pronunciamiento zu Pronunciamiento dahin, dass 
sie Ende 1874 zwar nicht Isabellen selbst, aber deren jungen Sohn 
Alf ons zurfiokriefl Dieser bestieg den Madrider Thron als Alfons XIL 
Anfangs 1876 gelang es dann endlich dem Bürgerkrieg im Norden 
ein Ende zu machen; Karl YII. musste flüchtig das Land verlassen. 



Wenn ein Yolk oder ein Herrscher in Europa zu mächtig zu 
werden droht, führt dies gewöhnlich dahin, dass andere sich ver- 
bünden, eine Koalition schliessen, um jenen in seine Schranken 
zurückzuweisen und das europäische Gleichgewicht, wie man 
noh ausdrückt, au&eoht zu erhalten oder wieder herzustellen. Li die 
Beihe dieser Kriege für das Gleichgewicht gehören im 16. Jahr- 
hundert diejenigen gegen das Haus Habsburg, im 17. und am An- 
fang des 18. Jahrhunderts diejenigen gegen Ludwig XIY. und im 
Anfang des 19. Jahrhunderts die Kriege gegen Napoleon L 

Es liegt in der Natur der Sache, dass die Gleichgewichts* 
kriege der Begel nach zugleich Koalitionskriege sind; für ein- 
zelne Völker innerhalb der Koalition können sie dabei zu gleicher 
Zeit wirkliohe Unabhängigkeitskriege sein, wie dies flir 
Freussen die Kriege von 1813 bis 1815 waren. Man nennt solche 
Unabhängigkeitskriege auch häufig Befreiungskriege. Besser 
unterscheidet man die beiden Begriffe. Ein Unabhäugigkeitskri^ kann 
ganz unbeschadet des monarchischen Princips geführt werden. Es 
handelt sich dabei nur darum, eine fremde Herrschaft los zu werden. 
Die Kämpfe der Italiener seit 1815 waren Unabhängigkeitskriege, 

6 
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▼ornämlioli gegen den österreichischen Einfluss gerichtet Das repu- 
blikanische Element spielte dabei wohl eine Bolle, aber keine durch- 
greifende nnd besonders seit 1848 sehen wir immer bestimmter die 
savoyisohe Dynastie in das Centram der nationalen Bewegung treten. 

Im Jahre 1848 wollten die Ungarn keineswegs sich von ihrem 
König Ferdinand, der allerdings zagleich Kaiser von Oesterreich war, 
losreissen, sondern nur von Oesterreich. Es ging daraus die sonder- 
bare Lage hervor, dass die Ungarn, da sie dem Kroaten-Banns Jella- 
chich gegenübertraten, ebensowohl als dieser behaupteten, für den 
König Ferdinand zu kämpfen. 

Auch die Schleswig-Holsteiner, als sie 1848 gegep die 
Dänen zu den Waffen griffen, versicherten, dass sie in Loyalität 
und Treue zu ihrem Herzoge ständen, für diesen stritten, während 
derselbe Herzog, als König von Dänemark die dänische Ainnee 
gegen sie marschiren liess. 

Das Ziel der Koalitionskriege zur Herstellung des europäischen 
Gleichgewichts ist immer die Kiecferwerfung einer bestimmten Macht, 
die eben ein unerträgliches Uebergewicht zu erlangen drohtr Alle 
Lösungen, welche solche Koalitaonskriege bringen, sind daher ein- 
seitige. Ist der specielle Gegner des Momentes besiegt, gezwungen, 
das Gesetz der Sieger anzunehmen, so beschäftigen sich diese ledig- 
lich mit den Anstalten, neue Uebergriffe des eben Besiegten 
unwahrscheinlich, unmöglich zu machen, ihnen von vornherein die 
Kraft zu nehmen, aber ein wirkliches Gleichgewicht stellen sie nicht 
her. So dachten die Terbündeten von 1815 nach dem Siege über 
Napoleon nur daran, die Ostgrenze Frankreichs zu dessen möglichster 
Abschwächung zu organisiren; sie bekümmerten sich dagegen weder 
um die Ostgrenze Deutschlands, noch um eine vernünftige Organisa- 
tion dieses Landes selbst oder Italiens. Daher ist es nicht zu ver- 
wundern, dass diese Gleichgewichtskriege, abgesehen von den Be- 
vanchekriegen, denen sie über kurz oder lang stets rufen, auch 
sonst neue Kriegskeime pflanzen. 

Interventionen schliessen stets Koalitionen ein. Montesquieu, 
wie wir früher gesehen haben, lässt die Intervention zur Unter- 
stützung eines bedrängten Freundes und den Interventionskrieg 
zu. Wie häufig kann aber nicht diese erlaubte Intervention als blosser 
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Yorwand für ganz andere Zwecke dienen, irelclie man weniger ein- 
gesteben m9olite. Kapoleon m. nnd England intervenirten 1854 zn 
Gunsten der Türkei gegen die Bnssen; 1859 interyenirte Napoleon 
zu Gtmeten Fiemonts gegen Oesterreich. Es ist so rührend, dem be- 
drängten Schwachen zu Hülfe zu kommen; nur findet man in der 
Politik die üneigennützigkeit des edlen Bitters Don Quixote 
gar sehen. Nach dem Kriege Ton 1859 liess Napoleon, der eben 
einen Interventionskrieg geführt hatte, in den Zürcher Frieden, 
diese seltene Sammlung unmSglicher Dinge, auch das Frincip der 
Niektintervention in den italienischen Angelegenheiten auf- 
nehmen. Diese mchtintenrention war für die Italiener eine grosse 
Bmmgensohaffc; konnten tAe auch bei dem Wechsel alles Irdischen 
nicht eine^ feste Bechnong darauf banen, dass sie nun für alle Zeiten 
mit fremder Intervention verschont bleiben würden, so hatten sie 
doch wenigstens Monate und vielleicht Jahre voraus und für sich, 
die gewonnene Frist zu benutzen. 

TL. 

Jede staatBohe Gesellschaft bedarf zu ihrem Bestehen eines ge. 
wissen Prestige, welches bewahrt werden muss. Dasselbe kann 
verletzt werden durch blosse Verletzung von Formen von aussen 
her, die sick ein Staat dennoch nicht gefallen lassen darf. Ein klein- 
müthiges Nachgeben auch in solchen Dingen kann die grössten Fol- 
gen haben, und ein Staat, der gleichgültig ist gegen eine verächt- 
liche Behandlung seiner Bürger oder gar seiner Gesandten im Aus- 
lande, gegen Eingriffe von aussen her in sein inneres Becht, z. B. 
in' das Asylrecht, welches er übt, in die Jastiz, welche er handhabt, 
muss sick darauf gefasst machen, dass die Fremden immer kecker 
gegen ihn auftreten und ihn schliesslich bei passender Gelegenheit 
an die Wand stellen, ihm nur die Alternative lassen zwischen dem 
yollst2ndigen Aufgeben seiner TJnabhSagigkeit und dem Yerzweiflungs- 
kampf um dieselbe. 

Montesquieu will die Ekrenkriege nicht zulassen; aber sie 
haben doch ihre natürliche Berechtigung. Ludwig XIY. war schon 
1661 nake daran, Spanien den Eiieg zu erklären, weil der spanische 
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Gesandte zu London dem dortigen französiaclien Geeandten Gnt 
d'Estrades beim Empfang eines neuen sohwedisohen Gesandten den 
Vorrang bestritten hatte. 

Die Engländer waren lange berühmt wegen des unbedingten 
Schutzes, den sie jedem brittisohen TJnterthanen verbürgten. In neuerer 
Zeit haben sie in dieser Beziehung in Europa viel mildere Saiten 
aufgezogen, obwohl sie immer nooh gegen kleine barbarische Tölke^ 
Schäften sehr scharf auftreten. So machten sie 1868 dem Eonig 
Theodoros von Abyssinien den Krieg, weil dieser christliche Fttrst, 
der sich in seiner Naivetät vermessen hatte, der verwittweten Köni- 
gin Viktoria HeirathsantrSge zu machen, englische Missionare, welche 
sich bekanntlich nicht immer mit dem christlichen Heilswerk allein 
befassen, in Gefisuiigenschaft hielt. Im Jahre 1873 führten sie aus 
noch minder dringenden Gründen einen Krieg gegen die Ashantis 
der Goldküste. 

Die Schweiz wäre 1856 fast zu einem Ehrenkriege gezwongeü 
worden. Nachdem die Keuenburger sich schon 1848 vOllig von der 
preussischen Herrschaft losgesagt hatten, erhoben 1856 die preusaisoh 
gesinnten Aristokraten des Kantons die Waffen, bemächtigten sich 
des Schlosses und proklamirten wiederum eine preussische Begierung. 
Sie wurden mit leichter Mühe von den Bürgern des Kantons besiegt 
und in Gewahrsam gebracht und es ward ihnen der Frocess g^naoht 
Das damalige preussische Gouvernement verlangte nun die sofortige 
Freigebung der Gefangenen, in Formen, welche zwischen Regieningen 
ungebräuchlich sind und selbst dem ruhigsten Schweizer hätten in 
den Kopf steigen sollen. Der General Dufour schrieb damals an Na- 
poleon III.: „Alle Parteien sind darüber einverstanden, dass, wenn 
einmal eine Sache an die Gerichte gelangt ist, das Verfahren nicht 
abgebrochen werden kann, dass die Gerechtigkeit ihren Lauf haben 
muss und die Angeklagten jedenfalls erst nach dem ürtheQ in Frei- 
heit gesetzt werden können. Es würde schwach, feige sein, wenn 
wir anders vorgehen wollten, wir wtbrden uns selbst verderben in 
der Meinung der Völker, — und kein Opfer darf uns zu gross sein, 
um eine solche Erniedrigung zu vermeiden.^ 

Freussen und die Schweiz rüsteten; Freussen war damals viel 
schwächer als heute, die Schweiz militärisch viel stärker durch die 
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Zenplittemng Dentsehlandfl und die Lage der süddeutschen Staaten 
iwischen ihr nnd Prenssen. Anaserdem herrschte in DentsoUand 
allgemeine Unterdrückung und die Schweiz galt für einen Hort der 
Freiheit; die Masse der Deutschen h&tte ihr damals sicher den Sieg 
geirünsoht und vielleicht zu demselben thatsächlich mitgewirkt. Dies 
sind Thatsachen, welche heut yielleicht nicht gern gehört werden, 
welche aber trotzdem bestehen. 

Kapoleon DI. intervenirte diplomatisch. Und nun ereignete sich, 
was sehr 'häufig vorkommt Die Schrdier in der Schweiz, welche an- 
fangs am meisten geteilt und gewinkelriedet hatten, fanden nun auch 
zuerst, dass die ganze Sache kaum der Sede werth sei, dass man 
sich eben verstehen müsse, und bald begannen die tonangebenden 
liberalen Blätter selbst die schweizerischen Soldaten zu verhöhnen, 
„welche bei SchafiThausen und Basel unnütz im Schnee ständen". 
Die Schweiz kam unter Yermittlung Napoleons DX allen wesentlichen 
Anforderungen des Königs von Freussen nach. 

Die Kamarilla, welche Napoleon III. in seinen alten Tagen 
vollständig umstrickt hatte und mit ihm machte, was sie wollte, 
hielt einen Krieg gegen Freussen 1870 für absolut nothwendig. Wie 
dürftig der Yorwand zu diesem Kriege war, ist allgemein bekannt, 
und gerade deshalb suchte nun schliesslich die Kamarilla, rechnend 
auf die Empfindlichkeit der Franzosen in diesem Funkt, den Krieg 
zu einem Ehrenkrieg zu stempeln. Sie erfand eine Geschichte 
von emer Beleidigung, welche Frankreich in der Ferson des Ge- 
sandten Benedetti angethan sei und liess diese Geschichte unterstützen 
durch Umzüge der Banden des Folizeipräfekten Fietri und deren 
wüstes BachegeschreL 

Es ist nicht selten im vollen Ernste die Forderung gestellt 
wotden, es sollten politische Differenzen zwischen monarchischen 
Staaten durch den Zweikampf ihrer Oberhäupter ausge> 
glichen werden. Für Ehrenkriege wäre dieses Mittel ohne Zweifel 
am anwendbarsten. Als Franz I. von Frankreich, aus seiner Madrider 
Gefangenschaft entlassen, an die Bedingungen seiner Freilassung sich 
durchaus nicht kehrte, da erklärte ihn der Kaiser Karl Y. für einen 
Lügner und treulosen Mann, und sich bereit, die Sache im Zwei- 
kampf auszumachen, falls Franz mit dieser Bescheerung nicht zu- 
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frieden aeL Franz sendete nun eine Beransfordernng, Karl nahm die- 
selbe an, beatimmte den Ort ^es Bendezvous und verlangte i daas 
Franz die Waffen mitbringe. JOieser letztere schwieg aber non gänz- 
lich und das Daell unterblieb leider. Die ritterlichen Leute sind nicht 
immer ritterlich und wir glauben, dass der verkrüppelte * Karl mehr 
Nerv und mehr Ernst zu diesem Zweikampf hatte, als der schöne 
Franz. 

Karl "^TT. yon Schweden hatte die beste Lust, mit seinem Haapt- 
feind, dem Czaren Peter loszugehen; Piper stellte ihm aber vor, dass 
Peter wahrscheinlich die Ausforderung ins Lächerliche ziehen werde. 
So unterblieb leider auch dieser Zweikampf zwischen zwei Fürsten 
und wir haben kein einziges Beispiel eines solchen, der wirklich zur 
Ausführung gekommen wä)», zu geben. 



„Wenn eine Bepublik klein ist, sagt Montesquieu (Esprit des 
lois, IX, 1), so wird sie von einer fremden Macht vernichtet, wenn 
sie gross ist, durch innere Fehler. Dies doppelte Missgeschick betrifft 
Demokratieen ebensowohl als Aristokratieen, mögen sie übrigens gut 
oder schlecht eingerichtet sein. Das Uebel liegt in der Sache selbst, 
und keine Form bietet ein Gegenmittel. — So müssten allem An- 
schein nach die Menschen schliesslich gezwungen sein, immer unter 
der Herrschaft eines Einzigen zu leben, wenn sie nicht eine Art von 
Yerfassung ausgedacht hätten, welche alL9 inneren Yortilieile der 
republikanischen Begierung und die äussere Eri^t der Mpnmrchie 
bieten. Ich meine die Föderativrepublik. 

„Diese Begierungsform ist ein üebereinkommen, durch welches 
eine AnsMihl von politischen Körperschaften sich di^zn versteht, Bür- 
ger eines grösseren Staates zu werden, welchen sie bilden wollen. 



* S. Babelais, Pantagmel IT, Prologne: „... et AUemands, peaple jadis 
inmcible, m&mtenant „abegbeif^ et subjugii^ par nn petit homme estropii". 
Ueber das Wort „abegheif* haben die späteren Erklärer Babekis*, die es ge- 
wöhnlich nabergelss** schreiben nnd keineswegs die Sprach- nnd DialektkaanCniBS 
4es amyerseUen Msiines hatten, die sonderbarsten ESrläntempgen ^^bea. 



— 87 — 

Eb ist eine GeBellsehaft von Gesellsohaften, die eine nene 
anBmachen; und diese kann eich durch den Beitritt neuer Verbünde- 
ter vergr5(isem| bis ihre Macht genügt, die Sicherheit derjenigen zu 
begründen, welche sich vereinigt haben. 

„Diese Yerbindungen sicherten so lange die Blüthe Griechen- 
lands. Durch sie griffen die Bomer die Welt an und durch sie allein 
vertheidigte eich die Welt gegen die Bömer. Als dann Born zum 
Gipfel seiner Grrosse aufgestiegen war, konnten ihm nur durch die 
Binde, welche hinter dem Bhein und der Donau geschloBeen wurden 
und welche der Schrecken zu Wege gebracht hatte, die Barbaren 
widerstehen. 

„In Folge ihrer Bünde werden Holland, Deutschland, die schwei- 
zerisohe Eidgenossenschaft in Europa als ewige Sepubliken betrachtet. 

„Die Städtebünde waren früher nothwendiger als sie heute sind. 
Eine Stadt ohne Macht war den grössten Gefahren ausgesetzt Ward 
sie erobert, so verlor sie nicht blos, wie heute, die ausübende und 
gesetzgebende Gewalt, sondern alles dazu, was die Menschen Eigen- 
thum nennen. 

„Diese Art Republik, f&hig, der äussern Gewalt zu widerstehen, 
kann sich in ihrer Gbrösse erhalten, ohne im Innern zu verderben. 
Die Form dieser GleseUschaft beugt allen Unzukömmlichkeiten vor. 

„Derjenige, welcher die Gewalt usurpiren wollte, würde nicht 
in allen verbündeten Staaten gleiches Ansehen haben. Wenn er im 
einen zu mächtig würde, würde er alle andern aufmerksam machen 
und aufiregen; wenn er einen Theil unterjochte, würde der frei ge> 
bliebene ihm mit Kräften, unabhängig von den ihm unterworfenen 
widerstehen und ihn niederschlagen können, bevor es ihm gelungen 
wäre, sich festzusetzen. 

„Ereignet sich bei einem der Glieder des Bundes ein Au&tand, 
können ihn die anderen bd!ruhigen; schleichen sich irgendwo Miss- 
brauche ein, werden sie von den gesunden Theilen abbestellt. Dieser 
Staat kann auf der einen Seite herunterkommen, ohne auch von der 
andern herunterzukommen ; der Bund kann aufgelöst werden und die 
Verbündeten können doch souverän bleiben. 

„Aus kleinen Republiken zusammengesetzt, erfreut er sich der 
^Uax innem Regierung in jeder einzelnen ^ und {;egen aussen hat 



— . 88 — 

er durch die EJraft der ÄBSOciation aUe yortheQe der grossen 
HonarcUe. 

„Die Eanaaniter wurden vemiohtet, weil sie in kleinen Monar- 
chieen lebten, die nicht verbündet mit einander waren und sich nieht 
in Gemeinschaft yertheidigten. In der That ist die Eonföderation 
nicht in der Natur der kleinen Monarchieen. Die Bepublik des deut- 
schen Bundes besteht aus freien Städten und kleinen Fürstenstaaten; 
die Erfahrung hat gezeigt, dass sie minder vollkommen ist, als die 
holländische und die schweizerische. 

„Der Gbist der Monarchie ist der Erleg und die Yergrösserung, 
der Geist der Bepublik dagegen der Frieden und die Hässigung. 
Diese beiden Arten von Begierung können in einer Bundesrepublik 
nur in gezwungener Weise neben einander bestehen. 

„So sehen wir auch in der römischen Geschichte, dass alle 
kleinen Bepubliken des heutigen Toskanas sich von den Yejentem 
abwendeten, als diese einen Eönig erwählt hatten. Alles war in 
Griechenland verloren, als die Eönige von Hakedonien einen Platz 
in der Amphyktionie errungen hatten. 

„Die Bundesrepublik Deutschlands, zusammengesetzt aus Fürsten- 
Staaten und freien Städten, erhält sich, weil sie ein Haupt hat, wel- 
ches einerseits gewissermaseen die Obrigkeit, andererseits der Monareh 
der Verbindung ist." 

Wir meinen, alles Gute, was man vom Staatenbunde oder vom 
Bundesstaat sagen kann, hat Montesquieu in vortrefflicher Weise 
gesagt, und in der That man muss in diesem Bunde eine der ent- 
wickeltsten Staatsformen sehen, welche inuner einen nicht unbedeu- 
tenden Grad von Givilisation voraussetzen. Dennoch birgt auch diese 
Form neue Eriegskeime. Abgesehen von den Eriegen, welche der 
Bundesstaat gegen Aussen zu seiner Yertheidigung oder zur Ver- 
folgung gemeinschaftlicher Zwecke führen kann, liegen zwei neue 
besondere Anlässe gerade in seiner Form. Und aus diesen An- 
lässen entspringen: die Eriege um die Hegemonie und die 
Sec^ssionskriege. 

Einer der ältesten und berühmtesten Eriege um die Hege- 
monie ist der peloponesische zwischen Athen und Sparta; aus 
diesem Eriege ist uns einer der ersten vollständigen Eri^spläne 
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«afbdialteni deijenige des PerikleSf Ton welchem ans Thnkydides 
berichtet 

Wenn vir nn« aber nnr sn die nenere und neneete Zeit halten 
und speciell einen der Staatenbunde betrachten, von denen Hontes- 
qnien spricht, so finden wir in dem deutschen Bnnde den ewigen 
Zwiespalt Frenssens und Oesterreichs» Schon zu Ende des 
17. Jahrhunderts schaute Kaiser Leopold mit IGsstrauen auf den 
grossen Kurfürsten und fttrchtete in ihm einen neuen „König der 
Yandalen". Die Besorgnisse der Habsburger wurden begründeter, als 
Friedrich der Grosse auftrat Es kam Napoleon und mit ihm fiel 
das deutsehe Beich völlig ausebander und machte neuen Gestaltun« 
gen Platz; die Habsburger legten den deutschen Kaisertitel ab und 
wurden Kaiser von Oesterreich. Aber die Reaktion gegen Napoleon L, 
völlig siegreich 1815, richtete zwar nicht das deutsche Beieh, doch 
einen neuen deutschen Bund wieder auf, mit einem Bundestag, 
einer Gesandtenversammlung, einer Art Tagsatzung an ihrer Spitze. 
Aus dieser sonderbaren Schöpfung waren die Bepubliken bis auf 
vier, die fMen Städte, gänzlich verschwunden; alle anderen Staaten 
waren monarchisch regiert; alle diese aber höchst verschiedener 
Grösse; die beiden grössten Oesterreich und Preussen mussten einen 
dominirenden Einfiuss erlangen. Konnten sie nicht immer einig gehen 
mit einander, so konnte über kurz oder lang nur die Frage sein, 
wer von den beiden die üebermacht gewinnen werde. 

Einig gehen konnten aber Oesterreich und Preus- 
sen nicht; in den Herrschern des erstem lebte die Erinnerung 
daran fort, dass sie die deutsehe Kaiserkrone getragen, — in Preussen 
entwickelte sich immer mehr ein Streben nach Unabhängigkeit, und 
die Kraft, mit welcher Friedrich der Grosse dem grössten Theil von 
Europa gegenüber getreten war, hatte im Volke ein hohes Selbst- 
bewusstsein erzeugt. Oesterreich war katholisch, Preussen ein wesent- 
lieh protestantischer Staat Beide besassen Provinzen, die nicht zum 
deutschen Bunde gehörten und die ihre Interessen noch mehr von 
einander trennten. Bemerken wir hierbei zugleich, dass für emzelne 
ihrer Provinzen auch Staaten, die ihrer Hauptsache nach ausserhalb 
des Bundes fielen, doch diesen beigesellt waren, Dänemark und die 
Kiederlande. Beide grosse Staaten schritten in ihrer Entwicklung 
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sehr yenschieden fort. Am Bundestag zeigten sich Oeeterreicli und 
FrensBen bald ab innig verbnndene Freunde, bald als entschiedene 
Cfegner. Jenes war immer der Fall, wenn es galt, gemeinsam zu 
unterdrücken; dieses sobald einer von den beiden einen Schritt tot« 
wttrte tkun wollte. Beide waren stark genug, das Gute zu hindern, 
keiner von beiden mächtig genug, das Gute zu vollbringen. So spann 
sich ein unfiruchtbarer Kampf am Bundestage fort, unterbrochen 
durch Versöhnungen, welche stets den Völkern verderblieh wurden. 
Im Allgemeinen konnte man behaupten, dass Preussen der Beform- 
staat sei, Oesterreich das konservative, reaktionäre Element darstelle 
und schütze. PreussMi war revolutionär, wider Willen, durch seine 
Traditionen, wie durch die staatliche und geographische Situation, 
welche ihm die Wiener Verträge geschaffen hatten. Ein einfacher 
Kampf um die Hegemonie od^r eine vorherige Secession Freuseens, 
dessen Austritt aus dem Bunde, damit es eine freie Stellung gewinne, 
von der aus es einen neuen Bund begründen könne, dies waren seit 
1815 die Aussichten, welche sich darboten. Einsichtige Männer er- 
kläaften smt langer Zeit die Seoesston Freussens für das nächste 
notiiwendige Mittel zu einem Schritt vorwärts in den deutschen Vei^ 
häitnissen. In Freussen wehrte sich die Hofpartei dagegen; ein inni- 
ges Band vereinte sisi sobald eine Entscheidung gesucht werden sollte, 
mit der Österreichischen EegiMung: die Furcht vor der Freiheit der 
Völker. 

So kam ei, dass in allen entseheid^den Augenblicken, in denen 
die Seoession mit Aussicht auf Erfolg und zum Wohle der deutschen 
Stäaunb hätte durohgesezt werden können, Freussen sieh Oesterreioh 
unterwarf, obwohl es Anfangs einen entgegengesetzten Anlauf g6> 
nommen hatte. Dieses ereignete sich auch in den Jahren 1848 bis 
1850. Es war nothwendig, dass erst «Mitglieder der preussischen 
Begierungspartei sidh von den Oesterreichem tief verlezt, ja ver- 
höhnt und gedehmtttigt fühlten, um einen Umschwung hervonn- 
bring«b. 

Dieser datirt offen erst vom Jahre 1863, als der Kaiser Franz 
Joseph den Versuch wagte, ein modem-feudales deutsches Beidi zu 
reconstruiren und Freussen seinem Eufe nicht folgte, vielmehr nun 
immer eatschloesener neue Bahnen einschlug. Diese führten zn dorn 
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^^^•g gegon Dänemftrk Ton 1864, »Im GhttWner Yetftrag, bh der 
SeeeasiOB PreoiBeiift und iem Kriege von 1866, emem wahren Kfiege 
um die Hegemonie in Dentschland, weldier mit einer er- 
swungeaen Seoession OesterreioliBy dem Anseohlass des- 
selben ans allen neuen deutschen Yereinignngen endete. Prenssen 
faonte sein Werk dnroh ißü Krieg von 1870/71, welcher auch den 
Eintritt der süddentschen Staaten herbeiftthrte in das nene denteche 
Beieh nnter Fxenssens Hegemonie. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass in diesem Augenblick Deutsch- 
land und Oesterreitih in den glücklichsten und freundliiihsten Bezieh- 
ungen SU einander stehen. Allein, wenn auch der beste Wüle vor- 
handen sein mag, diese Beaidiungen und mit ihnen den Frieden ewig 
an bewahren, so sind doch die YerhSltnisse störker wie die Menschen, 
und die Kraftstimmen der ersteren, der Yerhältnisse, dringen unwillr 
klirlieh hervor« Was bedeutet es denn eigentlich, dass die nord- 
deuteebe Fresse — wenn aneh mit Unterbrechungen — immer 
wiederholt sAf die Mahnung an Oesterreich zurückkommt, dieses solle 
seinen Schwerpunkt nach Osten verlegen? Will man den Gedanken 
konsequent verfolgen, so kann das nichts anderes heissen, als Oester- 
reich solle überhaupt seine deutsohen Provinzen aufgeben — was 
nur zu Gunsten des nenen deutsehen Beiches geschehen könnte, — 
und auf der Basis des Königreichs Ungarn neue Yergrösserungen im 
Osten suchen. Sechnung auf den endlichen Fall der Türkenherrsohaft 
in Europa! Für andere Leute, i8| #e Sache sehr einfach; nicht so 
einfach für das hier zunächst betheiligte Oesterreich ; zumal, wie wir 
sehon früher Gelegeidieit Latten zu bemerken, den Magyaren) nicht 
im Mindesten mit der Aufnahme weiterer Slaven in ihren Staato- 
vf^band gedient ist. 

Secessionskriege aus der neueren Zeit waren der schwei- 
zerische Sonderbundskrieg und der nordamerikanische 
Secessionskrieg« Ungeheure Unterschiede findensich hier in den 
Dimension^; gewaltige Untmchiede auch in der Führung. Während 
in der Schweiz der eidgenössische Gene^d Dnfour von vornherein 
das grösstmögliche Kraftaufgebot forderte, um schnell den Sonder- 
bnnd niederzuschlagen, was denn auoh vortrefflieh gelang, — gingoi 
die amerikanischen I^ordstaaten mit dem gan^sen gewohnten angel- 
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nnfangB eigentliob wie eine poliseiliohe Ezeention, behnf« wdehnr man 
einige Gensdannen enteendet, nnd fanden sich ent ■^llmalig in den 
ganzen Emet der Lage, an welehem sie aioh freilieb Behliesalieh in 
ihrer ganzen Grösae anfHchteten. Beide Erlege können zn gMeher 
Zeit alz Befreinngakriege betrachtet werden: im achweizeriaehen 
Sonderbondakriege handelte ea aich dämm, ob fortan in der Sehwäz 
der Elerioaliamaa der römisohen Kirohe die Oberhand haben aolie, 
oder eine freie, moderne Lebens- nnd Stftataanaohannng, die mit 
der tLbrigen Welt fortachrdten könne. In Amerika drdite aioh bald, 
obgleich die Frage nraprttnglich gar nicht gestellt war, der Krieg 
dämm, ob die Sklaverei ferner bestehen solle oder nicht BemeAena- 
werth ist in diesen beiden Kriegen die aosgezeiohnete Hilde der 
Sieger gegen die Besiegten; in Bürgerkriegen gerade so selten. In 
Amerika war die Beobachtung dieaer Milde um so schwieriger nnd 
bleibt desshalb desto rühmenswerther, als am Ende des Krieges der 
Friaident Lincoln, der höchste Staatsbeamte der Union, von dem 
seeessionistischen Schanspieler Booth im Theater, vor aller Welt 
menchlerisch ermordet wurde. Man vergleiche mit der Hilde des 
Auftretens der bundestreuen Sdiweizer und Amerikaner gegen die 
unterlegenen die Arbeit der französischen Kriegsgerichte von 1871 
gegen die Besiegten der Pariaer Commune 1 



Jeder mgentliche Befreiungskrieg ist ein Heinungskrieg 
und em Klassenkrieg; in der Begel ein Bürgerkrieg. 
Eine besondere Art der Heinungskriege sind die Glaubens- oder 
Religionskriege. 

Der Klassenkrieg durchdringt die ganze Weltgeschichte. Er 
muss nicht immer zum wirklichen Kriege werden; aber dieser wird 
nur dann vermieden, wenn die herrschende Klasse rechtzeitig, ver- 
nünftig und geschickt nachgibt. 

Sparta hatte seine Helotenkriege; die ganze Geschichte des alten 
Roms erhUt ihre Farbe durch den Klassenkrieg. Bier begegnen 
wir zuerst dem Kampf der niederen Aristokratie gegen die höchstCi 
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das KSnigtliBwi. Naolidain dieses gettfirst ist und das Patrieiat 
sieh an seine Stelle gesetst hat, nehmen die Plebejer den Kampf 
gegen die Patrieier an£. Ans der Plebs scheidet sich bald das Bitter- 
thnm ans. Dasselbe hat nichts mit wirklichem Bitterthnm ra schaffen; 
die alten römischen Bitter sind die jetsigen Bitter vom Ponteuxin, ge* 
iriase Banqniers, Gründer, Eisenbahnverwaltnngsräthe, Präsidenten von 
Aetienbanken und ähnliche Schwindler. Die Bitter Borns kümpfen 
bald anf Seite des Patriciats gegen die Plebs, bald umgekehrt auf 
Seite der Plebs gegen das Patrieiat; wie sich von selbst versteht 
nioht mit dem Schwerte, sondern mit dem Gelde, welches sie anderen 
Leuten geschickt und ohne qualificirbaren Diebstahl aus der Tasche 
genommen haben« Zu dem reichen Wechsel der Kümpfe, die aus 
diesem unterschiede der Klassen, aas dem Bestreben mehr ihn su 
andern als ihn absuschafEen, hervorgingen, die nicht immer, aber oft 
genug in der Gestalt des wirklichen Krieges erscheinen, geseUim sieh 
dann die Kriege unterdrückter „Bundesgenossen'^ g^^ die r^ndsehe 
Stadtherrschaft und endlich wirkliche SdaYeDkriege, Insnrreotionen 
der Knechte, denen das Mensdienrecht abgesprochen, welche n Saohen 
degradiit waren« 

Im Mittelalter und im Beginne der neueren Zeit sind es die 
Bauernkriege, welche den eigentlichen Sdavenkriegen des Alter« 
thums entsprechen, die Jacquerie in Frankreich, der deutsche Baneni* 
krieg sur Beformationsxeit und so yiele kleinere, grausam unterdrückte 
alinliche Erhebungen, von denen die. Geschichte, welche unter den 
Auspicien der Grossen dieser Welt geschrieben ward, kaum eine 
sparsame Kunde gibt 

IMe französische Bevolution, der Kampf des dritten 
Standes gegen den Adel und den Klerus, kompliairt durch so viele 
moderne Elemente, welche andererseits erst durch sie wieder ihre 
klare Bestimmung erhielten, bereitete den Krieg des vierten Standes 
gegen den dritten, des Proletariates gegen die Bourgeoisie, der sala- 
rirten Arbeit gegen das Kapital vor. Die Bevolution hatte die 
individuelle Freiheit und das Beeht des Individuums proklamirt, aber 
die grosse Masse des Volkes ohne die nothwendigmi Waffen gelassen, 
um von ihrem Bechte auch Gtebrauch machen zu ktonen. Ob der moderne 
Klassenkampf y in dessen Anfängen wir uns mitten drin befindeui 
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immer ^e Q«BtaU einet legalen Kampf ee bewakren irerde, obne in 
wirUiohen Krieg ftbenngehco, ist mindeetens £weifeDiaft E« w&re 
zu vttnsehen, ist aber kanm anf aJlen Punkten zn boffen. Die 
Paiker Commnne war keine rein eoeialistisoke Bewegang; die be- 
dentendsten ihrer Führer iraren meist keine Sooialisten, eondom 
Jakobiner, rein politisohe Bevolntionäre, -so z. B. Delesclnze, der un- 
gefähr auf dem Btandpnnkt If azzinis sich befand. Aber allerdings 
mischt«! sieh socialisiische Elemente ein in den Krieg der Pariser 
Commune gegen die zn Versailles tagende französische Nationalve^ 
Sammlung. Und was schon dnmal geschehen ist, kann gewiss wied« 
geschehen« 

Die Beligionskriege treten wohl niemals rein anf; sie 
nehmen an die Gestalt von Kirohenkriegen und dabei konunt ee nur 
darauf an, ob die Kirche sich der staatUchen OeseUschaft zu ihven 
2«|irecken ^edie^t, oder ob der ttfaat und der politische Oedanke die 
Kirche ansmitst zn seinen Zwecken; 

Hoses gab dem Kriege der jüdischen Komaden gegen die 
sAgeseeeeneniVöIkeKschaften von Palästikia von vorneherein den Cha- 
rakter eines Glaubenskrieges. Er empfahl den Juden, die Helden zm 
vernichten, und oft genüge ward noch später den Juden von ihren 
EUhrem und Propheten vorgehalten, dass sie den Zorn Jdiovahs auf 
sich geladen, weil sie die Heiden nicht ausgerottet hätten. Der 
politische Gedanke, der dem zu Grunde liegt, ist leicht zu entwickeln. 
Qi« Juden, als sie im Begriffe walren, den Angriffskrieg zur Erobe- 
rung Palastinas zu beginnMi, waren ein wanderndes Hirtenvolk, 
welches das Bedürüiiss nicht hat, Solaven zu besitzen. Die Juden 
hatten dieses BedürfhiBS um so weniger, als sie ein sehr zahlieiches 
Volk waren und sieh auf natürlidie Weise stark vermrftrten. Dem 
Nomaden werden aber angesiedelte Völker immer verderblich, selbst 
dann, wenn er ihre Mitglieder, soweit er es kann, an Knechten 
machen, wollte. Daa politische Interesse erforderte also entschieden, 
dass die siegreichen Juden in dem Lande, welchce sie eroberten, die 
Ansiedler, welche sie voifonden, im eigentlichsten Sinne des Wortea 
ausrotteten. Der schöne Z/ogj welcheit durch die ganze- mosaiKhe 
Gesetzgebung geht, der Hass gegen alle Knechtschaft und aHe Bcla- 
vereit die Verachtung derselben, enteprach dorchaus dem.pcditischeii 
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InteresBQi der erobemden Nomadeiu Data die Jaden in dem Hasse 
zur Au^iedluDg übergehen würden, wie dies wirklich geschaht konnte 
Moses nicht voranssehen. Aber die Yerachtnng der Eneohtsohaft, 
der Sinn für wirkliche Gleichheit hatte sich dorch die Anfänge so 
tief im jüdischen Yolke festgesetzt, dass es ihn auch. nach der Ab- 
siedlung nicht verlor, obgleich die Interessen jetzt nicht mgbx die 
ganz gleichen waren^ Und — merkwürdige Erscheinung! — nach 
seiner neuen Zierstreuung über den Erdboden und in diesen modernen 
Zeiten, da es durch sein Geld alle Börsen, durch seine Lebendigkeit 
die Presse, durch beides die Staaten beherrscht, hat es in hohem 
Grade den Sinn für die Gleichheit bewahrt 

Mahomet führte die Araber mit dem Schlachtruf: yemichtung 
den Ungläubigen! aus ihren engen Verhältnissen auf die Weltbühne. 
Aber bald hatten diese feinen Köpfe die Welt verstanden und es ist 
bekannt genug, wie mild und friedfertig sie sich schon bald nach 
ihrer Festsetzung in Spanien gtgpn die Bes^efften und unterworfenen 
benahmen, auf diesem glücklichen Böden Ansiedler wurden und 
Künste und Wissenschaften hegten und pflegten, wie fem sie sich 
nun jeder Verfolgung Andersglaubender hielten und wie sie ein 
schönes Beispiel der Toleranz in diesen schon so weit hinter uns 
liegenden Zeiten gaben. Hätten die christlichen Spanier, nachdem 
sie die Oberhand über die Mauren« errungen, dieses Beispiel befolgt, 
wahrlich es würde heut besser um Spanien stehen. 

In die Bekehrungskriege Clodwigs, Karl des Grossen, 
Ferdinands und Isabellens, Ludwigi| XIV. und der Haintenon sind 
stark politische Motive eingemischt Durch die Herstellnng der 
Glaubenseinheit soll die Staatseinheit gestärkt werden. Es ist keinem 
Zweifel unterworfen, dass zur Beformationszeit und während 
des dreissigjährigen Krieges die meisten Fürsten beider kirchlichen 
Parteien durch den Sieg ihrer Kirche zugleich die Kraft ihrer Staats- 
macht zu begründen strebten und dass die reformirten Fürsten durch- 
aus nicht, gleichgültig waren gegen die Vortheile^ welche ihnen die 
Einziehung geistlicher Güter versprach, und gegen die anderen Vor- 
theile, welche sie • aus der Vereinigung weltlicher und kirchlicher 
Kronen auf ihrem Haupte, der Vereinigung des Könjgthums und 
Papstthums in einer Person zu ziehen gedachten. 
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Ans dem modernen Kirehenkampf ist nooh kein wiridicher Krieg 
hervorgegangen. Wer aber mSchte dafür einstehen, dass dies nie- 
mals geschehen werde? 

Zn allen den verschiedenen Anlassen der Kriege tritt nun der 
Angriff, gans im Allgemeinen genommen und wodurch er immer 
begrttndet sein möge. Der Angriff mft den Yertheidignngs- 
krieg hervor. Dieser ist als Akt der Nothwehr aafsofassen; dies 
schliesst aber nicht ans, dass diejenige Partei, welche schliess- 
lich den Yertheidignngskrieg führt, den Krieg annimmt, 
ursprünglich — politisch gesprochen — sich im unrecht be- 
fanden habe. 



Fünfter Abschnitt 



Der Uebergang aus dem Frieden in den Krieg- 

Jedem Kriege gehen Yerhandlnngen voraus. Der Krieg ist 
(trots Blnntschli) ein Mittel der Politik, zn dessen Anwendung diese 
nnr im Nothfall schreiten solL Es muss daher zuvor wenigstens der 
Versuch gemacht werden, auf andere Weise eine Verständigung über 
die Streitfrage herbeizuführen, die Anlass zum Kriege werden könnte. 
Die dem Kriege vorausgehenden Verhandlungen ziehen sich bald 
ungemein in die Länge und verwickeln sich dabei dergestalt, daaa 
gegen sie der ]B[rieg, wenn er nun endlich ausbricht, sowohl seiner 
Dauer als sriner Intensität und Wirkung nach fast verschwindet: 
bald wieder werden die Verhandlungen dergestalt zusammengedrängt, 
die Kriegsaction folgt der ersten Andeutung der Verhandlungen der- 
gestalt auf dem Fusse, dass diese im Vergleich zu jener fast alle 
offenbare Bedeutung verlieren. 
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Wir wollen nun zaerst die Theorie des üeberganges ans dem 
Frieden in den Krieg nnd der Verhandlungen, welche dahei die 
Hauptrolle spielen, kurz entwickeln; dann an einigen Beispielen aus 
der neuesten Geschichte dieselbe lebendiger und in den Variationen, 
welche sich dabei darbieten, aufzeigen. 

Ein Staat — setzen wir hier überall der Einfachheit halber 
dieses kürzere Wort für das allgemeinere: „eine politische Partei^, 
— ein Staat also tritt an einen andern Staat mit einer bestimmten 
Forderung heran, etwas zu thun oder etwas zu unterlassen. 

Die beiden Staaten unterhandeln vorläufig über die Forderung 
und die sich aus ihr ergebende Frage durch Gesandte und durch 
ihre Minister. Diese Verhandlung führt möglicher Weise bereits zu 
einer Verständigung, die beiden Theilen genehm ist, und die Frage 
verschwindet, ohne eine merkbare Spur zu hinterlassen, aus den 
Akten der Diplomatie. 

War die Sache nicht so einfach und unbedeutend, so mag nur 
erst eine vorläufige Verständigung erfolgen, durch welche 
die beiden streitenden Staaten, insofern ihre Verfassung dies verlangt 
oder auch nur zulässt, übereinkommen, die aufgeworfene Frage ihren 
Parlamenten vorzulegen, oder auch übereinkommen, dieselbe einem 
Schiedsrichter oder einem Schiedsgerichte vorzulegen und deren Ent- 
scheidungen anzuerkennen. Wir haben von solchen Fällen aus der 
nenesten Zeit weiter oben gehandelt, dabei aber zugleich erkennen 
müssen, dass diese durchaus unbedeutende waren, welche nicht im 
Geringsten dafür bürgen, dass vorerst ein solches schiedsrichterliches 
Verfahren den Krieg aus der Welt schaffen werde. 

Eine weitere Möglichkeit ist nun, dass durchaus eine solche 
Verständigung nicht eintritt, dass sich vielmehr schon bei den vor- 
läufigen Verhandlungen die Frage vergiftet, von beiden Seiten schärfer 
gefasst wird, dass der Krieg wahrscheinlich wird. 

In diesem Falle können andere Staaten ins Mittel treten, 
ihre guten Dienste anbieten, um eine Verständigung herbeizuführen. 
Durch den Annex zum Zürcher Frieden von 1859 war vorgesehen, 
wie schon weiter oben erwähnt ward, dass jedesmal, wenn zwei 
europäische Staaten über eine Frage in Streit geriethen, sie den 
fibrigen, bevor sie zu den Waffen griffen, Gelegenheit geben sollteni 

7 
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firaandfohaftlioh zu interyeniren. Wie iiberliaupt der ZUroher Frieden, 
ist auch dieser Annex nie in die Beftlität getreten. Im Jahre 1863 
kam Napoleon III. präciser auf denselben Gedanken zurüok, aber 
mit sehr geringem Gläoke. 

Abgesehen davon, steht es. immerhin einem einzelnen oder 
mehreren europäischen Staaten frei, in einer Streitfrage 
zwischen zwei anderen, bei welcher sie nicl^t direkt interessirt sind, 
im Interesse des Friedens freundschaftlich zu interveniren. Die diplo- 
matischen Beziehungen, wie sie jetzt durch Botschafter, Gesandte, 
Geschäftsträger, durch ganz Europa hergestellt und organisirt sind, 
bieten dazu die einfache und bequeme Gelegenheit. 

Man muss es aber als eine seltene Ausnahme betrachten, daa^ 
ein einzelner Staat sich in einer ihn nicht berührenden oder nicht 
direkt berührenden Frage zwischen zwei anderen als Friedensrichter 
anbiete. Derjenige nämlich, dem zuerst dieser Gedanke käme, wäre 
entweder wirklich nicht so ganz uneigennützig, oder, sei er das 
selbst, andere würden, wie die Welt nun einmal ist, gewiss heraus- 
finden, dass er nicht uneigennützig sei. 

Die Wahrscheinlichkeit spricht daher immer dafür, dass die- 
jenige Regierung, welche eine freundschaftliche Intervention beab- 
sichtigt, welche zuerst diese Idee fasst, andere gleich unbetheilii^e 
Regierungen für diese Idee zu gewinnen suche. Es entstehen nun 
also zuerst wieder Unterhandlungen zwischen den Mächten, welche 
überhaupt zu solcher friedensrichterUchen Intervention berufen aeiii 
können und sich zu derselben berufen fühlen. 

Nachdem diese Verhandlungen zu dem gewünschten Besultat 
geführt haben, wird davon in „identischen Noten ^ den strei- 
tenden Parteien Eenntniss gegeben und diese werden aufgefordert, zu 
erklären, ob sie von der Vermittlung, von den guten Dien- 
sten ihrer Freunde Gebrauch machen wellen oder nicht 

Erklären sich beide dazu bereit, so ist das nächste Besultat 
eine Konferenz oder ein Kongress, auf dem die Streitfra^ 
verhandelt wird. Erklärt sich aber nur die eine bereit und die an- 
dere nicht, so fällt der Eongress dahin und der Krieg steht vor der 
Thür. Noch sicherer wäre dieser unvermeidbar, wenn beide strei- 
tenden Parteien von vom herein die freundschaftliche Intervention 
ablehnten. 
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Wenden wir una nun zu den streitenden Parteien, an 
weiche eine derartige Interpellation der grossen Politik herantritt 
Sollen diese streitenden Parteien die ihnen angebotene Interventioni 
die ohne einen Eongress nicht vor sich gehen kann, die immer den 
Intervenirenden eine schiedsrichterliche Stellung zugesteht, annehmen 
oder nicht? 

Diese Frage muss schärfer präoisirt werden : sollen die streiten- 
den Parteien in der Regel die Intervention annehmen oder nicht? 

• 

Ganz allgemeine Gesetze lassen sich ja auch fär die Entscheidung 
dieser Frage nicht aufstellen oder entwickeln. Die üeberlegung wird 
sich wesentlich darauf zu koncentriren haben, in wiefern die Annahme 
der schiedsrichterlichen Intervention im Interesse der streitenden Par- 
teien liegen könne oder nicht, in wiefern sie ihnen nützlich oder 
schädlich sein könne. Yon diesem Standpunkt aus muss die Sache 
allein angesehen werden, mit Ausschluss jeder Influenz, welche der 
Leidenschaft, welche dem Ehrenpunkt eingeräumt werden könnte. 
Diese Einflüsse machen sich immer nur zu sehr geltend, und die 
Theorie sollte vielmehr darauf ausgehen, sie einzudämmen, als ihnen 
neue Stützpunkte zu liefern. 

Nach dieser Feststellung der Dinge, auf welche es im Wesent- 
lichen ankommen kani|, sind wir überzeugt, die Frage: sollen die 
streitenden Parteien die Intervention schiedsrichterlicher Mächte in 
der Begel annehmen? — diese Frage muss bejaht werden. 

Die Annahme einer solchen Intervention gibt stets einen Zeit- 
gewinn, und dieser Zeitgewinn ist ein entschiedener Yortheil für 
jede streitende Partei, welche es überhaupt versteht, die Zeit aus- 
zunutzen/ 

Die Ablehnung der fireundschaftlioh angebotenen Intervention 
von Seiten einer streitenden Partei setzt diese dem Verdacht aus, 
dass sie keine guten Gründe für ihre Ansicht vom Streite vorzu- 
bringen habe. — Es ist vollständig möglich, dass ein solcher Ver- 
dacht ein durchaus unbegründeter, durch nichts gerechtfertigter sei; 
aber es wird unmöglich iliBin, zu verhindern, dass der Gegner diesen 
Verdacht erwecke, ihn durch die Presse verbreite, ihn in die öffent- 
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liehe Meinung eintröpfele nnd dieser hiedorch von yomherein eine 
gewisse Stimmung gegen den ablehnenden Theil beibringe. 

Die Mächte, welche ihre Intervention anboten, haben vielleicht 
im Anfang keine bestimmte Meinung über den Streit, keine be- 
stimmte Ansicht über das prätendirte „Recht*' der einen oder 
der andern streitenden Partei. Einigen von ihnen mag es ganz 
wohl nur daran gelegen sein, einen Krieg in Europa im gegebe- 
nen Moment zu vermeiden, da man ja nie wissen kann, welche 
Dimensionen derselbe bei den heutigen nach allen Bichtungen er- 
öffneten und bequemen Verbindungen annehmen kann; diese Mächte 
wollen bei Gelegenheit des Kongresses sehen, die Ghrenzen ei^en- 
nen, in welchen eine Vermittlung möglich ist, und nun wirk- 
lich ihre guten Dienste leisten, nicht im diplomatischen, son- 
dern im wirklichen Sinne des Wortes „gut". Wird aber von der 
einen der streitenden Parteien von vornherein ihr Anerbieten mit 
kalter Höflichkeit abgeiwiesen, so erkälten sie sich auch, und es ist 
nicht zu verwundern, wenn sie ein Vorurtheil fassen gegen diejenige 
Partei, welche sie abgewiesen hat, und sich zuneigen der andern 
Partei, welche ihre Intervention angenommen hat; mögen ihre ur- 
sprünglichen Gesinnungen im Wesentlichen auch ganz entgegengesetzt« 
gewesen sein. 

Wir werden schwerlich in den Verdacht kommen, als glaubten 
wir, dass stets alle Interventionsmächte, die sich als Schiedsrichter 
und als Vermittler anbieten, von durchaus evangelischen Gesinnungen 
belebt und getrieben seien. Nehmen wir nun aber eine Interventions- 
macht an, welche höchst interessirt ihre freundschaftliche Vermitt- 
lung angeboten hat, deren Gewissen nicht ganz rein ist, so wird 
die Sache für diejenige der streitenden Parteien, welche die kongress- 
liche Intervention rein ablehnt, nur desto schlimmer. Denn, kam der 
Kongress zu Stande, so hatte die ablehnende Partei immer noch die 
Aussicht, der interessirten und einseitig interessirten Interventions- 
macht andere gegenüberzustellen und mindestens die Sachen so zu 
verwaschen, dass die Interessen sich deplacirten, ganz andere Stellen 
einnahmen, als sie ursprünglich als die ihrigen bezeichneten. 

Kommt ein Kongress auf die Einladung vermittelnder Mächte 
zu Stande, so gewinnen die beiden streitenden Parteien ein weites 
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und fnichtbareB Feld für die Entwioklnng ihrer diploma- 
iisehen HitteL Befindet sich allerdings die Diplomatie des einen, 
streitenden Staates in ganz sehlechten Händen, wie das bei der heuti- 
gen Organisation Europa's nur zu häufig der Fall, ja fast die Begel 
ist, so wird ihm alle seine üneigennützigkeit , all sein Recht wird 
ihm niehts helfen ; es werden auf seine Kosten die grössten MissgriflPe 
begangen werden und leicht kann diplomatisch nun derjenige, weleher 
eigentlich im Unrecht ist, die Oberhand gewinnen und als ein weisses 
frisch geschomes Lamm erscheinen, welches niemals ein Wasser ge- 
trübt hat. — Allein dieses Unglück ist zu vermeiden. Wenn sich 
kein Kaiser, kein König seine Schuhe von einem Uenschen machen 
lässt, welcher weder Leder noch Leisten kennt, warum soll er denn 
seinen diplomatischen Verkehr Leuten in die Hand geben, welche 
Bioh einbilden, dass dieser absolut in Walzern, die sie tanzen und in 
guten Diners, die sie auf Staatskosten geben, enthalten sei? 

Hat eine der streitenden Parteien ein gutes, einsichtiges, durch* 
gebildetes und arbeitsames diplomatisches Personal, so hat sie auch 
wahrhaftig nicht nöthig, einen Kongress, der von vermittelnden Mäch- 
ten vorgeschlagen und auf deren Einladung berufen wird, zu scheuen; 
selbst dann nicht, wenn sie sich nicht ganz rein fühlen sollte. Selbst 
hl diesem Falle hat sie bei geschickter Behandlung der Sache die 
AuBsicht, entweder aktive Allianzen für sich zu gewinnen, oder min- 
destens Kongressmächte, deren Gegnerschaft sie Ursache hatte, zu 
fürchten, in die Neutralität hineinzuzwängen; durch formelle Milde, 
durch Nachgeben in Nebensachen, deren stets eine grosse Menge 
vorkommen, welche man nur wohl von der Hauptsache unterscheiden 
muss, die öffentliche Meinung auf ihre Seite zu bringen und so den 
Krieg vorläufig zu „lokalisiren*', ein neues Wort, welches wir den 
Handlungen Napoleons lU. aus seiner glücklichen Zeit verdanken. 

Dieses „Lokalisiren" des Krieges bedeutet in der Sprache der 
Kriegspolitik nichts anderes, als die vorläufige Beschränkung eines 
Krieges, der gane Europa entflammen konnte, auf den Kampf zwi- 
schen zwei einfachen politischen Parteien oder Staaten; wobei die 
eine der Parteien im Sinne behält, wenn sie mit dem ersten ein- 
fachen Feinde fertig ist, sich einen andern einfachen Feind 
auszusuchen, vielleicht aus der Mitte der intervenirenden Kongress- 
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mäohte^ um ann auch dieeen zu isoliren und gegen ihn einen „loki-« 
lifirten" Krieg zu führen. 

Bei den nnlengbaren Vortheileni welche einer streitenden Partei 
die Znlassnng der Yermittlnng intervenirender Mächte bieten kann, 
ist es an nnd für sieh auffallend, dass dieselbe fast immer von einer 
der streitenden Parteien abgelehnt wird. Bisweilen lässt sich dies 
daraus erklären, dass die eine der streitenden Parteien um jeden 
Preis den Krieg haben will, aus welchen Gründen dies nun 
immer sei; aber es tritt auch noch etwas Weiteres hinzu. 

Wir haben schon gesehen, wie es wenigstens äusserst schwierig 
ist, dass eine einzelne Macht zwei streitenden Parteien ihre Ver- 
mittlung anbiete. Höchstens kann man sich das gut denken, wann 
die Streitenden zwei kleine Staaten sind und ein yiel mSehtigerer 
Nachbar sich vermittelnd einmischt Dieser tritt dann in der That 
vielmehr als Gkbieter, denn als Schiedsrichter auf. 

In den gewöhnlichen Fällen vermitteln aber stets mehrere 
Mächte in Gemeinschaft Diese müssen sich nothwendiger 
Weise zuvor unter einander verständigen und dies können sie nieht 
anders als dadurch, dass sie ein Programm für ihre Yermittlnng 
aufstellen. Es ist aber schwer, ein solches präcises Programm üb^ 
«ne politische Streitfrage zu formuliren, welches dieselbe gar nickt 
präjudicirte oder zu präjudiciren schiene und zwar meistens zum 
Schaden der einen streitenden Partei. Dass diese letztere nun nieht 
mit besonderer Vorliebe die Yermittlung annimmt, ist erklärlieh. 
Immerhin schriebe die Klugheit, wenn die Partei sich nieht mate- 
riell äusserst und für alle Fälle genügend stark glaubt, — wafl 
wohl selten gestattet ist, — die Klagheit schriebe die Annahme vor. 
Die Gründe dafür gehen deutlich aus unsem firüheren Entwicklni^;«n 
hervor. Die Intervention von vornherein ablehnen, heisst Chancen das 
Erfolges, der Kräftigung durch die Yorbereitung muthwillig preis- 
geben. 

Möge nun überhaupt ein Kongress zu Stande gekommen sein 
oder nicht; jedenfalls haben während der vorbereitenden Yerhand- 
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langen die sämmtliolien Staaten Europa's sich grnppirt nnd 
znr Streitfrage und dem Streit eine bestimmte Stellang genommen. 

In erster Linie stehen die beiden arsprünglichen strei- 
tenden Parteien. Eine der beiden oder anch beide haben aktive 
Verbündete gewonnen, welche die Kräfte jener verstärken and 
entweder zngleich mit ihnen oder, je nach den Umständen, aach 
später fiir sie anf den Kampfplatz treten. 

Ansserhalb des so geschlossenen Binges bleiben dieNeatralen. 
ITeatral ist im Allgemeinen jeder Staat, welcher thateächlich an dem 
gegebenen Kriege nicht Theil nimmt, dadnrch gewisse {^fliehten über- 
nimmt nnd Eechte erhält, über welche in einem der folgenden Ab- 
Bohnitte des Weiteren verhandelt werden soll. Ln Wesentlichen über- 
nimmt jeder Staat, welcher neatral bleibt, damit vor der Welt die 
Pflicht, keine der streitenden Parteien za begünstigen oder znm Yor- 
theil ihres Gegners za schädigen. 

Innerhalb des Kreises der Neatralen sind aber noch unterschiede 
za machen. 

Es gibt nämlich Staaten, welche für „ewig neatral" darch earopäi- 
sche Verträge erklärt worden sind and deren „ ewige Ken tralität" 
anter die Garantie der earopäischen Mächte gestellt worden isU Diese 
Staaten sollten also niemals in einen earopäischen Krieg oder in 
einen Krieg, welcher zwischen zwei earop'^sohen Mächten geführt 
wird, verwickelt werden. Sie sind folgende: 

die Schweiz, aaf Grund der Wiener Kongressakte von 1815, 

Belgien, darch den Londoner Vertrag von 1831, der 1870 
anfgefrischt warde, 

Serbiea, darch den Pariser Frieden von 1856 and 

Lnxembarg, darch den Londoner Vertrag von 1867. 

Die Neatralität aller übrigen Staaten ist jedesmal nar eine solche 
für den gegebenen FalL 

Die Nentralität kann nan eine bewaffnete sein oder eine 
anbewaffnete. 

Die nentralen Staaten, welche mit den Kriegführenden grenzen, 
sind stete za einer bewaffneten Nentralität gezwangen, aach die 
ewig Keatralen. Denn garantiren and sichern können sie ihre Nen- 
tralität nur dadarch, dass sie eintretenden Falls mit Gewalt den 
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kriegführenden Parteien -das Betreten ihres Bodens verwehren. Dies 
ist aber eine Grondpfiicht der Neutralen. Wenn angenommen werden 
darf, dass die Eriegsparteien die beste Absicht haben, eine Verletsnng 
des Gebiets ihrer neutralen Nachbarn zu vermeiden, so darf die Be- 
waffnung der letztem in bescheidenen Grenzen bleiben. Sie darf auf 
die Möglichkeit beschränkt werden, eine gehörige Grenzpolizei aus- 
üben zu können. Sie mnss aber entschieden verstärkt werden, wenn 
man der einen oder beiden kriegführenden Parteien zutrauen darf, 
dass sie gerne neutrales Gebiet verletzen und es für die Zwecke 
ihrer Kriegführung ausnutzen würden, falls dies ohne rechte Gregen- 
wehr der neutralen Nachbarn geschehen könnte und grosse Yortheile 
verspräche. 

Es versteht sich von selbst, dass in erster Linie die neutralen 
Nachbarn selbst Richter darüber sein müssen, was sie den krieg- 
führenden Parteien zutrauen und welche Mittel sie für nothwendig 
erachten, um ihre Neutralität zu sichern. Das Urtheil über diese 
Dinge ist aber kein solches, welches durch bestimmte Begeln fest- 
gesetzt werden könnte, — und der Neutrale kann leicht nach der 
Meinung des einen kriegführenden Nachbarn für seine Bewaffnung 
zu viel thun, während er nach der Meinung des anderen dafür viel 
zu wenig thut. Der Neutrale kann sich also ganz entgegengesetzten 
Reklamationen exponirt sehen und dies Schicksal wird er um so 
weniger vermeiden können, je schwächer er im Yerhaltniss zu seinen 
kriegführenden Nachbarn erscheint. Der ritterliche Geist, welcher 
gebietet, der Schwachen zu schonen, war in der Kriegspolitik immer 
sehr schwach bemeikbar, und der modernen Kriegspolitik ist er wohl 
ganz abhanden gekommen« 

Ein Neutraler kann aber in der That viel mehr waffnen und 
rüsten als es nothwendig wäre, wollte er nur seine Neutralität be- 
wahren und weiter nichts. 

Kein Staat, dem nicht eine ewige Neutralität durch Verträge 
garantirt ist, kann verpflichtet werden, besondere Erklärungen darüber 
abzugeben, wie er seine Neutralität versteht. Im Gegentheil, die- 
selbe kann immer nur als eine Neutralität mit Vorbehalt be- 
trachtet werden, aus welcher der Staat, welcher sie ursprünglich in 
seinem Interesse hielt und bekannte, im Laufe der Dinge heraustreten 
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mag, zuerst etwa nur um frenndsehaftlich zu interveniren, sobald der 
Krieg eioen Gang nimmt, der seinen Interessen nioht mehr entspricht. 
■ Da es aber eine anerkannte Sache ist, dass eine fireundschaft- 
liche Intervention immer bessern Anklaug bei den streitenden Parteien 
findet, wenn sie unzweifelhaft durch eine bewaffnete Intervention 
unterstützt werden kann, so betreibt der neutrale Staat, der schliess- 
lich eine bewaffnete Intervention im Sinne hat, zu Beginn des Kampfes 
zwischen seinen beiden Nachbarn, seine eigenen Büstungen in aller Be- 
quemlichkeit und wartet den Moment zu seinem Einschreiten ab, in 
welchem die beiden Kriegfuhrenden bereits Blut gelassen und sich ge^ 
schwächt haben, um nun ein doppeltes Gewicht in die Wagschale 
zu werfen. — In unseren Zeiten, da die Kriege sich mit verhältniss- 
mässiger Schnelligkeit abspielen, da die Kräfte der beiden krieg- 
führenden Parteien — in Folge der modernen Communicationen — 
fast vom ersten Moment an vollständig aufeinanderplatzen, — ist das 
Abwarten der vorläufig Neutralen eine immer schwierigere Sache 
geworden; sie müssen sehr gute Rechner sein, um ihren Augenblick 
wirklich richtig zu wählen, um nicht für ihre Schützlinge und für 
sich selbst zu spät zu kommen. Und das genügt nicht, den Augen- 
bliok richtig zu wählen; es muss auch Alles bereit sein, um ihn 
ergreifen und ausnutzen zu können. Desshalb ist heut ein 
ganz unentschiedenes Abwarten, ohne dass schon im Voraus be- 
stimmt innerlich Partei ergriffen sei, für die vorläufig Neutralen ein 
höchst gefährliches Ding. 

nr. 

Wenn alle und verschiedenartige Versuche, Frieden zwischen 
zwei kriegführenden Parteien zu stiften und eine entschiedene Aus- 
söhnung zwischen denselben herbeizuführen, fehlgeschlagen sind, so 
ist damit doch der wirkliche Kriegsausbruch noch nicht ge- 
geben. Zwischen dem Missverständniss und dem wirklichen 
Kriege liegen noch viele Momente, und diese charakterisiren sich, 
je näher man dem wirklichen Kriegsausbruche kommt oder je weiter 
man noch von ihm entfernt ist, durch verschiedene Erscheinungen. 

Zwei streitende Staaten, die einander nicht mehr verstehen, 
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brechen znoäohst den diplomatisolien Yerkelir mit 
einander ab. Sie sagen nach Montesqniens Vorschlag einer zum 
andern: Ich gehe nicht mehr mit Ihnen nm; Ihre Gesellschaft coh- 
venirt mir nicht mehr. Mit andern Worten: sie rufen ihre Ge- 
sandten, ihre diplomatischen nnd Consolaragenten ab. Diese ver^ 
langen ihre Pässe nnd erhalten sie, oder die Passe werden ihnen auch 
ohne ihr Verlangen gegeben. 

Blnntschli, also noch der neuste Eriegsvölkerreohtslehrer ineint: 
die Abberufung der Gesandten und Gonsularagenten sei heute nicht 
einmal bei wirklichem Kriegsausbruch nothwendig. — Es fliesst dies 
her aus dieser gutmüthigen Ansicht vom Kriege, welche wir heute, 
wie früher, bei vielen Männern finden, die ihn immer nur von Feme 
gesehen und rein als „Eechtshülfe^ oder politisches JiCittel betrachten 
gelernt haben, die von den Leidenschaften, welche der Krieg her- 
vorruft und grosszieht, keinen Begriff haben und bona ftde glauben, 
dass sie ihn humanisiren und damit der Menschheit wirklich einen 
Dienst erweisen können. Wir wollen nicht vorgreifen, wir haben 
in einem der nachfolgenden Kapitel ausreichende Veranlassung, diese 
Anschauung von allen Seiten zu betrachten. 

Die Gesandten der kriegführenden Parteien müssen Von diesen 
abberufen oder zurückgesendet werden, wenn der Krieg ausbricht 
oder noch besser, bevor er ausbricht In der That, was soll bei 
der offen hervorbrechenden Feindstäligkeit ein Gesandter noch in der 
feindlichen Hauptstadt thun? Kann er vernünftiger Weise mit der 
Begierung des Feindes noch verkehren? Unmöglich: entweder moss 
er dieser als Spion erscheinen, der so lange als möglich von der 
ihm gegebenen vortheilhaften Stellung Gebrauch machen will, um 
sie auszuforschen und zu verrathen; — oder lüde er beim Feinde 
diesen Verdacht gar nicht auf sich, so müsste er, wenn nicht seiner 
eigenen Begierung, so doch seinem eigenen Volke vetdäohtig werden. 
Welche Stellung I und welcher anständige Mann möchte sie annehmen 
wollen! 

Was aber von den Gesandten gilt, das gilt auch von allen 
andern diplomatischen und desgleichen von den Gonsularagenten. Diese 
ConsularagBnten können unter dem Deckmantel ihrer oommerciellen 
Beschäftigungen den grössten Einfluss und die gefährlichsten Speku- 
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lationen aastiben. Ja, es ist bekannt genug, dass yersohiedene 
Staaten Consnln und Consnlaragenten in fremden Ländern etablirt 
haben, nm politisch zu wirken, gerade weil diese sich viel freier be- 
wegen als Gesandte und sonstige eigentlich diplomatische Agenten. 
Ans diesem Gmnde ist es nns immer nnbegreiflioh gewesen, wie ein 
Staat einem Manne, der sein Bürger ist, das Exeqnatnr znr Annahme 
des Gonsulats für eine fremde Macht ertheilen kann. Wenn dieser 
Mann nnn aber obenein früher Bürger der fremden Macht, die ihn 
SEQUI Gonsnl bestellt, gewesen ist, ja sich dessen zu Zeiten, wenn es 
bequem scheint, rühmt, so wird es schwer, sich eine bestimmte Yor- 
steUung Ton der Naivetät der Regenten desjenigen Staates zn machen, 
in welchem er als Consnl angestellt wird and welcher ihm als solchem 
das Exeqnatnr ertheilt. 

Der Abbemfong der Gesandten und sonstigen diplomatischen 
Agenten können nnn verschiedene Akte, die anf einen Eriegsausbrnch 
hindenten, theils vorausgehen, theils noch folgen; sie können auch 
mit ihr znsammenfallen. 

Dahingehören zunächst kriegerische Demonstrationen: 
die Eonzentrirong von Tmppen an den feindlichen Grenzen, die Ein- 
bemfong beurlaubter Soldaten, der Reserven und Milizen in einem 
gewissen Masse, der Ankauf von Pfetden; kurz die Anfänge und 
Binleitnngen zu einer Mobilisirnng der Armee, welche zeigen sollen, 
dass dem Staate Ernst sei, mit Gewalt zu erzwingen, was der C^gner 
in Güte ihm verweigert Diese Demonstrationen sind Drohungen, 
und in früheren Zeiten mochte man sich dem Glauben hingeben 
können, dass sie ihren Zweck erreiehten. Dies muss aber, was die 
Gegenwart betrifft, bezweifelt werden. Bei den vervollkommneten 
Commiinioationen unserer Zeit, da zumal die Heersysteme der euro- 
päischen Continentalstaaten auf eine rasche Mobilisirnng ihr^ Trup- 
peokörper eingerichtet sind, da für den üebergang aus dem Frieden 
in den Erleg nicht mehr auf viele Monate gerechnet werden darf, 
verfehlen heute derartige Demonstrationen meist ihren Zweck voll- 
ständig. Man muss seine Fahne augenblicklich entfalten, seine Eräfte 
nm sie sammeln; und wenn man dies nicht will, oder nicht kann, 
80 soll man eben anoh die Demonstrationen unterlassen, mit welchen 
man nach dem berühmten Wort Lord Ciarendons „dem Eriege zu- 
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treibt", während welcher man heute sogar leicht in den Krieg, den 
man nicht wollte, hineingerissen werden könnte. 

Bei jeder MobiliBirung maes eine jede Macht eich mit Pferden 
versehen; auch der entschiedenste Militärstaat nnterhält anf seine 
Kosten während des Friedens nnr einen sehr kleinen Theil der 
Pferde, welche er im Kriege bedarf. 

Es liegt daher in der Natur der Dinge, dass Staaten, welche 
sich znm Kriege rüsten, Verbote der Ausfuhr von Pferden 
aus ihren Gebieten erlassen, nicht bloss, um sich selbst mit mög^ 
liebster Leichtigkeit die Pferde zur Mobilisirung ihrer Armeen Ter- 
schaffen zu können, sondern auch um den Gegner daran zu hindern, 
dass er sich auf ihre Kosten mit dem nothwendigen Pferdematerial 
versorge. 

Wenn ein Staat ein Pferdeausfuhrverbot erlässt, so mnss das 
iiir alle seine Grenzen gelten. Verböte er nur die Ausfuhr in das- 
jenige Land, dem er nach der Voraussicht bald feindlich in Waffen 
gegenüberstehen wird, liesse dagegen die Ausfuhr in neutrale benach- 
barte Staaten frei, so würde er niemals sicher sein, dass nicht diese 
werthvolle Kriegshülfe über neutrales Gebiet seinem Feinde zug^ 
führt würde. 

An die Stelle des einfachen Pferdeausfuhrverbots kann möglichi^r 
Weise auch die Ansetzung eines sehr hohen Zolles auf die 
Ausfuhr von Pferden treten. Oft aber wird diese Massregel 
ungenügend sein; da ein reicher Staat, welcher im Begriffe ist, einen 
Krieg zu beginnen, das Geld nicht sparen wird, um sich die notlir 
wendigen Mittel dazu zu verschaffen. 

Bisweilen stellt diejenige Partei, welche eine Forderung zn 
machen hat, der gegnerischen noch ein Ultimatum, d. h. sie fasst 
ihre Anforderungen noch einmal kurz in einem Schriftstück zusammen 
und verlangt, dass deren Annahme in einer bestimmten, meist selir 
kurzen Frist, erklärt werde, widrigenfalls der Krieg beginnen werde. 
Obwohl ein Ultimatum eine „letzte Forderung^ bedeutet, geht es 
doch mit den Ultimaten oft, wie mit den Ankündigungen einer Künstler- 
gesellschaft, bei denen auch wohl der letzten Vorstellung eine aller- 
letzte und dieser wieder auf allgemeines Verlangen eine aUeraller- 
letzte folgt. So dem Ultimatum ein Ultimatius und diesem noch ein 
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ültiinatiflsimum. Dieses ereignet siob in der Politik theils, wenn die 
aufgeforderte Partei zwar nicht alle Forderungen eines ültimatnnis 
zagesteht, aber doch einige nnd sich zugleich zur WiedererwSgnng 
der übrigen erbietet; theils, wenn noch in letzter Stunde befreundete 
Mächte sich ins Mittel legen und durch ihre Intervention glauben 
den Krieg vermeidlich machen zu können. 

Nach der Segel soll der Krieg nicht ohne förmliche Kriegs- 
erklärung begonnen werden ; gewöhnlich lässt die fordernde Partei 
eine solche schriftlich der gegnerischen Regierung überreichen. Die 
Kriegserklärung soll den Grund zum Kriege enthalten und zugleich 
den Termin bezeichnen, mit welchem der Kriegszustand eintritt. Die 
Kriegserklärung wird von dem Gesandten, der fordernden Partei 
überreicht, wenn der diplomatische Verkehr bis dahin nicht abge- 
brochen, also der Gresandte nicht vorher abberufen wäre. Ist dies 
aber der Fall, so tritt an die Stelle des Gesandten irgend ein Ge- 
sandtschaftsbeamter , welcher bis dahin noch zur Abwicklung der 
laufenden Gresohäfte in der feindlichen Hauptstadt zurückgeblieben war. 

Wenn ein Ultimatum gestellt war, so erscheint eine förmliche 
Kriegserklärung nicht nothwendig. Denn ein solches kann in der 
That als eine „eventuelle Kriegserklärung" betrachtet wer- 
den, als eine Erklärung, dass der Kriegznstand beginne, wenn bis 
zu diesem oder jenem bestimmten Tennin gewisse Forderungen nicht 
erfüllt seien. 

Wenn der Gesandte selbst noch die Kriegserklärung überreicht, 
so versteht es sich nach dem vorigen von selbst, dass er zugleich 
seine Pässe verlangt. 

£s ist die Frage aufgeworfen worden, ob die aufgeforderte 
Partei, wenn sie die Kriegserklärung erhalten hat, auf dieselbe nun 
mit einer gleichen förmlichen der feindlichen Begiernng zu 
überreichenden antworten müsse oder nicht. In der That scheint 
dies entbehrlieh; die Begierung derjenigen Partei, welcher der Krieg 
erklärt wird, quittirt über richtigen Empfang und nimmt damit ein- 
fach den ihr hingeworfenen Handschuh auf. 

Nun kann es aber vorkommen, dass diejenige Partei, welche den 
Krieg erklärt hat, sich den Vortheil der strategischen Offensive ent- 
winden lässt, dass gerade diejenige Partei, welcher dw Krieg er- 
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klärt worden isti welche wir al«o politisoh als den Yer- 
theidiger bezeichnen mtiBsen, die Btrategisohe Initiative 
ergreift and strategisch offensiv die Grenzen des Feindes übersohrdtet 
In diesem Falle scheint es politisch und militärisch der Anstand zu 
verlangen, dass der General, welcher strategisch die Offensive ei^ 
greift, dem gegnerischen Feldherm dies anzeige. £a ist aber nicht 
nothwendig, dass er dies thne bevor seine Colonnen die feindlicbe 
Grenze Überschreiten, ja es darf sogar nicht verlangt werden, da hie- 
mit der Angreifer grosse militärische Yortheile ans den Händen 
geben könnte. Es muss hier als vollkommen genügend bezeichnet 
werden, dass einzelne OfiGlziere, welche di^ Yortmppen der Angriffs- 
armee begleiten, als Parlamentäre vorgehen, sobald sie sich den 
feindlichen Yortmppen nähern und diesen die bezügliche Notification 
übermitteln. 

V. 

Ein Staat kann, im Begriff in den Eriegsstand überzugehen, 
seine Bürger aus dem feindlichen Lande zurückzurufen. In früheren 
Zeiten war dies allgemem gebräuchlich und in Bezug auf »11 e 
Bürger; heute ist man der Begel nach von dieser Massregel zurück- 
gekommen, welche bei dem regen internationalen Yerkehr unserer 
Zeit die verderblichsten ökonomischen Folgen für eine Menge fried- 
fertiger Menschen haben kann, ohne irgend einen absehbaren STutzML 
Heute begnügt man sich, nur die militärpflichtigen Bürger aus 
dem feindlichen Lande abzuberufen, aber nicht deshalb, weil sie sich 
im feindlichen Lande befinden, sondern weil sie militärpfliehtig sind 
und man ihrer für die Mobilisirung der Armee bedarf. Die Militär- 
pflichtigen aus neutralen Ländern werden ganz ebenso zurückberufon. 
Die nicht militärpflichtigen Männer und Weiber und Kinder läset 
man in der Begel jetzt, wo sie sind. Sie werden dann im feindliehea 
Lande unter den Schutz des Gesandten irgend einer befreundeten 
und im gegenwärtigen Streite neutralen Macht gestellt. Da diee bei 
heutigen Umständen immer möglich ist, ergibt sich bei dieser Ge- 
legenheit noch, dass es für einen Staat ganz überflüssig wäre, seine 
eigene Gesandtschaft während eines Krieges im fnndlichen Lande 
zurückzulassen. 
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Des Bttrgemif welche während eines Krieges ihres Btaates in 
dem leUtem feindliohen Lande bleiben wollen, rnnss es nun aller- 
dings überlassen bleiben, selbst za benrtheilen, in wiefern sie dies 
mit Sicherheit und ohne grosse Grefahr können. Ist die Leidenschaft 
des Kationalhasses und damit vielleicht Terbnnden noch des kirch- 
lichen Hasses stark aufgeregt, so wird der Schutz einer neutralen 
Gesandtschaft den Leuten, welche während des Erieges ihres eigenen 
Staats in dem diesem feindlichen Lande verweilen, sehr geringen 
Kutsen gewähren. 

Ein Staat kann nun auch, wenn er in den Kriegszustand tritt, 
die Bürger des feindliohen Landes aus seinem Gebiete ausweisen oder 
austreiben. Auch von dieser Massregel ist für gewöhnlich in unsem 
Tagen gegen friedfertige Leute kein Gtebrauoh gemacht worden. Eine 
unglückliche und allerdings grossartige Ausnahme von der Begel 
finden wir nur im Anfange des Krieges von 1870 zwischen Frank- 
reich und Deutschland. Die französische Begierung wies damals 
sammtliche Deutsche aus Frankreich aus. Die Veranlassung zu die- 
sem Schritte muss man in der Erbitterung der Franzosen über die 
ersten Niederlagen ihrer Armee und in dem Umstände suchen, dass 
dabei interessirte Leute verbreitet hatten, die Deutschen verdankten 
ihre Siege lediglich einem weit angelegten Spionirsystem, in welchem 
die in Frankreich niedergelassenen friedlichen Bürger der deutschen 
Länder eine erhebliohe BoUö spielten. Der General Troohu, damals 
Gouverneur von Paris, rechtfertigte die Ausweisung der Deutschen 
ausseprdem damit, dass sie bei dem dort gegen sie aufgerufenen Hasse 
ihres Lebens nicht sicher seien. Darüber hätte man ihnen allerdings 
daa Uriheil selbst überlassen können. Die Deutschen übten keine 
Bepressalien. 

Nun erlassen femer die Begenten als Kriegsherrn beim Kriegs- 
ausbruch gewöhnlich noch Manifeste oder Proklamationen an 
ihre Völker und an ihre Armeen. 

Li dem Manifest an seine Völker setzt der Begent aus- 
einander, welche Versuche er gemacht habe, den Frieden zu erhalten, 
durch welche Umstände alle diese Versuche vereitelt seien und wie er 
jetzt zu seinem Bedauern zum Kriege gezwungen werde. Das Manifesti 
welches begreiflicher Weise nicht blos für das eigeiie Volk, senden^ 
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Zugleich für die öffeBtliche Meinung Enropa's bestimmt 
isty ist vor allen Dingen darauf bereolinet, den Krieg als einen auf- 
gezwungenen und für die eigene Partei gerechten darzustellen und 
die Gegenpartei mit Schuld zu belasten. Es wird dann folgerecht 
auch — von beiden Seiten — mit Zuversicht auf die göttliche Hülfe 
und mit dieser auf den sichern Sieg, den Sieg der guten Sache, die 
sicherste HofPnung ausgesprochen. 

Diese Manifeste, wie geschickt sie immer abgefasst sein mögen, 
welche Berechtigung man ihnen zugestehen muss, sind doch beson- 
ders geeignet, den unpatteiischen Mann, der einige Dutzend derselben 
erlebt hat, zu der üeberzeugnng zu bringen : es sei vernünftig, beim 
Erlege und Allem, was auf ihn Bezug hat, so wenig als möglich 
vom „Eechf zu sprechen. 

Wenn der Eriegsherr sich selbst an die Spitze seiner Armee 
stellt, so spricht er in seiner Proklamation an diese zugleich 
als Feldherr; er enthält sich des letztern, wenn er einen andern 
Mann zum Oberbefehl beruft. In allen Fällen müssen die Proklama- 
tionen an die Armee die Zuversicht auf den Sieg aussprechen und 
zu guter Mannszucht auch auf feindlichem Boden ermahnen. 

Wir versagen es uns, verschiedene Beispiele von Proklamationen 
und Manifesten hier beizufügen und weitere Betrachtungen daran zu 
knüpfen. Möge dies einer spätem Arbeit vorbehalten bleiben, wenn 
wir noch dazu gelangen. Hier aber wollen wir nun in einigen Exem- 
peln aus der Geschichte noch die Yerhandlongen lebendiger vor- 
führen, welche dem Kriege vorausgehen und in ihn überleiten; wir 
wählen zuerst zwei Beispiele, bei denen die Verhandlungen eine 
grosse Stelle einnehmen und wollen dann des Kontrastes halber einige 
andere Fälle daneben stellen, in denen die Verhandlungen vor der 

Kriegsaktion fast ganz verschwinden. 

Hm 

VI. 

Unmittelbar nach den Bewegungen der Jahre 1848 bis 1850 
waren sämmtliche Staaten Europa's, mit einziger Ausnahme Euss- 
lands und Englands innerlich gespalten, in Unsicherheit und 
schwach. Der Kaiser Nikolaus von Eussland glaubte, dass der Mo- 
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ment gakonunen sei, da er einen Schritt vorwärts thnn könne, um 
seinem Sinflnes anf der Balkanlialbinsel eine festere Gfmndlage sn 
geben, als bisher. In Folge früherer Kriege nnd Verträge hatte Bass- 
land faktiseh das Protektorat über die Christen griechbohen Bekennt- 
nisses in der Türkei. Nikolaus gedachte nun, dieses faktische Pro- 
tektorat in ein förmliches nmsnwandeln nnd dabei zugleich zu 
bewirken, dass Bosnien mit der Herzegowina, Balgarien, Serbien als 
selbständige Staaten anter rassischem Schatze halb oder ganz von 
der Türkei losgerissen würden. Nor mit England meinte er, sich 
im Yorans verständigen za müssen; diesem sollte die Insel Kreta 
nnd Bgypten zageslchert werden. Man sieht leicht ein, dass das 
Projekt des rassischen Kaisers kein anklages war; wenigstens ist es 
hente nieht schwer, dies einzusehen, angesichts des bosnischen Aof- 
standes und der Massregeln, die England ergriffen hat, um sich mög- 
liehst einen freien Weg durch Egypten nach Indien zu öffnen und 
zu erhalten. Allein in jener Zeit wollte die englische Politik, damals 
viel einflussreicher als heute, den Kaiser Nikolaus nicht verstehen; 
— sie versäumte eine schöne Gtelegenheit. Die Leute waren damals 
viel klüger als der weisse Czar, dem die Geschichte doch noch wird 
Gtareohtigkeit widerfahren lassen. 

Einen Gegner hatte Nikolaus unterschätzt, den Prinzen Na- 
poleon, damals Präsidenten der französischen Bepublik, bald darauf 
Kaiser von Frankreich. Er wählte dasselbe Terrain wie Bnssland, 
um in der Türkei Einfluss zu gewinnen, das kirchliche; er trat auf 
als Schützer der römischen Katholiken, wie Nikolaus als 
Schützer der grieehischen Katholiken. Diese letzteren hatten sich der 
sogenannten heiligei^ Stätten unter dem überwiegenden Einfluss Buss- 
lands fast ausschliesslich bemächtigt und die Lateiner von denselben 
verdrängt Nun trat Napoleon auf, holte eben alten Vertrag vom 
Jahre 1740 hervor und verlangte auf Grund desselben von der 
hohen Pforte, dass die Lateiner wieder voll in ihre Bechte eingesetzt 
würden. Die Pforte fügte sich 1851 den Forderungen Frankreichs, 
sehwankte dann aber in Folge der Proteste Busslands zwischen die- 
sem und Frankreich hin und her, so dass endlich 1853 der Kaiser 
Nikolaus glaubte, zunächst durch Drohungen, die bisher immer ihre 
Wirkung gethan hatten, der Sache ein Ende machen zu sollen. 

8 



— 114 — 

Im Febraar 1853 sendete Hikolaas den Fürsteii MeBflobikoff als 
ansserordentliolien Gesandten nach Eonstaatinopel nnd bereits sohlen 
die ganze Sache rar Befriedigung aller Theile ansgegUehen sn sein, 
als am 19. MSra Mensohikoff die ganz nene Forderoag stellte, die 
Pforte soUe durch Vertrag den Kaiser von Busslaad als Pro- 
tektor ihrer TJnterthanen griechisoher Konfession anerkennen. Die 
Pforte suchte dieser Forderung auszuweichen, indem sie tob sieh 
aus durch Erlasse yom 5* Mai die Bechte der Katholiken griechi- 
schen Bekenntnissee auf die heiligen Sdltten regelte. MMischikoff 
antwortete darauf durch ein Ultimatum, in welchem der Pforte 
eine Frist von 5 Tagen gestellt ward, in der sie sich einfach übw 
Annahme oder Nichtannahme der Forderung vom 19. März erkUien 
sollte. — Die Pforte erwiederte ablehnend, ernannte sogar den russen- 
feindlichen Besohid Pascha zum Minister der auswärtigen Angelegmheiten. 

Nun brach Menschikoff den diplomatischen Yerkebr 
mit der Pforte ab und verliess am 21. Mai KonstantinopeL 

Napoleon, nunmehr Kaiser von Frankreich, konnte sieh von 
yomherein nicht yerhehlen, dass die diplomatische Aktion Bnsslands 
in Konstontinopel wesentlich gegen ihn gerichtet sei, er konnte sieh 
dies um so weniger verhehlen, als seine eigenen Schritte in Konnten' 
tinopel in der Absicht unternommen waren, einen Krieg gegen Bnss- 
land herbeizufUhren und zu diesem Zwecke und im Interesse der 
neuen Dynastie, die er zu gründen gedachte, Frankreich neue Allian- 
zen zu schaffen. Er ertheilte am 19. März der französischen lüttel- 
meerflotte den Befehl, nach der Insel Salamis zu gehen und betrieb 
eifriger die bereits mit England angeknüpften Unterhandlungen über 
ein BündnisB zum Schutz der Pforte gegen Bussland. 

* Die Pforte hatte sogleich nach Menschikofb Abreise Bttstnn- 
gen begonnen, die allerdings langsam vorschritten; um ihre Masa- 
regeln zu rechtfertigen, erliess sie am 26. März «ne Note an 
England, Frankreich, Oesteireich und Preussen. 

Das Petersburger Kabinet dagegen stellte am 31. Mai der Pforte 
noch ein TTl timatissimum: binnen acht Tagen einfach die For- 
derungen, welche Menschikoff gestellt hatte, anzunehmen. Im Weige- 
rungsfall drohte Bussland, sofort die DonanfUrstenthftmer als ein 
^materielles Pfand*' au besetzen. 



Eoglaind und Erankreioli, bamts mit einander einyerstanden, 
•endeten darauf duroh Befehl Tom 4. Juni ihre Flotten in die Nähe 
der Dardanellen, in die Beeikabai an der Insel Tenedos, und 
die l'forte,. welohe hiedaroh ermuthigt ward, lehnte am 16. Jani das 
rnsaisclie UltimatiBsimam ab, erklärte sieh aber bereit, dnroh einen 
von ihr nach Petersburg zu sendenden aassesordentlichen Gesandten 
fiber die Frage weiter verhandeln an wollen. 

Daraaf riickten vom 2. Juli ab 50,000 Baasen in die Donau- 
ffastenthtUner ein; eine Kriegserklärung war nioht fönnlich 
erlassen, sie ward in diesem Falle duroh das ültimatissimum vom 
31. Hei ersetzt £ine Cirkularnote des Grafen Kesselrode vom 
2» Jnli setste ausserdem Europa auseinander, dass Bussland zu seinem 
Gewaltschritt duroh die drohenden Bewegungen der Flotten der 
Westmäohte gezwungen worden sei. 

Die Pforte, mit ihren Büstungen noch wMt im Bückstande, pro- 
testirte gegen das Verfahren Busslands und wendete sich am 14. Juli 
an Oesterreich, Preussen, England und Frankreich mit dem G-e- 
enohe um Intervention zu ihren Gunsten. 

Es trat hierauf am 24. Juli eine Konferenz der vier 
Mächte zu Wien zusammen und brachte am 10. August einen Ver- 
mttlnngsentwvrf zu Stande, welcher im Wesentlichen alle Forderun- 
gen Busslands zugestand. Dieser Entwurf ward, bevor er der Pforte 
vorgelegt wurde, zuerst dem Kaiser ^Nikolaus zur Begutachtung 
Biitgetheiljb und dieser iiahm ihn unbedingt an. 

Ganz anders aber urtheilte die Türkei. Sie verlangte Ab- 
änderungen des Entwurfs, die sie näher bezeichnete, die ihre 
Bouveränetät Busslaad gegenüber garantiren sollten. Auch diese For- 
derungen der Türkei schienen nun wieder den naiven Diplomaten der 
Wiener Konferenz ganz biUige und eigentlich unwesentliche und sie 
überauttelien dieselben dem Petersburger E^abinet in der sichern 
Hoffoung, dass dieses eie ohne Weiteres annehmen werde. 

Dieses wies aber am 8. September die neuen Vorschläge rund 
ab» und beschwerte sich darüber, dass man ihm jetzt, nachdem es 
einen ersten Vorschlag bona fide und unbedingt angenommen, die 
Wiener Konfei#nz dadurch als Schiedsrichter anerkannt habe, auf ein- 
laches Verlangen der Gegenpartei mit ganz neuen Vorschlägen komme. 



— 11« — 

« 

Die KonferenzmSolite erkUrten nuiii das« sie unter difleen Um- 
ständen der Pforte niclit mehr zur einfachen AnwaKmA des Snt- 
wnrfs yom 10. August rathen könnten, und der Divan hesohloss am 
26. September die Kriegserklärung an Bussland. Der Ober- 
befehlshaber der türkischen* Armee in Bulgarien, Omer Pascha, ward 
angewiesen, dem Fürsten GortschakoS, welcher die russischen Okku- 
pationstruppen in den Donauflirstenthiimem kommandirte, eine Tier- 
zehntägige Frist zur Bäumung derselben su stellen 
und insofern die Bäumung dann nicht erfolgt sei, anzugreifai. Omar 
Pascha entledigte sich seines Auftrags am 9. Oktober und vom 
16. Oktober ab begannen die türkischen Yortruppen auf einzelnen 
Punkten, die yon den Bussen nicht besetzt waren, ans linke Donaa- 
uier überzugehen. 

Am 28. Oktober eröffiieten die Türken auch in Eleinasien die 
Feindseligkeiten. Der Krieg wurde von beiden Theilen in Europa wie 
in Asien matt und von den Bussen weder mit Geschick, noch mit 
Glück geführt 

TWE. 

Die Kriegserklärung der Pforte gegen Bussland 
ward im Allgemeinen von den europäischen Mächten nicht gern ge- 
sehen; auch die Westmächlb, welche sich allmalig immer mehr des 
Schutzes der Türkei annahmen, glaubten nicht stark an eine zweck- 
dienliche militärische Krafteutfaltung seitens der Pforte. 

Der Kaiser Nikolaus unterdessen arbeitete an einer 
Trennung der Konferenzmächte; er suchte Oesterreieh und 
Preusflen für sich zu gewinnen; er betrachtete diese als seine Va- 
sallen. Am 3. Oktober gab er dem Kaiser von Oesterreieh und 
dem König von Preussen, welche er kurz vorher schon jeden einzeln 
gesehen hatte, die Yersicherung , dass er eich defonsiv in Bnssland, 
wie in den Donaufürstenthümem verhalten werde. 

Diese friedlichen Yersicherungen gaben den Konferensmiohten 
neue Hoffnung, dass ein europäischer Krieg immerhin vermeidlieh 
bleiben werde, wenn man Bussland nur Ernst zeige. Die Wiener 
Konferenz nahm also ihre Arbeiten ernster wieder auf und stellte 
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am 5. Dezember 1858 ein neaes Protokoll anf, welohes als Ghrnnd- 
lage für eine neue Yermittlong dienen sollte. 

Ehe aber dieses Protokoll den Eriegflilirenden vorgelegt werden 
konnte, war ein Ereigniss eingetreten, welohes in ganz Enropa eine 
fhaÜB natttrliehe, theüs kttnstliclie Anfregong hervorrieL Am 30. No- 
Tember nämlieh überfiel der mssisohe Admiral Hachimoff, welcher 
im schwarzen Heere krenztei eine türkische Flotte, welche trotz der 
▼on der Türkei ansgegangenen Eriegserklänmg ganz sorglos im Hafen 
Yon Sinope lag, nnd yemichtete dieselbe vollständig. 

Naohdem die Pforte den Bussen den Krieg erklärt hatte, be- 
stand für sie kein vertragsmässiges Hindemiss mehr, ihr befreunde- 
ten Flotten das schwarze Meer zn öfEnen; in der That waren die 
englische nnd französische Flotte am 25. Oktober in die 
Dardanellen nnd am 5. November in den Bosporus gegangen, wo sie 
jnch vor Anker befanden zur Zeit des üeberfalls von Sinope. Dieser 
ward daher von der öffentlichen Meinung in England und Frank- 
reich vielfach als eme Herausforderung und als em Schimpf 
für die Flotten der Westmäehte aufgefasst, der gerächt wer- 
den müsse. 

Kapoleon liess sich gerne dahin lareiben, wohin er selbst steuerte; 
England erschien die Sache etwas bedenklicher, aber schliesslich 
mnssto es auch mitgehen, schon, um nicht Napoleon ganz allein 
handeiln und entscheiden zu lassen« 

So erhielten demi die westmächtlichen Flotten Ende Dezember 
1853 den Befehl, ins schwarze Meer zu gehen und dort zunächst 
eine „bewegliche Demarkationslinie^ zu bilden; am 5. Ja- 
nuar 1854 vollzogen sie den BefiahL Dem Admiral Fürst Menschikoff 
wurde davon Nachricht gegeben. Bussland bat sich nähere Erklärun- 
gen aus und wollte insbesondere wissen, ob die bewegliche Demar- 
kationslinie den russischen Schiffen gestatten werde, die russischen 
Truppen auf dem von ihnen besetzten Gebiet ebensowohl mit Kriegs- 
bedarf zn versehen, wie sie dies den türkischen Schiffen für türkische 
Truppen erlaubte. 

Da die Anfrage mit nein! beantwortet wurde, weigerte sich nun 
Bussland das PrötekoU vom 5. Dezember, welches von der Pforte 
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als neue YermittlangsgrandUfe angenommen war, aneh eeineneit« 
zuzalassen (am 27. Januar 1854)* 

Zugleich machte der Eaiseif Nikolaus verschiedene diplomatische 
Anstrengungen, sich der unbedingten Neutralität Österreich s 
undPreussens zu versichern. Diose fllhrten aber nicht zum Zwedk 
und konnten es nieht wohl, da Oesterreich und Preussen noch am 
13. Januar 1864 ihr Festhalten an dem Protokoll vom 5. Decem- 
ber 1853 erklärt hatten. 

£ine Anfrage des Kaisers Franz Joseph, ob Bussland sich ver« 
pflichten wolle, während seines Krieges gegen die Pforte nicht ans 
rechte Donauufer tiberzugehen und nsieh dem Kri^e die Donau* 
fUrstenthtimer zu räumen, ward ausweichend beantwortet, und 
Oesterreich verfügte darauf am 6. Februar 1854 die Aufstellung 
eines Observationskorps von 25,000 M. an der serbischen 
Frenze. 

Am gleichen Tage, am 6. Februar, brachen die West- 
mächte ihre diplomatischen Yerbihdungen mit Rbbs- 
land ab und beschlossen, an dieses ein Ultimatum zu stellen: 
Eussland solle sofort die Donaufürstenthümer räu- 
men. Im Weigerungefall wollten die Westmächte eine Flotte in die 
Ostsee senden und der Pforte ausserdem ein Auxiliarheer von 50^000 IL 
stellen. 

Der Kaiser Nikolaus seinerseits hatte sich sehen seit dem Ein- 
laufen der westmächtlichen Flotten in das schwarze Heer und den 
ungenügenden Erklärungen, die er über deren Aufgabt^ dort erhalten, 
nicht mehr an sein früheres Versprechen gebunden gehalten, in den 
Donaufürstenthümem rein auf der Defensive zu bleiben ; vielmehr be« 
sohloss er nun, ans rechte Donauufer überzugehen und dem Auf- 
stand der griechisch-katholischen Christen wo möglich die Hand zu 
bieten, dw sich — nicht ohne russische Anfeterung — Ende Januar 
1854 in Epirus und Thessalien entwickelte^ 

Gerade dieser Aufstand der slavischen ünterthdnen der Türicai 
trieb nun aus den alten und sich immer wiederholenden Gkünden 
Oesterreich den Westmächten zu. Es erklärte diesen am 
22. Februar, dass es deren AufPorderung an Bussland, die Donau- 
fürstenthümer zu räumen, unterstützen werde, und verstärkte durch 
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BeJblil rem SS. Febr«u fein Obsezrati^Miskorps an der serbisohen 
Graiae anf 60|000 tf . 

Daran! iendetea die Weatmäohte am 27. Febrnar ihr Ultima- 
tnm naoh Petertbnrg; binnen sechs* Tagen sollte sich Bnssland 
darftber erklären, ob es die Donanffirstenihttnier bis zum 30. April 
rftnmen wolle oder nioht 

Um die Dinge zu verwirren, liess der Kaiser Nikolans der Wie- 
ner Konferenz neue Yorsehllge nnterbreiten; es ward nnn anoh schon 
in Frage gezogen, ob znerst die Westmächte das schwarze 
Meer, ob znerst Bassland die Donanftlrstenthümer rän- 
men sollten, bevor man die friedlichen Yerhandlnngen wieder aof- 
.aahme. 

Unterdessen aber geriefh man stets mehr in den Krieg hinein 
udA AUes drängte diesem zu. Schon am 12. März schlössen die 
Weetmächte einen Vertrag über eine Kriegsallianz mit der Horte, 
dessen Batifikationen allerdings erat am 8. Mai ansgewechselt wur- 
den. — Die Wiener Konfer^iz erklärte, dass die neuen Vorschläge des 
Kaisers Nikolaus keine geeignete Grundlage zu weiteren Verhand- 
langen böten. Das Ultimatum der Westmächte war in Petersburg 
eingetroffen und bald auch deren Allianz mit der Türkei be- 
kannt geworden. 

Der Kaiser Nikolaus beeehloss darauf, das Ultimatum der West- 
mächte formell gar nicht, sondern nur faktisch zu beantworten. 
Am 23. März begannen die Bussen ihren Uebergang aus den Donau- 
ffirstentkümeni ans rechte DonauuÜBr. 

Darauf erfolgte am 28. März die Kriegserklärung Eng- 
lands an Bussland. Frankreich glaubte sich, da das Ulti- 
matum vom 27. Februar eine eventuelle Kriegserklärung enthielt, 
einer förmlichen gänzlich überhoben. 

Am 10. April schlössen England und Frankreich mit einander 
eine Allianz zur Wiederherstellung des Friedens zwischen Bussland 
und der Pforte und „zur Verhinderung der Wiederkehr 
ähnlicher Verwicklungen**. 

Freussen hatte, je mehr Oesterreich sich den Westmächten 
näherte, desto mehr eine ganz unbestimmte PoUtik angenommen, die- 
jenige, welche man damak die Politik der „freien Hand** nannte. 
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hatte 68 noeh am 9. April mit Oesterreioh, FiaitoeidL 
imd England znsammen wieder einmal ein Protokoll nnterzeiohneti 
durch welches sieh die vier Mächte su dem Zwecke veremigten, die 
Integrität der Türkei zn Bohützen, daher zu Terlaogeo, 
daes einereeits Bussland die DonaufUrstenthttmer räume, daas anderer- 
seits aber auch die TUrkei die persönlichen und bürgerlichen Beohte 
ihrer christlichen Unterthanen sicher stelle. 

Dann am 20. April erfolgte der Absohluas eines besondern 

Bündnisses zwischen Oesterreioh und Preussen; durch 

* 

dieses garantirten sich die beiden Staaten ihren Besitzstand und ver- 
pflichteten sich, die Beohte und Interessen Deutschlands gemeinschaft^ 
lieh gegen jeden Angriff zu vertheidigen. — Dieser Bündnissvertrag, 
war so verklausnlirt , dass es kaum Wunder nehmen darf, wenn er 
unmittelbar nach seinem Abschluss bereits Auslegungsdifferen- 
zen* hervorrief. Oesterreioh hatte ihn geschlossen, um auf Prenesen 
gestützt, ohne Gefahr aus der Neutralität heraus und den West- 
mächten näher treten zu können. Preussen hatte ihn geschlossen, um 
Oesterreich desto sicherer in der Neutralität zu Gunsten Busslands 
festhalten zu können. — Dazu kam nun noch, dass die deutschen 
Mittel- und Kleinstaaten, aufgefordert, dem Vertrage vom 
20. April beizutreten, sich unwillig darüber zeigten, dass sie einfach 
eine Allianz unterzeichnen sollten, über deren Abschluss sie zuvor 
gar nicht befragt waren, und desshalb nun Schwierigkeiten hervor- 
riefen. 

Oesterreich und Preussen einigten sich indessen im letzten Drit- 
tel des Mai wieder und während sie am 23. Mai ihren Vertrag 
vom 20. April an England und Frankreich mittheilten, theilten gleich- 
zeitig diese letzteren den ersteren den Vertrs^ vom 10. April mit. 

TWBL 

Unmittelbar nachdem England seine Exiegserklärung vom 
28. März 1854 an Bussland erlassen hatte, begann das englisch- 
französische Hülfsheer für die Türkei sich um Gallipoli, 
Skutari und Eonstantinopel zu sammeln, freilich nocih lange nicht 
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bereit, ernsflioh vom Feld sn rftoken. Gleichzeitig wurde eine west- 
mäolitliohe Flotte mit Landungstnippen in die Ostsee gesendet 

Auf dem siidliehen Eriegsschanplatz gingen englische und fraa- 
zösisehe Truppen erst von Ende Mai ab auf die Linie Yarna-Sohnmla 
TOT, um die ttirkisohe Armee Omer Pasoha's bei Tertreibnng der 
Bässen ans den Donanfttrstenthümem zn nnterstütsen. 

In der That sollte der Büokzng der Bussen aus den Donau- 
ffirsteathttmem nicht durch die Armeen der Pforte und der West- 
mSohte, sondern durch die österreichische Diplomatie her- 
beigeitthrt irerden. 

Oesterreioh, nachdem es sich durch den Austausch der Yer- 
trSge zwischen den Westmächten einerseits, den deutschen Grossmäch- 
ten andererseits hinreichend sicher gestellt zu haben glaubte, begann 
Unterhandlungen in Eonstantinopel und in St. Peters- 
burg. 

Von der Pforte erlangte Oesterreich am 14. Jxmi eine Con- 
vention, derzufolge es autorisirt wurde, die Donaufttrstenthümer 
SU besetzen, insofern die Bussen freiwillig aus denselben abzögen, -— 
und die Bussen in den Donauffirstenthümem anzugreifen, falls 
diese nicht freiwillig abzögen. 

An Bussland richtete Oesterreich am 3. Juni die Aufforderung, 
die Donaufttrstenthümer zu räumen und concentrirte gleichzeitig eine 
Armee in Galizien, um im Weigerungsfalle emem russischen 
AngiifP in dieser Bichtung begegnen oder selbst einen solchen unter- 
ndimen zu können. 

Bussland gab den Forderungen Oesterreichs nach und die rus- 
sisehen Truppen in den Donaufiirstenthfimem begannen schon am 
20. Juni ihre rückgängigen Bewegungen, die allerdings erst im An- 
fang des August beendet wurden. Yom 20. August ab rückten dann 
österreichische Truppen zur Ocoupation in dicDonau- 
fürstenthümer ein. 

Als der Kaiser Nikolaus sich entschlossen hatte, der AufForderung 
Oesterreichs vom 3. Juni nachzugeben, hatte er zugleich den Fürsten 
Gortsohakoff nach Wien gesendet, um diesen Entschluss zu erläutern. 

Gortschakoff, der am 5. Juni in Wien ankam, verlangte vor 
allen Dingen, dass dem Büokzug der russischen Truppen der volle 
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Ansoheiii der Freiwilligkeit bewahrt werde, wie das anidi gp- 
Schah; er erklärte dann von Ufenem die BerettwiUigkeit dea EaiieES 
Nikolaus zn Friedensverhandlungen, faUa diese nieht lediglich 
benntat werden sollten, um Bussland sn schädigen. 

Oesterreich machte von diesen Erbietangen lifittheilnng aa 
England und Frankreich und die drei Mächte kam«i am 8. Angnat 
ttber n^ier Fnnkte" überein, welche ihnen, falls Bussland sie an- 
nähme, Garantieen eines dauernden Friedens zwischen jenem und der 
Tnrkrii zu bieten schienen. Während Oesterreich und die Weatr 
mächte sich verpflichteten, die „vier Punkte** als Grundlagen ftr de« 
Friedenesohluss festzuhalten, weigerte Preussen sich ein Gleiches 
zu thun, und Bussland lehnte die Annahme der „vier Punkte*' am 
1. September rund ab. 

Hit dem September begann nun die hauptsächliche militäriaehe 
Action der verbündeten Westmächte und Türken gegen Busalaad, 
die Erimmexpedition. Wir brechen damit unsere kurze Gesohichte 
der diplomatischen Action für diesrai Krieg ab. In der That be- 
gleitet die diplomatische Aotion in diesem Kriege immer 
wieder, und von allen Seiten und nach allen Seiten in die miliiftrisolie 
Thätigkeit eingreifend dieselbe in einem Hasse, wie kaum in eiaem 
anderen Kriege. Wir haben es aber hier ni4it mit einer speciellen 
diplomatischen Geschichte des Krieges gegen Bussland zu ÜLun, welohe 
allerdings einer der interessantesten Gegenstände für die Spedalhistorie 
wäre, und wollen jetzt zunächst von dem Kriege von 1866 reden^ wA- 
cher gleichfalls in hohem Hasse und in den verschiedensten Biohtnigen 
die Dipl(»ttatie beschäftigte. Auch die diplomatisch» Ghaohiehte des 
Krieges von 1866 bietet (Gelegenheit, die Action derKabinete na eh 
Gruppen zu zerlegen und nach Gruppen zusammenzufassen. 



Durch den Krieg von 1864 und den ihn beendenden Wiener- 
Frieden hatten Oesterreich und Preussen die gemeinsehafl- 
liche Herrschaft über die Herzogthümer Schleswig, Holstein und 
Lauenburg* erlangt. Die gemeinschaftliche Verwaltung dieser Länder 
führte alsbald zu Zwistigkeitea zwischen den Gemeinherrsohem. £a 
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gelang MdsBen den Streit yorlftufig bekniegen dnreh den Vertrag 
von Gastein vom 14. Augast 1865. 

Lant dem Vertrag blielyen Schleswig nnd Holstein im g eme In- 
fi chaftliclien Besitze Oesterreiolis und Prenssens; aber die Ver- 
waltung ward getrennt; in Schleswig sollte fortan Preussen, 
in Holstein Oestemich administriTtti; Lanenbnrg endlich ward von 
Oesterreich an PtensseA gegen eine Geldsumme abgetreten. 

Wthrend des Erie^es von 1864 nnd nachher hatten Oesterreich 
und Preussen gleichmtoiig jede Enimischung der übrigen deutscben 
Bundesstaaten in ihr VerfaSltnisB zu Dänemark und eu den diesem 
abgenommenen Ländern zurückgewiesen. Ganz im Sinne dieser Ab- 
weisung war es auch, dass Preussen das volle Eeoht auf Lauenburg 
von Oesterreich kaufte. 

Indessen trat in der ganzen Herzogthümerfrage ein Grund Zwie- 
spalt zwischen Oesterreich und Preussen immer mehr zu Tage. Die 
deutschen Mittel- und Kleinstaaten hatten den sehnlichsten Wunsch, 
dass Schleswig und Holstein ein eigenes Bundesland unter dem 
Printen Friedrich von Augustenburg, dem sogenannten „Angestamm- 
teii^ bilden sollte. Preussen hatte nicht absolut etwas dagegen, 
insofern det Prinz sich zu seinem Vasallen erklärte. Dies hätte der 
Prinz auch vielleicht gethan, wenn er nicht von den Eegierungen der . 
deutschen Mittel^ und Kleinstaaten zur Aufsätijgkeit gegen Preussen 
getrieben Worden wäre. Wie die Dinge rinmal gingen, bewies er 
sieb widerwillig gegen Preussen, und nun setzte sieh nicht nur bei 
det preussischen Regierung, sondern auch beim pre\issischen Volke 
die üeberzeugung immer fester, es sei für Preussen viel vortheil- 
hafter, wenn dieses die Herzogthümer direkt, denn blos als Ober- 
lehnsherr des Augustenburgers regiere und besitze. — Auf Grund 
dieser Üeberzeugung forderte die pre^ssische Regierung von ihren 
Kronjuristen ein Gutachten über das Recht zur Erbfolge in den 
Herzogthümem, — und das Gutachten fiel dahin aus: es existire 
überhaupt kein anderes legitimes Recht auf den Besitz der Elbe- 
herzogthümer mehr, als dasjenige, welches durch den Wiener Frieden 
Oevterreich und Preussen zugefallen sei. 

Oesterreich grenzte mit den Elbherzogthümem nicht und konnte 
unmöglich die Vortheile von ihnen erwarten, die Preussen durch 
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deren Beeits snflelen. Oeeterreichi stets eifersttohtig auf den „bösen 
Naohbar'', gönnte begreiflicher Weise Prenssen die vortheilliafte Er- 
werbung niobt, nnd da es dieselbe nicht wohl für sieh Tsrlangen 
konnte, näherte es sich jetzt wieder dem dentschen Bunde und 
dem Angnstenbnrger, der ihm als Eleinfürst eines besondem 
deutschen Bundeslandes Schleswig-Holstein angenelbner war, als die 
Frenssen, Oberherm der Elbherzogihiimer ihm sein konnten. — In 
Folge dessen duldete es nun auch gerade nach dem im Oktober 1865 
abgegebenen Gutachten der preussischen Eronjuristen in dem tob 
ihm verwalteten Lande Holstein mit Vorliebe eine Agitation ftr de« 
Augustenburger. 

Dar&ber folgten seit Ende Januar 1866 verschiedene Klagen 
PreuBsens; in einer Depesche vom 26. Januar ward auseinandflrge- 
setsty dass Oesterreioh in Holstein lediglich die Verwaltung habey 
dadurch aber nicht berechtigt sei, in diesem Lande etwas gegen 
die gemeinsame Souveränetät Preussens und Oester- 
reichs über die Elbherzogthümer zu dulden oder su 
unternehmen. Freussen mttsse in der Sache klar sehen; könne es 
zu seinem Bedauern nicht mehr mit Oeeterreich denselben Weg 
gehen, so müsse es sich die volle Freiheit für seine Politik vor- 
behalten. 

Auf diese Depesche antwortete Graf Hensdorff, der österreiehisohe 
Hinister des Auswärtigen, unbestimmt und auirweiohend. Aooh 
Preussen schwieg nun vorläufig, aber beide Mächte sahen eben Krieg 
bereits als eine wahrscheinlich unvermeidliche Sache an und baide 
bereiteten sich auf einen solcheir nach und nach in verschiedener 
Weise vor. 

Graf Bismarck, der Leiter der auswärtigen Politik Preussens, 
hatte seit dem Jahr 1864 verschiedene Unterhaltungen mit Napoleon DL 
gehabt, bei denen auch die auf die Dauer unhaltbare Lage des alten 
deutschen Bundes und die Hothwendigkeit, dieselbe umzugestalten, 
zur Sprache gekommen war. 

Anfangs 1865 knüpfte dann Bismarck, um sich Italien zu 
nähern, mit diesem Unterhandlungen an über einen Handelsvertrag 
mit dem Zollverein; er veranlasste diejenigen Zollvereinsregierungen, 
welche bisher noch widerstrebt hatten, das Königreich Italien ansu- 
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erkennen, und am 31. Dezember 1865 konnte der Handelsyertrag 
wirklioh abgesolilossen werden. Fttr Prenssen ward dieser die Basis 
sn einer weiteren Annäherung an Italien, bei welcher in letzter 
Aussicht ein Bündniss der beiden Staaten zum Kriege gegen Oester- 
reioh stand. 

IGt Bnssland stand Prenssen seit je auf gntem Fasse, die 
Beziehungen zwischen ihnen waren noch neu befestigt bei Gelegen- 
heit des polnischen Anfstandes von 1863. War von Bassland für 
Preassen keine militärische Httlfe zn erwarten, so doch eme wohl- 
wollende NeatraUtät; von Napoleon allerdings keine wohlwollende, 
aber doch zonäehst in Folge früheren Gedankenaastaosohes mit Bis- 
marok and der Stellang Napoleons za Italien eine abwartende. 

Die Hofpartei des Königreichs Italien sah von Anbeginn die 
Annäherang Preassens an dieses ungern and sie trieb demgemäss 
1865 za geheimen Unterhandlangen mit Oesterreioh. Bei diesen waa^ 
dem Kaiser Franz Joseph and seinem Kabinet auseinandergesetzt, 
dass die einzige Ursache, welche Italien zu einem Kriegsbündniss 
mit Preassen gegen Oeeterreich treiben könnte, Yenetien sei; werde 
dieses jetzt freiwillig an Italien abgetreten, so gewinne dabei 
Oesterreioh nicht blos eine runde ^ Geldsumme, sondern auch die 
Sicherheit, dass Italien in einem künftigen österreichisch-preussischen 
Kriege neutral bleibe. Das Wiener Kabinet wollte von diesen aller- 
dings sehr begründeten Yorstellungen nichts hören. 

Sicher rechnete es darauf, Preussen für alle Falle, bräche der 
Krieg aus, in Deutschland isoliren zu können, da die 
Fürsten und Eegierungen der Mittel- und Kleinstaaten zu Oesterreich 
stehen würden. Das war im Ganzen richtig; aber Bismarck hatte 
anoh daran gedacht, dieser Waffe Oesterreichs wenigstens die volle 
Schärfe zu nehmen. Das Mittel dazu war, ein volksthümliches 
Bandesreformprojekt seiner Zeit in die Arena zu werfen und dadarch 
die deutschen Begierungen und die deutschen Völker von einander 
zu trennen. 

Oesterreich begann im Februar zu mobüisiren; Preussen 
konnte ihm darin ohne Gkfahr die Yorhand lassen und sich daher 
als firiedfiortig hinstellen. Aber es betrieb nun aufs Energischste die 
definitiven Unterhandlungen mit Italien; Anfangs März erschien in 
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Berlin der itaUenisehe Gkiieral GroTona behufis Yerabiedimgeii über 4aa 
gemdnBohaftliGlien Kriegsplaa und am 8. i^pril« konnte das gehehnie 
Eriegsbündniss zwischen Prenssen nnd Italien nnterzeiclinet werden. 

Preneeen hatte es begreiflieber Weise auoh nicht nnterlasseoi 
Oesterreich wegen dessen Anfängen zn einer Mobilisirong sn iater» 
peUiren; es erhielt die Antwort, die Sstereiohisohen Truppenbewe- 
gungen seien lediglich durch Judenverfolgungen in verschiedenen 
Eronlaadern und die üfothwendigkeit, die Juden gegen den "B'obel m 
schützen, veranlasst worden. 

Withrend Italien nun auch und mit grossem Lärm zu mobilisiittB 
begann, geschah ein Gleiches vom 27. Harz ab in Preussen. Darüber 
kam es zu einem nenen Depeschenwechael, in welchem endlich am 
18. April Oesterreich ankündigte, dass es vom 2b, April ^b seine Trup- 
pendislocationen in Böhmen rückgängig machen woKe. Bismaiok 
erwiderte: Preussen werde der östereichisehen Abrüstung) je nachdem 
es authentische Kachrichten darüber erhalte, Schritt für Schritt 
folgen. Auf diese Erwiderung Bismarks vom 21. April antwortete 
Oesterreieh am 26. April, dass es im Norden abtüste, aber idler- 
dings angesichts der Bewegung in Italiea gegen dieses in Vene- 
tien ernste Yertheidigungsanstalten treffen oder aufrecht erhalten 
müsse. Hierauf verlangte Preussen am 30. April, — gezwuif^en 
durch sein Bündniss mit Italien, aber ohne dieses öffenüioh aniur 
kündigen, — dass Oesterreich überhaupt demobilisire, nicht Uos 
im Norden, und bedauerte dabei, dass Oesterreich nicht a«f seinen 
Vorschlag eingegangen sei, gemeinsam mit ihm auoh die andren 
deutschen Bundesstaaten zur Abstellung ihrer Büstungen zu bewegten. 

Oesterreich war am 4. Hai gezwungen, den Depeschenweclisel 
über das Abrüsten, der in der That höchst überflüssig geword«n 
war, ggnzlich abzubrechen, da es in Italien unter allen Umstiaden 
gewaffnet bleiben müsse, und Preussen ordnete zugleich die Hobili- 
sirung seiner ganzen Armee an. 

IL. 

Wir müssen uns nun zu derjenigen Yerhandlongsgntppe zurück* 
wenden, welche sich um das Verhältniss Oesterreielis und Preusaens 
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%jk den deutdolieB Bandesfltaaten mnd sn den Elbher- 
zogtlitimerii drekt. 

Am 11. März erlioBs der König von Prenssen eine Yerordnnng, 
dweh weleke aUe Unteraehmnngen in den Elblierzogthümern, welche 
dort seine nnd des Kaisers tob Oesterreich Souveränetät 
l u rt e r g r a ben sollten, mit Strafen bedroht worden. 

Auf Oeeterreiohs nnn folgende Anfrage, ob Prenssen gesonnen 
sei, den Gaateiner Yertrag gewaltsam zn brechen, ward einfach yer- 
neinend geantwortet 

Oeetstreioh eröftiete dann am 16. März dem Bundestag nnd 
den Mittelstaaten, dass es die Lösnng der sohleewig-holsteinischen 
Frage jetzt gänclieh den verfassnngsmässigen Beohllis- 
sen derBnndeBTersaamlnng anheimstelle, wovon es früher 
ebensowenig ak Prenssen etwas hatte wissen wollen, nnd regte bei 
dieser CMegenheit aneh die Mobilisimng derjenigen vier dentsohen 
Bnndescorps an, welche von den Staaten ausserhalb Prenssens nnd 
Oeetereiehs zu stellen waren. 

Prenssen folgte sofort anf dasselbe Terrain. Am 24. März 
eiliess Bisniarok eine Gironlardepesohe an sämmtliohe dentsehe 
Begiernngen: durch Oesterrdohs fittstnngm sehe sich nnn aneh 
Prenssen zur Mobilisimng znm Schutze Schlesiens gezwungen. 
Es könne eieh aber bei Massregefai nicht beruhigen, die nur für den 
AngeaUiek genügten; esmttsse in die Zukunft schauen, Zustände, 
die fttr die Bauer Sicherheit versprächen, herbeiwünschen; der deutsche 
Bond als soleher gewähre diese Sioherheit in seiner gegenwärtigen 
Gestalt nicht; bei dieser könne sich Prenssen lediglich auf den guten 
'Willen derjenigen einzelnen deutschen Staaten verlassen, welche 
ganz ohne Büeksioht auf den Bund zu ihm stehen wollten. Eine 
Aendemng in diesem Punkt sei nur durch eine Bundes reform zu 
cndelen und Prenssen gedenke demnächst den Entwurf zu einer 
solchen vorzulegen. 

In der That ward der Bundesreformantrag am 9. April in seinen 
C^mndzttgen beim Bundestage eingebracht. 

Die deutsehen Mittelstaaten verwiesen Prenssen in ihrer Ant- 
wort anf die Depesche vom 24. März sehr einfach, aber auch sehr 
nnaureiohendi auf den § 11 der Bnndesacte, wonach Bundesstaaten, 
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also aaeb Oesterreioh und Prenssen, ihre 

dem Bundestag vorzulegen hätten und keinen Krieg unter einander 

führen dürften. 

Der preussiBoheBundeereformantrag, dessen wesentlielister Punkt 
die Aufrichtung eines deutsehen Parlaments war, ward am 
21. April von der Bundesversammlung an eine Kommission gewiesen. 
Dieser, am 26. April erwählt, wurden am 11. Mai vertraulich Bis^ 
marcks örundzüge einer neuen deutschen Verfassung 
mitgetheilt 

Am 26. April war auch noch wieder dn Versuch gemacht, das 
Verhältniss Preussens und Oesterreichs zu Schleswig-Holstein durch 
Verhandlungen definitiv zu regeln. Diese konnten aber zu keinem 
Ziele führen, da Prenssen jede Einmischung Dritter, also auch des 
Bundes, in diese Angelegenheit ablehnte, während Oesterreich gerade 
am 16. März diese Einmischung bereits angenommen oder ang^ 
ruf^ hatte. 

Beim Bunde verlangte im Mai Sachsen, dass Preussen zu Er- 
klärungen über seine Eüstungen aufgefordert werden solle; Baiem 
beantragte dagegen, dass nicht bloss Preussen, sondern alle Bun- 
desstaaten, welche Mobilisirungen vorgenommen hätten, sich 
darüber erklären sollten. Dieser bairische Antrag erhielt die Mehr- 
heit und am 1. Juni, nachdem eine Intervention der neutralen euro- 
päischen öroBsmächte, wie wir sehen werden, schon erfolglos ge- 
worden war, wurden die Erklärungen beim Bunde abgegeben. 

Der österreichische Bundestagsgesandte klagte nun Preussen an, 
dass es sich gegen Oesterreich auf auawärtige Hülfe stütze. 
In Deutschland solle nicht Gewalt, es müsse Vertrag und Beckt 
herrschen; auch Preussen müsse sich diesem Gresetse fügm und 
die schleswig-holsteinische Frage müsse nach Bundesrecht, nicht xn 
Gunsten einseitiger Ansprüche gelöst werden. (Wenn nur nioht 
Oesterreich 1865 einseitig Lauenburg an Preussen verkauft hättet) 
Oesterreich habe es in seinen Verhandlungen mit Preussen nicht da- 
hin bringen können, dass dieses den Standpunkt des Bundesreohtes 
annehme; es werde sich nun einfach den Beschlüssen des Bundes 
fügen und habe bereits seinen Statthalter in Holst^, General 
Gablentz, angewiesen, die holsteinischen Stände einzu- 
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berufen, damit diese ihre yerfassangsmässige Stimme hören lassen 
könnten. 

Der prenssische Bondesgesandte sagte: Prenssen habe sich in 
der ganzen Sache immer nur defensiv verhalten. Wenn der Bond 
den Bandesfrieden nicht garantiren könne, wenn die Glieder des 
Bundes sich allen nothwendigen Beformen beständig entgegenstemm- 
ten, 80 müsse Prenssen schUessen, dass der Bnnd in seiner jetzigen 
Gkstalt seiner nrspriinglichen Aufgabe nicht mehr genttge and müsse 
sich die Freiheit seiner weitem Eesolationen vorbehalten. 

Bismarck seinerseits nahm die einseitige Berafang der holstei- 
nischen Stände, welche der österreichische Bandesgesandte angekün- 
digt hatte, sehr ernst; er erklärte sie für einen flagranten Brach 
de s Gasteiner Vertrages, protestirte dagegen in Wien, richtete 
am 4. Jani eine sehr scharfe Depesche gegen Oesterreich an alle 
prenssischen Gesandten bei den aaswärtigen Höfen and wies den 
prenssisohen Statthalter in Schleswig, General ICanteaffel, 
an, falls Gablentz die holsteinischen Stände wirklich berafe, in Hol- 
stein einzarücken. 

Am 4. Jani berief Gablentz die holsteinischen Stände auf den 
11. Juni ein; vom 7. Jani ab rückte nun Hantenffel in Holstein ein, 
wo am 11. ein prenssischer Oberpräsident eingesetzt ward. Die 
österreichischen Trappen zogen sieh, viel schwächer als die Prenssen, 
über Altona bs Königreich Hannover zurück. 

Diese Ereignisse veranlassten eme ausserordentliche Sitzung der 
Bundesversammlung zu Frankfiart am Main am 11. Juni, in welcher 
Oeaterreioh den Antrag stellte auf die Mobilisirung der ganzen 
deutschen Bundesarmee mit Ausnahme der preussi- 
sehen Korps, also gegen Prenssen. 

Dieser Antrag wurde am 14. Juni mit netm gegen sechs Stim- 
men für angenommen erklärt; es war bei der Stimmenzählung nicht 
ganz mit rechten Dingen zugegangen. 

Der prenssische Bundesgesandte theilte darauf mit, dass Prenssen 
ans dem Bunde austrete und sich die Gründung eines neuen Bundes 
auf Grund des am 11. ICai vorgelegten Yerfassungsentwurfs vorbe- 
halte, der am 10. Juni noch durch einen weitem vervollständigt war, 

9 
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iB welchem Oesterreich und die Niederlande fortan 
vom deutschen Bund auBgeschlossen sein sollten. 

Nun stellte Preussen am 14. Juni noch ein Ultimatum an 
diejenigen deutschen Staaten, welche es bei seinem militärischen Vor- 
gehen gegen Oesterreich genirten, Sachsen, Hannover nnd Enrhessen; 
— sie sollten sofort ihre Troppen auf den Friedensstand vom 1. Kärz 
zurückführen und ihren Beitritt zu dem neuen deutschen Bund auf 
Orund des Vorschlags vom 10. Juni erklären. 

Da Sachsen, Hannover und Eurhessen sich dessen weigerten, 
erklärte ihnen Preussen am 15. Juni den Krieg und am 16. Juni 
rückten preussische Truppen in ihre Gbbiete ein. 



Damit war nun die militärische Aktion begonnen ; es bleibt uns 
nur noch übrig, nachholend einer Verhandlungsgruppe zu erwäh- 
nen, derjenigen, welche sich aus der friedlichen Intervention der 
neutralen europäischen Grossmächte ergibt. 

Entsprechend dem Annex zum Zürcher Frieden von 1859, ent- 
sprechend den Ideen des verunglückten Eongressvorschlags Kapo- 
leons in. von 1863, waren Ende Mai England, Bussland und Frank- 
reich übereingekommen, den streitenden Parteien eine Konferenz zur 
Bereinigung aller Anstoss gebenden Verhältnisse vorzuschlagen. An 
dieser Konferenz sollten die eben genannten Neutralen ebenso wie 
die Streitenden : Preussen, Oesterreich, der deutsche Bund und Italien 
vertreten sein, und sie sollte sich befassen mit Massregeln zur Be- 
ruhigung Italiens, mit der schleswig-holsteinischen Angelegenheit und 
mit der Frage der deutschen Bundesreform, soweit mit dieser letztern 
sie in internationale Beziehungen hineingriff. 

Preussen, Italien und der deutsche Bund nahmen diesen Kon- 
ferenzvorschlag an; Oesterreich wollte ihm aber nur unter 
der Bedingung zustimmen, dass auf der Konferenz keine Gebieta- 
veränderungen zur Sprache gebracht würden« Diese Bedingung 
war begreiflicher Weise unannehmbar, da die Intervenirenden aller- 
dings die Abtretung Venetiens an Italien ganz bestimmt im Sinne 
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hAiten; die ganze friedliche Interventioii zerschlug sich also und 
blieb ohne Wirkung. 



Während in den beiden bisher erwähnten Fällen die direkten 
Verhandlnngen zwischen den kriegführenden Hauptparteien und dieser 
mit Nebenparteien und Neutralen unmittelbar vor dem Kriege eine 
so bedeutende Stelle einnehmen, verhielt sich das bei andern neueren 
Kriegen durchaus anders. So beispielsweise für den Krieg von 1859. 

Schon zu Ende des Krimkrieges hatte sich Frankreich be- 
merkbar Yon seinem halben Alliirten Oesterreich entfernt und 
dem Gegner, Bussland, genähert; diese Trennung "und diese An- 
näherung traten dann immer deutlicher hervor bei den Konferenzen 
zum Abschluss des Pariser Friedens von 1856 und bei Gelegenheit 
der politischen Ereignisse in Serbien und in Rumänien zu Ende 1858 
und anfangs 1859. 

Das Königreich Sardinien ward von den Italienern seit den 
Kriegen von 1848 und 1849, so ungltLoklich diese ausgegangen 
waren, als der Vorkämpfer für Italiens Unabhängigkeit betrachtet 
und seine Titel waren stets gestiegen. Am Krimkriege hatte es mit 
einem HUlfskorps theilgenommen und es erlangte dadurch den Vor- 
theil, bei den Pariser Friedensverhandlungen von 1856 
seine Stimme für Italien gegen Oesterreich vor Europa erheben 
zu können, zu Frankreich und durch dieses zu Bussland in nähere 
und freundliche Beziehung zu treten. 

Von diesem Zeitpunkt ab ging eine immer steigende Gährnng 
durch die Halbinsel Italien, gerichtet auf die Beseitigung des öster- 
reichischen Einflusses und der unter diesem blühenden Misswirth- 
schaft der Dynasten in den kleinen Staaten. Sardinien machte 
nun die grössten Anstrengungen, sich eine achtungswerthe Streit- 
macht zu beschaffen und 1858 versicherte es sich durch persönliche 
Unterredungen des Ministerpräsidenten Gavour mit Napoleon III. der 
Hülfe Frankreichs für den Fall eines Krieges gegen Oesterreich 
definitiv. 

Am 1. Januar 1859 bei dem Neujahrsempfang des diplomati- 
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sehen Korps in den Tnilerien sprach der Kaiser Napoleon HL sn 
Herrn v. Hübner, dem österreiohisohen Botschafter in Paris: „ich 
bedanre, dass unsere Beziehungen zu Ihrer Regierung nicht mehr 
dieselben sind, als sie es waren; aber ich bitte Sie, dem Kaiser zu 
sagen, dass meine persönlichen Gefühle für ihn sich nicht geändert 
haben". 

Diese Worte brachten in Europa die grösste Aufregung heiror, 
die nicht gestillt werden konnte dadurch, dass Viktor Emanuel am 
10. Januar bei Eröffnung der sardinischen Kammer erklärte, Piemont 
sei nicht unempfindlich für den „Schmerzensschrei" Italiens, dass er 
dann am 30. Januar seine Tochter Clotilde mit dem Prinzen Jirome, 
dem Vetter Kapoleons in. vermählte, dass Napoleon am 7. Februar 
vor den französischen Kammern seine Hoffnung auf Erhaltung des 
Friedens aussprach, während er zugleich an den Grenzen Savojens 
eine Alpenarmee formirte, und dass Oesterreich seit dem Januar 
seine Truppen in der Lombardei und Venetien verstärkte und auf 
den Kriegsfuss zu stellen begann. 

England versuchte eine Intervention, einzeln in Wien und 
Turin; dann trat Bussland mit dem Vorschlag eines Kongresses 
der europäischen Grossmächte auf; Oesterreich stellte für seine An- 
nahme hier schon ähnliche Bedingungen, wie später wieder 1866 bei 
gleicher Veranlassung und verlangte ausserdem, dass vor jeder 
Verhandlung Sardinien entwaffne; was in der That un- 
möglich war. Alle weitem, man muss sagen, sehr oberflächlichen und 
blos des Anstandes balber unternommenen Vermittlungsversuche schei- 
terten, und Oesterreich, welches sich nun der eiteln Hoffnung hin- 
gab, Deutschland auf seiner Seite mit in den Krieg hineinziehen 
zu können, stellte am 23. April direkt an Sardinien ein Ultima- 
tum: es solle binnen drei Tagen erklären, dass es alle fieine Be- 
waffnungen rückgängig machen wolle und sofort mit der Abrüstung 
beginnen. — Am 26. April ertheilte Sardinien eine ablehnende Ant- 
wort; am 29. April begann darauf die österreichische Armee von 
Italien ihien üebergang über den Tessin; aber die ersten französi- 
schen Truppen, welche Sardinien zu Hülfe eilten, hatten schon am 
25. April Savoyen betreten, um von dort über die Alpen zu gehen. 

Noch rascher, als in dem letztbesprochenen Fall, verliefen die 
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Yorrerhandlmigen zu dem französisoh-deutsohen Kriege von 
1870. 

Am 2. Jannar 1870 trat in Frankreich das Hinisterinm Ollivier 
in Funktion, welches eine nene parlamentarische Aera einweihen, nnd 
reine Dnpe der bonapartistischen Kamarilla, nach deren Absichten 
eine Neubefestignng des Cäsarismns decken sollte. Am 8. Hai ward 
dem in seinen Eomitien versammelten französischen Volke eine nene 
Verfassung vorgelegt, welche wesentlich die Erbfolgeverhältnisse in 
der nennapoleonischen Dynastie regelte. Han hatte dem Volke gesagt, 
dass die Annahme dieser Verfassung den Frieden bedeute; während 
die Kamarilla allerdings von Anbeginn die Meinung hatte, die neue 
Verfassung mttsse gerade durch einen populären Krieg befestigt 
und gekittet werden. Die Annahme der neuen Verfassung erfolgte 
mit einer Ungeheuern Majorität. — Die Kamarilla suchte nach dem 
Anlass zu einem „populären" Kriege. Viele Leute fürchteten, dass 
die Gotthardbahnfrage als ein solcher Anlass werde benutzt werden ; 
dies geschah nicht; die geschickten Staatsmänner der bonapartisti- 
schen Kamarilla hatten einen andern Anlass entdeckt. 

Seit der Vertreibung Isabella's II. suchten die Spanier einen 
neuen König, — und die Intriguanten, welche damals die Geschicke 
Spaniens leiteten, hatten den Erbprinzen Leopold von Hohenzollem- 
Sigmaringen zu der Erklärung gebracht, dass er die spanische Königs- 
krone annehmen wolle. Obgleich dieser Prinz viel näher mit dem 
Kaiser Napoleon als mit dem König Wilhelm von Freussen verwandt 
war, schien dies doch der französichen Kamarilla eine bequeme Ge- 
legenheit, die Franzosen zu einem „populären" Kriege aufzureizen. 

Am 5. Juli interpellirte im gesetzgebenden Körper Herr Gochery 
über die spanische Angelegenheit. 

Am 6. Juli antwortete der Herzog von Grammont, Minister des 
Auswärtigen; er bat, die Diskussion über die Sache noch zu ver- 
tagen, da die Begierung in derselben auch noch nicht ganz klar 
sehe; er redete dann davon, dass Frankreich für Spanien die grösste 
Sympathie und nicht die Absicht habe, sich in dessen innere Ange- 
legenheiten ebzumischen; endlich fuhr er fort: „aber wir glauben 
nicht, dass die Achtung vor den Bechten eines Nachbarvolkes uns 
verpflichte, zu dulden, dass eine fremde Macht (Freussen), indem sie 
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einen ihrer Prinzen auf den Thron Karls Y. setzt, zu nnserm Sehaden 
das bestehende Grleichgewicht der Kräfte in Europa störe und die 
Interessen und die Ehre Frankreichs in Grefahr bringe. Dieser Fall, 
wir hegen die feste HofiFhung, wird nicht eintreten. Wir rechnen in 
dieser Beziehung auf die Weisheit des deutschen und auf die Freund- 
schaft des spanischen Volks. Sollte es anders kommen, dann, meine 
Herren, würden wir wissen, stark durch Ihre Unterstützung und die 
der Nation, unsere Pflicht ohne Schwanken und ohne Schwäche zu 
thun." 

Die firanzösische Regierung fragte bei den übrigen Mächten an, 
wie dieselben über das Eecht jener Begierung, sich in die Kandida- 
tur des Prinzen Leopold einzumischen, dächten. Die Mächte antwor- 
teten, dass sie die Erhaltung des Friedens wünschten; die preussisehe 
Begierung bemerkte, dass sie officiel von der spanischen Thronange- 
legenheit nichts wisse und dass sie diese nichts angehe. 

Der französische Botschafter am preussischen Hofe, Graf Bene- 
detti, ward nun angewiesen, sich mit dem König Wilhelm, der da- 
mals eine Badekur in Ems machte, persönlich ins Yemehmen zu 
setzen. Benedetti hatte mehrere Unterredungen mit dem König Wil- 
helm, der ihm sagte, dass er von der Kandidatur des Prinzen Leopold 
nur als Haupt des Hauses Hohenzollem, nicht als König von Preussen 
etwas wisse und dass er diesem Prinzen die Annahme der spanischen 
Krone weder befehlen, noch verbieten könne. 

Der Prinz Leopold unterdessen, um nicht Anlass zu Mnem Streite 
zu geben , verzichtete förmlich auf die Kandidatur ; dies ward am 
12. Juli officiell vom spanischen Gesandten zu Paris der französi- 
schen Begierung, am 13. Juli privatim vom König Wilhelm dem 
Grafen Benedetti mitgetheilt. Der König hielt damit die Sache für 
abgemacht und so ziemlich alle Welt in Europa war derselben Mei- 
nung. Aber die französische Kamarilla hatte sich und die Massen in 
den populären Krieg hineingesohrieen, und die Begierung musste jetzt 
durch Benedetti den König von Preussen noch auffordern lassen, eu 
verspreohen, dass er diese Kandidatur, wenn sie künftig wieder vor- 
gezogen werden sollte, nie zulassen werde. Nach allem Vorhergegan- 
genen durfte der König von Preussen auf diese bei den Haareu hwN 
bei^zogene Sonunation nicht eintr^en und lebiite sie #b, 
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Am 14. ward darauf an Faris der Krieg beachlosBen, die Be- 
serven einbemfen. England maobte nooh einen schwäohlidien Yersnoh 
a;n vermitteln, griff aber die Sache beim verkehrten Ende an, — so 
daaa sie auf keinen Fall ein Resultat haben konnte. Am 19. Juli 
überreichte dann der stellvertretende französische Geschäftsträger in 
Berlin die hirnlose und verlogene Kriegserklärung. 

Da nach früherem, nun erst durch Bismarck A&c Oeffentlichkeit 
übergebenem &edankenaustauoh zwischen ihm und Benedetti die Neu- 
tralität Belgiens bei dem ausbrechenden Kriege sehr bedroht erschien, 
brachte England am 9. August, nachdem der Krieg bereits entzündet 
war, noch einen Vertrag zu Stande, durch welchen Frankreich und 
Deutschland sich ausdrücklich verpflichteten, die Neutralität Belgiens 
za respektiren. 



Sechster Abschnitt. 



Die Kriegsmittel, eigne und firemde; die 

Allianzen. 

Zum Kriegführen gehören Mittel. Diese sind theils vom Boden 
unabhängig, beweglich, theils fest an einen bestimmten Boden gebun- 
den, unbeweglich. 

Zu den beweglichen Mitteln sind zu rechnen, die Heere und 
Flotten; die Bodenprodukte, welche zur Ernährung, Bekleidung, flüch- 
tigen Unterkunft verwendet werden und das Geld; — zu den un- 
beweglichen Alles, was man unter der militärischen Bezeichnung 
Terraiii begreift, möge dies nun im Naturzustande oder künstlich 
verändert sein, dann speciell die Befestigungen und die Eommunika- 
tionen, mter welchen letztem in der heutigen Zeit die Eisenbahnen 
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and die elektrisohen Telegraphen eine Hauptrolle spielen, die Krieg»- 
häfen und die Harinestationen aller Art. 

Die einzelnen Theile der Landbeere nnd Flotten sind nieht 
alle gleioli beweglich, gleich vom Boden, auf dem sie Tmobsen, 
abtrennbar; in den Landheeren nnterscheidet man die Linien- oder 
mobilen Armeen, die Landwehren, Territorialtruppen, Landstürme; in 
den Flotten die aktiven oder Operationsflotten, EtLstenflotten , Trans- 
portflotten mit mehr oder minder weit gehender Bestimmung. 

Jeder Staat schafft sich oder sollte sich schaffen seine eigenen 
Kriegsmittel nach seinen speciellen Bedürfnissen ; diesen gemäss grup- 
pirt er die einzelnen Theile dieser Mittel Da sich aber, wie in allem 
Leben, so auch in dem Leben der Staaten, nie bestimmte Grenzen 
ziehen lassen, so kann es vorkommen, dass eine gegebene erwachsene 
Gruppimng der Eriegsmittel besondere kriegspolitische Bedürfointe 
eines Staates erzeugt; dass, während die Kriegspolitik die Basis ab* 
geben sollte für die Gruppirung der Mittel, eben diese Gruppirung, 
wie sie einmal gewachsen ist, zur Basis wird für die Kriegspolitik 
eines Staates. 

Ein Staat, welcher Kolonieen besitzt, welche von 
ihm durch Meere getrennt sind, kann nicht ohne Handelsflotte 
leben, und zum Schutz dieser Handelsflotte braucht er wieder «ne 
Kriegsflotte. Er kann schwerlich das System der allgemeinein 
Wehrpflicht mit beschränkter Dienstzeit bei der Fahne durchführen; 
er wird zu dem Werbsystem aushülfsweise seine Zuflucht nehmen 
müssen, wie sehr er dies immer zu beschränken bestrebt sei. Seine 
Kolonialtruppen müssen sich oft erst an die Klimate gewöhnen, in 
welche sie versetzt werden; wenn sie einmal daran gewöhnt sind, 
ist es unökonomisch und sogar für den einzelnen Soldaten schädlich, 
eine zu schnelle Ablösung herbeizuführen. Alle Bürger eines groseen 
Landes kann man wohl zur Yertheidigung desselben auf eine lango 
Beihe ihrer Lebensjahre verpflichten und diese Verpflichtung kann 
von allen Bürgern mit Leichtigkeit übernommen werden, da dieee 
Yertheidigung — selbst in offensiver Form über die Landgraizea 
hinaus geführt, — eine jedem Einzelnen klare Bedingung des Staats- 
bestandes ist. Anders verhält es sich mit der Verwendung der Trup- 
pen in Kolonieen^ deren Erhaltung allerdbgs von der höchsten B^ 
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devtang für das Staatsganze sein kann, während doch für den ein- 
lelnen Bürger des Matterlandes das ersichtliche Interesse daran ver- 
sohwindend klein wird, so dass es noch eines Sonderinteresses bedarf, 
um ihn für die Yertheidignng , beziehongsweise Ansbreitnng dieser 
Kolonieen zn gewinnen. Dieses Sonderinteresse kann nar durch per- 
sönliche Yortheile angeregt werden nnd führt daher zur Auf- 
nahme der Werbung in das Armeesystem. 

Ein Land, welches gar nicht ans Heer grenzt, kann 
keine Handelsflotte haben, die es vemtinftiger Weise sein nennen 
dürfte. Es kann Schiffe bauen, aber nicht in seinen Häfen, es kann 
Schiffe bemannen, aber nicht mit seinen eigenen Leuten; es kann 
einen eigenen Seehandel nicht schützen, weil es keine Kriegs- 
flotte zu halten vermag. Sollte derselben ewige Neutralität garantirt 
werden, so würde die Grarantie immer nur von einzelnen europäischen 
Mächten angenommen werden, von aussereuropäischen schwerlich, und 
es ist leicht zu begreifen, dass selbst die grossen europäischen 
Seemächte sich nur schwer und unter beschränkenden Bedingungen 
dazu verstehen würden, eine solche „emg neutrale^ Flagge anzu- 
erkennen. Diese Dinge zu erwähnen, war nicht absolut überflüssig, 
weil z. B. der Gedanke einer schweizerischen Marineflagge wirk- 
lich einmal angeregt worden ist. Die Antwort darauf war der „Amiral 
Suisse" in der „Grande-Duchesse de Gerolstein". 

Ein grosses civilisirtes Land unserer Tage mit 
Land- und Seegrenzen wird mit Becht darauf hinarbeiten , sich eine 
starke und so komplet als möglich organisirte mobile Armee zu ver- 
schaffen, mit welcher es angreifen, invadiren kann. Die Inva- 
sion ist stets vortheilhaft für denjenigen, welcher sie durchzuführen 
vermag. Sie entzieht den eigenen Boden und den grössten Th«l des 
eigenen Volkes dem mannigfaltigen Eriegsschaden , dem ein Kriegs- 
schauplatz nie entgehen kann und von welchem wir in den nächsten 
Abschnitten des Weitem zu handeln haben. Sie hebt und stärkt den 
QtÜBt der eigenen Kation, die sich an den Erfolgen ihrer invadiren- 
den Armee labt; sie bringt in der letztem Besitz nach und nach 
Stücke des fremden Bodens mit allen den IBtteln, welche an diesen 
festgebunden, ohne ihn nicht benutzbar sind. 

Adoptirt ein solches Land das System der allgemeinen 
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Wehrpflicht, so steht ihm eine grosse Menge von Menflohoi zur 
Yerfügung, aus der es sein mohiles Heer hilden kann, ans wdcher 
ihm fttr dieses eine Auslese gestattet ist, die auch dessen Qnalitü 
möglichst hoch erheht. 

Das Land sorgt für möglichste Entwicklang seiner Eommnni- 
kationen, der Eisenbahnen, Telegraphen, Transportflotten, um an allen 
seinen Grenzen in kürzester Frist grosse Massen von Streitkräftea 
entfallen zn können. 

Immerhin bleibt die Möglichkeit, dass die Heere dieses Landet 
zur Defensive gezwungen werden, sei es von vornherein, sei es 
durch den unglücklichen Verlauf eines begonn^ien AngrifPskriegea. 
Für diesen Fall hat es sich ein rationelles Befestigungssystem ge- 
schaffen, an den Meergrenzen verstärkt durch Eüstenflottillen. Es hat 
sich aus den altem Jahrgängen seiner militäriisoh ausgebildeten Mann- 
schaft, welche für den Invasionskrieg nicht mehr tauglich enehei- 
neu, den starken Kern einer Besatzungsarmee geschaffen, welchem 
augenblicklieh alle die junge Mannschaft, welche schon ursprfinglioli 
nicht besonders geeignet erschien für den Dienst der mobilen Heere, 
angeschlossen werden kann, ohne dass dabei Naohtheile und Unzu- 
kömmlichkeiten zu erwarten wären. 

Einem grossen Staat, dessen Land weder zu dünn, noch zu 
übermässig bevölkert ist, stehen auch stets grosse finanzielle 
Hülfsmittel zu Gebote, von denen es einen entsprechenden Theil 
auf die möglichst vollständige Bildung seiner Streitkräfte verwenden 
darf. Man sieht, wie viel jetzt Frankreich trotz des unglüoklieheii 
Krieges von 1870/71 und der Opfer, welche derselbe kostete, für 
diesen Punkt übrig hat. Wir halten uns hier an einfache That- 
sacheuy ohne zu untersuchen, ob die finanziellen Hülfsmittel groseer 
und reicher Staaten nicht besser anders auf die Ausgaben zu ver- 
theilen wären, zum grossen Yortheile des Yolkswohlstandea und 
ohne dass dieses der wesentlichen Kriegskraft Eintrag thäte. 

Ein kleines Volk, welches ein sehr ausgedehntes, noch 
wenig angebautes Gebiet bewohnt, darf eben desehalb den In- 
vasionskrieg in die Länder seiner Gegner wagen. Es hat eigentlich 
nichts zu verlieren, viel zu gewinnen ; es kann ohne grossen Schaden 
verhältpissinässig ein starkes Heer bilden. Dribgt der Angriff nicht 
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dueli, to sieben sieh die Invasoren dwrcli ibre Steppen und Wüsten 
snrttck, füBren den Krieg wie die Skythen gegen Daxins im Jahr 
514 Yor unserer Zeitrechnung, und es ist yoranszasehen, daas dem 
ciTilisirten Sieger, hat er nicht ganz besondere Interessen im Auge, 
wie etwa jetzt die Eussen bei ihrem Vordringen in Centralasien, die 
Wüsten nnd Steppen derartige Bindemisse bereiten werden, dass er 
sich leicht zu einem üebereinkommen versteht, welches dem Be- 
siegten nicht allzngrosse Lasten auferlegt 

Ganz anders aber yerhält es sich mit einem kleinen civili- 
sirten, verbältnissmässig dicht bevölkerten Lande, 
welches von grossen Mächten umgeben ist, die möglicher Weise ein- 
mal seine Unabhängigkeit bedrohen könnten. Dieses kleine Land 
muss sich im Princip und vernünftiger Weise auf die Yertheidigung 
einrichten. Ausnahmen sind allerdings möglich; wenn es durchaus 
glücklich, immer kräftig zusammengeschlossen, von keinem Fartei- 
hader durchwühlt wäre, wenn dagegen in den Ländern seiner Nach- 
barn Spaltungen herrsehten, Massen vorhanden wären, welche der 
Befireiung von unerträglichem Drucke harren, deren Parteinahme man 
ausbeuten könnte, dann würde es auch dem kleinen Lande gestattet, 
ja indidTt sein, die Offensive im Fall einer eintretenden Differenz zu 
ergreifen. 

Aber die Ausnahme bestätigt die Regel, und die Begel ist, dass 
dieses kleine Land, welches wir jetzt vor Augen haben, eine fried- 
liche Politik beobachte, nicht über seine Kräfte hinaus spekulire und 
in unnöthige Verwicklungen oder in Geschäfte sich einlasse, welche der- 
gleichen bringen könnten, dass es sich darauf einrichte, sich kräftig 
zu vertheidigen, wenn es trotz seiner Friedenspolitik ungerecht an- 
gegriffen würde. 

In einem solchen Lande sollte jeder Mann im Kothfalle Soldat 
werden und es müsste darauf gerechnet werden können, wie in den 
Völkern des Alterthums, dass jeder vierte oder fünfte Einwohner — 
Greise, Männer, Jünglinge, Weiber und kleine Kinder inbegriffen — 
die Waffen ergr^en und mitkämpfen könne, wenn es die Nodi er- 
fordert und um die Unabhängigkeit gestritten werden muss. Ein 
grosser Staat kann eine Auslese unter seiner jungen Mannschaft hal- 
ten nnd nur dM i^us ihr nehmen, was qualitativ das b^t» ist Sin 
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kleiner Staat, der Tielleicht nur den zehnten oder zwanzigsten ThxSL 
soviel Einwohner hat, als jener grosse, kann seine Anslese nicht naeh 
denselben Prinoipien wie dieser halten. Er mnss vielmehr sagen: 
„Alles was nicht absolut nntfichtig ist, gilt als relativ tüchtig; 
die Mannschaft, welche in ein mobiles Heer nicht passen würde, 
kann wenigstens in Lokaltrappen verwendet werden. Die Mannschaft, 
welche selbst in Lokaltmppen nicht verwendbar wäre, könnte immer 
noch für die Administrationsarbeiten aller Art branchbar sein, und 
wir dürfen sie nicht in bestimmte Formen hineinpressen wollen, die 
wir grossen Staaten etwa abgesehen hätten, wir dürfen diese nicht 
mit Schalmeistermiene nachä£Pen; wir müssen eben solche Formen für 
die Bildnng anserer Streitkräfte anf suchen, dass wir in diesem jedem 
Manne und wo möglich auch noch jedem Weib einen nützlichen Fiats 
bestimmen können." 

Dieses kleine Land mnss das Recht jedes Bürgers anf den 
Waffendienst anf seine Fahne schreiben; es moss denselben zn einer 
Ehre machen; es darf daher den Bürger, welchen es selbst vona 
Waffendienst anssohliesst, nicht mit einer Ersatzstener belegen, eine 
Bache, die nnter Umständen, angeschickt bestellt and gehandhabt, 
die ganze Wehrkraft des Landes lähmen, in ihrer Wurzel angreifen 
kann. 

Das kleine Land hat nicht über die gleichen Finanzkräfte zu 
gebieten, wie das viel grössere; dennoch soll es suchen, für den 
Krieg möglichst viele Soldaten zu haben, der Proportion zur Be- 
völkerung nach viel mehr als das grössere Land. Folglich kann es 
auf die Aus'bildung und sonstige Aufstellnng jedes einzelnen seiner 
Soldaten viel weniger finanzielle Mittel verwenden als das grössere 
Land. Desshalb soll doch wieder nicht versäumt werden, die Quali- 
tät des einzelnen Soldaten auf die höchstmögliche Stufe zu heben. 

Es müssen daher alle Wege hervorgesucht werden, nm die Auf- 
stellung des einzelnen Soldaten so billig als möglich zu machen. 

Die billige Aufstellung kann aber wesentlich nur in der bil- 
ligen Ausbildung gesucht werden; denn an der Ausrüstung und 
Bewafbung darf nichts fehlen. 

Die Billigkeit der Ausbildung ist lediglich dadurch zu erreichen, 
dass die grossen und grossem Truppenconceotrationen zu ihrem B^ 
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hilf aaf das absolut Nothwendige besohräiikt, dass der Soldat im 
kleineren und kleinsten Kreise bereits anf die höcbstmögliche Stnfe 
seiner Ausbildung gebracht werde. Daher die Yerbindong der mili- 
tärischen mit der Jugenderziehung im Allgemeinen ohne jeden Aus- 
schluss; ein Principi welches als du in dieser Besiehung fruchtbares 
allmSlig auch in grossen Staaten anerkannt wird, so dass man da- 
rüber nachgerade nicht mehr viele Worte zu verlieren braucht. Mit 
der Ausführung sieht es allerdings selbst in denjenigen Ländern, 
welche am meisten Ursache hätten, dieselbe zu pflegen, traurig genag 
aus. Die militärische Jagenderziehung verbreitet den militärischen 
Gebt durch die ganze Nation aufs bequemste, schafft hunderttausende 
von Hittelpunkten seiner lebendigen Verbreitung an der Stelle von 
wenigen. Die Verbreitung dient aber in diesem Falle zugleich 
der Vertiefung; Wirkung und Bückwirkong heben sich, anstatt 
sich aufzuheben. 

Die Theilong der militärischen Arbeit wird unerlässlioh; in 
kleinem Kreise tüchtig zu sein, das kann ein Mann mit irgend einer 
natürlichen Anlage und einer apeciellen, auch auf anderem Gebiet 
erworbenen Geschicklichkeit, leichter erlernen, — als für Alles tüchtig 
zu sein, von dem er vorher nichts wusste, für das er ausgebildet 
werden soll, ohne dass man sich vorher um sein vergangenes Leben 
und Thun bekümmert hatte. 

Aus der hervorragenden Kothwendigkeit für kleine Staaten, die 
Arbeitstheiiung in das Programm ihrer Heeresbildung, ihrer Vorbe- 
reitung für den Krieg aufzunehmen, folgt nun auch mit Nothwendig- 
keit, dass sie ohne Befestigungen nicht bestehen können; — 
wir erinnern ausdrücklich daran, dass wir hier von kleinen civili- 
sirten Staaten reden mit einem verhältnissmässig geringen Flächen- 
raum des Gebietes. 

Da diese kleinen Staaten ihre Bevölkerung für den Krieg bis 
auf das äusserste ausnutzen müssen, so versteht es sich von selbst, 
dass sie nicht lediglich auf die Aufstellung mobiler Armeen rechnen 
dürfen; von der Mannschaft, die sie verwenden müssen, wenn es 
zum Krieg kommt, wiid Vieles nur für den lokalen Waffendienst 
brauchbar sein. Dieser kann nun allerdings in halbbeweglichen Land- 
stürmen im Gebirg, in Sumpfgegenden geleistet werden. Aber hier 
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niemals so ausgiebig, dass dabei alle verbrauchsfähige Hannschaft 
auch verbraucht werden könnte. Ausserdem gilt im Gebirg nur der 
eigentliche Mann der Berge. In allen OebirgslSndem gibt es TluÜei', 
welche die Berge trennen; in diesen Thälem wird in civilisirten 
Staaten die Industrie gepflegt, welche keine Gebirgskbnpfer Uefert, 
selbst dort nicht, wo grosser Werth darauf gelegt wäre, durch die 
militärische Erziehung der Jugend deren Gesundheit zu pflegen, deren 
Kraft zu entwickeln, was ja jetzt leider in der ganzen Welt noch 
fehlt, — Redensarten über die Sache werden genug gemacht; aber 
sie verweht der Wind wie dürre Blätter. 

Ist ein Land nicht ganz wunderbar klein, so ist es auch nie- 
mals ein reines Gebirgsland, an die Hochgebirge schliessen sich 
Yorberge, an diese ein Hügelland ; zwischen diesen Erhebungen dehnen 
sich Ebenen aus und in diesen Ebenen drängen sich die meisten 
Menschen zusammen. Alle diese soll unser Staat ausnutzen. Aber 
auch hier eignen sich nicht alle für die mobile Armee, die meisten 
ebensowenig für den Lokalkampf in besonderen TerrainformationeD« 
Wohl aber würden sie in künstlichen Befestigungen sn 
brauchen sein und nur hier. Dieser eine Grund würde zur Her- 
stellung des Beweises genügen, dass ohne künstliche Befestigungen, 
namentlich in unserer Zeit, ein kleines oivilisirtes Land nicht existiren 
kann. Sein militärischer Kampf kann ohne künstliche Befestigungen 
keine Dauer gewinnen; — dieses gestattet der geringe Fliehen- 
raom nicht, den wir hier immer voraussetzen müssen. Dieses Land 
würde also ohne Befestigungen von einem Übermächtigen Qtgner 
niedergeworfen werden, ehe es nur die Möglichkeit gehabt hätte, den 
etwaigen Verbündeten, auf welche es rechnet, zu zeigen, dass es sich 
ernstlich vertheidigen wolle, dass es in dieser Beziehung einiges leisten 
könne, ohne ihnen die Zeit zu verschaffen, ihm wirksam beizuspringen. 
Es ist ein sehr trauriger Irrthum, dessen „wissensohaftlioke*' 
Yerbreitang einem Paragraphen des Strafrechts unterworfen werden 
sollte, dass heute noch permanente Befestigungen in ihrem Werthe 
durch sogenannte provisorische, ja durch dürftige bie oder da nach 
Geschmack, Belieben und Unverstand aufgeworfene Erdhaufen ersetzt 
werden könnten. Es ist wahr, dass dies sieh noch vor etwa 20 Jah- 
ren beinahe so verhielt. Seitdem aber ist Europa dergestalt politisch, 
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militSrweh und technisch refonnirt worden, dass anch der entschie- 
denste militärische Konservative, der nnr seine Augen offen hehalten 
hat| einen solchen Syllabnssatz ohne Weiteres verdammen muss. Kur 
die vollständige Unwissenheit oder der ausgesprochenste höse Wille 
können heut noch einen solchen Satz vertheidigen. Flüchtige Yer- 
schanzongen sind gut auf dem Schlachtfeld eines Tages; aber das 
längere Festhalten eines strategischen Punktes können sie nicht sichern. 
Dazu gehören hente Bauten, deren Aufführung einen grossen Auf- 
wand von Mitteln, Arbeitern und Zeit erfordert. Darauf, dass man 
diese Zeit noch haben werde, wenn der Krieg bereits vor der Thüre 
steht, darf heute bei der gewöhnlich sehr schnellen Entwicklung der 
Dinge, bei der rapiden Konzentrirung der Heere mittelst der Eisen- 
bahnen, nicht mehr gerechnet werden. Am wenigsten darf ein kleines 
Land darauf rechnen, welches so zu sagen nur Grenze ist, dessen 
innere, centrale Befestigungen daher auch stets zugleich als Gxenz- 
plltze anzusehen sind. 

Zunächst kann ein Staat immer nur auf seine eigenen Kriegs- 
mittel vertrauen. An deren Entwicklung allein kann er auch im 
Frieden mit Sicherheit, je nach seinen Bedürfnissen und je nach seiner 
Kraft beständig arbeiten. Immerhin aber haben die eigenen Mittel 
eine gewisse Grenze, die man allerdings nicht mathematisch bestim- 
men kann, die sich aber in der Praxis von selbst ergibt üeber diese 
Grenze hinaus sind die eigenen Mittel eines Staates nicht zu ver- 
mehren« 

Nun darf aber der Satz ohne weiteres aufgestellt werden, dass 
räi Staat zum Krieg nie zu viel Mittel haben könne. Wenn ein 
gewisses Quantum von Mitteln dem Staate für seine im Allgemeinen 
verauezusehenden Ejriegsziele oder für einen bestimmten Krieg aus- 
reichend erscheint, so ist doch nicht zu verkennen, dass man im 
Kriege und in dwr Kriegspolitik sich immer auf dem Gebiete blosser 
Wahrscheinlichkeiten bewegt, dass also Kriegs^le und im einzelnen 
Kriege Verhältnisse eintreten mögen, welche man nicht vorausgesehen 
hat, vielleicht nicht voraussehen konnte» Die gute Politik veriangt, 
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dasB man sich auch darauf emriolite und EeBerven schaffe, die 
auch die iiBvorliergeseheneii , aber eintretenden Schwierigkeiten über- 
winden lassen. — Ausserdem, je grösser die Mittel sind, über welche 
ein Staat verfügt, desto schneller, desto erfolgreicher, desto glänzen- 
der kann er den Krieg beenden, was unbedingt vortheilhaft ist. 

Das Streben eines Staates, seine Eriegsmittel zur Durchführung 
eines bestimmten Krieges auf den höchsten denkbaren Gtrad 
zu steigern, ist ein absolut berechtigtes und vernünftiges. Da nun 
aber seine eigenen Mittel sich nicht über eine gewisse Grenze stei- 
gern lassen, so wird der Staat daran denken, sich die Yerfttgmig 
über fremde Mittel zur Vermehrung seiner eigenen zu beschaffen. 

'Während des Krieges selbst verschafft er sich diese Mittel im 
Falle eines ffir ihn glücklichen Angriffs- und Invasionskrieges von 
seinem Feinde durch Alles, was er diesem siegreich abnimmt. Abcsr 
es soll vor allen Dingen der glückliche Erfolg schon vor dem 
Kriege, vor dessen Beginn möglichst sicher gestellt werden; 
und insofern dieses von der Yermehrung der Streitmittel über die 
Grenzen der eigenen Kraft hinaus abhängt, kann es im Wesentlichen 
nur durch Allianzen — das Wort im weitesten Sinne genommen 
— erreicht werden. 

Die fremden, erborgten Kriegsmittel, die sich ein Staat durch 
Allianz mit einem andern von diesem zu verschaffen sucht, können 
entweder die Mittel aller Arten sein, über welche dieser zweite 
Staat verfügt, oder nur einzelne Arten derselben, alle Mittel 
des zweitm Staats oder nur T heile desselben. 

Beispielsweise hat ein Staat, der in den Kriegsfall geräth, mie 
tüchtige Landarmee, aber keine Flotte, während sein Gregner eine 
solche besitzt; der erstere sucht sich nun durch ein Bündniss den 
Beistand emer Flotte zu verschaffen. Oder ein Staat hat Krieger und 
Kriegsmittel im üeberfluss, aber Handel, Industrie, Kredit sind in 
seinem Lande noch wenig entwickelt und es ist daher schwierig, 
baares Geld flüssig zu machen, während ein geschickt gesuchter 
Verbündeter mit Leichtigkeit über dieses Hindemiss hinweghelfen 
kann, auch ein solcher, welcher in allen andern Beziehungen unfähig 
wäre, einen ernsten Krieg zu unternehmen. 

Bündnisse ffir den Kriegsfall sind entweder dauernde, auf 
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„ewige Zeiten" gesohlossen, oder „vor übergehende" für einen 
bestimmten Kriegsfall. Die dauernden Kriegsbündnisse führen direkt 
zur Bildang von Staatenbünden oder Bundesstaaten, von denen wir 
sehon einmal Grelegenheit hatten zu reden und auf welche wir bald 
wieder einmal zurückkommen mlissen. Diese dauernden Eriegsbünd- 
nisse müssen, wenn sie wirklich von Dauer sein sollen, nicht für 
OfEensivkriege geschlossen sein, sondern Bündnisse zu gegenseitigem 
Schutz, zur Vertheidigung gegen ungerechten Angriff: Defen- 
sivbündnisse. Mischt sich in sie auf irgend eine Weise das Ele- 
ment des vorausgesehenen und unter umständen von einzelnen Theilen 
beabsichtigten Eroberungskrieges ein, so verlieren sie die Bedingun- 
gen ihrer Dauer. Die Staatenbünde oder Bundesstaaten, die sich 
unter Offensivbedingungen zusammengethan haben , fallen mit Noth- 
wendigkeit auseinander. — Es ist aber nicht durchaus nothwendig, 
dass in einem solchen Staatenbunde die Offensive ausdrücklich vor- 
gesehen sei; es genügt, dass der Staatenbund aus Gliedern zusammen- 
^gesetzt sei, welche an Eiraft und an Interessen sehr ungleich sind, 
um mit der Zeit das Auseinanderfallen herbeizuführen; — wie wir 
dies in neuester Zeit an dem deutschen Bunde von 1815 erlebt 
haben. 

Ol. 

Dauernde Defensivbündnisse bedingen es stets, dass 
alle Mitglieder, welche in dieselben eintreten, ihre sämmtlichen 
Kriegsmittel für den Kriegsfall zusammenwerfen. 

In der Regel tritt dies aber auch für die vorübergehenden, 
nur für einen bestimmten Kriegsfall oder für einen bestimmten Krieg 
geschlossenen Bündnisse ein; nur ausnahmsweise verpflichtet sich 
bei diesen vorübergehenden Bündnissen der eine Verbündete lediglich, 
dem andern ein Kontingent der Art nach oder dem Quantum nach 
zu stellen. 

Wir wollen unsem folgenden Betrachtungen zu Grunde legen 
die vorübergehenden Btlndnisse für den Krieg und zwar zu- 
nf&ehst speciell diejenigen, bei welchen der eine Verbündete dem an- 
dern die Disposition über seine sämmtlichen Mittel überlässt| 

10 
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oder bei welchen die beiden Verbündeten sich gegenseitig die gemein- 
Bohaftliche Verwendung ihrer sämmtlicben Mittel garantiren. In der 
Praxis kommt allerdings die gleichmässige , gleich angestrengte Ver- 
wendung der sämmtlicben Eriegsmittel beider Verbündeten selten 
genug vor; aber wir wollen die Gründe dafür hier nicht weiter 
theoretisch ermitteln, weil sie sich mit genügender Dentliohkeit bei 
Gelegenheit unserer nächsten Betrachtangen ergeben werden. 

Um aber diese möglichst kurz zusammenzufassen, müssen wir 
erst einige Begriffe feststellen. 

Bei jedem Bündnissfall für vorübergehende Verhältnisse oder 
auf Zeit kann man unterscheiden zwei ursprüngliche Krieg b- 
parteien, von denen wir die eine und zwar diejenige, welche Bünd- 
nisse zur Verstärkung ihrer Eriegsmittel sucht, einfach als die 
Krieg spart ei bezeichnen wollen, die andere als den Gegner, 
die dritte Partei, diejenige, welche von der Kriegspartei zum Bünd- 
niss gesucht wird, soll dann der Bundesgenosse genannt werden. 

Es ist nun augenfällig, dass für die Kriegspartei das Btind- 
niss mit dem einen Bundesgenossen mehr, mit dem andern 
minder vortheilhaft sein kann ; die Kriegspartei wird das für sie vor- 
theilhafteste oder relativ vortheühaftere suchen und sie muss sich 
darüber klar sein, welche Vortheile und welche Nachtheile gewisse 
Bündnisse mit sich bringen können. 

Je mehr die Interessen der Kriegspartei und desBundes- 
genossen im gegebenen Fall mit einander übereinstimmra, identisch 
sind, desto vortheilhafter muss die Allianz für die erstere erscheintti; 
denn desto weniger läuft die Kriegspartei Gefahr, dass der Bundes- 
genosse sein besonderes Ziel auch besonders erreiche und nun mit 
dem Gegner einen Separatfrieden schliesse und die Krieg^partei sitsen 
lasse; — desto sicherer ist auch die ELriegspartei, dass der Bundes- 
genosse alle seine Kräfte daran setzen werde zur Erreichung des 
gleichen Zieles und dass nicht späterhin nach errungenem Erfolge 
Streitigkeiten zwischen der Kriegspartei und dem Bundeegenosaen 
über die Theilung der Beute entstehen. 

Als Napoleon III. England und Spanien 1861 veranlasst hatte, 
mit ihm gegen Mexiko vorzugehen, trennten sich die letzteren bald 
von ihm, weil sie bald die Differenz der Interessen erkannten. An- 
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geblioher Anläse zu dem beabsichtigten Kriege war gewesen, die 
Forderungen enropäiscber Bürger an Mexiko einzutreiben und Genng- 
thunng für ünbiU der mexikanischen Eegierung zu fordern. Aber 
schnell ergab sich, dass Napoleon viel weiter hinaus wollte, als 
bloss Forderungen zweifelhafter französischer Wucherer eintreiben, dass 
er auf einen Kampf gegen die vereinigten Staaten von Nordamerika 
hinzielte und in diesen unversehens Alliirte zu einem ursprünglich 
andern Zweck unter seiner Aegide hineinziehen wollte. Die Differenz 
der verfolgen Interessen war kaum erkannt, als auch schon das 
Bündniss dahinfiel. 

Im Jahre 1814 war es hauptsächlich Preussen, welches in 
erbitterter Feindschaft gegen Napoleon I. vorging; Eussland schloss 
sich ihm schon viel lauer an; Oesterreicb war gar nicht sehr ent- 
schieden für die Absetzung des Schwiegersohnes seines Essers ein- 
genommen; es fürchtete ausserdem beständig schon seit so langen 
Zeiten die Vergrösserung Preussens und die Zunahme seines Ein- 
flusses in Deutschland. Oesterreicb blieb daher ein zweideutiger 
Bundesgenosse und die Operationen seiner Heere, welche durch Zahl 
und Ausbildung bedeutend ins Gewicht fielen, hielten oft genug die 
Operationen der Preussen und Bussen auf. 

Im Jahre 1866 waren die süddeutschen Staaten mit Oesterreicb 
gegen Preussen verbündet und etwa mit Ausnahme Badens meinten 
sie es ernst mit ihrem Bündniss. Allein in Folge gerade der Klein- 
heit dieser Staaten hatte sich in ihnen ein sehr scharf aufgefasstes 
Sonderinteresse herausgebildet. Weil sie am Bundestag etwas gegol- 
ten hatten, glaubten sie auch im Kriege ernstliches Gewicht zu haben. 
Sie legten einen grossen Werth auf die Yertheidigung ihrer einzelnen 
Länder und durch ihre eigenen Truppen und dadurch ergab sich als 
nothwendige Folge von vornherein eine Zersplitterung und die Un- 
möglichkeit für das österreichisch-süddeutsche Bündniss, einen ratio- 
nellen Kriegsplan aufzustellen oder gar zu verfolgen. 

Es ist eine Forderung, welche die Vernunft stellt: der Vertrag 
über ein vorübergehendes Bündniss für einen Krieg sollte höchst 
präois gefasst sein; es müssten vor allen Dingen in demselben Klau- 
seln gegen Separatfriedensschlüsse aufgestellt werden; Je 
ungleicher möglicher Weise die Interessen der Verbündeten im Laufe 
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der Dinge werden könnteD, desto vorsichtiger müsste jeder der Yer- 
btindeteD handeln, desto mehr auf bestimmten Ausdruck in den ein- 
zelnen Abmacliiingen dringen. Bei OffensivbtLndniBsen , BtLndnissen zu 
Schatz und Trutz, könnte dieser Paukt eine besondere Wichtigkeit 
erlangen in Bezug auf die Theilung der Beute nach dem 
Siege. 

Die Präcision der Bündnissverträge , diese Forderung der Ver- 
nunft, ist in der Praxis fast nie erfdllbar. Theils fehlt es den Diplo- 
maten an Yoranssicht, an Einsicht in die möglichen kommenden 
Dinge; theils aber befassen sich auch die Diplomaten absichtlich 
damit, die einzelnen Punkte in Bündnissverträgen möglichst zu ver- 
dunkeln. Einerseits suchen sie sich damit für alle Fälle zu decken, 
im Voraus ihren Mangel an Einsicht in Kebel zu hüllen oder su 
entschuldigen; — andererseits aber haben sie bei der unbestimmten 
Abfassung der Bündnissverträge wirklich das Ziel im Auge, Vor- 
behalte für ihre Regierungen zu wahren und diesen, falls die militä- 
rischen Erfolge für sie sprechen, die Ausbeutung derselben im diplo- 
matischen Wege zu reserviren. 

Die Eriegspartei wählt vortheilhafter kleinere oder min- 
destens gleiche als mächtigere Bundesgenossen für ein Eriegs- 
bündniss. 

Ein sehr altes Sprichwort sagt : mit grossen Herren ist schlecht 
Eirsohen essen. Der mächtigere Bundesgenosse macht seinen über> 
wiegenden Einfluss während des Erieges auf ganz natürliche Weise 
geltend; er setzt den Eriegsplan fest, er bestimmt über den Friedens- 
Bchluss und regelt im Wesentlichen denselben nach seinen Interessen. 
Preussen, welches 1866 als Ejriegspartei nur sehr viel kleinere Bun- 
desgenossen hatte, befand sich durch dieses Verhaltniss in einer viel 
vortheilhafteren Lage als Oesterreich. Bei den sehr viel kleineren 
Bundesgenossen Preussens haben wir allerdings nur seine deutschen 
Bundesgenossen im Auge; nicht Italien. Allein es ist klar genug, 
dass Preussen auf Italien 1866 nicht besonders stark rechnete, son- 
dern schon zufrieden war, wenn dasselbe nur recht grandiose Ca- 
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priolen machte, welche in Oesterreich Bedenken erregen konnten. 
Dies genügte; wie das Experiment bewiesen bat. 

In früberen Zeiten verbündeten sieb, dem anfgestellten Prinoip 
gemäss, kleine Staaten mit kleinen Staaten, Städte mit 
Städten, Bauern- und Hirtenländer mit Bauern- und Hirtenländem, 
Städte mit Bauern- und Hirtenländem. Aus solchen vorübergehenden 
Bündnissen wurden dauernde Staatenbünde zu gegenseitigem Schutz, 
dauernde Defensivbündnisse. — In unsem modernen Zeiten 
ist den kleinen Staaten kaum noch die Möglichkeit gelassen, sich 
zur Abwehr gegen die grossen zu verbünden, in einer auch nur an- 
nähernden Weise. Die kleinen Staaten in Europa sind heute Portugal, 
Holland, Belgien, die Schweiz, Dänemark, Griechenland. Yielleicht 
dürften wir noch Eumänien, Serbien, Montenegro hinzufügen. 

Alle diese kleinen Staaten — Belgien und Holland ausgenommen, 
— sind von einander durch weite Bäume getrennt und selbst zu 
zweien oder dreien verbunden bei den heutigen wirthschaftlichen 
Verhältnissen, den Beschäftigungen ihrer Bewohner, einer Grossmacht 
nicht gewachsen, welche sie angreift. 

Es ist noch nicht so lange her, dass wir die Idee der Inter- 
national- oder Interpolationsstaaten wieder anregten, (Die Grenzen 
der Staaten, Zürich 1867) eine Idee, welche zum TLeil die euro- 
päischen Mächte bei der Eeconstituirung der französischen Ostgrenze 
durch die Wiener Verträge von 1815 beherrschte. Die rationelle 
Durchführung dieser Idee für ganz Europa ist durch die Ereignisse 
von 1870/71 mindestens auf Zeiten vertagt worden, über deren An- 
gelegenheiten sich den Kopf zu zerbrechen vorläufig ganz überflüssig 
erscheint. 

Die Sachlage für die Gegenwart und für die Zukunft, soweit 
wir diese zu überschauen uns anmassen dürfen, ist diese: dass es 
Kleinstaaten und Grossstaaten in Europa nebeneinander gibt, dass 
die Kleinstaaten von einander durch zwischeneingekeilte Grossstaaten 
geschieden sind. 

Ein Kleinstaat, der von einem Qrossstaate angefallen wird, 
kann seine Stütze nur in einem anderen Grossstaat finden oder in 
mehreren, die ihm im allgemeinen Interesse des „europäischen Gleich- 
gewichtes" beispringen wollen. Dieses BüQdniss, welches dem Klein- 
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Staat die Noth dictirt, ist fttr ihn ein anter allen umständen nn- 
günstiges. — Damit es nicht allzu ungünstig für ihn werde, muss 
er in dem Beginne des Kampfes beweisen, dass er noch eine mora- 
lische Berechtigung habe, selbständig zu bestehen, um so die 
öffentliche Meinung Europas, welche — was man auch sagen möge, 
eine wirkliche Macht ist, — für sich zu gewinnen. Muth und 
Opferwilligkeit der Bürger des Kleinstaates sind dazu das erste 
Erfordemiss; sie genügen aber heute nicht; über hunderttausend 
Männer, die sich tapfer hinschlachten lassen, den Gesetzen ihres Lan- 
des gehorchend, werden vielleicht einige humanistisch-humanitar-juri- 
stische Ejrokodillsthranen mehrere Wochen lang vergossen, — tropflän- 
weise, wie sich von selbst versteht, — aber nach diesen mehreren 
Wochen sind die hunderttausend hingeschlachteten tapfem Hanner 
ausser von ihren nächsten Angehörigen komplet vergessen. Ein 
Kleinstaat, der eine Berechtigung zu haben glaubt, trotz dem Um- 
schwung der Dinge im modernen Europa noch fortzubestehen und 
ein selbstständiges Leben zu führen, muss sich dazu verstehen, ein 
rationelles Yertheidignngssystem zu adoptiren und dessen 
Grundlage können nur zweckmässig angelegte, permanente Befesti- 
gungen abgeben. 

V. 

Gleichheit der Begierungsformen bei der Kriegspartei einer- 
seits, den Bundesgenossen andererseits erscheint als wünsohena- 
werth für den Abschluss eines Kriegsbündnisses. 

Die unterschiede in der Begierungsform, von der ab- 
soluten zur konstitutionellen Monarchie, — von der Monarchie über- 
haupt zur Bepublik, — schliessen der Regel nach zugleich Unter- 
schiede der Interessen ein, und jedenfalls eine Ungleichheit Inder 
Fähigheit, welche die Begierung hat, von sich aus über die Streit- 
mittel ihres Landes zu verfügen. Li den meisten monarchischen 
Staaten hat der Monarch das Recht, Ejrieg zu erklären und Frieden 
zu schlieseen. Das Recht, Krieg zu erklären, nützt ihm wenig, wenn 
er nun nicht zugleich das Recht hat, über alle Streitmittel des Lan- 
des und über das Geld zu verfügen, welches zu ihrer Aufstellung 
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notliweadig ist, and gerade in dieser Beziehung weisen auch die Yer- 
fassangen der monarchischen Staaten unter sich die grössten Unter- 
schiede auf. Der Cäsar auf dem Throne Frankreichs war in dieser 
Beziehung eigentlich gehundener als die konstitutionelle Königin von 
England. Nach dem w französischen Anneegesetz von 1868 war es 
ffir Napoleon IIL eigentlich unmöglich, einen ernsten Krieg mit 
ernsten Mitteln zu heginnen, ohne dass ganz Europa mindestens vier 
Wochen vorher von seiner Absicht unterrichtet war. 

Es ist nothwendig, beim Abschlüsse von Kriegsbündnissen auf 
diese Dinge Eücksicht zu nehmen, so wie bei allen öffentlichen Er- 
klärungen, welche einem Kriege, der in der Luft liegt, vorausgehen. 
Anders kann man traurige Täuschungen erleben. 

Die Parteien, welche nach dem grossen Kriege bis 1875 in 
Frankreich für die Wiederaufrichtung dieser oder jener Monarchie 
thätig waren, und die letztere in naher Aussicht hatten, suchten die 
Hassen des französischen Volkes für ihre Monarchie auch mit der 
AuÜBtellung des Satzes zu gewinnen, dass nur die Monarchie 
Frankreich gestatten werde, zu Allianzen zu gelangen, und seinen 
vollen Einfluss in Europa wieder zu erhalten. 

Vielleicht ist es für Frankreich besser, dass es vorerst keine 
Allianzen habe. Gelangt es wieder vollständig zu Kräften, wozu 
alle Aussicht vorhanden ist, so wird es auch als Republik nützliche 
Bündnisse schliessen können. Ohne dass man den Einfluss der Ee- 
gierongsformen auf die mehr oder minder grosse Leichtigkeit , Al- 
lianzen zu gewinnen läugne, muss man doch zugeben, dass sich in 
Europa die Unterschiede der Begierungsformen in neuster Zeit immer 
mehr ausgeglichen haben. Dieselben Namen bezeichnen höchst ver- 
schiedene Dinge, verschiedene Namen fast gleiche Dinge. So kann 
eine Bepublik als Bundesgenosse einer monarchischen Kriegspartei 
leicht genehmer sein als eine andere Monarchie; es kommt alles auf 
die Grundbestimmungen der Verfassung nach ihrem wirklichen Inhalt 
und sehr wenig auf die oder jene Benennung an. 

Uebrigens verhält es sich mit den politischen Allianzen wie mit 
den Freundschaften im Allgemeinen. Wer sie am wenigsten braucht, 
der findet sie auf allen Gassen, und wer ihrer am nothwendigsten 
bedürfte, muss mühsam darnach suchen. Auch bei den gewöhnlichen 



— 152 — 

Freundsohaft^n kommt dabei wenig an anf Namen, Stand, Ebrlicb- 
keit und dergleichen bürgerliche Dinge. 

VI. 

Sehr wesentlich müssen wir nun in Betracht ziehen, um über 
die mehr oder mindere Vortheilhaftigkeit eines Eriegsbündnisses zu 
nrtheilen, die geographische Situation der Eriegspartei 
zum Bundesgenossen und zum Gegner und des Bundesge- 
nossen zum Gegner. 

Wir Wollen uns die einzelnen möglichen Fälle ansehen. 

a) Die Eriegspartei hat den Bundesgenossen im Verhältniss zum 
Gegner vor sich, mit andern Worten das Land des Bundesgenoseen 
liegt zwischen den Ländern der Eriegspartei und des Gegners ond 
trennt dieselben. 

Denken wir uns für den italienischen Erieg von 1859 Frank- 
reich als Eriegspartei, Piemont als Bundesgenossen und Oesterreich 
als Gegner, so erhalten wir die Illustration dieser Lage. 

Dieselbe ist ausserordentlich günstig für die Eriegspartei. Ist 
keine Aussicht dafür vorhanden, dass die Verbündeten das Land des 
Gegners invadiren, müssen sie sich auf die Defensive beschränken, 
so wird immer zuerst das Land des Bundesgenossen der Eriegsechau- 
platz werden und gehen auf diesem Eriegsschauplatz die Dinge 
nicht, wie es gewünscht und vorausgesetzt ward, so kann die Eriegs- 
partei, ehe ihr eigenes Land in Mitleidenschaft gezogen wird, ent- 
weder mit dem Gegner einen Separatfrieden schlieesen, was aller- 
dings nicht sehr ritterlich ist, oder auch geradezu den Bundesge- 
nossen zum Nachgeben zwingen und in einen gemeinsamen Frieden 
mit hineinziehen; dieses namentlich dann, wenn der Bundesgenosse 
schwächer ist als die Eriegspartei. Und dies Yerhaltniss findet 
sich sehr häufig. Unter solchen Umständen und wenn die Verbün- 
deten wider den Gegner glücklich sind, tritt nun zugleich die Eriegs- 
partei als Retter des Bundesgenossen auf und spielt eine ritterliche 
BoUe. Diese spielte im Verhältnisse zu Piemont 1859 Napoleon Itl.; 
wie 1805 gleichfalls gegen Oesterreich Napoleon I. im Verhältniss 
zu Baiern. Im Jahre 1866 hätte sie Oesterreich gegen Prei^ssen im 
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Yerhältnifis zu Sachsen spielen können, wenn es in der Lage gewesen 
wäre, rechtzeitig die Offensive zu ergreifen. 

h) Die Kriegspartei hat den Bundesgenossen im Yerhältniss zum 
Gegner hinter sich. Diese Lage, das umgekehrte von der vorigen, 
ist für die Eriegspartei um so ungünstiger, je schwäeher ihre eigenen 
Kräfte im Yerhältniss zu denen des Oegners und des Bundesgenossen 
sind. Preussen als Kriegspartei befand sich Kapoleon dem I. als 
Gegner, Bussland als Bundesgenossen gegenüber 1806 in dieser Lage. 
Als Preussen im Kriege durchaus unglücklich gewesen war und Buss- 
land sich an der eigenen Grenze bedroht sah, ward es geneigt Frie- 
den zu schliessen und zog Preussen in den Frieden von Tilsit hinein. 
Preussen war gezwungen, diesen schmählichen Frieden anzunehmen. 
Lehnte es ihn ab, so musste es darauf gefasst sein, von Bussland 
durch einen Separatfrieden sich preisgegeben zu sehen und — viel- 
leicht nach einem noch kurzen Yerzweiflungskampfe — völligem 
Untergänge geweibt zu werden. 

c) Die Kriegspartei und der Bundesgenosse sind durch 
das Land des Gegners getrennt; wie 1866 Preussen und 
Italien durch Oesterreieh. Sind in solchem Falle Kriegspartei und 
Bundesgenosse nicht ganz sicher mit einander alliirt, so dass der eine 
sich auf den anderen unter allen Umständen verlassen kann, so ist 
es möglich, dass der Gegner sich zuerst mit aller Kraft auf einen 
der Yerbündeten werfe, Kriegspartei oder Bundesgenossen, diesen einen 
Yerbündeten niederschlage und nun seine ganze Kraft wiederum gegen 
den anderen Yerbündeten wende, kurz das System der Operationen 
auf der inneren Linie im grössten Massstabe anwende, wobei 
die militärische Action durch das Spiel diplomatischer Künste 
zweckmässig unterstützt werden mag. Es ist der preussischen Be- 
gierung 1866 in Italien, — namentlich Seitens der Hofpartei, die 
unter Napoleons IIL Leitung Yersteckens spielte, — sehr übel aus- 
gelegt worder, dass sie zuerst Italien heftig zur Offensive drängte, 
dann, nach dem Lamarmora'schen Narrenstreich von Custozza, wie- 
derum heftig zur neuen Aufnahme der Offensive gegen Oesterreieh. 
In der That, die preuspische Begierung hatte kein volles Yertrauen 
zu Italien, und das dunkle Lämpchen, mit welchem später Lamar- 
jnora peine eigene Pun^el)ieit zu erhellep seichte, hat wenigstens g^ 
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zeigt, dasB Bismarok nicht ünreoht hatte, dass sein Drängen gaas 
in der Ordnung war, wenn es auch vielleicht etwas feiner aogelagt 
werden konnte, als geschah. 

Wenn der Gegner, in guter politischer und militSiisoher Lage, 
in das Land eines der Yerbündeten (der Kriegspartei oder des Bun- 
desgenossen) einßUlt, so kann nun allerdings der andere Verbündete 
seinerseits in das Land des Gegners anfallen und dadurch zu Gunsten 
des ersteren eine Diversion machen. Soll aber für diesen ersteien 
daraus ein wirklicher Yortheil sich ergeben, so muss immer noch 
vorausgesetzt werden, dass jener andere Verbündete seine Diversion 
rechtzeitig unternehme und dass er sich nicht durch Erfolge be- 
einflussen lasse, welche etwa scheinbar oder wirklich der Gegner 
über den ersten Verbündeten erringt. 

d) Die Eriegspartei hat ihren Bundesgenossen gegenüber dem 
Gregner unmittelbar neben sich. Wenn man die süddeutsohen 
Staaten 1870 als selbstständig betrachtet, so trat dieser Fall für 
sie als Bundesgenossen im Verhältniss zum norddeutschen Bund als 
Eriegspartei und Frankreich als Gregner ein. 

Die Eriegspartei erhält durch eine derartige Bundesgenossen- 
Schaft stets eine Verlängerung ihrer Basis und alle mili- 
tärischen Vortheile, welche mit einer solchen verknüpft sind; je naoh 
den Grenzgestaltungen kann durch die verlängerte Basis zugleich ein 
umfassen, Flankiren des Gregners erreicht werden. Unter allen 
umständen kann sich der Bundesgenosse nicht wohl hinter der Eriege- 
partei verstecken, er ist von vorneherein gezwungen, in voller Soli- 
darität mit ihr aufzutreten. Für die Eriegspartei wird das Ver- 
hältniss um so günstiger, wenn der Bundesgenosse über geringere 
Eräfte gebietet als sie und also in eine mehr oder mindere Ab- 
hängigkeit von ihr geräth. Die Eriegspartei erhält nun eine freiere 
Verfügung über die Gesammtkräfte der Verbündeten; sie kao^ diese 
zweckmässig konoentriren, die militärische Zersplitterung vermeiden 
und eben dadurch die strategischen Vortheile einer längeren oder 
gar einer umfassenden Basis vollständig ausnützen. Dies trat für 
die deutschen Verbündeten 1870 ein; während, worauf früher bereits 
aufinerksam gemacht ward, 1866 aus verschiedenen Gründen Oester- 
reich die strategischen Vortheile nicht geltend zu machen vermochte, 
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welche ihm dm BUndnisB mit den Büddeotsohen und die Verlange- 
rang der Basiir, die es hiednrch gegctei Norddeutsohland erhielt, xu 
gewähren schien. 

Die volle Ansnatzong des strategischen Yortheiles der hier an- 
genommenen Lage ist den Yerbündeten immer nur gestattet, wenn 
sie die Offensive oder die strategische Initiative ergreifen. Ver- 
halten sie sich abwartend, defensiv; so ist es möglich, dass der 
Qegner, dem die Initiative tiberlassen bleibt, diese zuerst gegen den 
einen Verbündeten geltend mache, um dann später auch über den 
andern herzufallen. 

Also auch hier wird es wesentlich darauf ankommen, beim Ab« 
Bchluss des Bündnisses die innern Verbältnisse der ver- 
tragschliessenden Parteien wohl zu erwägen und in den 
Vertrag selbst die Bedingungen aufzunehmen, welche allein die wirk- 
lichen Vortheile der Verbiüdung garantiren. 

Im heutigen Europa würden als Bundesgenossen unmittel- 
bar neben einander Oesterreich und Deutschland gegen Euss- 
land, Deutschland und Bussland gegen Oesterreich auftreten können. 
Vor 1856 hätten Oesterreich und Bussland ebenso gemeinschaftlich 
gegen die Türkei (auf der Landgrenze) auftreten können. Dies Ver- 
hältniss ward 1856 durch den Pariser Frieden verändert, der den 
rumänischen Keil an der untern Donau einschob; und formell be- 
steht diese Aenderung noch, obgleich sie allerdings faktisch seit den 
Ereignissen von 1870 eigentlich wieder beseitigt ist. 

e) Die Eriegspartei hat ihren Verbündeten neben sich, aber 
nicht unmittelbar, sondern getrennt von ihr entweder 
durch neutrales Land oder durch das Meer. In dieser 
Lage befänden sich im heutigen Europa 

Frankreich als Eriegspartei mit Holland als Bundesgenossen, ge- 
trennt durch das neutrale Belgien, gegen Deutschland; 

Frankreich als Eriegspartei mit Dänemark als Bundesgenossen, 
getrennt durch das Meer, gegen Deutschland; 

Frankreich und Oesterreich als Eriegspartei und Bundesgenosse, 
getrennt durch die neutrale Schweiz, 

einerseits gegen Deutschland, 

(mderseits ^cj^en Italien; 
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Deatsohlaiid und Italien, als Eriegspartei und Bundesgeiiosfid, 
getrennt dnroli die neutrale Schweiz, gegen FrankreioL 

Betrachten wir, am die Dinge möglichst klar zu halten, zuerst 
die Trennung der beiden Verbündeten im kontinentalen Yer- 
hältniss, also durch neutrales Land. — Diese Trennung wird 
im Yerhältniss zum vorigen Fall für die beiden Verbündeten um so 
weniger ins Gkwicht fallen, je unbedeutender in der Ausddmung das 
trennende neutrale Gebiet ist, — um so mehr, je grösser die Aus- 
dehnung des letztem. Aber Bie fällt unter allen Umständen ins 
Gewicht. Während die Eriegskräfte zweier Verbündeten, welche 
unmittelbar an einander grenzen, sich ohne äusserliche Schwierigkeit 
koncentriren und koncentrirt kriegerisch auftreten können, fällt dies 
fort, sobald die geringste Trennung durch neutrales Gebiet dazwi- 
schen tritt 

Dies neutrale Gebiet ist ein Hindemiss und im Kriege gilt es, 
Hindemisse so schnell als möglich zu beseitigen. So ist 
es klar, dass die beiden Verbündeten das natürliche Bestreben haben 
müssen, das neutrale Grebiet, welches sie trennt, fortzuschaffen, bei- 
spielsweise indem sie es, wenn auch nur vorübergehend, besetzen; 
nur für die Dauer des Krieges, um während desselben ihre einfache 
Verbindung herzustellen. Anderseits muss der Gegner das Inte- 
resse haben, diese Verbindung zu hindern, und er wird da- 
her leicht auf den Gedanken gebracht, den verbündeten Feinden 
zuvorzukommen und selbst das sie trennende neutrale Grebiet zu 
okkupiren. 

Ein solches neutrales Land ist also stets beim feindlichen Zu- 
sammenstoss seiner Nachbam Gefahren ausgesetzt In diesem Falle 
befinden sich bei der heutigen Lage Europas besonders Belgien und 
die Schweiz. Man kann allerdings sagen, dass dieselben durch 
europäische Verträge geschützt seien, und man sagt dies. Allein die 
Verträge fallen vor den Interessen. Es kommt also darauf an, dass 
die neutralen Länder sich vorsehen. Sind sie stark, auch nur vor- 
hältnissmässig stark, so wird allerdings jede Kriegspartei sich be- 
sinnen, ehe sie ihre Neutralität verletzt Denn diese Verletzung 
könnte keine andere Folge haben, als ihren Feind zu verstärken. 
Das neutrale Land ist von selbst darauf angewiesen, sich derjenigen 
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Sjiegspartei anznsohliessen, velcbe ihre Nentralität geachtet hat, 
und derjenigen entgegenzutreten, welche ^ihre Kentralität verletzt oder 
zn verletzen droht. Ist das neutrale die Eriegsparteien trennende 
Land militärisch verhaltnissmässig stark, so darf es auch mit 
einiger Sicherheit auf den Beistand europftisoher Mächte rechnen, 
welche im gegebenen Eonfliktsfall vorläufig neutral geblieben sind. 
Es muss dann Anstalten getroffen haben, um diesen Beistand ab- 
warten und ihn basiren zu können. In diesem Gedanken hat sich 
die Eriegspolitik Belgiens koucentrirt, welche ihren Ausdruck in der 
Befestigung von Antwerpen findet: Antwerpen einen grossen Zu- 
fluchtsplatz und den Ausgangspunkt einer Offensive auf die Ver- 
bindungen desjenigen Nachbarn, welcher die belgische Neutralität 
verletzt, Sammelpunkt für die Hülfstruppen neutraler Mächte, welche 
ein Interesse an der Bewahrung der Selbständigkeit Belgiens haben 
müssen oder im gegebenen Fall finden können. — Die Schweiz 
mJELsste im gleichen Sinne aber in anderer Form und Weise Vor- 
kehrungen treffen. Welche? das wird auswärtigen GtoneralstÄben 
wohl kein Geheimniss sein. Das alte Wort: Del Providentia et con- 
fusione hominum conservatur Helvetia, kann noch immer wahr blei- 
ben, aber es ist absolut nothwendig, dass der Providentia Dei und 
der Gonfnsio hominum materiell unter die Arme gegriffen werde. 

Die neutralen Länder, wenn sie schwach sind, sind nicht bloss 
dadurch der Gefahr ausgesetzt, in einen Krieg hineingezogen und 
zum Kriegsschauplatz gemacht zu werden, nicht blos 
dadurch, dass zwei verbündete räumlich getrennte Kriegsparteien die 
Verbindung mit einander sichern wollen oder dass ihr Gegner die 
Herstellung dieser Verbindung hindern will; — es kann auch einer 
Kriegspartei einfallen, sich durch Okkupation eines schwachen, wider- 
standsunfähigen , neutralen Landes einfach eine verlängerte oder um- 
Cassende Basis wider den Gegner zu verschaffen. 

Für einen grossen Staat, der sowohl über eine starke Land- 
macht als über eine grosse Flotte gebietet, kann ein sehr kleiner, 
von ihm durch das Meer getrennter Staat als Bundesgenosse einem 
mächtigen Gegner gegenüber unter ümstänlen einen sehr bedeuten- 
den Werth erlangen. Es ist unzweifelhaft, dass 1870 Dänemark als 
Bundesgenosse der Krilgspartei Frankreich gegen Deutschland einen 
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«olohen Werth gehabt hätte, wären die bereiten Eriegi^ und Trans- 
portmittel Frankreichs in Wirklichkeit so bestellt gewesen, wie sie 
die aufgeregte Phantasie des Eriegsministers durch die Lonpe der 
Kamarilla erblickte. Dieses kleine Dänemark hätte iranzösisohen 
Armeetheilen dann einen sichern Landungsplatz, eine sichere Basis 
fttr den Beginn von Landoperationen gegen den Bücken, auf die Ver- 
bindungen der Heere Deutschlands geliefert, welche an dessen West- 
grenze vereinigt wurden, und es hätte diese französischen Heeres- 
theile durch . seine eigene kleine Armee verstärkt. Die Yortheik 
geographischer Lagen sind ewige; der Baum in allen seinen Be- 
ziehungen ist ein wesentliches Element der Kriegführung und der 
Kriegspolitik. Aber er ist nichts an sich, immer nur als Unterlage 
der Kraft etwas, die in ihm verwendet werden soll und kann. 
Eine sehr einfache Wahrheit, die aber nicht blos in der Praxis häufig 
vergessen und vernachlässigt wird, sondern auch duroh eine ge- 
fälschte sogenannte E[riegswi8sensehaft oft genug verdunkelt worden 
ist, bis in unsere so aufgeklärte Zeit hinein. 

Wenn einmal die orientalische Frege — in ihrem heutigen Sinne, 
— zur Entscheidung gebracht werden soll; d. h. ohne igelehrten 
Dunst gesprochen, wenn einmal eine genügende Anzahl europäischer 
Grossmächte zu dem festen Entschluss gekommen ist , der Herrschaft 
des Koran auf europäischem Boden und in den uralten Kulturstätten 
der Küsten Kleinasiens ein wohlverdientes Ende zu bereiten, so wird 
für diese Grossmächte das kleine Griechenland eine grosse Bedeutung 
erlangen, in demselben Verstände, wie nach dem Obigen Dänemark 
1870 sie für Frankreich hätte haben können. 

Bei dieser Grelegenheit möge beiläufig noch an die bescheidoie, 
für die Kriegspolitik doch so wichtige, Wahrheit erinnert werdoi, 
dass Flotten niemals zu Lande operiren, also auch Landheere nicht 
ersetzen können. 

WO. 

Auch nur vorübergehende Kriegsbündnisse für bestimmte Fälle 
können nicht von einer Stunde zur andern abgeschlossen werden; 
auch sie müssen vorbereitet werden. Und^diejenige Macht, welche 
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zuT gege1)6Ben Zeit eines bestimmten Bündnisses sicher sein will, 
mnss dieses lange vorher studirt nnd ihm von langer Hand her den 
Boden bereitet htiben. 

Vorbereitet wird ein Btlndniss durch freondechaftliohe Be- 
ziehungen, die zwei Mächte dauernd mit einander pflegen. Wenn diese 
freundschaftlichen Beziehungen an nnd fiir sich ohne die Aussicht 
auf einen bestimmten Kriegsfall ffir die eine der Parteien unterhalten 
werden, so bieten sie doch tausendfache Gelegenheit zur Eonversation 
über die Lage der europäischen Mächte und der üeb^rgang aus die- 
ser allgemeineren zu einer specielleren Unterhaltung über europäische 
Angelegenheiten, die für einen Theil den Kriegsfall herbeiführen 
könnten, ist dann ein verhältnissmässig leichter. 

Die lange Dauer freundschaftlicher Beziehungen zwischen zwei 
Staaten gestattet es diesen zugleich, ihre Interessen gleichzustellen 
oder auszugleichen, wozu beispielsweise zweckmässig entworfene 
Handelsverträge das Mittel bieten können. Meist ist ja überdies im 
modernen Europa der Widerstreit der Interessen zwischen zwei Staaten 
eine blosse Fiktion, hervorgerufen und illustrirt von litterarischen 
und finanziellen Juden, — und ein längerer ireundschaftlicher diplo- 
matischer Verkehr zwischen zwei Staaten führt leicht dazu, diese 
Fiktion zu vernichten; führt zur Verständigung, führt zur Einsicht, 
dasB man sich durch eine Fiktion könne entzweien lassen, dass es 
nur darauf ankomme, ein Truggebilde zu zerstören, der Wirklichkeit 
und Wahrheit zu ihrem Becht zu verhelfen,, um zur vollständigsten 
und begründetsten Einigkeit zu gelangen. 

Ein Staat, der eine wirkliche Politik verfolgt, der demgemäss 
auch über wirkliche Diplomaten, nicht bloss über Faroeurs, wie die 
Herren von Beust und von Arnim, gebietet, der gewisse Allianzen, 
auf die er für bestimmte Fälle rechnet, im Auge behalten will, muss 
sich auf dem Laufenden erhalten über alle Verhältnisse seiner mög- 
lichen Verbündeten für gewisse Kriegsfälle; er muss stets vertraut 
sein mit ihrer politischen und mit ihrer militärischen Lage. 

Napoleon IQ. liess sich von seiner Kamarilla ohne Bücksicht 
auf Frankreich 1870 in den E[rieg gegen Deutschland treiben. Die 
Kamarilla rechnete auf Allianzen, ohne dieselben vorbereitet und ohne 
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auch nur die Situation der supponirten Yerbündeten oberfl&cUich 
kennen gelernt zu haben. 

Oesterreicli war 1870 noch mitten in der Reorganisation seinefl 
Heeres; der grosse Qedanke des Intriganten und Zuchtkausdirektors 
Beust: der Ausgleich war auf dem Höhepunkt seiner schlechten 
Wirkungen angekommen; Oesterreich, wie gut sein Wille geweeen 
wäre, mit Frankreich gegen Preussen zu gehen, konnte vor Monaten 
kein nennenswerthes mobiles Heer aufstellen. Ueber Süddeutschland 
war die Täuschung in der französischen Kamarilla eine vollständige. 
Baiem war oft genug mit Frankreich gegen Deutschland marsohirt, 

— und das kann auch wieder einmal vorkommen, wie Alles, was 
schon einmal dagewesen ist (also eigentlich Alles). Aber gerade 
damals war die Woge des deutschen Zusammenhaltens auf ihrem 
Höhenpunkt angekommen und die Scham eines deutschem Stammes, 

— gegen andere Deutsche aufzutreten, — war so stark entwickelt, 
wie nie zuvor, wie es vielleicht kaum später wieder einmal der Fall 
iiein wird. — Italien, weiches sich nun nachgerade von allen mög- 
liehen Narren aller möglichen Parteien, Liberalen oder Konsorten, 
Reaktionären, Papalinem, Badikalen mit der Fata morgana des Bilancio 
hat herumhänseln lassen — und ein Ende davon ist noch nicht ab- 
zusehen, — Italien, welches mehr Offiziere als Soldaten hat, wie 
hätte es wohl von heut auf morgen für Frankreich eine Armee können 
marschiren lassen? und gegen den Yerbündeten von 1866? gegen 
diesen Yerbündeten von 1866, welcher ihm, 1870 siegreich, Born 
verbürgte? Dänemark, plötzlich aufgefordert, sollte es, ohne die ge 
ringste Aussicht auf wirksame Unterstützung sich todesmuthig in den 
Bachen des Löwen stürzen, um sich sicher nun ganz verschlingen 
zu lassen? 

Und doch, — dies waren 1870 die Rechnungen der imperiali- 
stischen Kamarilla Frankreichs auf Allianzen. Wir würden nioht 
wagen, an den Unsinn dieser Bechnungen zu erinnern, wenn es nioht 
hinreichend bekannt wäre, das» wir diesen Unsinn als solchen im 
Beginn jenes unglücklichen Krieges selbst bezeichnet haben, zu einer 
Zeit, da er andern Leuten, die ihn jetzt verdammen, keineswegs so 
klar war. 
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Es ist dnrcliaiiB nicht nothwendig, dass ein Staat als Kriegs- 
partei seinen Bundesgenossen immer in einem selbständigen 
und anabhängigen Staate suche. Die Eriegspartei kann ihre 
Bundesgenossen auch in nnznfriedenen Parteien im Staate des 
Gegners finden; diese Parteien können ihr die erheblichsten Dienste 
leisten und ihr den Sieg sichern, wenn sie mit einer glücklichen In- 
vasion in das Gebiet des Gegners den Anfang macht 

Heinrich IV. rechnete für die Ansführnng seines grossen Planes 
ZOT Seform Europas, welche mit den Unternehmungen gegen das 
deutsche Reich beginnen mnsste, beträchtlich auf die ünterstutaung 
der Beformirten in Deutschland. 

Die grosse französische Revolution am Ende des 18. Jahrhun- 
derts fand den Beistand der unzufriedenen, gedrückten Deutschen am 
Rhein, und ihren Armeen ward das Vordringen in den Rheingegenden 
durch diesen enthusiastischen Beistand erleichtert, bisweilen 
allein möglich gemacht. 

Im Jahre 1866 lebte die österreichische Regierung mit Ungarn 
noch auf gespanntem Fuss ; — und Preussen traf Anstalten zur Bil- 
dung einer ungarischen Legion, die, wenn die Eutscheidung nicht 
bald erfolgte, in Ungarn einfallen und dieses Land gegen seinen 
König revoltiren sollte; -^ eigentlich doch ein vom loyal-monarchi- 
sehm Standpunkt aus sohenssliches Beginnen. Aber — jedes Ding 
auf dieser Welt hat seine zwei Seiten, wie der deutsche Sänger 
Wilhelm Busch singt 

Die Franzosen glaubten 1871 und noch später i dass Bismarck 
seine Hand in dem Kommuneaufstand von Paris vom 18. März 1871 
und in dem Aufstand des Mokrani in Algerien gehabt habe. Dass 
die Franzosen in diesen Dingen recht hatten, ist nicht sehr wahr- 
scheinlich. Indessen, was den Kommuneaufstand betrifft, schienen die 
verschiedenen Demonstrationen, welche während der Belagerung von 
Paris gegen die Regierung der Nationalvertheidigung unternommen 
wurden und die Aeusserungen , die bei diesen Gelegenheiten fielen, 
dem allgemein verbreiteten Glauben einige Berechtigung zu ver- 
Imhen. 

U 
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Wenn ein Staat anf der einen Seite snehen mnss, darcli Bünd- 
nisse sich für den Krieg zu verstärken, so kann er anf der andern 
Seite suchen , den Feind zu schwächen , indem er diesem Bündnisse 
entzieht, — und dadurch ein ähnliches Resultat erzielen. Die 
Eriegspartei, welche einen Bundesgenossen für die aktive Theilnahme 
an ihrem Kriege gewinnt, stärkt sich dadurch positiv; die Kriegs- 
partei, welche dem Gegner einen aktiven Bundesgenossen, wenn auch 
nur provisorisch, entzieht, indem sie diesen irgendwie zur Neutralität 
bestimmt, schwächt den Gegner und verstärkt sich dadurch indirekt 
Auf diesem Felde sind von einer verständigen Diplomatie Lorbeem 
zu gewinnen; freilich ist unter heutigen Verhältnissen eine verstän- 
dige Diplomatie fast eine Unmöglichkeit. 

Dass während des Krimkrieges Preussen neutral blieb, war ein 
immenser Yortheil für Bussland. 

Hätten die Westmächte Bussland ernstlich angreifen wollen, 
so mussten sie einen polnischen Aufstand hervorrufen und diesen 
unterstützen. Sie hätten nun allerdings etwas dergleichen einiger- 
massen thun können durch Landungen von Truppen an der Küste 
von Samogitien. Doch ist es klar, dass dort nicht sehr viel zu be- 
wirken war und dass sich die Verhältnisse für die Westmächte ganz 
anders gestellt hätten, wenn Preussen ihren Truppen eine Basis 
gegen Bussland gewährte und mit der Kraft seiner eigenen Armee 
an ihrer Seite gegen Bussland auftrat. — Abgesehen davon, wäre 
den Westmächten die Truppenverstärkung, welche ihnen das preussi- 
sche Heer gewährt haben würde, höchst wünschenswerth gewesen. 
Nur zu bald fanden sie, wie unzureichend ihre eigenen Heereskräfte 
für die Führung des Krieges waren, welchen sie unternommen hatten. 

TL. 

Der Bundesgenosse kann nun ferner der Kriegspartei nur eine 
theilweise Hülfe leisten, z. B. ihr nur seinen Boden zu Durch- 
märschen zur Verfügung stellen, oder ihr Geld verschaffen, oder ihr 
Kontingente, Hülfstruppen und Hülfsfiotten stellen. In der Begel tritt 
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damit der Bandesgenosse ohne Weiteres aas der Keatralität heraiu; 
wenige Ansnalimen bestehen Ton dieser Eegel, und anter diese Aas- 
nahmen ist aaoh der Fall za rechnen, dass die theil weise Unter- 
stiitzang versteckt geschehen kann. 

Ein neatral bleibender Staat kann durch aUgemein anerkannte, 
bleibende Verträge yerpfiichtet sein, einer Eriegspartei Dorchmärsche 
zu gestatten. Als Preussen vor 1866 noch in zwei räumlich getrennte 
Hälften, eine östliche nnd eine westliche, zerfiel, besass es zor Yer^ 
bindung derselben yertragsmässig Etappenstrassen durch Eurhessen 
und Hannover. Wäre nun Preussen damals als europäische Gross- 
macht ohne den deutschen Bund mit Frankreich in einen Krieg ver- 
wickelt worden, so hätte es auch während desselben jene Etappen- 
strassen benutzen därfen, ohne dass damit Eurhessen und Hannover 
aus ihrer erklärten Neutralität heraustraten. 

Wir werden darauf noch wieder zurückkommen müssen, wenn 
wir von den Eechten and Pachten der Neutralen handeln. 



Geld zur Eriegführung verschafft sich heute ein Staat, abge- 
sehen von dem Staatsschatze, den er für die ersten Bedürfnisse in 
baar bereit halt, wesentlich durch Anleihen. Die mittelalterlichen 
Wege, wie, dass man den Juden nach einander die Zähne ausbrach 
oder sie auf eine heisse Eisenplatte stellte, die immer glühender ge- 
macht wurde, bis sie eine bestimmte ihnen auferlegte Summe gezeich- 
net hatten, sind in unserm gebildeten Zeitalter obsolet geworden. Ja 
manche andere noch in späteren Zeiten eingeschlagene sind ausser 
Gebrauch gekommen, weil sie der heutigen nationalökonomischen Lage 
und Einsicht nicht entsprechen oder selbst ihrem Zwecke zuwider- 
laufen. Dahin gehören die Hfinz Verschlechterungen, die Steuerzaschläge 
für die Eriegszeit, die ausserordentlichen Eriegskontributionen im 
eigenen Lande, die Zwangsanleihen. 

Das Grundmittel zur ausserordentlichen Geldbeschaffung für 
den Erieg ist demnach heute die freiwillige Anleihe, um aber 
eine solche schnell zusammenzubringen, wendet sich der Staat an 
grosse Bankinstitute oder Banquierskonsortien; er sucht sich diese 
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sra Bundesgenossen, sei es übrigens im eigenen, sei es im fremden 
Lande. Und ist der Kredit des geldsuolienden Staates niclit besonders 
bestellt, so wird heute das mittelalterliche Verhältniss etwa umge- 
kehrt. Statt dass sonst die hohe Obrigkeit, um Geld zu bekommen, 
den Juden die Zähne ausbrechen Hess, muss sie sich heute zu dem- 
selben Zweck von den Juden wenigstens moralisch die Zähne aus- 
brechen lassen. 

Der Staat, auf dessen Gebiet ein Bankinstitut sein Domieil hat, 
welches einer Eriegspartei eine Anleihe yerschafPt, kann bei den 
heutigen Wirthsohaftsverhältnissen , insofern das betreffende Bank- 
institut nicht von der Begierung abhängig ist, für dessen Thätigkeit 
nicht verantwortlich gemacht werden und tritt, sofern er neutral ist, 
durch die Duldung dieser Thätigkeit, die er sehwerUch yerhindem 
kann, nicht aus der Neutralität heraus. 

Ganz anders verhält es sich, wenn die Begierung eines Staates 
selbst einer Kriegspartei eine Anleihe verschafft oder ihr gar 
direkt Hülfsgelder zur Kriegführung, sogenannte Subsidien 
zahlt. Sie wird dadurch zum Bundesgenossen der unterstützten E^riegs- 
partei. Es ist immer noch möglich, dass sie ihre Unterstützung ver- 
heimliche, wie dies oft genug vorgekommen ist; sie ist dann ein ge- 
heimer, oder besser gesagt, nicht erkannter Bundesgenosse der 
Kriegspartei. 

Häufig hat aber dieser Bundesgenosse ein gleiches, vielleicht 
sogar ein höheres Interesse an der Führung des bestimmten Krieges 
als die eigentliche Kriegspartei und er tritt dann mit seinen 
Geldunterstützungen ganz offen auf. 

Dies ist der Fall Englands in den grossen Kriegen zu An- 
fang dieses Jahrhunderts gegen die französische Bepublik und das 
erste Kaiserreich. Eeich an Geld und arm an Soldaten trieb es duioh 
Zahlung von Subsidien immer von neuem die Kontinentalmächte 
zum Krieg gegen Frankreich. 

Im Allgemeinen befindet sich der Staat, welcher von einem 
Bundesgenossen zur 'Kriegführung Subsidiengelder empfängt, in einer 
misslichen Stellung. Der zahlende Bundesgenosse masst sich 
auf die Unternehmungen der empfangenden Kriegspartei einen Einflues 
an, welcher selten zum Guten ausschlägt; er drängt die Kiiegspartei 
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in unpassenden, wenigstens für diese nnpassenden Momenten znni Los- 
scUagen; er verlangt einzelne ihm nützliche Operationen, welche 
schlecht ziim allgemeinen Eriegsplan nnd zur Erzielung eines durch- 
schlagenden Erfolges passen, und während die Eriegspartei diese 
Einmischung in den Kauf nehmen muss, sind oft genug die Subsidien, 
welche sie erhält, dürftig genug und stehen in gar keinem Yerhält- 
niss zu den Opfern, welche sie ausserdem bringen muss. 

Als die Engländer an der grossen Eontinentalkoalition gegen 
Napoleon I. arbeiteten, welche mit dem Krieg von 1805 zum Aus- 
bruch kam, versprachen sie ihren meisten continentalen Verbündeten, 
Bussen , Oesterreichern und kleineren Staaten an Subsidien auf je 
100,000 M., welche diese ins Feld steUen würden, jährlich 31,250,000 
Francs, ausserdem als Beihülfe zur Mobilisirung den vierten Theil 
jener Summe, d. h. 7,812,500 Francs, daher zusammen auf das Jahr, 
wenn man annimmt, dass der Eriegszweok in einem Jahresfddzug 
erreicht ward, 39,062,500 Francs. 

Es kommen somit auf jeden Durohschnittsmann für jeden Kriegs- 
monat 33 Francs. 

Heute kommt der Durchschnittsmann in jedem Kriegs monat 
bei den Armeen, die am besten wirthschaften, und unter sehr gün- 
stigen Verhältnissen, d. h. ohne Bücksioht auf besonders kostspielige 
Transporte und schwierige Verpflegungsverhältnisse auf 200 Francs 
zu stehen. 

Wollte man voraussetzen, zu Anfang dieses Jahrhunderts sei 
der Durchschnittsmann im Kriegsmonat noch mit 100 Francs zu er- 
halten gewesen, so erhielten doch Englands kontinentale Verbündete 
1805 an Subsidien immerhin nur den dritten Theil dieser Summe 
und mussten die übrigen zwei Drittel selbst tragen. Trotz ihrer ge- 
ringen Leistung trieben die Engländer, als Napoleon mit einer Lan- 
dung in Orossbrittanien drohte, ihre kontinentalen Verbündeten über 
Gebühr vorwärts und man kann sagen, ins Verderben und lachten 
sich dann seelenruhig ins Fäustchen, als es ihnen glücklich gelungen 
war, Napoleons Angriff auf den Kontinent abzuleiten. 

Den Schweden zahlte England zur gleichen Zeit für 4000 M. 
Besatzung in Stralsund monatlich 180,000 Francs, d. h. 45 Francs 
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atif den Mann und folglieh etwas mehr als den andern Yerbündetm, 
aber doch immer wenig genug. 



unter Hülfstrnppen — Httlfsstreitkräften zn Land und zur 
See — kann man im eigentlichen Yerstande nnr solche Truppen vei> 
stehen, welche von einem Bundesgenossen einer Eriegspartei znr 
Yerfügting für einen besondern Krieg gestellt werden, ohne daes 
der Bundesgenosse zugleich dem Gegner der von ihm 
unterstützten Partei den Krieg erklärt 

Die Sohweizer-Begimenter in fremdem Dienst sind wenigstens 
in der neuem Zeit nicht als Hülfstrnppen zu betrachten. Allerdings 
unter der Autorität der Kantone gebildet und unter deren Schutz 
yerbleibend, traten sie doch nicht für einen bestimmten Krieg in den 
fremden Dienst über, sondern je nach ihrer Kapitulation für längere 
Zeiten, ganz abgesehen vom Krieg, oft unter sehr lästigen Bedingun- 
gen für den werbenden Staat, Bedingungen, welche häufig den Zweck 
schädigen mussten, zu welchem der Fremde seine Schweizer-Regi- 
menter geworben hatte, wie das die Franzosen noch während des 
siebenjährigen Krieges erfahren mussten. 

Als Hfilfstruppen dürfte man wohl ansehen diejenigen Begimen- 
ter, welche im vorigen Jahrhundert die deutschen Kleinfürcten an 
England zur Bekämpfung der jungen amerikanischen Bepublik ver- 
kauften. Dieser Handel wurde damals vom ganzen gebildeten Europa 
gebrandmarkt. Wir waren daher nicht wenig erstaunt, als wir erst 
ganz neuerdings in einer verbreiteten Militärzeitung Artikel fanden, 
welche jene deutschen Kleinfürsten retten sollten, wie etwa Adolf 
Stahr für nöthig hielt, Tiberius und Kleopatra zu retten, welche diese 
Art Bettung wahrscheinlich heftig ablehnen würden, wenn sie von ihr 
Kenntniss erhalten könnten. Das schimpfliche Verfahren der- deatschoi 
Kleinfürsten jener Zeit ist nicht blos von Schiller, Schubert, Bürger 
und so vielen andern gebrandmarkt worden; auch von einem Manne, 
der in diesen Dingen schwerlich als Richter verworfen werden kann, 
von Friedrich dem Grossen, der von den verkauften Soldaten der 
Kleinfürsten, die seine Lande passiren mussten, den auf die passi- 
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renden Schweioe gelegten Zoll erheben Hess, begreiflicher Weise nicht, 
nm den armen verkanften Soldaten, sondern om deren Landesvätern 
das verdiente Brandmal einzubrennen.* 

Ein Bondesgenosse kann einer E[rieg8partei keine Hülfstruppen 
stellen, ohne sich als wirklicher Bundesgenosse zu erklären, ohne 
also zugleich dem nun gemeinschaftlichen staatlichen Gegner den 
Krieg zu erklären, wenn er nicht diesem Gegner unnahbar 
ist. Die jungen amerikanischen Freistaaten konnten damals nicht an 
den Eurfdrsten von Hessen, Herzog von Würtemberg und deren son- 
stige liebenswürdige Vettern gelangen, and diese biedern Landesväter, 
nicht so weit gehend als ihre modernen Hetter, beschönigten zu 
jener Zeit ihren sauberen Handel nur mit dem Vorgeben, dass sie 
eine von Gott eingesetzte englische Obrigkeit gegen gottlose ameri- 
kanische Rebellen unterstützten. 

In neuester Zeit ist uns nur ein einziger Fall einer wirklichen 
Stellung von Hülfstruppen bekannt. 

Kaum hatten Frankreich und England, zur Unterstützung der 
Türkei 1854 den Krieg gegen Bussland begonnen, als sie einsahen, 
dass ihr Vorrath an verfügbaren Streitkräften für das Beginnen mit 
den Komplikationen, zu welchen es führen konnte, kein übermässiger 
sei. Frankreich, in welchem die Konskription bestand, hätte sich 
im Nothfall mit dieser und darch Anticipationen helfen können; für 
England aber fiel diese Aushülfe fort 

Beide Mächte warben Fremdenlegionen, mit recht schlechtem 
Erfolg; Freussen in den Krieg hineinzuziehen, gelang nicht; auch 
Oesterreioh zeigte eine grosse Zurückhaltung und äusserte unter An- 
derm die Besorgniss , dass , wenn es seine Truppen gegen Bussland 
marschiren Hesse, Piemont dies benutzen könne, nm ihm in Italien 
Verlegenheiten zu bereiten. 

Dies gab den Anlass zur Anknüpfung von Unterhandlungen 
Englands und Frankreichs mit Sardinien, aufweiche dieses unter 



* Und was sagte der grosse Pitt, Sobn Englands, welches diese dentscben 
Tmppen gegen Amerika kaufte? „Diese kleinen elenden Fürsten, welche ihre 
ünterthanen an die Metzgereien eines fremden SouTerHns verkaufen nnd yerseu- 
den^lll Sckweij^ o St»nnätsel 
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der politiflohen Leitung CaToon gern© eintrat Am 26. Dezember 
1854 trat in Folge dessen Fiemont dem Allianzvertrage der West- 
mächte vom 10. April 1854, am 15. März 1855 dem Bändoiss der- 
selben mit der Pforte bei und es ward nun zugleich eine besondere 
Militärkonvention vereinbart, durch welehe sich Fiemont ver- 
pflichtete : 

den Westmächten für den Krieg gegen Bussland ein Hülfskorps 
von 15,000 M. zu stellen und dieses beständig auf gleicher Stärke 
zu erhalten. 

Die Westmächte garantirten dagegen Sardinien die Integrität 
seines Gebietes fttr die Dauer des Eüiegee, und England verbürgte 
ihm — als verkappte Subsidie — eine Anleihe von 50 Millionen 
Francs, 3333 Francs auf den zu stellenden Mann oder 277 Francs 
auf den Eriegsmonat, wenn man annimmt, dass die Yerpfiichtung 
Piemonts in einem Jahre abgelöst werden konnte, worauf die Sache 
ungefähr hinaus kam. 

England stellte ausserdem die Schiffe, welche das sardimsche 
Httlfskorps auf den Kriegsschauplatz führen sollten. 

Sehr denkbar wäre der Fall, dass eine Macht zwar ein tüchti- 
ges Landheer hat, aber gezwungen, auch zur See wirksam zu 
werden, einer ausreichenden Kriegs- und Transportflotte entbehrt, um 
die nothwendigen Bewegungen auszuführen, ihren Handel und ihre 
Küsten zu schützen. Es ist dann natürlich, dass sie zum Bundes- 
genossen eine Seemacht sucht, welche diesem Mangel abhelfen kann. 

Ein solcher Bandesgenosse konnte für eine kontinentale Partei 
wenigstens bis auf die neueste Zeit stets England sein, welches wat 
lange kein für die modernen Verhältnisse passendes Landheer auf- 
stellen kann, und immer mehr ausser Stand gesetzt ist, ein solches 
aufzustellen, seit in den kontinentalen Staaten überall die allgemeine 
Wehrpflicht eingeführt und dadurch Ghrossbrittaniens Werbegebiet 
aufs Engste begrenzt worden ist. Hülfsflotten mag England auch 
heute noch stellen können, obgleich auch dies bei der fortschreiten- 
den Entwicklung der Dinge bald sein Ende finden dürfte. Im Jahr 
1854 hätte sich England, mit Frankreich verbündet, vielleicht 
darauf beschränken können, seine Flotte auf den höohsten Grad 
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der Entwicklung zu bringen, während es Frankreicli überlassen ward, 
ffir die Landstreitkräfte zu sorgen. Allein England machte die höch- 
sten Anstrengungen, um es auch zu Lande Frankreich möglichst gleich 
zu thun ; und es hatte nicht Unrecht. Es erkannte sehr wohl die Wahr- 
heit an, dass alle ELriege schliesslich zu Lande, nicht auf dem 
Meere entschieden werden, weil Flotten ohne den Hintergrund 
des Landes niemals entstehen und agiren können, weil wohl Land- 
truppen mittelst der Flotten über die Meere geführt werden, aber 
Flotten niemals zu Lande operiren können. 

Wenn übrigens gegenwärtig England als Bundesgenosse einer 
kontinentalen Eriegspartei eine Bülfsflotte stellte, so versteht es sich 
Yon selbst, dass es gleichzeitig dem nun gemeinschaftlichen Gregner 
den Krieg erklären und selbst als Eriegspartei, nicht als Auziliar- 
maeht auftreten würde. 



Siebenter Abschnitt. 



Die Politik während des Krieges. Die Veiv 

haltnisse der Kriegsparteien zu einander. 

Die jJFiumanisirung'' des Krieges. 

I. 

Der Krieg wirkt durch die Vernichtung , Morden , Rauben, 
Brennen, lauter Dinge, welche im Dekalog und in den Staatsgesetzen 
verboten , als Yerbrechen bezeichnet , in friedlichen Verhältnissen 
mit schweren Strafen bedroht sind und im Kriege höchst rtihmlich 
werden. 

Den Willen des Feindes zu brechen, das ist die Aufgabe 
der Streite jeder Partei in einem Kriege; und wenn der Wille des 
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Feindes nioht anders gebrochen werden könnte, so müsste es nach 
dem strengen Gesetz des Krieges durch die Yemiqhtnng jedes ein- 
zelnen Feindes bis znm letzten geschehen, so dass dem Sieger schliess- 
lich nur der kahle Boden des besiegten Feindes übrig bliebe. 

Darauf wird hingearbeitet mit Schlachten, Gefechten, Belage- 
rungen, Märschen, welche jene E[rieg8handlangen mit einander 
yerbinden nnd mit ihnen zusammengenommen Operationen ge- 
nannt werden. 

Streng genommen darf principieU die im Glück befindliche Partei 
keine Pause in ihrem Vorgehen eintreten lassen, bis das letzte Ziel 
erreicht, der Wille des Feindes völlig gebrochen ist. In der Praxis 
erleidet dieses Gesetz erhebliche Einschränkungen. 

Und die yollständige materielle Vernichtung des 
Feindes wird niemals nothwendig. Der Wille des Volkes ist 
koncentrirt in dem Willen einzelnerPersonen. Es kommt darauf 
an, diesen zu beugen, diesen einzelnen Personen zu zeigen, dass 
sie schliesslich doch nicht widerstehen können, dass die Opfer, welche 
ihr Widerstand erfordern würde, ausser allem Verhältniss stehen zu 
dem Ziele, welches sie am Ende erreichen könnten. 

Diese Beweise werden aber hauptsächlich geleistet durch die 
sogenannten grossen Eriegsaktionen, die Schlachten und die 
glücklichen Belagerungen. Die Verluste, welche diese dem Besiegten 
wirklich bringen, zeigen ihm zugleich die Verluste, welche er 
noch erleiden könnte, und wenn auf der einen Seite glückliche, 
auf der andern unglückliche grosse Kriegsaktionen einander konse- 
quent folgen, 80 gibt der Besiegte nach, fügt sich und unterwirft 
sich dem Gesetze, welches ihm der Sieger diktirt 

Dieser auf seiner Siegesbahn wird dann und wann durch Unter- 
handlungen aufgehalten, welche der erst theil weise Besiegte ihm 
anbietet. Der Sieger geht auf die Verhandlungen nur unter Vor- 
behalten ein; er sucht durch sie seinen ersten Theilsieg möglichst 
auszubeuten und sich günstige Bedingungen für neue Theilsiege 
zu erringen, nsofem der einmal Besiegte nicht sogleich vollständig 
sich dem an ihn gestellten Forderungen unterwerfen will. Kur keine 
Eitterlichkeitl Sie wäre Thorheit; der Besiegte würde sie lediglich 
benutzen, um sich in eine günstigere Lage zu bringen, um Haoli- 
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theile, welche er erlitten hat, wenn nicht aus der Welt zu schaffen, 
doch abzuschwächen. * 

Zn allen Zeiten haben Kriegskunst 1er existirt, welche als die 
höchste Eriegsknnst diejenige priesen, die ohne Schlachten zu 
ihrem Ziele gelangt, — durch blosse Manöver. Die Praxis hat diese 
höchste Kriegskunst noch nie aufgezeigt. Der Sinn der Menge hängt 
sich — wohl nicht ohne tiefem Verstand, gerade an diese grossen 
Kriegsaktionen, die Schlachten, die Einnahme von Festungen. Er ver- 
herrlicht sie, er erkennt in ihnen die Entscheidangen oder die An- 
fönge der Entscheidungen. 

Grrosse bürgerliche Verbrechen, welche im Frieden mit dem 
Tode oder in den Staaten, welche aus „Humanität*' die Todesstrafe 
abgeschafft haben , mit lebenslänglichem Zuchthaus , die Kette am 
Bein , bestraft werden , überhäafen den glücklichen Krieger mit 
Lorbeem. 

Dies genügt, um einzusehen, dass es schwer sein wird, ein 
G-esetz zu finden, welches die Verhältnisse der Streitenden während 
des Krieges regieren könnte. 

r 

Jedes kriegführende Heer tritt in Beziehungen zu den Personen 
des feindlichen Heeres und den Sachen, die von diesem unzertrenn- 
lich sind; unter den Personen sind dann wieder noch die Kombat- 
tanten und die sogenannten Nichtkombattanten, welche den erstem 
verschiedene Hülfsdienste erweisen, zn unterscheiden. Ein Invasions- 
heer tritt ausserdem auf dem feindlichen Boden in Beziehungen zu 
beweglichem und unbeweglichem Staatseigenthum des Feindes, zu 
feindlichen Staatsbeamten, zu mhigen Bürgern des feindlichen Staates 
und deren beweglichem und unbeweglichem (Privat-) Eigenthum. 

Alle diese Beziehungen nehmen im gegebenen Fall eine bestimmte 
Gestalt an, welche sicherlich gewissen natürlichen Gesetzen unter- 



* Bronsart yon ScheUendorff, der Dienst des Generalstabes, Berlin 1876. II. 
p. 227: ,Noch weniger am Platz ist eine, sonst dem Unglück gegenüber nahe- 
Üegencle Grossmntb. Auf Pankbarkeit nnd Ge^nliebe bat man mcbt sn reobnen,** 
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werfen sein wird, aber nnmöglich dorcli bürgerliche Gtesetse 
bestimmt werden kann, über welche mit andern Worten kein Codex 
entscheidet. 

Das Interesse beherrscht anch in diesen Dingen das „Recht**. 

Die älteren Yölkerreohtslehrer (s. noch Elüber § 241) tragen 
dieser Wahrheit Bechnung. 

Das Becht einer Nation, deren Sache gerecht ist (nnd jeder 
Krieg ist für jeden Theil stets ein gerechter), ist im Kriege unbe- 
grenzt, wie das des einzelnen Menschen im Naturzustände. 
Jedes Mittel, wie gewaltthätig es immer sei, ist daher dem Krieg- 
führenden im Princip erlaubt, wenn es zum Zweck führen kann, so- 
fern es nur den Rechten Dritter keinen Eintrag thnt Frei von 
Natur, unabhängig von jeder fremden Gerichtsbarkeit, hat der Staat 
die freie Wahl seiner Mittel, er wendet sie an in der ihm gutdün- 
kenden Quantität und Qualität 

Im Princip ist also dem kriegführenden Staat jedes Mittel 
erlaubt; aber die Praxis schränkt deren Anwendung ein, und zwar 
in Folge des eigenen Interesses, da sich im Kriege der Satz beson- 
ders fühlbar aufdrängt: was du nicht willst, das dir geschieht, das 
thu' auch einem andern nicht, dann in Folge des ümstandes, dass 
auch im Kriege der Mensch immer Mensch bleibt und im Feinde 
den Menschen unwillkürlich achtet 

Diese umstände haben dahin geführt, dass gewisse Beschrän- 
kungen in der Anwendung der Kriegsmittel zu allen Zeiten aner- 
kannt worden sind und unter den ciyilisirten Nationen besonders 
anerkannt werden, ohne dass indessen ein Zwang vorhanden sei, und 
vorhanden sein könne, sich an diese Beschränkungen zu halten. 

Sie nun konstituiren das, was man gewöhnlich Kriegssitte, 
Kriegsgebrauch, Kriegsraison oder Kriegsmanier zu 
nennen pflegt. Dieser Kriegsgebrauch wechselt mit den Jahrhun- 
derten, je nach dem Stande der Bildung der Völker, die einander 
bekriegen, nach dem Stand der nationalökonomischen Yerhältnisse 
und den Grundinteressen, welche die kriegführenden Völker verfolgen. 
£r bleibt aber auch in dem gleichen Jahrhundert, bei der 
gleichen Bildungsstufe, den im Allgemeinen gleichen na tio- 
nalöko'nomischen Yerhältnissen nicht derselbe, sondern wech- 
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seit von Ejrieg la Krieg, je nacli den besonderen Interessen, die in 
einem gegebenen Krieg auf dieser oder jener Seite verfolgt werden, 
je nach den Leidenschaften, die da und dort wach gerufen werden. 

Die Anscliauung, welcbe wir soeben hingestellt haben, welche 
von den älteren Yölkerreohtslehrem vorgetragen wird, ist offenbar die 
einzig sachgemässe. 

Moderne Yölkerrechtslehrer haben dieselbe zu verdunkeln ge- 
suoht. Es haben sich Gesellschaften für die „Codificirung des 
Kriegsrechts oder Kriegsvölkerrechts" zusammengethan, 
welche bald ihre Anschauungen in den Yölkem zu verbreiten und 
ihnen dort Boden zu schaffen suchen, bald, aus hochfahrenden Ge- 
lehrten bestehend, sich vornehm über der „vile multitude" halten und 
in ihrem unsinnigen Dünkel glauben, der „Kriegsgebrauch" sei 
wirklich in ein „Kriegsgesetz" verwandelt worden, wenn sie 
sich herbeigelassen haben, einige mehr oder minder verständliche 
Paragraphen in Gestalt eines Codex von sich zu geben. 

Der „KriegsgArauch" könnte in ein „Kriegsgesetz" nur dann 
▼erwandelt werden und zwar für die civilisirten Nationen, wenn die 
Begierungen der civilisirten Staaten sich über ein solches verstän- 
digten. Versuche dieser Art sind ja gemacht worden; bisher aber 
nicht einmal im Einzelnen gelungen. Wir erinnern nur an die Genfer 
Convention, von der wir später einlässlicher reden müssen ; wir erin- 
nern an den Brüsseler Congress von 1874, welcher auf Anregung 
des Kaisers Alexander 11. von Eussland zusammentrat und im Wesent- 
lichen die Aufstellung eines Kriegsgesetzes an der Stelle des Kriegs- 
gebrauchs zur Aufgabe haben sollte. Der Versuch scheiterte gänz- 
lich: die continentalen Grossmächte im Allgemeinen, Deutschland 
insbesondere, wollten nach dem Ausdruck des Herrn Fr^re-Orban 
nnen ,ßode de Vinoasion*^ zu Gunsten des Eroberers aufstellen, 
„um den Krieg zu humanisiren" und zwar auf die einfachste Weise; 
die Kleinstaaten, England, dann auch Frankreich, welches die Er- 
fahrungen der letzten Invasion, unter welcher es gelitten, stark im 
Gtedächtniss hatte, wollten die Interessen der Vertheidigung 
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gewahrt wissen. Die Interessen des glücklichen Angriffs, der In- 
vasion und diejenigen der Yertheidignng des Landes sind eben so 
gmndverschiedene, dass sie sich in ein Gesetz, welches beiden ent- 
spräche, nicht zusammenfassen lassen. Der Krieg müsste eben anf- 
h5ren Krieg zu sein, wenn es sich anders verhielte. 

Die Yölkerrechtslehrer, welche glauben, den Kriegsgebrauch von 
sich aus in ein Kriegsgesetz verwandeln zu kOnnen, sollten beschei- 
dener werden, wenn sie bedenken wollten, dass ihre Ansichten 
selbst in kurzen Zeiten wechseln, dass sie heute als „Gesetz'' er- 
kennen, was sie gestern verdammt haben und umgekehrt, dass sie 
eigentlich doch nur constatiren, was vorgekommen ist, und 
nach einem bestimmten Krieg für unvermeidlich, also gesetzlichi 
erkennen, was das Heer ihres Landes während desselben geübt hat| 
während sie früher von der ünvermeidlichkeit gleicher Yerübnngen 
durchaus nicht überzeugt waren.* 



* Ott (bei Klüber 8. 839 Anm.). „II est natarel^ qa^au lendemain d*ii]ie 
grande gaerre, qni a sonlev^ tontes les passions nationales, les ^nyains qui <mt 
appartenu anx nations belligörantes portent des jngements oppos^B anr la jnstioe 
de cette gaerre. Mais il est f&chenx qn'on ^löte k la haatenr d*niie thdorie g&nö- 
rale la justification de faits si ricemment accomplis. M. Blnntschli paralt dtre tombi 
dans ce döfaat quand il dit qn'il fant eonsidörer comme cause Ugitime de gnerre 
^TLon seulement les atteintes portöes k des droits historiques et acqnis, mais anssi 
les obstacles injastement apport^s k la fonnation et an ddyeloppexpent da droit 
nonyeau'* (Droit international codifiö § 517), principe bien obscnr pnieqn'il iend 
k jnstifier dgalement la gnerre entreprise ponr difendre les droits acqnis et la 
gnerre entreprise ponr les andantir, et qni 6yidemment n*a ponr bnt qne de glori- 
fier les dvönements accomplis en 1866 en Allemagne. Le m6me antenr ya encore 
plns loin qnand, apr^s ayoir declari § 518 qne Tinter^t de TEtat ne pent k Ini 
senl jnstifier la gnerre, il ajonte § 586: „La canse de la gnerre n'en ditermine 
qn*en partie le bnt. Les exigences des belligdranls croissent en proportion des 
sacrifices qne la gnerre ezige et des risqnes qn'ils conrent en entreprenant uns 
campagne. La yictoire donne naissance k de nonyeanx droits.*^ — Des principes 
pareils antoriseraient tons les abns de la force, et s^ils ötaient admis par le droit 
des gens, il snfflrait d*nne gnerre conunenc^ ponr nne offense Ugire, ponr qae 
le yainqnenr püt enleyer an yaincn des proyinces et des milliards jnsqn'A ex- 
tinction.*^ 

E. Monteil (Le Congrto de Bmxelles , Paris 1876) sagt : „Nons ne ferons 
rsmarqner, ponr le moment, qn'nne senle ebose: c'est qne parmi les nombrevx 
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Wir werden fernerhin bei der Behandlung der Yerhältniese 
während des Krieges von Kriegsaitte und Kriegsgebrauch, nicht 
von Eriegsvölkerrecht oder Eriegsgesetz reden, Dingen, 
die eben bis jetzt jedenfalls nicht existiren, vielleicht nie ezistiren 
werden. 



IV. 



unnütze Grausamkeit, Grausamkeit, die gar keinen Zweck 
hätte, dem Interesse beider kriegführenden Parteien, also dem In- 
teresse einer jeden einzelnen zuwiderliefe, soll vom Kriege ausge- 
schlossen sein. 

Dieser Satz, der seit lange anerkannt ist, gibt mit dem Milder- 
werden der Sitten, mit der Ausbreitung der Bildung bis in die tief- 
sten Yolksschichten hinab, dem Yerhalten der Personen zu einander 
auch während des Krieges seine edlere Gestalt, die ganz fem bleiben 
kann und darf dem ungesunden Humanitätsgewinsel, welches gerade 
verschiedene Yölkerrechtslehrer, die dem Kriege immer fern geblieben 
sind und auch gewillt sind, ihm immer fern zu bleiben, theoretisch 



ddlign^s de rAllemagne se tronve M. Blnntschli dont nous avons d4j& ea occasion 

■ 

de parier dans nos lettres. Or, il j a, dans le mgme M. Blnntschli, le M. Blnntschli 
arant la gnerre et le M. Blnntschli aprös la gnerre. — M. Blnntschli ayant la 
gnerre, professe k pen pr^s la thiorie de Vdcole, celle de Grotins, de Pnfiendorf, 
de Leibnits, de Wolff et de Tattel; depnis les gnerres de 1866 et de 1871, il j 
a M. Blnntschli apologiste des proc^dös pmssiens, antenr d'nn nonyean droit 
international codifi^ dont les principes antorisent tons les abns de la force. — 
Ceat enti^ement dans les th^ories de M. Blnntschli qn*on paralt avoir pnis4 
Tespiit dn chapttre premier de la premi&re section dn projet de Convention dont 
nos lectenrs anront saisi tonte la port^e, et qni est si nniyersellement condamn^ 
Le choiz de M. Blnntschli, en mdme temps qnMl pronve le tact exqnis de la 
Pmsse, indiqne donc asses dans qnelle yoie eile espire enrajer le Congrka,'^ — 
Monteil täuscht sich nnr gründlich, wenn er glanht, dass die deutsche Begiernng 
sich yon Herrn Blnntschli ihr Eriegsvölkerrecht machen lasse; sie benntst ihn 
höchstens, nm das Kriegsyölkerrecht , welches ihr beliebt, f&r die liebe £infalt 
•wissenschaftlich" nrecht in machen. 
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in ihn hineintragen, mit eben derselben Eältid, mit weleher sie dann 
wieder einmal eine nnnütze Grausamkeit rechtfertigen, wenn dies ge- 
rade in ihren Parteikram passt. 

In wie weit die unnütze Grausamkeit vermieden werden 
könne, darauf werden wir mehrfach zurückkommen müssen. Man 
hat sie vermeiden wollen in den ausgesprochensten Akten der Eriegs- 
handiung selbst, beim Zusammenstoss der Parteien mit den Waffen 
in der Hand, — und es sind daraus manche Bestimmungen über den 
Eriegsgebrauch hervorgegangen, welche aus alten in neuere Zeiten 
hinübergeschleppt, heute fast komisch erscheinen, deren Behandlung 
von ßechtsgelehrten in kasuistischer Weise zu den allerpossierlichsten 
Diskussionen und Condusionen führen könnte. 

So wird noch in den allerneusten völkerrechtlichen Abhand- 
lungen für den Kampf der Gebrauch vergifteter Geschosse, von 
Pfeilen mit Widerhaken, von gehacktem Blei, Glassplittern statt Ku- 
geln, von Stangen- und Kettenkugeln und dergleichen mehr verboten, 
gerade als ob diese Kindereien heute, in der Zeit der gezogenen 
Geschütze, ihrer splitternden Geschosse und der Bleimäntel oder 
Kupferringe, mit denen dieselben umgeben werden, um sie in den 
Zügen zu führen, noch irgend eine Bedeutung haben könnten. Dem 
Soldaten müssen diese mit ernster Doktormiene von einem Yölkerrechts- 
lehrer gegebenen Gebote und Verbote mit Nothwendigkeit ein Lächeln 
um die Lippen spielen lassen und er muss sich fragen, wesshalb vor 
der Niederschreibung seiner Weisheit der grosse Yölkerrechtslehrer 
nicht irgend einen Bombardier zu Bathe gezogen hat. — Lideesen man 
findet für jene Yölkerrechtslehrer doch wieder eine Entschuldigang, 
wenn man die Petersburger Erklärung der europäischen Mächte 
vom 11. Dezember 1868 betrachtet, durch welche Sprenggeschoeae 
von weniger als 400Grammes Gewicht menschenfreundlich 
vom Gebrauch im Krieg ausgeschlossen werden. Man sagt, daae 
Preussen darauf drang, das Gewicht für die erlaubten Sprengge- 
schosse noch viel höher hinaufzuschrauben, dass aber England Dem 
entgegentrat, damit dem Scharfsinne erfinderischer Menschen nicht 
allzuenge Schranken gezogen würden. 

Bei der Beschaffenheit der jetzigen Waffen kann es dem Hanne 
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. im E«mpf dgeDtUeh gleiebgftltig 00m, a«f welolie Weise, er umgibt 
bracht oder yeretlimiiielt wird.* 

Im Ißttelalter sind EirohenversammlniigenL luid Plipete tut Er- 
kttrangen gegen v^rsobiedene Wa&n aalgetreteni deren Gebraiusb sie 
WMiigetens voa Christen gegen Christen nieht gestatten wollten; 
gegen üngläabige oder Heiden schoo. Ab im 11. Jahzhimdert die 
Annbmst in €kbraaoh gekommen war mit dem Stahlbogen- nnd ktnst* 
Hohen Spaunvorriehtnngen, ward sie als Waffe gegen Christen nnter 
Anderm * Ton Papst Innooenz IIL in den Bann gethan, ohne dass 
dieses ttbrigens ih|e Anwendung von Seiten deijenigen Christen yer- 
honderte, welche dabei gegen andere Christen ihren Yortheil üanden« 
In der Zeit der ErenzflEÜge nnd der Fendalseit machte sich in den 
„dasses dirigeantes*' ein erheblicher Widerwille gegen alle Fem- 
waffbn bemerkbar; welches sehr begreiflich war, da in der That ein 
▼om Kopf bis znm Fnss geharnischter Bitter, so lange es keine 
FernwaffcDgab, ohne Oefithr für ihn selbst tansende nackender Knechte 
des Pöbels sn Paanm treiben konnte. Immer wieder das Interesse 
deijenigen, welche eben dirigirea! Es ist jedenfialls unseren hentigea 
biederen Tölkerrechtslchrem nicht recht, wenn sie daran erinnert 
worden. Allein, das kann alles nichts heUen; ihre nenen Fonnen 
ändern an den Bealitftten nichts. Diese bestimmen nnd der geiat» 
reichste Tölkerrechtslchrer unterliegt, sollte er selbst es nicht bo> 
greifen, den thatsftchlichen Qesetien der Gbsehichte. 

Montesqnien, den wir wegen der Sympathie, welche er er^ 
weckt, immer mit Vorliebe citiren, hat einen sonderbaren Anklang an 
diese Hnmanisirang des Krieges, die selbst bis anf das Schlachtfeld 
Yordringen wilL 

„Du fSrchtest, sagst dn, — schreibt Montesqnien (Lettres per- 
sanes, CYI, üsbek k Bhidi) — dass man noch eine gransamere Art 
der Yernichtang erfinde, als die jetzt gebrSnchliche. Kern, wenn 



* Monteü p. 26: „Je ne suis pas de eeu qid Toudndent, qi*iui biiealea 
sniTät trempi dans lliiiile d*oliTe sfin de pinitrer plus doaoemeiit daäs les disirs.'^ 

13 



— 178 — 

tnniigw WeiM eiM mIoIm Eribdang geitiMht Irfird«» wfirdo flu» 
Anwwidniig bald durch das Yölkerreolii Torboten werden, «nd 4» 
KatioBen würden tie mit Einatimnigknl begraben. Es liegt nicbt 
im Interesse der Fttrsten, mit solchen Mitteln Srobe- 
rmngen zu machen; sie müssen snehen, Untertkanei 
nn erwerben und nicht naskte Ländereien. — Du beUsgsfc 
die Erfindung des Folven mid der Bomben and findest es sellMii, 
dass heute kein Platz mehr nneinnehmbar sei, — dn findest es also 
seltsam, dass hent die Kriege schneller als sonst beendet werden. — 
Da mnsst beim Stndinm der Oeschichte bemerkt lydien, dass seit der 
Erfindung des Pnhrers die Schlachten viel weniger Uttig geworden 
sind als ionst, weil fast kein Handgemenge mehr Yoihommt.'' 

Im Allgemeinen hat man es in nnsem Tagen an^geben, die 
Homanität im Kampfe selbst, unter den Kämpfinden geltend 
maehen su wollen. Man begnügt sich, Menschlichkeit gegen die Opfsr 
der Kämpfe, Yerwundete und Knmke, zu fordern (Genfer Konrention), 
und ausserdem wird biswdlen eine gewisse gesicherte BechtssteUung 
ftr die nieht bewaiheten Bürger, namentlieh auf den inYadirten 
Gebieten ausserhalb der eigentlichen Kampfessphäre 
▼erlangt Während in dieser Beziehung die Forderungen derjenigen, 
welche unter Inyasionen neuerdings gelitten haben, sehr weit gehen *, 
wollen diejenigen, welche in den letzten Zeiten glüeUiche Invasionen 
Yollbraclit haben und hoffen, asch in der Zuknnft Aehnliehes zu leisten, 
die Erfüllung dieser Forderungen an Bedingungen knüpfen, deren 
Annahme für die Bürger der invadlrten Länder gleichbedeutend wäre 
mit dem Aufgeben aller nationalen und selbst aller mensehliehen 
Würde. Dieser Zwiespalt ist auf dem Brüsseler Kongress Ton 1874 
recht deutlich zu Tage getragen. Wir werden im Folgenden diese 
Dinge unparteüsoh anzusehen und ihnen ihren rechten Platz anzu- 
weisen haben. 

TK. 

Es kann nun die Frage aufgeworfen werden, und sie ist 
aufgeworfen worden, ob das Humanisiren der SjiegfÜhrung für 



* YgL MonteU, Covgrii de BnuEdles p. 85. 
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die MansoUieit eigentUoli em Yortheil sei; — und diese Frag» 
ist keineswegs stets bejsht worden. Man hat näinlicli gesagt : je 
mehr der Krieg homanisirt werde, desto mehr werde das Dnrek- 
dringen des gründlichen Abschens vor jeder Eriegftthnuig hei 
der Masse der Menschen versögert werden, so dass also die Frennde 
des ewigen Friedens den höchsten Gmnd hätten, sich gegen die 
Hnmanisimng der Kriegfiihmng ausznsprechen. Und femer hat man 
gesagt: die Hnmanisimng des Krieges dnrch Vertrüge, dnfch die 
AnÜBtellnng eines allgemeiien enrop&isehen Kriegsgesetzes 
oder Kriegsrechtes an Stelle des nngeschriebenen Kriegsgehranehi 
werde nnr den Eroberern, nicht den freien Yölkem im Ejimpfs 
um ihre Unabhängigkeit dienen nnd nützlich sein. Denn nnter 
den heutigen Verhältnissen erscheine sie wirklich nnr möglich dnreh 
die Isolirnng der Heere innerhalb der Völker, ans denen sie 
hervorgidien , dnrch die Anfhebnng der Solidarität zwischen Volk 
nnd Heer, durch die Anfhebnng des Interesses des Gksammtvolkes 
an seinem Heiligsten. 

HeiT Pierre Morin, ein alter französischer Seeoffizier, schlug nach 
dem Kriege von 1870/71 vor, man solle die ganze französische Armee 
aufheben und an ihre Stelle zur Vertheidigung des Landes eine neue von 
nur 50,000 M. Infanterie in zweihundert Kompagnieen setzen, ge« 
bildet aus freiwilligen, ausgezeichneten Schützen und in jeder Be* 
Ziehung wirklichen Soldaten mit einer fllnfEehnjähiigen Dienstzeit 
Sie sollten in einzelnen Kompagnieen den Partisankrieg führen und 
jedem Eroberer das Erobern unmöglich machen. Morin hat seine 
Ideen schliesslich in einer Brosohure niedergelegt (L'armie de Vav^ 
nir; nouveaü systöme de guerre. Kantes 1876); in dieser Broschüre 
kommt auch der Gedanke zum Ausdmck, dass wir dem ewigen 
Frieden uns um so mehr nahem würden, je mörderischer der 
Krieg in der That würde. 

Da die Schrift viel weniger bekannt ist, als sie es verdient, 
können wir es uns nicht versagen, einige Stellen aus derselben zu 
eitiren, indem wir mit der Vorrede und dem gesammten Eingang 
beginnen* 

„Alle moralischen, socialen und politischen Fortschritte sind 
durch Erfindungen hervorgemfen , welche selbst wieder nur die An- 
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irendnng wisseasohafQioher Entdeckung«!! waren. Bo sehr ist es 
richtig, dass BcUiesBlicli die Intelligenz die Welt regieren wird. — 
Sie Erfindung der Feuerwaffen f&lirte zur Schöpfung der stehenden 
Heere; — die YervoUkommnnng der Fenerwaiffen wird bald, ganz 
gegen den allgemeinen Glauben, znr Bednktion der nn- 
gehenren Massen führen, welche man hent unterhält, und dann zur 
Entwaffnung der ciyilisirten Kaiionen, -r- Eine Armee von 
50,000 H. Freiwilligen, gut bezahlt, gut disoiplinirt, gut ausgebildet 
im Sehiessen und Marschiren, welehe unter 200 Hauptleuten den 
Fttrtisankrieg fahren, genügt, um unsere Unabhängigkeit zu sichern. . . . 
Die Folgen aller Art, die sich aus einer solchen Beform ergeben, 
sind so klar, dass es unnütz ist, sie weiter zu bezeichnen. Ich werde 
also nicht davon reden, da ich keine Lust habe, mich der Anwen- 
dung des öesetzes zu exponiren, welches über die YeröfFentlichungen 
politischer und ökonomischer Art regiert, und vielleicht gar noch 
schwereren Unannehmlichkeiten.^ ... 

„Wenn zwei Armeen in Linie stehen, wenn die Soldaten nun 
genau die Entfernung schätzten, die sie vom Feinde trennt, wenn 
sie dann mit mathematischer Genauigkeit zielten, so würde die erste 
Salve die Hälfte jeder Partei zu Boden strecken. Erschreckt von 
diesem Morden , würden beide Parteien sogleich den Bückzug an- 
treten und die Begierungen würden ohne Zögern Frieden schliessen. 
Ja es ist selbst wahrscheinlich, dass eine unter solchen umständen 
gelieferte Schlacht die letzte wäre und dass die sogenanten grossen 
internationalen Konflikte, deren Begulirung meistentheils kaum ver- 
diente, drei Experte eines Handelsgerichts eine Stunde lang in An- 
spruch zu nehmen, vor dem gerechten Abscheu der Völker völlig 
verschwänden." 

„Es ist also ein menschenfreundliches Werk, neue 
Vernichtungsmittel zu erfinden oder eine bessere Anwen- 
dung der bereits bestehenden aufzusuchen. Ich kann denn auch wirk- 
lich nicht in die Klagen des ehrenwerthen Herrn Henry Biohard, 
Mitgliedes des englischen Parlaments und Urheber eines Vorschlags 
zur Begründung eines internationalen Gerichtshofes einstimmen. Der- 
selbe sagt: die Wissenschaft habe sich in militärischer ^^iehung 
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dem 'teafel verkauft. Keiii; die WisBensehaft, welohe niolit vom 
Teufel, sondern von einem vemtlnftigen Gbbranch unterer Fähigkeiten 
stammt, kann achliesslioh nnr znm Yortlieil der Hensoh- 
keit ansschlagen. Wenn die Präeisionswaffen, anf welche Herr Bi- 
ohard anspielt, bisher noch nicht zu jenem Frieden geführt haben, 
der nach meiner üeberzengong einst ihre Folge sein wird, . sd kommt 
dies daher, dass die Wissenschafb noch nicht genug vorgesokrit- 
ten ist, und dass man diese Waffen noch nicht soweit ausge* 
nutzt hat, wie es zu hoffen steht, ürtheüe man selbst darüber.^ 

„Ich lese im „Examen de Conscience*^ eines Artillexisten, des 
Escadronsehets Herrn Eovel Folgendes: Zwei Armeen, jede von 
100,000 M., liefern einander eine Sohlacht; auf jeder Seite kommen 
60,000 M. Infanterie ins Gefecht; jeder Kann thut 30 Sehttsae, das 
gibt 1,800,000 und dazu kommen noch wenigstens 12,000 Kanonen- 
BOhfUse. Schätzt man nun, ungeheuer hoch, die Zahl der ausser Gbe- 
feeht gesetzten Mannschaft anf 10,000, — 1430 Todte und 8470 
Verwundete, so ergibt sich, dass 1260 Flintenkugeln und 9 Gbanar 
ten nöthig sind, um einen Mann zu tödten, d. h» sein Gewieht 
an Blei, Pulver und Eisen, gerade wie im 18. Jahrhundert; — und 
um einen Mann zu verwunden, braucht man 180 Flinten- 
kugeln und eine Granate.*' 

„Nun ja; deshalb eben führt man Krieg nach wie vorl Mache 
nun die Wissenschaft aber neue Fortschritte, — und unter Wissen- 
schaft will ich jetzt diese nicht im allgemeinen Sinne verstehen, — 
ich denke vielmehr an das besondere Yerständniss des Soldaten, 
dessen Fertigkeit, sich seiner Waffe zu bedienen, — verbrenne der 
Soldat nie mehr eine Patrone ohne den Tod in die Eeihen des Fein- 
des zu tragen, — und Alles wird sogleich eine ganz andere G^talt 
annehmen.^ 

„Heut verbraucht der Mann 180 Patronen, um einmal einen 
Nebenmensphen zu treffen. Es ist eine jammerhafte Vergeudung, und 
doch, wenn man die Werke von Militärsohriftstellem ansieht, so 
scheint es, dass die Leute über ein so wundervolles Resultat ganz 
erstaunt sind; sie begreifen kaum, dass der Munitionsverbrauch nicht 
viel grdsser seL" . • . 
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... „So fliiid also Eiiuselfeuor und ICaaBenfeuar gleick seUeobt 
Folglich mtüBBen wir uns mit diesen ewigen Enallweien zufrieden 
geben, welche doch alle Generale vom Marschall von Sachsen bis 
anf Bogeand und weiter heranter verdammt haben, — folglich müssen 
wir anoh die Verewigung des Kriegs mit in den Kauf nehmen, wöl, 
wie wir gesagt haben, nur die völlige Vernichtung einer 
Arnee in einem Tage nns in dieser Besiehnng die nöUiige Auf- 
klärung verschaffen kann.'' 

„Ja noch mehr, wir müssen uns darauf gefasst machen, die 
ZahlstSrke der Armeen immer wachsen zu sehen. Denn der Patrio- 
tismus macht es uns zur Pflicht, alle körperlich t&chtigen Mfioaer 
auf die Schlachtfelder zu werfen. Da man , um einen Menschen zu 
tödten, sein Gewicht an Blei und Eisen braucht, so ist es klar, dass 
wir dem Feind um so mehr Schaden zufttgen w^den, je mehr Schüsse 
wir thun, das heisst mit andern Worten, je mehr Soldaten wir habon. 
Möge die Menschheit welche Fortschritte immer machen , in der Be- 
bauung des Ackers, in der Erfindung von Maschinen, in der Indu« 
strie, — alles dieses kann ihr nichts nützen. Denn dieser s&mmtliche 
Zuwachs an Beiohthum muss aufgewendet werden, um Flinten und 
Kanonen anzuschaffen und um als Soldaten Leute unter den Fahnen 
zu halten, welche in minder gebildeten Zeiten ruhig an ihrem Hseide 
geblieben w&ren." 

„Diese Dinge sind es, die einigermassen Herrn Biehard Beckt 
geben könnten, wenn er die Wissenschaft anklagt, sich dem Teufiel 
verkauft zu haben. Aber glücklicher Wdse hat Heir Biehard doch 
Unrecht, wie wir dies nachweisen werden.*^ . • . 

Wir übergehen die Details, durch weldie Morin die Aufstel- 
lung seiner Armee von 200 Infanteriekompagnieen zu 250 M. als 
""ganzer Streitmacht Frankreichs begründet und geben hier nur moeh 
den SchlusB der Broschüre: 

„Obgleich mein Qewissen sehr ruhig ist,' glaube ich doch im 
Voraus auf zwei Anklagen antworten zu sollen, welche ohne Zweifel 
gegen mich erhoben werden, die eine : ich sei der Feind der Armee, 
— die andere: es fehle mir an Patriotismus. Die erstere Ankla|^ 
ist recht unbestimmt Wenn sie bedeuten soll, dass nach meiner An- 
sicht die Armee gründlich geändert, vermindert und ganz anders als 
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keuta tngtireiidet werden toll, so erUiin icli mioli seknllig. Wemi 
•ie dagegen bedeuten selli ich verlange, daat Soldaten, ünterofflsieie 
und Offiziere in den Bann erklSrt, dem Hohn der Kation preiagege- 
ben werden sollen, so ist das ein Unsinn, weil ioh Tielmehr wollte, 
dmss Wohlbefinden, Sold, Bedentnng unserer Soldaten gehoben nnd 
vor Allem ihr Leben mehr gesohont werde.*' 

„Was dann die andere Anklage betrifft, es fehle mir an Pa- 
triotisfflns, — gegen wen nnd bei welcher Gelegenheit wire dieselbe 
eigentlich nicht erhoben? Wenn man sich nicht für die Srobemng 
Algeriens begmstert, wenn man die Kriege im Orient, Ton Italien, 
Coehioehina, Keziko yerartheih, nm bei diesen wenigen stehen sa 
bleiben, wenn man das Freihandelssystem iördeart, so ist man niebt 
patriotiseh 1 — Aber das Wesen des Patriotismus ist doch, dass man 
sein Vaterland liebe, und sein Vaterland lieben, das heisst, dass man 
ihm alles mögliehe Oute thun wolle, und ich glaube für sein Wohl 
XU handeln, wenn ich dem ürtheil meiner Mitbflrger Gedanken unter- 
breite, die ich lange erwogen habe, und deren Ausfllhrung, wenn sie 
berechtigt sind, unser theures Frankreich bald sum reichsten, freiesten, 
sitttichsten und glücklichsten Lande der Welt machen wttide.^ 



Achter Abschnitt 



Die Politik während des Krieges. Der Kriegs- 
gebrauch im Verhältnisse der Kriegsparteien 

zu einander. 

Indem wir nun vom Kriegsgebrauch unter den Kriegsparteien 
auf der Basis der bereits mitwickelten Grundgedanken handeln, wer- 



— 184 — 

den wir smiSekst immer den Landkrieg .ins Ange faMen. Für den 
Krieg nr See bieten sieh in den maieten Fällen klare Analogiecn 
imd ee fördert die länfaoUieit der Betraehinng und der Anfl^nngi 
wenn nioht beetindig ane einer GMankenreihe in die andere flber^ 
gesprungen wird, wie dies ja leider nur allxu häufig in den von 
Advokaten herrührenden Darstellungen und Codifioirungen des soge- 
nannten KriegSYÖlkerreohts der Fall ist Besondere Xomente bietet 
der Kriegsgebrauch sur See vorsugsweise für die Verhältnisse der 
Keutralen und diese wollen wir daaui das wesentliohe Andere 
mit einb^greifend , im nächsten Abschnitt sur Sprache bringen, ia 
welchem wir von den politischen Verhältnissen der Neutralen wäh* 
read des Krieges sprechen. 

Ein Verhältnissi welches kulturhistorisch höchst bedeutend für 
den Kriegsgebrauch ist, ist dasjenige der Kriegsgefangenschaft 

Die Fragen, die hiebei in Betracht kommen, sind etwa folgende: 

wer soll im Kriege überhaupt das „Becht*' haben, zum 
Kriegsgefangenen gemacht zu werden? wer soll von diesem 
„Becht*' zu seinen Ungunsten ausgeschlossen, wer soll von ihm zu 
seinen Gunsten befreit sein? 

wie tritt eine Person formell in die Lage eines KriegeCsnge- 
nen über? 

welches ist der Stand des Kriegsgefangenen während der Kri^- 
gefangenschaft? welches ist die Stellung, die ihm von der öffentlichen 
Meinung und vom Kriegsgebrauch der Zeit angewiesen wird? 

unter ' welchen Bedingungen und Formen endet die Kriegs* 
geCsngensehaft? . . 

Die gewöhnliche heutige. Antwort auf die Frage, wer Kriegs* 
gefangener werden und die „Rechte^ eines solchen erlangen könne, 
ist diese: „jeder aktive legitime Feind". 

Wenn also zwei uniformirte Armeen zweier europäischer Staaten 
einender gegenttbertreten, so hat jedes im Kriege gefangene Kitglied 
einer dieser Armeen den Anspruch auf legitime Kriegsgefangenschaft» 
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sei 68 übiigoüB Kombattant oder Niolitkoixil>attant, bo weit für letztere' 
mobt beeondere konventionelle Ausnalunen bestehen. 

Dagegen wtrde nach dem. heutigen Gebrauch in seiner Strenge 
das Mitglied einer Insnrrektionsarmee, wenn es auch tausend- 
mal uniformirt, diseiplinirt u. s. w. wSre, nicht den Anspruch haben, 
▼Ott der Armee der. Regierung, gegen welche es kämpft und in deren 
Gefangenschaft es geräth, als „Kriegsgefangener^^ behcmdelt zu wer^ 
den. Die Begierung hat die Insurrektion natürlich nicht an^kannt^ 
folglich auch die Insnrrektionsregierung nicht als kriegführendei 
iolglieh auch deren Soldaten nicht als legitime aktive Eeinde. 

Allein die legitime Regierung behandelt in der That die im- 
Kriege gefangenen Insurgenten, wie legitime Kriegsgefangene, wenn 
sie es eben nicht gut anders machen kann, weil sie im ent- 
gegengesetzten Fall höchst unangenehme Bepressalien zu erwarten hätte. 

Wenn dann später nach eorungenem Siege die legitime Begierung 
das System ändert und gegen gefangene Insurgenten Eacheakte übt^ 
sie kurzweg oder auch unter Anwendung kriegsgerichtlicher Prooe- 
duren todtschiessen lässt, so wird das nicht immer von den Zeitge- 
nossen, die entweder von Leidenschaft verblendet, oder auch zum 
Schweigen gezwungen sind, aber sicher von der unparteiischen Ge^ 
schichte verdammt. In die Klasse dieser Eacheakte gehören die 
Hinrichtungen von Wien, Arad, Bastadt 1848 und 1849 und zum 
grossen Theil die Verfolgungen der Pariser Communarden während 
der leisten und nach den letzten Maitagen von 1871. 

Währaid des amerikanischen Secessionskrieges be- 
stritt die Begiemng von Washington den europäischen Mäch- 
ten das Beeht, die konföderirten Sfidstaaten als Kriegführende zu 
betrachten, ihre Armee behandelte aber diejenige der Südstaaten 
durchaus als legitimen Feind und auch nach erfochtenem Siege ward 
diesem System* in anerkennenswerther Weise treu geblieben» 

Die Frage, in wiefern Freischützen, Landstürmer, Guerillas, 
Mobilgarden, kurz Bürger, welche ohne zur eigentlichen regel- 
mässigen Armee zu gehören, sich in grösseren oder kleineren Schaar 
ren^ in mehr oder minder geordnetei^ Weise an der Yertheidigung 
ilires Vaterlandes betheiligen, als legitime Feinde betrachtet werden 
und folglich auch das „Becht" auf Kriegsgefangenschaft haben sollen» 
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ist oft zum Zankapfel geworden and es ist wahrscheinliok, dass man, 
solange es Kriege gibt, niemals darüber einig werde; wie daffirneek 
der Brüsseler Eongress von 1874, welcher sieh sehr stark mit dieser 
Frage beschäftigte, den Beweis geliefert hat. 

Die Saohe ist sehr begreiflich. Die Theilnahme dieser Bft^er 
am y ertheidignngskampfe konstitnirt den Volkskrieg. Der 
Volkskrieg nnn, wenn er sn wirklicher Energie gelangt, madit den 
Eroberer das Leben sauer; er schafft eine Masse kleiner Operationen 
Zonen, hindert die Einfachheit des strategischen Galonls nnd maeht 
sich anch im Bücken der Erobemngsheere, auf deren Verbindimgeii, 
auf Gebieten geltend, auf welchen der Eroberer mSgliohst wenig 
Kräfte verwenden, auf welchen er sich grösster Buhe nnd Sicherheit 
erfreuen möchte. 

Die Staaten daher, welche in ihrer Kriegspotttik wesentlich 
auf das Invadiren und Ikroberen rechnen, müssen das lebhafteste 
Ibiteresse daran haben, den Volkskrieg und tjle Formationen, weldM 
ihm dienen können, aufs Aeuss erste einzuschränken. Die 
Staaten dagegen, welche durch alle ihre Verhältnisse lediglieli 
auf die Vertheidigung hingewiesen sind, um ihre unabhängige 
keit und Freiheit gegen Vergewaltigung kräftig schützen zu kleinen, 
haben das Interesse, alle Hindemisse aus dem Wege zu ränmeo, 
welche der lebendigste Entwicklung des Volkskrieges entgegen- 
stehen könnten. 

Es ist undenkbar, diese Interessen auszugleiehen. 

Bluntschli (modernes Kriegsrecht 65, [570 a]) formulirt die For^ 
derungen in dieser Beziehung im Interesse des Eroberers, wie eie 
von den Deutschen 1870/71 in Frankreich, dann auch wieder 1874 
auf dem Brüsseler Kongress gestellt worden sind. 

Danach soll jeder einzelne Mann dieser Freisehaaren mit etner 
besonderen schriftlichen oder gedruckten Autorisation-^eeiner B^e* 
mng versehen sein, sein militärischer Charakter soll äusserlioh er- 
kennbar sein; die Freischaaren sollen militärisch organidrt, unter ge- 
hörige Führung gestellt und diese Führung soll selbst wieder Toa 
der regulären Heeresleitung abhängig sein; endlich sollen die Frei- 
schaaren ihrerseits den allgemeinen Kriegsgebrauoh anerkennen und 
üben. 
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Wenn nun diese Bedingangen wirklich erfüllt werden sollten, 
so würde in der That dem Volkskrieg ziemliok gründlich em Ende 
gemaoht sein. Jeder Kundige hegreift dies, wenn er erwägt, dass 
diese allgemeinen Sätze nun kaanistisch ins Einzelne verfolgt werden 
nnd dass üher jeden einzelnen wieder tausendfach diskutirt, dass er 
von den verschiedensten Standpunkten angesehen werden kann. Im 
Kriege aher liegt doch immer nothwendig die Entscheidung über 
jeden einzelnen Kasus bei dem einzelnen Kriegsbefehls« 
haber, der mit ihm zu thun bekommt, und je nachdem er Domini* 
kaner oder Franziskaner ist, mag sie sehr verschieden ausfallen. 

Die äussere Erkennbarkeit des militärisohen Charakters der Frei- 
sehaaren ist von logischen Militärs, die im Sinne des Eroberers den- 
ken, viel schärfer präoisirt worden, als dies ein Tölkenechtslehrer 
begreift. Diese haben gefordert, dass der äusserlioh erkenn- 
bare militärische Charakter des Freischützen etc. nicht im Hand- 
umdrehen in einen äusserlich erkennbaren oivilen Charakter z. B. 
durch Abwerfen einer Blouse oder gar einer blossen Armbinde zu 
verwandeln sei. Schliesslich würde man dann also darauf hinaus- 
kommen, dass immer nur wirklieh im modernsten Sinne unifor- 
mirte Leute als legitime Feinde anzusehen seien. Und, wenn wir 
uns nicht ganz absolut täuschen, hat Deutschland durch sein neues 
Landsturmgesetz von 1875 gezeigt, dass es den künftigen Feinden, 
deren Länder es invadirt, eigentlich gerade diese Begel vorschreiben 
woUe. — Man könnte hier nun noch vieles fragen, unter Anderem, 
aufweiche Entfernung der militärische Charakter der Frei* 
sehaaren erkennbar sein soll, — aber wir müssen uns in diesen 
Hlättem damit begnügen, die Hauptfragen möglichst klar hinzustellen 
und sie aus der Yerwirrüng zu befreien, in welche sie namentlich 
die modernsten Yölkerrechtslehrer gestürzt haben. 

Bäuberbanden, welche keine politischen Literessen verfechten, 
mögen siie übrigens zur See oder zu Lande ihr Wesen treiben, haben 
nie und nirgends Anspruch darauf, al% legitime Feinde betrachtet zu 
weorden. 

Aber auch Mitglieder regulärer Heere, Kombattanten und Nicht- 
kombattanten, können sich durch besondere Handlungen des An- 
spruchs darauf verlustig maohen, als legitime Feinde behandelt 
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und der EriegsgefangniBohaft nnterworfen sn werden; daUn geboren 
Marodeurs, Schlaohtfeldhyänen, Spione. Ergriffen, wer- 
den sie je nach der Sitte des Heeres, in dessen Hände sie faUen, 
erschossen oder gehängt. In früheren Zeiten, da die Heere noolft 
sparsam mit Munition ausgerüstet waren, wurde dem Hängen der 
Vorzug gegeben, weil ein und derselbe Strick sogar öfters gebraueht 
werden kann, und das Ersohiessen wurde' für solche Verbrecher auf- 
bewahrt, denen man eine besondere Ehre erweisen wollte. Heute ist 
man in dieser Beziehung nicht mehr so peinlich. 

Unter Marodeurs versteht man Soldaten, welche unter allen 
denkbaren Vorwänden, auch dem der Krankheit und Müdigkeit, hinter 
dem Heere zurückbleiben und dann dort auf eigene Faust sich auf 
Kosten friedlicher Einwohner durch Baub und Plünderung zu er- 
niUiren trachten. Die militärischen Etymologen des 17. Jahrhanderts 
leiteten die Worte Marodeur, Marodiren von dem kaiserlichen Re- 
giment Merode ab, welches im 30jährigen Kriege in dem Bufe einer 
ganz besonders schlechten Disciplin stand. In der That stammen 
diese Wörter von dem altspamschen, jetzt nicht mehr gebräuchlichen 
Wort marota ab, in dem Sinn dos deutschen Beinecke, des franzö- 
sischen mattre renard, also eines Bäubers, der mehr mit gemeiner 
List, als mit roher Gewalt handelt, obgleich er diese nicht verachtet, 
wo er sie ohne Gefahr für sich anwenden kann. 

Leichenräuber, Berauber von Leichen, Hyänen dos 
Schlachtfeldes hat es zu allen Zeiten gegeben; allerdings hat 
man sie stets weniger unter den eigentlichen Soldaten, als unter 
den Personen gefunden, welche sich theils zu wirklichen Nebendien- 
sten, theils auch nur unter Vorwänden, ohne Soldaten zu sein, den 
Heeren anschliessen, — deren „höherer" Theil in der modernen 
Kriegssprache den Titel „Schlachtenbummler" erhalten hat. Unter 
diesem G-esindel verschiedener Grade sind im Wesentlichen die Indi- 
viduen zu suchen, welche in den Nächten nach den Schlachten die 
Leichen der Gefallenen durchsuchen und ausplündern; — es kann 
dies erweislich auch unter dem Vorwand geschichtlicher, wissenschaft- 
licher Forschung geschehen. 

Spione können ihre Dienste versehen aus den verschiedensten 
Beweggründen, aus den unedelsten wie aus den edelsten; aus rein 
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gewinntüohtiger Absicht oder vom rebBten FatriotiBmas getrieben. 
Aber die Kriegspartei, welche einen Spion in ihrem Lager abfängt, 
wftgt nicht dessen BeweggründCi sie benrtheilt nur die Naohtheile, 
welche dessen Thätigkeit ihr bringen kann, nnd belegt den edelsten 
Patrioten mit derselben infamirenden Todesstrafe, wie den gemeinsten 
EerL Es gibt eben im Kriege nur Interessen, welche 
bestimmen nnd entscheiden, keine Bechte. 

Mit Deserteurs hat eigentlich das Völkerrecht gar nichts zn 
schaffen nnd es ist sehr überflüssig, dass sie überhaupt in Tractaten 
über das Völkerrecht erwähnt werden. Wenn ein Soldat von einer 
Kriegspartei zur andern überläuft und er wird von der ersteren 
wieder eingefangen, so betrachtet ihn diese selbstverständlich nicht 
als Kriegsgefangenen, sondern behandelt ihn einfach nach dem bei 
ihr geltenden Becht 

Ein ganzer Truppentheil, auch der regulärsten Armee, kann 
seme Glieder des Beohts, als Kriegsgefangene behandelt zu werden, 
yerlnstig machen, wenn er gegen den Kriegsgebraurch han- 
delt und dessen Sätze für sich seinen Feinden gegenüber ausschliesst. 
So ist es z. B. im dreissigjährigen Kriege noch häufig vorgekommen, 
dass kaiserliche Truppen im Siege ihren Feinden „Quartier^ oder 
„Pardon^, also die Kriegsgefangenschaft verweigerten, und Alles, 
was ihnen unter die Hände kam, einfach niedermachten. Das ward 
ihnen dann von den Gegnern bei Gelegenheit mit Zinsen zurüokge* 
geben. 

Dieses gehört in das theoretisch allerdings sehr einfache, prak- 
tisch sehr umfassende und weitläufige Kapitel von den Bepres- 
s allen« Bepressalien, heisst es bei aUen Völkerrechtslehrem, sind 
erlaubt. Zahn um Zahn, Pfund Fleisch um Pfund Fleisch; — daa 
ist dieses grosse mosaische Gesetz. Nun weiss jeder Mann, dass in 
jedem Kriege Anklagen gegen den Feind herumgeboten werden, an 
denen kein wahres Wort ist, die aber in diesem oder jenem Lager 
für baare Münze angenommen werden. Da es nun unmöglich ist, 
solche Anklagen während der Kriegführung selbst contradictorisch 
zu prüfen, so ergibt sich ohne weiteres, dass eigentlich unter dem 
Titel Bepressalien alle nur denkbaren und selbst undenkbaren 
Sohandthaten begangen werden können. Dagegen wird niemals 
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eme andere Sioherheit bestehen als die Hnmanitäty — der menaeh- 
Hohe gereohte Sinn der einzelnen Ftthrer, welche in dieser Bö- 
aiehnng Entscheidungen zn treffen haben, und der menschliche gerechte 
Sinn der Soldaten, welche bezügliche Befehle aiiBznflihren haben. 
Es ist eine nnbestreitbare und höchst tröstliche Wahrheit, daaa 
der Sinn der militärischen Massen in MenschUchkeit den froschkalten 
Yölkerrechtsdootoren weit vorausgeeilt ist, welche sich einbilden, 
jenen erstem paragraphenweise die Humanitas eintröpfSsln zu woUui. 



Der einzelne Sjriegsmann tritt in den Stand der Kriege- 
gefangenschaft entweder dadurch, dass er individuell entwaffiaet 
und wehrlos gemacht wird, oder durch einen mehr oder minder for- 
mellen Vertrag, den seine Führer für ihn absohlieesen, von dem 
naiven „Gefangenmelden^ des bekannten preussischm Ettraaaiers Ine 
hinauf zu der in tief erwogene Paragraphen gefassten Kapitulation. 

Die Kriegsgefangenen werden nun entweder einer strik- 
len Bewachung unterworfsn, oder sie werden frei gelassen. 
Die bedingungslose -^eilassung kann — abgesehen von den 
beeonderen Bestimmungen der Genfer Convention, wovon spiker, — 
eintreten für Nichtkombattanten, mit welchen sich der Sieger nioht 
belasten will und von denen er keine fernere Beschwerde erwartet 

unter Bedingungen gestattet man sehr häufig in neuerer 
Zeit den Offizieren die Bückkehr in ihre Heimath. Man fordert 
ihnen dann gewöhnlich das Ehrenwort ab, während des laufenden 
Krieges nicht mehr gegen den Staat zu dienen, dessen Armee sie ge* 
langen gemacht und entlassen hat Offiziere, welche eine solche Be> 
dingung eingehen, werden sich — insbesondere dann, wenn dw Krieg 
noch langer fortdauert, — stets in einer sehr traurigen Lage be- 
finden. Im Allgemeinen muss man durchaus sich dagegen erkliren, 
dass Offiziere eine solche Ausnahmsstellung annehmen und ihr Loob 
in unglücklichen Verhältnissen von demjenigen ihrer Soldaten trennen. 
Sie können ausserdem in die unglücklichsten und schwierigsten Lagen 
kommen, wie dies aus hunderten von Beispielen französischer Offi- 
ziere im Kriege von 1870/71 nadizuweisen wäre. Jede 
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Geaetsgebiixig sollte daher im Intereese ihrer Offiziere selbst diesen 
aofis strengste und unbedingt die Annahme einer Freilassung auf 
Ebmwort verbieten. 

IMe Juristen finden allerdings aueh hier Acoommodationen mit 
dem Himmel; so sagt Bluntschli {122| [624]): „Das Verspreehen be^ 
siebt sieh nur auf den aktiven Felddienst gegen die entlas^ 
sende Kriegspartei und ihre Bundesgenossen, nicht auf den inneren 
Militftrdienst und nicht auf oivile oder diplomatische Dienst- 
leistungeBf aueh nicht auf das Fechten wider andere Feinde." 

Der Militär kann diese advokatisohe Accommodation unmöglich 
»ilassen. Der Bureaudienst kann unter Umständen viel wichtiger 
sein als der aktive Militärdienst; er ist keineswegs immer vom ersten 
besten Schreiber zu versehen, wie dies die Herren Advokaten voraus- 
MtaeB* Ein tftehtiger, auf Ehraiwort entlassener Offizier, welcher 
in eine wichtige mOitärisohe Bureaustelle eintreten könnte, würde 
dadaroh meistens einen fttr die höhere Trupprafährung im Felde 
ftusaerst brauehbaren Offizier für diese frei machen. 

Bei Bluntschli (119, [621]) finden wir auch, um dies sogleich 
gelegentlich abzumachen, den folgenden höchst sonderbaren Satz: 
nSoldaten können das Ehrenwort nur durch Vermittlung ihrer Offi* 
litte und auch diese nur mit Genehmigung ihres obersten Offiziers 
geben, der^zur Stelle isf 

Wir gestehen gern, dass uns bei diesem Ehrenwort durch 
Vermittlung der Verstand stille steht und dass wir für eine 
einigermasssen ausreichende Aufklärung sehr dankbar wären. 

Es ist namentlich in firüherMi Zeiten vorgekommen, dass ganze 
Tmppentheile den Pardon verweigerten, d. h. Feinde, die sie hätten 
kriegsgefangen machen können, die sich ihnen ergeben wollten, nie* 
dermetzelten. Es ist dann naturgemäss, dass solchen Truppentheilen 
€tegeiirecht gehalten, dass auch ihnen der Pardon verweigert werde. 
Aber wünsehenswerth bleibt es unter allen Umständen, dass von den 
Armeekommandos dieser Bohheit mit allen Mitteln entgegengearbeitet 
wetde. 
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VI. 

Nach der neneren Sitte ist der Kriegsgefangene nicht 
G-'efangener des Individuums oder des Truppeniheils, welcher 
ihn gefangen machte, soiidem Gefangener des Staates; er ist audi 
nicht Strafgefangener, sondern lediglich Sicherheitsgefangener; er soD 
daher gut behandelt werden, wobei Unterschiede nach der Erziehung 
upd dem Bildungsgrade des Gefangenen zulässig sind, z. B. gewöhn- 
lich Unterschiede zwischen Offizieren und Soldaten gemacht werden. 
Dem Gefangenen soll nicht zugemuthet werden, dass er irgend etwas 
zum Kachtheile seines eigenen Staates thue oder unternehme. Bei- 
spielsweise darf ihm nicht zugemuthet* werden, dass er an Festangs- 
werken des Feindes, der ihn gefangen machte, arbeite,- odw ttbor- 
haupt militärische Arbeiten fiir diesen verrichte, und im Ganzen 
wird als Princip festgehalten, dass der Kriegsgefangene nicht zur 
Arbeit angehalten werden solle, wogegen ihm diese zur Yerbes- 
serung seiner Lage allerdings gestattet werden kann, soweit es 
die Bücksicht auf das Festhalten der Gefangenen erlaubt. 

Diese Bücksicht muss in voller Geltung bleiben; man macht 
Gefangene nicht, damit sie entweichen. Der Staat, welcher Gefangene 
gemacht hat, entfernt dieselben, soweit sie nicht auf Ehrenwort oder 
ohne Bedingungen freigelassen werden, möglichst vom eigentlichen 
Kriegsschauplatz und bringt sie behufs der Bewahrung meist in sdnoi 
eigenen Festungen unter. Sein Interesse ist, auf die Bewachung so 
wenig als möglich Mannschaft zu verwenden. 

Diesem Interesse dient nun die weite Entfernung des Gefangenen 
von dessen eigenem Lande, die Unterbringung mitten zwischen einer 
Bevölkerung, deren Sprache er nicht versteht, so dass die natfirliehen 
Hindemisse der Entweichung und des Wiedwanschliessrais an seine 
Armee sehr hoch gesteigert werden, dann das enge Zusammenlegen 
der Kriegsgefangenen in Kasematten oder Barakenlagem. Zu dem 
allen tritt dann wohl noch die Drohung einer harten Behandlung des 
Wiedereingefangeuen, der einen Entweichungsversuch gemacht hat, 
oder gar die weitere Drohung, Mitgefangene für den Entweichungs- 
versuch eines andern verantwortlich zu machen. Dies widerspricht 
allerdings der heutigen Sitte und diese will sich schwer mit solchen 
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MaBsregeln einveiBtanden erklären, aber es heisst auch Uer ,,Not]i 
kennt kein Gebot", „C'est la gnerre!" Das Kr^egsinteresse siegt 
ancb hier über das, was man eigentlich fttr billig hält, — von 
Becht spreohen wir so wenig als möglich, — und auch hier ist 
aus einer grausamen Drohung nicht immer zu schliessen, dass sie 
▼on einem besonders grausamen Manne herstamme. So wird ge- 
wöhnlich und nicht mit Becht als besonders gegen alle Billigkeit 
und Sitte verstossend aus dem Kriege von 1870/71 ein Tagesbefehl 
des GFenerals Vogel v. Falkenstein citirt: „Jedesmal, wenn ein fran- 
zösischer Gefangener entweicht, werden zehn seiner Kameraden, welche 
mit ihm zusammen wohnen, ausgeloost, eingeschlossen und strenge in 
einer Festung bewacht, bis der Entwichene wieder eingebracht ist; 
ein entwichener wieder eingebrachter Offizier wird aller ihm bewil- 
ligten Beohte und Privilegien verlustig/ 

Wenn tausende von Kriegsgefangenen unter einer schwachen 
Eskorte Tagemärsche weit transportirt werden müssen, so lässt man 
die Eskorte angesichts der Gefangenen laden und wenn diese unter- 
wegs einen Fluchtversuch machen, so feuert die Eskorte blind in den 
Haufen hinein. Obgleich es gerade dem ausgebildeten militärischen 
Gefühl widerspricht, auf diese Weise die Waffen gegen Waffenlose 
zu wenden, so ist doch gewiss schwer zu sagen, was die Eskorte 
unter solchen Umständen anders thun sollte, wenn sie nicht über- 
haupt ganz fiberflüssig werden wiU. — In früheren Zeiten ist es 
selbst für zulässig erklärt worden, dass man zahlreiche Ejciegsge- 
fangene auch ganz abgesehen von einem Fluchtversuch einfach nieder- 
mache, wenn sie die Armee, welche sie gefangen machte, in ihren 
Bewegungen belästigen und ihr Nachtheile zu bringen drohen. 

Das LoQS des Kriegsgefangenen, nicht bloss der gemeinen Mann- 
schaft, da der Offizier, wenn nicht unter physischen, desto reichlicher 
unter moralischen Torturen leidet, ist auch in unserer Zeit, wie sehr 
man immer den Grundsatz der guten Behandlung aufrecht 
erhalten wolle, ein trauriges und es ist kein gleiches; es ist 
verschieden je nach den Sitten der Staaten, denen die Kriegsgefan- 
genen ursprünglich angehören und derjenigen, in deren Gefangenschaft 
sie gerathen sind. Ein Kriegsgefangener, welcher einer hochgesitteten 
Kation angehört und in die Gefangenschaft einer halbbarbarischen 

13 
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geräth, wird ohne Zweifel sclüiinmer daran sein, als ein Halbbarbar, 
der in die Gefangenschaft der Armee einee hochgesitteten Staates 
geräth, — nnd dies wird sogar dann noch der Fall sein, wenn die 
Halbbarbaren gegen ihre Gefangenen nach ihrer Weise sehr milde 
nnd die Gesitteten gegen ihre Gefangeneoi sehr strenge verfahren. 
Der Brüsseler Kongress von 1874 wollte auch gleichm'ässige 
Bestimmungen über die Behandlung der Kriegsgefan- 
genen vereinbaren. Obgleich es nicht zu leugnen ist, dass man über 
diesen Funkt, wie über andere, viele Paragraphen aufstellen kann, 
sind wir doch eigentlich der Ueberzeugung, dass in der Praxis dieae 
Paragraphen den Kriegsgefangenen sehr wenig nützen werden nnd 
die mehr oder mindere Schwere ihres Loosey wesentlich von den 
allgemeinen Verhältnissen abhängen wird, welche wir oben berührten. 
Die Kriegsgefangenen müssen nach heutigen Begrififen von den 
Staaten, deren Armeen sie genommen haben, menschlich verpflegt 
und unterhalten werden. Bleiben diese Staaten am Schluss des Krieges 
siegreich, so ist es ihnen unbenommen, wegen der Kosten, welche 
ihnen dieser Unterhalt verursachte, auf diejenigen Staaten zu rekur- 
riren, denen die Kriegsgefangenen angehörten und sich jene Kosten 
zurückerstatten zu lassen. 



Die Anschauung von der Stellung des Kriegsgefangenen, wie 
wir sie im Vorigen zu geben versochten, ist eine ganz moderne. 
In der That widerspricht sie auch unsern modernen Interessen 
nicht, was — wir können es nicht oft genug wiederholen, — die 
Hauptsache ist. Die modernen Verkehrsmittel gestatten ein verhält- 
nissmässig bequemes Abschieben der Kriegsgefangenen; die anstän- 
dige Unterhaltung derselben kann heute selten besondere Schwierig- 
keiten machen ; die Befolgung des Princips „guter Behandlung'' kann 
oft die Bewachung erleichtern und dazu beitragen, dass Feinde sich 
nicht allzuschwer dagegen auflehnen, in Kriegsgefangenschaft zu ge- 
rathen. Je mehr Kriegsgefangene aber eine Armee macht und je mehr 
dieselben j;esund und munter in ihre Gewalt gerathen, desto mehr 
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flohwächt sie den Feind materiell and moralisch, desto mehr nähert 
sie sieh dem ersehnten Ziele des definitiren Sieges. 

Auch bei den gesitteten Völkern des Alterthnms war Kriegs - 
l^fangenschaft gleichbedentend mit Sclaverei, mit Knechtschaft, nnd 
Aasnahmen von diesem Princip kamen höchstens im Kriege von Staaten 
der gleichen Nationalität yor. Noch bis in die neneste Zeit, bis nach 
dem 30jährigen Kriege ward der Kriegsgefangene als persönlicher 
Gefangener des IndiTidaams oder des Trappentheils betrachtet, wel- 
cher ihn gefangen genommen hatte. Der Fänger konnte alles Eigen- 
thom, welches sein Gefangener mit sich fährte, als seine Beate be- 
trachten, was die heutige Sitte, — obgleich aach noch nicht immer 
so streng befolgt, als die Yölkerrechtslehrer von Feme her sich 
einbilden, — strenge verbietet. Der GefSsngene konnte von seinem 
Fänger gegen ein Lösegeld (franz. rangen, ital. ranzone, span. ranzon) 
freigegeben werden. In der altem prenssischen Militärspraohe finden 
wir für das Lösegeld den Kamen Banzion, — woher das i da kommt, 
vermochten wir nicht zn ermitteln; — ranzionniren wird daim für 
jede Art der Befireinng aas der Kriegsgefangenschaft gebraaoht So 
wurden noch 1806 die prenssischen Soldaten, welche in französische 
GMangensehaft gerathen waren nnd aas dieser aaf dem Transport 
oder aas den Depots entwichen waren , als „Selbstranzionnirte^ offi- 
dell bezeichnet. 

um einznsehen, welche fioUe das Interesse bei der Behand- 
lung der Kriegsgefangenen spielt, mass man die Dinge ein wenig 
auf die Spitze stellen, was überhaupt immer vortheilhaft ist, um klar 
zn sehcDL Kannibalen machen Kriegsgefangene, am sie za ver- 
speisen. Hier kann natürlich von deren gnter Behandlang nar vom 
Standpunkt eines Chef de cuisine aus die Bede sein. £s fragt sich 
lediglich um die Art der Zubereitung, die Zdthat an Gewürzen und 
dergleichen; sehr wesentlich, allerdings auch um die Auswahl der 
Objekte; alte magere Männer und Weiber werden bei Seite gestellt, 
allenfalls ihrem Schicksal überlassen. Noch heute führen Yölker- 
achaften in Afrika lediglich Krieg, um Gefangene zu machen und 
diese als Solaven zu verkaufen. Diese behandeln ihre Kriegsgefan- 
genen gut in soweit als dies noth wendig erscheint, um ihre Waare 
zu möglicJist hohem Preise abzusetzen ; auch sie machen Unterschiede 
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je nach den Objekten nnd die Greise beiderlei (Geschlechts kommen 
dabd am schlechtesten fort Alle Seeränb'lDr aller Zeiten, in neneren 
Zeiten noch diejenigen der Barbareskenstaaten im Mittelmeer nnd in 
allemenester noch die japanesischen and chinesischen gingen bei ihrer 
SjriegfÜhmng, wenn man es so nennen will, auf den Sclavenranb 
znm Zweck des Verkaufes der Solaven mit möglichst hohem Nntsen 
ans* Aber es trat dabei noch ein weiteres Yerhältniss ins Spiel, ans 
dem nnn anch wieder eigenthümliche Frocednren herstammen, die bei 
den Seeräubern aller Perioden nnveränderlich dieselben geblieben sind. 
Die Seeränber, welche eine Prise gemacht hatten, liefen nämlich Gefahr, 
dieselbe sehr bald wieder an andere Seeräuber oder auch an Kreuzer 
von Mächten zu verlieren, welche es sich zur Aufgabe machten, die 
Freiheit des Verkehrs auf dem Meere zu schützen. Begegnete nun 
ein solches Unglück einem Korsaren, so musste er das von ihm ge- 
nommene Schi£P meistentheils mit den sämmtlichen Passagieren nnd 
Mannschaften, die es enthielt, im Stich lassen. In Aussicht auf solche 
Fälle wollten aber die Korsaren und sie wollen es noch, sich schleu- 
nigst sämmtlicher Kostbarkeiten bemächtigen, welche ihre Gefangenen 
des Augenblicks etwa bei sich haben könnten, und sie durchsuchen 
daher nicht blos schleunigst deren Kleider, sondern auch ihre Körper, 
ohne Rücksicht auf Alter und Geschlecht, mit Verletzung jeglichen 
Anstandes und indem sie Voraussetzungen machen, welche einem ge- 
sitteten Biedermann kaum möglich erscheinen. 

So wunderbar kann sich, je nach dem Interesse, die Be- 
handlung der Kriegsgefangenen gestalten. Und, wenn wir hier auf 
äusserste Fälle eingetreten sind, so glaube man doch nicht, dasa 
nicht auch bei den civilisirten Nationen das augenbliokliohe Interesse 
auf das Schicksal der Kriegsgefangenen einen Einfluss ausüben könnte, 
von dem der ruhige* Bürger, der in Schlafrock und Pantoffeln am 
warmen Ofen Gesetze des „Völkerrechts" vocßchreibt, sich absolut 
nichts träumen lässt. 

VI. 

Die Kriegsgefangenschaft wird beendöt durch Selbstbe- 

• r 

freiung oder durch das Einschreiten befreundeter Truppen- durch 
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die Autwechslung oder durch die Rückgabe bei einem 
FriedenBschlass, beim Abscblasa eines Waffenstillstandes oder 
doroh sonstigen Vertrag. 

Kriegsgefangene unter Bewachung können sich selbst befreien, 
sei es auf dem Transport, sei es aus den Depots, in welchen sie 
untergebracht sind, durch Deberfall auf ihre Eskorte oder Bewachung. 
Sie handeln dabei auf ihr Eisico und dürfen sich ttber keine 6e* 
walthandlung beschweren, welche ihre Escorte oder Bewachung an- 
wendet, um dies Vorhaben zu verhindern und vi welcher sie im 
Gegentheil verpflichtet ist. Streifparteien können namentlich Gefan- 
genentransporte , unter umständen auch dergleichen Depots über- 
fallen, um die Gefangenen ihrer Partei zu befreien. Es erscheint 
dann geradezu als Pflicht dieser Kriegsgefangenen, dass sie ihre Be- 
freier unterstützen. 

Die Einzelauswechslung von Kriegsgefangenen kann zwi- 
schen zwei Kriegsparteien stattfinden, ohne dass irgend von einem 
Vertrage weitergreifender Bedeutung die Bede sei ; die Auswechslung 
findet dann Mann gegen Mann und Grad gegen Grad statt, übrigens 
durchaus nach freier Konvenienz der Kriegsparteien. Denkbar sind 
dabei sonderbare Verhältnisse. Es könnte z. B. vorkommen, dass die 
eine Kriegspartei der andern ihren Obergeneral gefangen genommen 
hätte, und ihr diesen ohne alles Gegenrecht, ohne jede Gegenforde- 
rung zurückgäbe, nur m der Hoffnung, dass er wieder an die Spitze 
■einer Armee gestellt, seinem Feinde neue Siege verbürgte. 

Beim Friedenssohluss findet immer eine Massenrück- 
gabe der Gefangenen statt. Wenn indessen die eine der Kriegs- 
parteien sehr viele Kriegsgefangene gemacht hat und die andere sehr 
WMiige, so steht es bei der erstem und ist auch wohl billig, dass 
sie irgend ein Aequivalent verlange für die Mehrleistung, zu welcher 
aie sieh nun beim Friedenssohluss versteht Dies wird formell und 
vertragsmässig geregelt. 

TU. 

Das Loos der Verwundeten und Kranken kriegführender 
Armeen hat nicht erst seit neuester Zeit, sondern seit lange her die 
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Aufmerksamkeit von Völkern und Begiemngen beeeliäftigt nnd diese 
haben oft darok Einzelkonventionen versueht, jenes Looe möglieliBt 
zu mildern, ohne doch geradezu die Eriegsführung unmöglich su 
machen oder deren Interessen auf eine unzulässige Weise, zu durch- 
kreuzen. Dass hier, wenn überhaupt für Verwundete und Kranke etwas 
geschehen soll, einEompromiss gesucht werden muss, ist klar und 
es ist eben so klar, dass dieser schwer zu finden ist, da Eriegfuhmng 
und Humanität Begriffe sind, die principiell einander aussohliessen. 

Erst in der neuesten Zeit konnte man sieh der Hoffiaung hin- 
geben, dass in dieser Beziehung etwas Durchgreifendes zu erreioheB 
sei; es schienen dazu die Fortschritte namentlich der chirurgischen 
Eunst, die yervollkommneten Verkehrsmittel, das Milderwerden der 
Sitten im Allgemeinen zu berechtigen. Die uneigennützige und uner- 
müdliche Arbeit zweier genferisoher Menschenfreunde, des Arztes 
Dunant und des Präsidenten der Genfer gemeinnützigen Gesellschaft, 
Herrn Moynier, sowie die Erfahrungen» welche während des grossen 
Bürgerkrieges in Amerika gemacht wurden, führten in yerhältoiss- 
mässig kurzer Zeit zum Zusammentritt einer Eonferenz von Delegir- 
ten einer grossen Anzahl europäischer Regierungen, aus deren Be- 
rathungen die Genfer Eonvention vom 22. August 1864, später 
ergänzt durch eine Nachtragskonvention vom 20. Oktober 1868 her- 
vorgegangen ist und welche allmälig von den Regierungen aller ge- 
sitteten Länder anerkannt ist, obwohl man sich von Anbeginn die 
ünvollkommenheit des Werkes schwer verhehlen konnte. 

Die Hauptbestimmungen der Genfer Eonvention besagen Fol- 
gendes : 

„Ambulancen und (stehende) Militärspttäler werden als neutral 
betrachtet, so lange sich Eranke und Verwundete darin befinden nnd 
sofern sie nicht mit militärischer Macht besetzt sind. Das Perso- 
nal der Ambulancen und Spitäler (Aerzte, Apotheker, Krankenwärter 
und Erankenwärterinnen , Feldprediger) wird gleichfalls als neutral 
angesehen, so lange es seine Obliegenheiten erfüllt; es fährt in seiner 
Arbeit der Erankenpflege ruhig fort, wenn auch der Ort, an dem 
sich die Ambulancen und Spitäler befinden, vom Feinde besetzt ist. 
Wenn es diesen Ort verlassen will| so bestimmt der Kommandant 
der (feindlichen) Besatzung den Zeitpunkt des Abrückens, darf den- 
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selben aber obne dringende militöriscbe Gründe nicht zu weit bin- 
ansscbieben. Er läset dann dieses Personal unter sicberer Escorte 
den Vorposten der Armee zafHbren, zn welcher es gehört. Dasselbe 
soll nach besondem Yereinbarnngen, so lange es sich auf feindlichem 
Gebiet nnd unter feindlicher Ottint befindet, doch seine Kompetenzen 
an Gehalt n. s. w. unverkürzt fortbeziehen.^ 

„Das Material der stehenden Hilitärspitäler wird von der 
Partei, welche die Lokalität besetzt, an welcher sie sich befinden, 
in Beschlag genommen; das Material der Ambulancen dagegen, der 
beweglichen Feldspitäler, verbleibt zu freier Yerfügung des zu ihm 
gehörigen Personals.^ 

„Landesbewohner, welche den Verwundeten zu Hülfe kom- 
men, BoUen geschont, als neutral betrachtet und demgemäss beschützt 
werden. Ein in ein Haus aufgenommener Verwundeter dient diesem 
als Schutz (Sauvegarde) , und wer einen Verwundeten in sein Haus 
aufiiimmt, soll mit Einquartierung und theilweise mit Kontributionen 
Tcrschont bleiben." 

„Verwundete und kranke Soldaten sollen ohne An- 
sehen der Partei von den Ambulancen und Spitälern aller Kationen 
aufgehoben und verpflegt werden. Dem Befehlshaber einer militäri- 
schen Partei soll es gestattet sein, unter Zustimmung des Gegners, 
'die verwundeten Feinde, welche während des Gefechtes in seine Hände 
fallen, sofort an ihre Vorposten zu übergeben." 

„Verwundete und Kranke, welche bei ihrer Gtonesung dienstuntüch- 
tig befunden werden, müssen heim, ihrer Partei zugesendet werden, 
solche aber, welche bei ihrer Genesung nicht dienstuntüchtig befunden 
werden, können gleichfalls heimgeschickt werden unter der Bedin- 
gung, während des laufenden Krieges keinen Dienst mehr zu thun." 

„Alle Evakuationen von Spitälern und das sie begleitende 
Personal sind durch unbedingte Neutralität geschützt." 

„Sämitttliche Etablissements und Fuhrwerke, welche der Feld- 
gesundheitspfiege dienen, und sämmtliches bei dieser beschäftigte 
Personal sind durch ein besonderes Abzeichen kenntlich zu 
machen, die erstem durch eine weisse Fahne mit rothem 
Kreuz oder ein gleiches Schild, die letztern darch eine weisse 
Armbinde mit rothem Kreuz." 
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WWtl. 

Man braucht diese Bestimmungen nur dnrolizusehen , um sidi 
sofort za überzeugen, dass ihre strikte Befolgung absolut unmög- 
lich ist, wenn die Interessen der Kriegführung nicht oft genug auf 
die gefährlichste Weise geschädigt werden sollen. Besondere Kompli- 
kationen treten aber noch hinzu durch die zuj^elassene freiwillige 
Krankenpflege und die freiwillige Unterstützung bür- 
gerlicher Gesellschaften beim Aufheben der Verwundeten 
auf den Schlachtfeldern und deren Versorgung. 

Diese bürgerliche Hülfe auf Schlachtfeldern und in Spitälern, 
wenn sie nicht streng geregelt ist, durchkreuzt, beim besten Willen, 
der aber oft von Ostentation und frechen Prätensionen überwuchert 
wird , häufig die Thätigkeit des militärischen Sanitätspersonals. 
Nichtsnutzige Schlachtenbummler treiben Missbrauch mit dem rothen 
Kreuz auf der weissen Armbinde und, ohne etwas zu leisten, erlauben 
sie sich Frechheiten, welchen man eigentlich nur auf eine Weise, 
das einfache Aufhängen solcher Barsche aller Klassen, vernünftig ent- 
gegentreten könnte. 

Eine Folge, an welche die Urheber der Genfer Konvention wohl 
am wenigsten gedacht haben, hat dieselbe daneben gehabt Gerade 
seit sie besteht, welche die Aerzte scharf als Nichtkombattanten hin- . 
stellt und ihnen die höchsten Privilegien derselben siehert, finden 
sich in Armeen, in welchen die militärische Vernunft nur massig 
vertreten ist, emzelne Militärärzte, welche längere Schwerter tragen, 
als die wildesten Dragoner, und mehr als an ihre eigentlichen Fflioh- 
ten daran denken, wie sie an der Spitze ihrer Ambulancebatterieen 
kühne strategische Manöver ausführen könnten, ja welche die beste 
Lust bezeigen, das Armeekommando von sich abhängig zu maclien. 
Diese Leute sind allerdings traurige Ausnahmen, aber zwei solcher 
Gharlatans machen oft mehr Lärmen als tausend tüchtige und pflicht- 
getreue Aerzte, welche sich mit ganzer Seele ihrem schönen Beruf 
hingeben, die Leiden ihrer Mitmenschen zu mildem, — und können, 
wenn ihnen nicht gründlich der Daumen ins Auge gedrückt wird| 
den allerschädliohsten Einfluss äussern. 

Es war vorauszusehen, dass die Bestimmungen der Genfer Kon- 
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Tontion in einem ernBten Kriege nicht würden eingehalten werden 
können ; diese Yoraussicht wnrde namentlich durch den dentsch-fran- 
söeisohen Ejieg von 1870/71 vollkommen bestätigt and es wurden 
nun von beiden Seiten Besohnldigungen wegen Verletzung der 
Genfer Konvention und wegen Hissbrauchs derselben erhoben. 
Diese Anklagen beruhten zum einen Theil gar nicht auf wirklichen 
Thatsachen, sondern auf Erfindungen und Uebertreibungen der Leiden- 
schaft; zum andern Theil beruhten sie wirklich auf Thatsaohen, aber 
auf durchaus unvermeidlichen, deren ünvermeidlichkeit einfach da- 
raus entspringt, dass die Interessen der Humanität und der Krieg- 
ftthrung sich immer nur sehr unvollkommen vereinigen lassen, und 
dass die letzteren im Kriege, solange man einmal Krieg führt, mit 
Noihwendigkeit die erste Stimme haben müssen. 

In Folge des Krieges von 1870/71 konnte die Frage aufge- 
worfen werden, ob es sich überhaupt verlohne, die Genf er 
Konvention aufrecht zu erhalten. Diese Frage musste nun 
allerdings von Jedem, dem Menschlichkeit nicht absolut abhanden 
gekommen ist, bejaht werden. Aber zugleich wurde allgemein aner- 
kannt, dass es nothwendig sei, die Genfer Konvention abzuändenii 
Bestimmungen aus ihr zu streichen, die, so lange Krieg geführt wird, 
dodi unmöglich ausgeführt und aufrecht gehalten werden können, 
die keinen andern Erfolg haben können, als dem National- und Par- 
teihass Stoff zu leidensohaftliohen, ungerechten Anschuldigungen zu 
bieten. 

Beherzigenswerthe Yorschläge zu solchen Aenderungen der Genfer 
Konvention bringt das Werk des Doktor Lueder*, welches den 
von der deutschen Kaiserin Augusta ausgesetzten Preis für die be- 
oierkenswertheste Arbeit über die Besserung des Looses der Ver- 
wundeten im Kriege errungen hat 

Die Vorschläge des Doktor Lueder setzen an die Stelle 



* Die Genfer Konvention. Historiscli und kritiscli dogmatisch mit TorscUägen 
SU ihrer Bessening, unter Darlegung and Prüfung der mit ihr gemachten Er- 
flihrungen und unter Benutzung der amtlichen, theilweiB ungedruckten Quellen 
von Dr. C. Lueder. Erlangen 1876. 
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der Bestimmungen der bisherigen Genfer Konvention die naeUbV 
genden*: 

„1. Die verwundeten nnd kranken Soldaten der feindlieken 
Armee werden aufgehoben nnd behandelt, wie die der eigenen Armee. 
Diejenigen von ihnen, welche dienstuntauglich geworden sind, 
dürfen nach ihrer Heilung und vor dem Ende des Krieges verlangen, 
unter sicherer Bedeckung heimgeschickt zu werden; die übrigen 
unterliegen nach ihrer Heilung den in Kraft befindlichen Verfügungen 
über die Kriegsgefangenen.^ 

„2. Die Partei, welche das ganze Schlachtfeld oder ^nen Theü 
desselben besetzt hält, ist verpflichtet, in der von ihr besetzten Zone 
nach der Schlacht die nothwendige üeberwachung zu sichern, um 
die Verwundeten und Todten, die des Feindes einbegriffen, gegen jede 
Misshandlung und Plünderung zu schützen, — femer die Identität 
der Todten festzustellen, eine regelrechte Todtenschau und eine den 
Ghrundsätzen der Hygiene entsprechende Bestattung vornehmen zu 
lassen. — Sobald es möglich ist, tauschen die Kriegführenden die 
Listen über die Todten, Verwundeten, Kranken und Crefangenen aus, 
welche in ihre Gewalt gefallen sind, sowie die Kotizen über deren 
Zustand. — Jeder Militär und jede zur Armee gehörige Person erhält 
bei Beginn des Krieges ein Abzeichen, oder einen Ausweis, welcher 
gestattet, ihre Identität festzustellen, und dessen Art und Anbrin- 
gungsweise der Gegenpartei bekannt gemacht wird.^ 

„3. Das ganze Sanitätspersonal, das ganze mit dem Kranktti- 
transport beauftragte Personal, die Feldprediger, die freiwiBigen 
Ejrankenwärter, welche officiell anerkannt, unter eine offizielle Lei- 
tung gestellt und mit einer bestimmten Uniform versehen sind, wer^ 
den als Nichtkombattanten und nicht als Feinde betrachtet Diese 
Personen sind unverletzlich und müssen als solche sammt ihrem 



* um etwaigen MissyerBtftndnissen yorxnbengen, bemerken wiransdrttcklich, dass 
wir diese Yorschl&ge ans dem Franiösischen surftckäbergetit haben, da aas du 
deutsche Origioal de« Lueder'schen Werks sar Zeit der Bearbeitung dieses Ab- 
schnittes gerade nicht sugänglich war. Stimmt die BackabersetcnBg dem Sinne 
nach vollkommen mit dem Original, so wird dies ein Beweis mehr fftr dessen 
Präcision des Ausdrucks sein. 
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EigeBthom und iliren Bedienten, sowohl in der Aneübung ihrer Fonk- 
tionea, als auf Märschen, in Cantonnements n. s. w. beschätzt wer- 
den. — Ihrerseits übernehmen diese Personen die Verpflichtung, ihre 
Funktionen in Spitälern und auf dem Schlachtfelde auszuüben, selbst 
n&ohdon diese vom Feinde besetzt sind. Die Eücksendung zu ihrer 
Partei können sie erst beanspruchen, wenn ihre Gregenwart nicht 
mehr nöthig ist und das feindliche Kommando nach gewissenhafter 
ITeberlegung dafür hält, dass dieser Eücksendung keine besondere 
militärische Eüoksicht im Wege steht. — Wenn kein Hindemiss be- 
steht, muss die Bücksendung unter guter Eskorte und auf dem kür^ 
zesten Wege stattfinden, welchen die militärischen Bücksichten ge- 
statten. — Während seines Aufenthalts auf vom Feinde besetztem 
Ghbiet hat das Sanitätspersonal Anspruch auf alle Gebühren der 
Militärs vom gleichen Bang der okkupirenden Armee; — und wenn 
eine bestimmte Gleichstellung mcht besteht, auf verhältnissmässige 
Gebühren, welche auf angemessene Weise seinen Unterhalt sichern. 

— Das fremde Sanitätspersonal muss sich aller Handlungen von 
EombAttcmten enthalten, vorbehaltlich des Bechts der Nothwehr; es 
muss sich den Befehlen und der Autorität der femdlichen Partei 
unterwerfen und jegliche Feindseligkeit gegen die fremde Armee ver- 
meiden. — Jedes Handeln zuwider diesen Vorschriften ermächtigt 
die Gegenpartei, die Stellung des Fehlbaren als Nichtkombattanten 
als auigehoben zu betrachten und ihn der Militärstrafgerichtsbarkeit 
oder dem Eriegsrecht zu unterwerfen.^ 

„4. Die beweglichen oder festen Sanitätsanstalten, Lazarethe, 
Spitäler, Ambulancen, Verbandstellen, Sanitätszüge, Sanitätstrains und 
Fuhrwerke, welche zum Transport von Verwundeten bestimmt sind, 
dürfen mit Absicht weder angegriffen, noch beschädigt, noch gefangen 
genommen, noch in ihrem Dienste behindert werden. — Feste Eta- 
blissements dieser Art müssen von der okkupirenden Partd, welche 
den Befehl über sie an sich nimmt, beschützt und bewahrt werden« 

— Sie dürften angegriffen werden, wenn sie zu offensivem oder de- 
fenaivem Zweck von Truppen besetzt oder sonst für eine Eriegs- 
liaadlnng nutzbar gemacht wären. Dieser Fall besteht aber nicht, 
wenn sie mit einem einfachen Posten zur Aufrechthaltung der Ord- 
nung und Buhe besetzt sind. — Das Material der festen Spitäler^ 
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immerliiii mit Ausnahme des persönlichen Eigenthnms des SanitSti- 
Personals bleibt zur Verfügung der besetsenden Partei, welche diosaa 
Material mitbenutzen kann, ohne dass dies das Becht znr Wegnahme 
begründe. Das Material der beweglichen Anstalten, Pferde und 
Fuhrwerke einbegriffen, steht nicht znr Verfügung der okknpirende» 
Partei." 

„5. Die Personen nnd Anstalten, welche nach den vorigen A^ 
tikeln für unverletzlich gelten sollen, müssen zum Zeichen dieser ün- 
verletzlichkeit eine Auszeichnung tragen, welche ihnen von ihrer Bs- 
gierung geliefert wird und mit dem Stempel derselben oder einer von 
ihr bezeichneten Behörde versehen ist Diese Personen oder An- 
stalten müssen überdies mit einer Ermächtigung auf ihren Namen 
und mit einem Ausweis versehen sein, durch welchen ihre Identitit 
festgestellt werden kann ; — diese Papiere müssen von einer kompe- 
tenten Behörde ausgestellt sein. Nur der Besitz aller dieser, gehörig 
nach dem Yorigen ausgestellten Papiere gibt das Becht auf die ün- 
verletzlichkeit , die in den vorigen Artikeln präcisirt ist. — Die 
Auszeichnung besteht in dem rothen Qenferkreuz auf weissem Grund 
und wird als Armbinde von Personen getragen, als Fahne von den 
Etablissements geführt, welche daneben die nationalen Farben auf- 
hissen müssen. — Die unberechtigte Führung dieser Auszeichnung 
wird nach der Strenge der Kriegsgesetze bestraff 

„6. Zur Zeit der Besetzung feindlichen Gebiets und auch in 
andern Momenten wird das Kommando die Einwohneic auffordern, den 
Verwundeten beider Parteien Hülfe zu leisten und ihnen begreiffioh 
machen, dass der verwundete Soldat, welcher Nation er auch ange- 
höre, kein Feind mehr ist, dass die Hülfe, welche sie ihm gewähren, 
ihnen keine Unannehmlichkeiten oder Gefahren, nur Yortheile ge- 
währen kann; da diejenigen, welche sich durch Aufheben und Be- 
sorgung von Verwundeten bemerkbar machen, gewisse Vergünsti- 
gungen geniessen werden, wenn es sich um die Vertheilung der Lasten 
aller Art, für Quartiergebung u. s. w. handelt, [und da die Bänme, 
in welchen Verwundete aufgenommen sind, soviel möglich werden 
geschont werden. — Immerhin wird der Zugang zum Schlachtfeld 
während des Gefechtes und unmittelbar nach demselben den Landes- 
bewohnern und im Allgemeinen allen nicht besonders ermächtigten 
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Personen nnr auf eine förmliche vom Kommando gegebene Erlaub- 
niBB bin gestattet. Jedes Zninderbandeln wird mit Anvendnng von 
Gewalt nnd nnter Anwendung der Eriegsgesetze verbindert ^^^ ^^ 
straft" 

„7. Die vorbergebenden Bestimmungen werden durcb die Be- 
giernng mögliobst genau zur Eenntniss der Truppen und aller der- 
jenigen, welcbe es angeben kann, gebracbt, — und beim Kriegsaus- 
bmcb wird wieder daran erinnert. Die Begierungen setzen strenge 
Strafen auf alle Uebersobreitungen." 

Die Yorscbläge des Herrn Dr. Lueder sind jedenfalls viel prS- 
eiser und entsprecben den tbatsäoblicben Yerbfiltnissen des Krieges 
viel besser, als die ursprünglioben Bestimmungen der 6renfer Kon- 
vention. Aber es ist unzweifelbaft, dass aucb ibre mögliobst genaue 
Befolgung gegenseitigen Anscbuldigungen und Kontestationen aller 
Art kein Ende maoben würde, weil eben eine solcbe Bedaktion von 
Artikeln über diesen Gegenstand, solange sie notb wendig ersobeinen, 
absolut unmöglieb ist. 

Es bleibt nicbts anderes übrig, als sicb> den Tbatsacben zu 
unterwerfen und die unerbittlicben Gesetze des grausamen Krieges 
anzunebmen, so lange Krieg gefübrt wird. Die Menscblicbkeit wird 
im Kriege stets wesentlicb die Sacbe des Einzelnen bleiben und dessen 
Einfiuss ricbtet sieb nach der Stellung, welcbe er im Heere «innimmt. 
Humanität der obersten Führer maebt die Kriegführung im Allge- 
meinen human, soweit es eben mögb'ob ist. 



In früheren Jahrhunderten und tief bis in die neueste Zeit hinein 
galt das individuelle Beutemacben in bestimmten Grenzen für 
ein Becht des Soldaten. Das Eigenthum des Gefangenen fiel von 
Becbtswegen demjenigen zu, der ihn gefangen gemacht hatte. Gegen 
die Ausübung dieses Bechtes sträubte sich allerdings stets das feinere 
Gefühl gebildeter Krieger. Aber heute erst ist es ein anerkannter 
Grundsatz geworden, dass das Privateigenthum im Kampfe gefangener 
Militärs, Kombattanten oder Nichtkombattanten, ihnen gelassen und 
geachtet werde. 
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Dagegen wird alles in den Kämpfen gewonnene Eigenthnm dei 
feindlielien Staates, nnr die Ambnlanoen ausgenonunen, als Beate 
betraehtet; dahin gehören also die sogenannten Trophäen, Fahnen 
nnd Kanonen, alle Waffen, Pferde, Kriegsfohrwerke, KriegSYorriÜM 
aller Art an Hnnition, Lebensmitteln, Bekleidungen, Lagemtensilien. 
Diese Kriegsbeute ist aber heute nicht mehr Beute des Individuums, 
vielmehr ist sie Generalbeute, sie wird Eigenthum des Staates, 
dessen Truppen sie genommen baben, und diesem Staat bleibt ei 
vorbehalten, die Krieger, welche sich bei der Wegnahme der Beute 
besonders hervorgethan haben, individuell, wie in ganaen Trupps, zu 
entschädigen oder zu belohnen, durch Avancements, durch Dekors- 
tionen, durch Auszeichnungen anderer Art an den Uniformen und 
Fahnen, endlich audi durch Geld. Die Höhe der Summen (Douceur- 
gelder), welche einzelnen Soldaten oder ganzen Truppentheilen ftr 
die Eroberung von Kanonen oder Fahnen zu zahlen sind, wird anoh 
in unsem Tagen noch bisweilen beim Beginne des Kri^es von der 
Staatsregierung oder dem Heereskommando festgesetzt 



Truppen in invadirtem Lande kommen nun kämpfend ausser zs 
den feindlichen Truppen auch zu den „friedlichen Bewohnern" 
des Landes in direkte Beziehung bei jedem Kampfe um bewohnte 
Orte, mögen diese übrigens befestigt sein oder nicht. Da woUbd 
nun die Yölkerrechtslehrer auch eine Menge Grundsätze, die befolgt 
werden sollen, aufstellen. Wenn man diese Grundsätze und Begeh 
genauer ansieht, so wird man finden, dass sie wahrhaftig das Papier 
nicht werth sind, auf welches sie geschrieben und gedruckt wurden, 
weil immer ein Satz den andern aufhebt und jeder unter der Beserve 
ausgesprochen wird: „soweit es die Erfüllung des Kriegszweckes 
erlaubt" 

Zu den Mitteln, befestigte Plätze zu nehmen, gehören unter An- 
derm die Aushungerung mittelst einer engen Einsohliessung 
(Blokade) und das Bombardement 

Die Wirkung der Blokade kann der Kommandant eines mit 
einem Angriff bedrohten befestigten Platzes gänzlich verhindern ode^ 
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wenigstens sehr weit hinaasschieben, dadnrcli erstens, dass er für 
eine weitgehende Yerproviantirang seines Platzes rechtzeitig sorgt 
nnd zweitens dadnroh, dass er alle Personen, welche der Yertheidi- 
gong nichts nützen können, oder als solche taxirt werden und welche 
sich nicht selbst auf eine bestimmte Zeit im Voraus yerproviantiren 
können, also Greise, Kinder, Frauen und unter diesen wieder die 
Armen vorzugsweise aus dem Platze rechtzeitig ausweiset; alles 
Das, was man in ungebildeteren Zeiten die „unnützen Mäuler^ zu 
nennen pflegte. Für rechtzeitig kann diese Ausweisung nur gehalten 
werden, wenn sie vor dem Eintreten der Blokade erfolgt. 
Ist die Blokade eingetreten, so fragt es sich natürlich, ob der An- 
greifer die „unnützen Mäuler" passiren lassen will* In neuester 
Zeit hat man dies als eine Pflicht des Belagerers, als einen Sats 
des „Yölkerrechts" hinstellen wollen und man hat dem Belagerer 
zum Vorwurf gemacht, dass er dieser Pflicht nicht nachkommen 
wollte. Es kann doch aber schwerlich etwas Ungerechteres gedacht 
werden. Der Belagerer muss natürlich den belagerten Platz so schnell 
als möglieh in seine Gewalt zu bekommen suchen. Nun denke man 
sich, in einer Festung befinden sich, die Besatzung einbegriffen, 100,000 
Einwohner. Nachdem sie blokirt ist, fällt es dem Kommandanten 
einy dass 20,000 M. zur Vertheidigung hinreichen und allein dieser 
dienen können, und er will nun 80,000 unnütze Mäuler mit Seelen- 
ruhe abschieben. Behält er sie in der Stadt, so kann er sich viel- 
leicht nicht vierzehn Tage halten, wird ihm aber gestattet, sie ab- 
zuschieben, so kann er sich zehn Wochen halten. Und man wollte 
dem Belagerer vorschreiben, einen derartigen Naohtheil muthwillig 
auf sich zu laden! — Will weder der Belagerer die ausgewiesenen 
unnützen Mäuler ruhig passiren lassen, noch der Vertheidiger die 
von jenem abgewiesenen wieder in den Platz aufnehmen, so muss 
doch die Anklage der Grausamkeit auf die beiden feindlichen Kom- 
mandanten mindestens vertheilt werden. Nach Billigkeit erscheint 
hier aber in der That der Vertheidiger als der Einzige, welchem die 
Grausamkeit in die Schuhe geschoben werden dürfte. Von ihm hing 
es ab, rechtzeitig an das Abschieben der unnützen Manier zu 
denken. 

Ein Zweck, den der Belagerer einer Festung mit der Blokade 
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verfolgt, ist anoh der, sie möglichst vollständig zu isoliren, um 
ihren Bewohnern nicht hlos materielle, sondern anch moralische Be- 
ängstigungen zu verschaffen. Der Belagerer sucht daher anch auf 
alle Weise die Nachrichtenverhindnng des Platzes mit der Anssea- 
welt zn hindern; um sicher in dieser Beziehung zu gehen, iSsst er 
eben Kiemanden in den Platz hinein und Niemanden, wer es anck 
sei, aus dem Platz heraus. Diplomaten neutraler Mächte, die sieh 
^mal selbst in einem belagerten Platz haben einschliessen Lassen, 
haben in dieser Beziehung kein anderes Becht als gewöhnliche Men- 
schen. Wenn sie vor der Einschliessung oder während derselben vom 
Belagerer auf das Schicksal, welchem sie sich beim Verharren aa^ 
setzen, aufmerksam gemacht werden und ihnen binnen einer gegebenen 
Frist das Verlassen des Platzes noch gestattet wird, so ist das 
lediglich eine Höflichkeit des Belagerers, die Pflicht kann ihm un- 
möglich auferlegt werden, beliebige Leute, mit denen er gar nichts 
zu schaffen hat, an alle möglichen Verhältnisse zu erinnern, in welche 
sie sich bringen können und ihnen lange Vorlesungen fiber die Kriegs- 
kunst zu halten, auf deren Verstehen sie meist sehr schlecht Y0^ 
bereitet sind. Bei der Einschliessung von Paris kam dieser Gegen- 
stand mehrfach zur Sprache und es wurden dabei die sonderbarsten 
Ansichten vorgebracht. 

Der Vertheidiger eines Platzes hat natürlich das höchste 
Interesse, sich mit der äussern Welt in Verbindung zu erhalten, 
und er wendet zu diesem Zweck alle denkbaren Mittel an. Es ve^ 
steht sich aber von selbst, dass er dies auf seine Gefahr thut, und 
dass der Belagerer keineswegs verpflichtet werden kann, dieses oder 
jenes Mittel anzuerkennen. Vielmehr wird er vollständig „berechtigt* 
sein, gegen dieselben jede Grewalt anzuwenden. Kur sollte er f&r 
diese Gewalt ebenso wenig ein Hecht in Anspruch nehmen wollea, 
als der Belagerte für die Anwendung seiner Mittel fUr den Verkehr 
mit Aussen. 

Der Belagerte bedient sich unter Anderm besetzter oder unbe- 
setzter Luftbaillons zur Vermittlung seines Verkehrs mit Aussen; 
der Belagerer schiesst dieselben herunter, wenn er es kann^ nimmt 
sie in Beschlag, wenn sie in seinem Bereich herunterfallen, nimmt 
in Beschlag Alles, was sie enthalten, Briefschaften u. s. w.; er hat 
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ancli ihre Bemannung gefangen, damit sie nicht mtlndUoh Kaohriohten 
für ihre Partei überbringe. Das verlangt die Yemonft Aber wenn 
der Belagerer dieser Bemannung als Yerräthem oder Bebellen von 
seinen Kriegsgerichten den Prooeas machen lässt, so überschreitet er 
die Grenzen der YemnnfL 

Wird der Belagerer etwa noch die Brieftauben, deren er sich 
bemächtigt, vor seine Kriegsgerichte stellen und sie kriegsrechtlich 
hangen lassen? Uns würde es nicht mehr wundem, auch über diesen 
delikaten Punkt einen weitläufigen Diskurs in einem allermodemsten 
völkerrechtlichen Werke zu finden. 

Der Belagerer einer Festung wendet das Bombardement an, 
um nicht bloss deren Besatzung, sondern auch ihre Bevölkerung in 
Schrecken zu setzen, um zu bewirken, dass gerade die wehrlose Be- 
völkerung auf die Besatzung, auf deren Kommandanten einen Einfluss 
übe und ihn, wenn er nicht herzensfest ist, zu einer möglichst schleu- 
nigen üebergabe bestimme. 

Im 18. Jahrhundert, als die absolute Monarchie bis in ihre 
letzten Konsequenzen entwickelt und Heer und Yolk folgerecht durch- 
aus von einander getrennt waren, da der Fürst der Staat und das 
Heer des Fürsten war, richtete der Belagerer seine Anstrengungen 
wesentlich gegen die Besatzung, gegen die militärischen Yer- 
theidiger der Festungen; — das Bombardement, die Entsendung 
von Wurf-, Spreng- und Brandgeschossen auf die von der Befestigung 
umschlossene Stadt, auf die Häuser ihrer friedlichen Bewohner, war 
nicht gebräuchlich. In der That liessen aber auch technisehe Yer- 
hältnisse seine Anwendung wenig nothwendig erseheinen. 

Die Festungen waren mit weniger und schwacher Artillerie ver- 
sehen, so dass die künstliche kunstgerechte Sappe, für ;nodeme Zeiten 
geradezu zum unsinnigen Kunststück geworden, eine berechtige An- 
wendung finden konnte. Die Artillerie bestand aus Kanonen, welche 
den Schuss unter sehr geringen Elevationen und durchweg mit YoU- 
kugeln anwendeten, und aus Wuri^schützen, wesentlich Hortieren 
(Mörsern), welche in hohem Bogen Spreng- und Brandgeschosse 
warfen. Die Wirkung der Artillerie, des direkten und indirekten 
Schusses, des Yollschusses und des Brand- und Sprengschusses, die 

14 
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Wirknng gegen die feindlichen Mauern und dasjenige, was sie nicht 
speciell HilitäriflcheB einschloBsen, konnten anseinander gehal- 
ten werden, und dies wnrdenoch dadurch weiter ermöglicht, dass 
die Entfernungen, auf welche die Artillerie wirkte, nach heutigen 
Begriffen sehr geringe waren. 

Nun hat sich heute dies Alles verändert Die Artille. 
rie kennt nur noch Sprenggeschosse ; ein derartiges Auseinanderhalten 
in den ElevationsverhältnisBen , wie es früherhin nothwendig war, 
existirt heute niclit. Die Entfernungen, auf welche die Artillerie wirkt, 
haben sich verfünffacht und mehr. Heer und Yolk sind tberaU wie- 
der in eine innigere Verbindung getreten. 

Und dennoch, die Yölkerrechtslehrer sprechen heute, im letztes 
Yiertel des 19. Jahrhunderts vom Bombardement ungefähr ebenso, 
als sie es vor asweihundert Jahren noch mit Beoht gekonnt hätten. Dem 
biedern, naiven Bombardier kommt dies sonderbar vor. Man sagt 
ihm, dass diese Yölkerrechtslehrer lange Jahre alles Mögliche und 
Unmögliche studirt haben und dass sie jetzt wieder die Jugend er- 
ziehen, aus welcher die Begierer der Zukunft hervorgehen Bolleo. 
Schliesslich kann er doch zu kemem andern Besultat gelangen, als 
dass er sich vor den Kopf schlägt und sagt: „Entweder sind die 
Herren verrückt oder ich bin's''. 

Wir unsererseits wollen auf den absoluten Unsinn, der in ge- 
lehrter Weise über Bombardements vorgebracht wird, hier nicht ein- 
treten. Das Bombardement ist ein Kriegsmittel wie jedes 
andere; es ist nicht grausamer als ein anderes, nicht graitBamer 
z. B. als das Aushungern ; man darf ihm auch nicht vorwerfen, dass 
es die Unschuldigen statt der Schuldigen strafe. Denn dieses ist 
überhaupt ein JBLauptgesetz des Krieges : die Fürsten , welche den 
Krieg anzetteln, befinden sich schliesslich immer sehr wohl, wemi 
die Sache verhältnissmässig auch noch so schief für sie geht, — 
und die „ruhmreichen^ Yerstümmelten , vielleicht zwanzigjahrigs 
Jünglinge, denen ein ganzes arbeitsvolles, aber ihnen befriedigend 
scheinendes Leben verkümmert und in Elend verwandelt ist, halen 
an der Anstiftung des Krieges, in welchem sie verstümmelt und 
ruhmgekrönt wurden, wohl sdir selten irgend einen Antheil, selten 
nur Begeisterung dafür gehabt. — Wir lassen folglich auf Grund 
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unserer UnlSnglich bekannten Anseliannng von den Yerhältnissen des 
Krieges alle thöiioliten Phrasen, mögen sie von Yölkerrechtslehrer- 
vereinen oder von Yereinen für den Thierschutz, die den Mensohen- 
sehntz vergessen, aasgeken, gänzlich bei Seite nnd wollen nur einiger 
in nenester Zeit in Betreff der Bombardements vorgebrachter Forde- 
rungen gedenken, die allenfalls — wir sagen mcht mehr — ver- 
dienen könnten, der Disknssion denkender Wesen nnterworfen zn 
werden. 

Blnntschli — wir lassen gerne diesen Yölkerrechtslehrer reden, 
der sich in nenester Zeit bedenklich in den Yordergnind gedrängt 
hat — sagt 46 [554] : „1. Die gute Eriegssitte verlangt, dass der 
Belagerer, wenn es thnnlich erscheint, vor dem Bombardement eines 
Platzes die Absicht dazu ankündige, damit die Nichtstreiter, insbe- 
sondere Weiber nnd Kinder entfernt oder sonst in Sicherheit gebracht 
werden. 2. Indessen kann üeberraschnng mit einem Bombardement 
nöthig sein, nm den Platz bald zn gewinnen nnd dann ist die Unter- 
lassung jener Anzeige gerechtfertigt^ 

Jeder unbefangene wird finden, dass schon der erste der eben 
citirten Sätze durch die Einschaltung, „wenn es thnnlich erscheint^, 
worüber natürlich nur der einzelne Mensch, welcher Komman- 
dant des Belagerungskorps ist, entscheiden kann, — sich selbst 
aufhebt, und dass dann der zweite Satz den ersten vollständig 
aufhebt. Und diesen Galimatias nennt man „Yölkerrecht", und man 
erkennt die Leute, die ihn predigen, nicht blos für gewöhnliche 
vernünftige Menschen, sondern für „Weise^ an. Gibt es* denn 
keinen Ausweg, ist es denn wahr, dass der Unsinn ewig sieg- 
reich bleibt? Yerzweifelte Aussicht, aber man wird sich der Noth- 
wendigkeit unterwerfen müssen. 

Unserer Ueberzeugung nach kann dem Belagerer unmöglich 
vernünftiger Weise zugemathet werden, ein Bombardement im Yoraus 
anzukündigen , „damit die Kichtstreiter , insbesondere Weiber und 
Kinder entfernt oder sonst in Sicherheit gebracht werden". Festun- 
gen werden erbaut, um Widerstand zu leisten; es ist nicht Sache 
des Belagerers, zur Erhöhung ihrer Widerstandskraft etwas bei- 
anitragen« Das würde er aber thun, wenn er ein Bombardement 
lange vorher ankündigte, mit der Absicht, dem Belagerten zu ge- 
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statten, dass dieser in aller Buhe seine Yorkehrangen treffSe, um 
dessen Wirkung abinsoliwächen. Der Belagerer kann mit einer Auf- 
forderung znr üebergabe die Androhung eines Bombardements ver- 
binden, falls die üebergabe nicht za bestimmter gestellter Frist 
erfolgt und kann damit seinen Zweck erreichen, ohne dass er zu 
einem immerhin gransamen Mittel greifen müsse. Etwas Anderes 
kann man von ihm billiger Weise nicht fordern. 

Das völkerrechtliche Verbot, o£Pene Städte, welche nicht ver- 
theidigt werden, zu beschiessen, scheint uns ttberflttssig. Es ist uns 
wenigstens kein einziger Fall bekannt, dass ein militäxisoher Führer 
eine solche Besohiessung, etwa zu seinem YergnUgen, vorgenommen 
habe. Wenn man dagegen einen offenen Ort vom Feinde besetzt fin- 
det, so gebieten die einfachen Segeln der Taktik, dass man beim 
Angriff sein Feuer nicht blos gegen den Umfang richte, sondern 
auch gegen ^as Innere des Ortes selbst, um die Verbindungen des 
Feindes zu unterbrechen und um seine Beserven zu treffen. 



Wir gelangen nun zu den Theilen des Kriegsschauplatzes, in 
welchen der eigentliche Krieg nicht mehr wüthet, die der Invasor 
im feindlichen Lande okkupirt hat, durch welches seine Verbindungen 
mit dem eigenen Lande laufen, aus denen direkt er HülfiBmittel f&r 
die Kriegführung ziehen kann und welche daher für diese letztere 
eine nicht mindere Bedeutung erhalten, als das Gebiet der Sphire 
des Kampfes im engem Sinne. 

Im 16. und im 17. Jahrhundert noch wurde der Satz : die 
Kriegskunst bestehe darin, dem Feind so viel üebel als möglich zu 
bereiten, in seiner vollsten Bohheit aufgefasst* und angewendet und 
unter dem Feinde wurden nicht blos die Kämpfer des Heeres, son- 
dern auch die friedlichsten Einwohner des invadirten, selbst des be- 
freundeten und oft des eigenen Landes verstanden. Wo das Heer 



* Histoire de Tlnfanterie fraagaise p«r le O^^ral Sassne. Paris 1876. 
J. p. 161, 
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dnroliiog, raabte es, pltlnderie, soliändete, brannte nnd yerwttatete, 
nnd liess sioh Brand und Yerwüstungen nur etwa durch schwere 
Geldkontribntionen (Brandschatznngen) abkaufen. 

Ln 18. Jahrhundert wurde dies besser, theils in Folge der 
vollen Begründung der absoluten Monarohie, welche die Ejriege zu 
Fürstenkriegen machte und ihnen den nationalen Charakter, den 
Charakter höchster Leidenschaft nahm, theils in Folge der gesteiger- 
ten Humanität und des besser erkannten Eigeninteresses der Eroberer 
und Invasoren. 

Und heute ist es hauptsächlich diese Erkenntniss des eigenen 
Interesses der Invasoren, welche ihnen verbietet, in okkupirtem, in 
fnndlichem Lande den Bogen zu scharf anzuspannen, dasselbe leistungs- 
unfthig zu machen durch tolle Verwüstung, die Einwohner zur Ver- 
zweiflung zu treiben. Das herrschende Gesetz ist heute, den Ein- 
wohnern okkupirter Gebiete die Ohren nur nach und nach und unter 
Anwendung lindernder Hittel, unter Umständen der Chloroformirung 
abzuschneiden. Daraus entspringen, bei Lichte besehen, die heut all- 
gemein geltenden Segeln für das Verhalten des Okkupators im 
durchzogenen oder hinter der Front besetzten feindlichen Gebiet, wie 
wir sie alsbald in aller Kürze beleuchten wollen. Wir schicken nur 
noch zweierlei voran, nämlich erstens, dass allerdings auch heute 
noch im Einzelnen unnütze Grausamkeiten in solchen Gtebieten vor- 
kommen, dass Dinge vorkommen, die ein anständiger Mensch eigent- 
lich bei sich nicht rechtfertigen kann, die aber dennoch durch 
die Umstände mindestens einigermassen entschuldigt werden, — 
dann zweitens , dass einzelne Völkerrechtslehrer diametral ein- 
ander gegenüberstehende und unmöglich zu erfüllende Forderun- 
gen stellen. 

So finden wir bei Honteil (Le oongris de Bruxelles) folgende 
%tze als Forderungen : „Der Feind kann unter keinem Vorwand die 
Mitwirkung der Bevölkerung des invadirteü Landes -verlangen; er 
kann sie nicht strafen dafür, dass sie sich ihm nicht unterwirft; die 
Bewohner invadirter Länder dürfen nicht als entbunden ihrer Ver- 
pflichtungen gegen das Vaterland betrachtet werden; der Feind darf 
keine Greisein nehmen; das Frivateigenthum darf nicht der Plünderung 
überliefert werden;" — dagegen dann wieder bei Bluntschli (35 



— 214 — 

[544]): „Soweit die Besitznahme der feindlieben Eriegsmaoht reickt 
und 80 lange sie dauert, erscheint die Begiernngegewalt des g^gneori- 
sehen Staates verdrängt. Inzvisehen sind die Bewohner der besetsten 
Gebiete zu keinem Grehorsam gegen die verdrängte Begierong ver- 
bunden, aber genöthigt, der tbatsächlich herrschenden Eri^gewalt 
staatlichen Gehorsam zu leisten. — Die Besitznahme eines Gebieta- 
theils hört aber nicht schon dadurch auf, dass die besetzenden Trup- 
pen wegziehen. Wenn die Armee vorwärts marschirt in Feindesland, 
so bleibt zunächst das hinter ihr liegende Gebiet in ihrem 
Besitz, auch wenn sie keinen Soldaten mehr dort stehen hat, und 
zwar so lange, bis sie entweder den Besitz absichtlich. aufgibt, oder 
bis sie wieder mit Gewalt aus dem Besitz verdrängt wird.'' 

Während die Honteirsohen Forderungen, zugestanden, theilweise 
geeignet sind, die Führung des Krieges in der militärischen Form 
der Offensive, welche ja auch derjenige wählen kann, welcher poli« 
tisch gedacht als Tertheidiger. auftritt, unmöglich zu machen, ver- 
nichten die Bluutschli'sohen Sätze in ihrer Unbestimmtheit und xa- 
sammengehalten mit der Illustration, die sie 1874 auf dem Brüsseler 
Kongress erhalten haben, wiederum den Tertheidigungskri^ , dies 
sicher meist zum Schaden des Rechtes und der Civilisation. 

Während die Bömer, Soldaten und Advokaten zugleich, in 
ihren Anfängen den höchsten Werth auf die Beobachtung völker- 
rechtlicher Formen legten und an diesen bis zur Pedanterie hielten, 
kamen sie im Laufe ihrer Eroberungskriege zu der Ansicht, dass es 
ein Verbrechen sei, ihnen zu widerstehen und dass sie berechtigt 
seien, Völker, welche sich ihnen widersetzten, ihr Joch nicht ohne 
Weiteres auf sich nehmen wollten, nicht mehr als Feinde, sondern 
als Beb eilen zu behandeln. Julius Cäsar, welcher in dieser Be- 
ziehung Grosses leistete, war doch nur der getreue Repräsentant der 
volksthümlichen Ansicht der Römer seiner Zeit. 

Und heute wieder zeigen die Deutschen eine bedeutende 
Neigung, ähnlichen Meinungen zu folgen und stellen ihre Völker^ 
rechtslehrer zu deren Vertretung an. Der Besiegte soll nicht blos mit 
Gewalt niedergehalten werden, er soll auch die Gewalt, der er uuter- 
liegt, für Recht, den Widerstand gegen die Gewalt, welchen er 
versucht, für rechtlich strafbar aikeillieili er soll in die Lage 
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das Soldaten Mharer Zeiten versetzt urerdes, welohery wenn ihm die' 
froUiche Laune eines Yorgesetzten fünfundzwanzig auf den Salva 
venia diktirt hatte, nach deren Empfang sich für „gnädige Strafe" 
bedanken mnsste. 

Nachdem wir diese einander so sehr widerstreitenden Tendenzen 
im Kurzen aufgezeigt, sehen wir uns die Dinge an, wie sie in der 
Praxis sich ungefähr stellen und wie sie, — das grausame Gesetz 
des Krieges einmal angenommen, — beiden feindlichen Parteien nicht 
angenehm, aber erträglich und gewissermassen billig erscheinen 
müssen. 

Der Invasor, welcher feindliches Land besetzt, selbst wenn er 
den besten Willen hat, dasselbe schliesslich zu seinem Eigenthum 
zn machen, darf dasselbe vorläufig immer nur als vorübergehenden 
Besitz betrachten; in sein Eigenthum kann es nur übergehen durch 
einen förmlichen Friedensvertrag, durch welchen der besiegte Feind 
und vermittelnde Mächte den Eigenthumswechsel anerkennen. 

Der Invasor aber, als Besitzer, hat, so lange die Okkupation 
dauert, die Nutzniessung des Besitzes. Er nimmt das okkupirte 
Land vorläufig unter seine Regierung und Verwaltung, bedient sich 
des Staatseigenthums, welches er auf dem besetzten (jebiete vor- 
findet, völlig frei, — für Domänen und sonstige fürstliche Güter 
werden oft Höfiiohkeitsausnahmen gemacht, da es namentlich seit 
dem 18. Jahrhundert in Gebrauch in Europa gekommen ist, dass 
die Monarchen ihre gegenseitige Wuth nur an ihren TJnterthanen 
auslassen, sieh aber unter einander und persönlich als liebe Brüder 
achten und lieben, trotz alles Haders, eine ziemlich billige Ausübung 
der Lehren des Christenthums. — Das Privateigenthum auf dem 
besetzten Gebiet soll der Invasor, — - soweit möglich — nicht 
mehr in Anspruch nehmen und nicht anders in Anspruch nehmen, 
als dar eigentliche, vorübergehend depossedirte, Souverän. 

Im Interesse des Invasors liegt es, dass die alten Beamten im 
Dienste bleiben; denn sie kennen die Verhältnisse des Landes, der 
Invasor sucht in diesem Lande Unterkunft, an Ort «nd Stelle Ver- 
pflegung, — was er für die Verpflegung an Ort und Stelle findet, 
ist immer das beste-, die der Armee naohgeiührten Vorräthe werden 
immer nur aushülfsweise benutzt werden können, — woran kein 
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neaerfimdener ExiegskommiBsär mit aller seiner Nasewdfilieit etwas 
ändern wird; — der Inyasor mnss im Allgemeinen die Hülfisqnelleii 
des hinter seiner Armee bleibenden Gebietes auszunutzen suchen, er 
muss die Verbindungswege durch dasselbe so sicher als möglich in 
seiner Gewalt zu halten suchen, in unserer Zeit also vor allem die 
Eisenbahnen. 

Je ruhiger es also auf einem solchen besetzten Gebiete zu- 
geht, desto besser für den Invasor; je mehr Alles beim Alten 
bleibt, desto besser für ihn. Es liegt in seinem Interesse, wenn dieses 
Gebiet Ton „ruhigen Bürgern^ bewohnt ist, diese nicht etwa durch 
Gewaltschritte zu Gewaltth&tigkeiten aufzureizen, die sonst ihrem 
Charakter ganz fem liegen; es liegt in seinem Interesse, den „weniger 
ruhigen Bürgern" keine Verwände zu Gewaltthätigkdten, ihnen keine 
Stütze in den ruhigen Bürgern zu geben. Er muss das besetzte 
Gebiet ausnutzen, er muss zu diesem Behufe auch das Frivateigen- 
thum in Mitleidenschaft ziehen. Aber es wird für ihn gut sein, dass 
er dies Alles in den liebenswürdigsten und in den eingewohnten 
Fonnen zu thun versuche. Mit der Masse der Bevölkerung muss er 
suchen mit dieser LiebenswiLrdigkeit und mit dem Grewohnheitsreoht 
auszukommen; er muss sich jeder überflüssigen G^waltthätigkeit 
enthalten. 

Et darf zum Beispiel von den Beamten, mögen die Völkerrechts- 
lehrer darüber lehren was sie wollen, nicht ganz ohne Notli Eäd- 
und Treuschwüre für sich verlangen. Jeder politische Eid tragt den 
Makel einer tiefen ünsittlichkeit an sich; der politische Eid unter 
den hier vorausgesetzten umständen ist mit einem doppel- 
ten und dreifachen Makel behaftet. Man gewinne die alten Beamten, 
beobachte sie, und wenn sie dem, was man von ihnen erwartete, 
nicht entsprechen, so jage man sie fort, aber man versuche nicht, 
ihnen durch Zwang moralische Bande anzulegen. Eontributionen 
aller Art, auch Geldkontributionen, kann man den Bewoh- 
nern besetzter Gebiete auferlegen, — und man wird das im Interesse 
der invadirenden Armee, um sie mit dem Nothwendigsten zu ver- 
sorgen und ihr zur Aufrechthaltung ihrer guten Lanne ein^i ge- 
wissen Luxus zu verschaffen, oft müssen, — allein man bleibe 
dabei immer liebenswürdig und halte sich möglichst an altgewohnte 
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Fonnen; jeder Staat hat ja eigentlioh heut Beine Bürger an das 
Anagesangtwerden gewöhnt und ein yerhiltnissmässig mildee Ver- 
fahren dadaroh anoh dem erobernden Feinde so leicht gemacht. Es 
versteht sieh ansserdem von selbst, dass für alle von Privaten her- 
rührende Leistongen Gutscheine ausgestellt werden; und dies mit der 
grössten Förmlichkeit Bleibt der ursprünglich nur zeitweilige Inva- 
sor schliesslich Sieger, so kann er mit Leichtigkeit seine übernom- 
menen Verpflichtungen durch Vertrag auf den besiegten Feind über- 
wUzen. 

Das Staatseigenthum im besetzten Gebiete verwaltet der 
Invasor vorübergehend mit derselben Sorgfalt , als ob es sein ewiges 
eigenes wäre, so z. B. auch die Staatswaldungen. Er treibt in 
diesen keine Baubwirthschaft, sondern lässt den Gesetzen vernünftiger 
Forstwirthschaft ihr Becht. Manche übergebildete Völkerrechtslehrer 
haben diese ganz natürliche Bestimmung allerdings so verstanden, 
als müssten Bataillone, die Eoch- und Brennholz für ihr Bivouac 
suchen, auch dabei nach den Begeln der guten Forstwirthschaft 
verfahren. Wir verweilen bei diesen übergeschnappten Leuten nicht, 
wie mau wohl sieht; allein es bleibt nichts anderes übrig, als ihrer 
bisweilen zu gedenken, weil es ganz sicher ist, dass wenn man ihren 
Lehren folgen wollte, man endlich jeder Patrouille einen völkerrecht- 
liehen Professor als Auditor mitgeben müsste, damit diese Patrouille 
sich nicht gegen das Völkerrecht verfehlt. 

Die Verletzung alles Desjenigen, was dem Volke heilig ist, 
wird ein vernünftiger Invasor in seinem eigenen Interesse vermeiden. 
Die Ehre der Männer in derjenigen ihrer Weiber und Töchter an- 
greifen, Heiligthümer, Kirchen und Stätten der Anbetung, welchem 
Glauben sie übrigens dienen mögen, Denkmäler, Sammlungen von 
Eunstsachen u. s. w., besudeln, beschädigen oder zerstören, das sollte 
den Soldaten heutiger gebildeter Heere gar nicht beifallen ; wenn 
sich aber Neigung zu solchen ünthaten verspüren Hesse oder sie 
verübt würden, «so ist es heilige Pflicht der Befehlshaber, mit den 
strengsten Massregeln und Strafen dagegen einzuschreiten und der 
guten Sitte zu ihrem Hechte zu verhelfen. 

Das Plündern, d.h. das mehr oder minder geregelte gewalt- 
same Ausrauben bewohnter Ortschaften, muss der heutige Kriegs- 
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gebranoli dnrobauB verwerfen, obwohl etwas Aebnliobes aaeli 
nicht immer ganz an vermeiden igt. 

In vergangenen Zeiten, im wüsten dreissigjährigen Kriege znmal 
nnd bei Heeren, welche darauf angewiesen waren, vom Kanbe sn 
leben, dann auch noch später vereinzelt, gab man theils mit Sturm 
den Yertheidigem abgenonpuene o£f<eiie, wie befestigte Städte der 
Plündenmg der Soldaten preis, wofür gewöhnlich dne bestimmte 
Stand^zahl im Yorans festgesetzt nnd der Ort quartierweise auf die 
Tmppenkörper vertheilt ward. Noch in unserem Jahrhundert ist 
Aehnliohes vorgekommen; häufiger aber noch ist mit der FliLndening 
gedroht worden, für den Fall, dass eine Stadt sich weigerte, eine 
ihr auferlegte Greldkontribution (Brandschatzung) aufzubringen, oder 
erklärte, dass es ihr unmöglich sei, diese aufzubringen. * 

Es ist klar, dass die gestattete Plfinderung ein Heer verwildern 
muBs; die Soldaten nehmen dabei nicht etwa fort, wessen sie su 
ihrem Lebensunterhalt bedürfen, sondern auch Geld und GMdeswerth, 
sie rauben und bereichem sich durch den Baub, sie gewöhnen sieh, 
verschlossene Behältnisse zu erbrechen, was bei der heutigen Gesit- 
tung an sich jedem nur entfernt anständigen Menschen wider- 
strebt , sie zerstören muthwillig , abderer Sohandthaten nicht su 
gedenken. 

Eine Truppe, welcher einigemale das Plündern gestattet ist, 
wird schnell auch die militärische Disciplin bis anfis letzte verlieren. 
Hit dem geraubten ungerechten Gut ergeben sich die Soldaten der 
Völlerei und dem Spiel oder auch, um geizig das Geraubte zu be- 
wahren, verlieren sie die Lust, ihre Haut zu Markte zu tragen und 
wenden, wo nun die Massenplünderung nicht gestattet wird, die 
Einzelplünderung auf eigene Faust an, so dass schliesslioh auch der 
ruhigste Bürger zur Verzweiflung gebracht und das ganze invadirte 
Land, das nichts mehr zu schonen und zu verlieren hat, sich wie 
ein Mann gegen den Invasor erhebt. 

Es liegt daher, wie man sieht und von welcher Sey;e man die Sache 
betrachten möge, im Interesse der Invasionsneere selbst, 
die Plünderung aus ihren Eriegsgebränchen gänzlich auszusehUessen. 
— Indessen, sagten wir, zu etwas Aehnlichem können auch heute 
Truppen des gesittetsten Heeres gezwungen sein. 
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Die 668 Aehnliohe tritt bisweilen auf in der Gestalt der Truppen- 
reqn.isition. Nach langen Märsclieni nach einem darauf folgenden 
Ghfeoht, besetzt eine Division einen kleinen Ort und schlägt bei 
diesem ihr Bivonac auf. Die eiserne Ration ist aufgezehrt, die Pro- 
yiantkolonnen feind nicht herangekommen, vielleicht grade, ireil man 
zu viele Fuhrwerk^ und zu gescheute Eriegskommissäre hat, welche 
Bich mehr mit der Heeresführong als mit ihrem Dienste befassen. 
Die Behörden, die Notabein des Ortes sind davongelaufen oder haben 
sich versteckt. Baares Geld, für welches er Einkäufe machen könnte, 
bat der Divisionskommandant nicht. Die Truppen, welche morgen 
wieder marschiren sollen, müssen essen und es muss nothwendig von 
dem Grundsätze Anwendung gemacht werden: wo 1000 Menschen 
zehn Tage zu leben haben, da finden 10,000 Menschen für einen 
Tag zu leben. Wenn nun die Einwohner vergebens unter Trommel-, 
schlag aufgefordert worden sind, ihre Lebensmittelvorräthe für Men- 
schen und Pferde auf einen Platz zusammenzubringen und sie dort 
gegen regelmässig ausgestellte Gutscheine auszuliefern ; so bleibt 
durchaus nichts anderes übrig, als nach Lebensmitteln im Orte durch 
die Truppen selbst suchen und diese Lebensmittel fortnehmen zu 
lassen. 

Zu dieser Truppenrequisition wird nun allerdings ein vernünfti- 
ger Befehlshaber besondere Kommandos aus den tüchtigsten, anstän- 
digeten Leuten unter energischen Offizieren bilden; es wird auch be- 
fohlen werden, dass nur Speise und Trank fortzunehmen sei, dass alles 
Gefundene auf einen Fleck zusammengebracht, nicht etwa als Privat- 
gut der Soldaten, welche es finden, betrachtet, dass überhaupt mit 
der grössten Ordnung und Schonung verfahren werde. 

Allein das Verfahren wird sich immer einigermassen zur Plünde- 
rung gestalten, zumal wenn die Soldaten auf einen Einzel widerstand 
der Bewohner stossen, den sie von ihrem Standpunkt aus nothwendig 
als unberechtigt und unbillig ansehen müssen. 

Was will gegen solche Verhältnisse der gescheuteste Völker- 
rechtslehrer ausrichten? Käme er in den Fall, er würde vielleicht 
eher in ein wirkliches Plündern verfallen, als unsere gewöhnlichen 
Soldaten, wie sie in den heutigen Heeren durchschnittlich sind. 
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IGt dem guten Bürger im invadirten Lande kann sieh eine In* 
yarionBarmee im Allgemeinen wohl so stellen, dass sie aaskommt, von 
jenem nichts zu fürchten hat nnd doch an nichts Nothwendigem 
Hangel leidet Es ist bisweilen schwer einen solchen modus 
vivendi herzustellen, aber es ist bei einigem guten Willen und 
einiger Geschicklichkeit nicht unmöglich. Wir denken unsere sehr 
ruhigen Betrachtungen, die auf einiger Erfahrung beruhen, zeigen 
dieses. 

Nun aber sind unter die ruhigen Bürger Leute gemischt, welche 
je nach dem Farteistandpunkte ganz verschieden benannt werden. 
Ihre eignen Landsleute, denen sie Yortheile bereiten, nennen diese 
meist jungen Männer gute Patrioten und Helden; — der Invasor 
aber tauft sie unruhige Köpfe, Bäuber, Mörder, Yerräther, Sebellen, 
Gesindel, Petroleurs u. s. w. 

Diese unruhigen Patrioten, — wir wollen ihnen einmal 
diesen Titel geben, um irgend einen mittleren zu haben, — maohen 
nun dem Invasor, er mag so liebenswürdig, so mild auftreten als er 
wolle, stets Kopfzerbrechens. Bald handeln sie vereinzelt, bald in 
kleineren oder grösseren Banden. Sie geben der feindlichen (Yerthei- 
digungS') Armee Nachrichten über ^e Stellungen und Unternehmun- 
gen der InvasioDsarmee; sie führen Truppentheiie der Invasionsannee, 
welche sie zu Wegweisem genommen haben, irre in Sümpfe und 
Sackgassen ; sie überfaUen Convois, sie zerstören an wichtigen Punkten 
auf den Hauptetappenstrassen Eisenbahn^ und Telegraphen; sie über- 
fallen mit Glück kleinere Etappengamisonen des Invasors; kurs sie 
tragen die Desorganisation in den gesammten, ursprünglich so wohl 
geordneten Dienst des Invasionsheeres. 

Diese unruhigen Patrioten haben von ihrem Standpunkt aus 
völlig recht, so zu handeln und den Feinden ihres Landes das Leben 
sauer zu machen. Ja man muss sie loben, und um so unbedingter 
müsste man sie loben, mit je grösseren Schwierigkeiten sie zu käm- 
pfen haben. Sicherlich werden sie auch, wenn /ihre Partei siegreidi 
bleibt, verherrlicht und von den Geschichtsschreibern gepriesen, ja 
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fi«lb8t Ton den Yölkerrechtslehrern ibrer eignen Partei wird dann 
ilir Treiben als „Beeht" erUiirt werden. 

Allein der Invasor hat darUber andere Gedanken; er weiss, 
dass er gar nieht bestehen könnte, dass er sein ganzes Unternehmen 
einfach aufgeben müsste, wenn er dem Treiben der nnmhigen Patrio- 
ten rohig zusehen wollte. Er muss also gegen dieses strenge Hass- 
regeln ergreifen. Indem er das thut, hat er auch wieder von 
seinem Standpunkte aus yollkommen recht. Aber die Yölkerreohts- 
lehrer sind nicht zu loben, wenn sie die Gtewaltthaten , zu welchen 
sich in solchen Umständen der militärische Invasor gezwungen sieht, 
mit dem Nimbus eines heiligen, vor einem unpartheiischen Tribunal 
mit G-esetzparagraphen zu verfechtenden Bechtes umkleiden 
wollen. Sie versuchen ein Eunststttck, welches der gesunde Menschen- 
verstand verdammt, sie entwürdigen sich zu Prästidigitatoren , die 
noch heute im 19. Jahrhundert sich vor ihrem Publikum als wirk- 
liehe Zauberer, Beherrscher übernatürlicher Kräfte geberden wollen. 

Die Hassregeln, zu welchen der militärische Invasor, welcher 
dem Treiben unruhiger Patrioten entgegentreten will, sich gezwungen 
eiehti oder zu welchen er greifen kann, sind sehr mannigfidtiger Art 

Sie gehen zunäohst darauf aus, durch Drohungen zu 
schrecken, insofern aber dies nichts hilft, müssen hin und wieder 
die Drohungen wahr gemacht werden, damit jedermann sehe, dass 
ne keine leeren Worte sind; es müssen nach dem Sprachgebrauch 
„Exempel statuirt^ werden. 

Zum Theil kann der Invasor gar nicht darauf rechnen, mit 
seinem angedrohten und ausgeübten Terrorismus einen Eindruck auf 
diejenigen auszuüben, welche er eigentlich tieffen soll; dieser Torro- 
rismus ist aber stets darauf berechnet, die unruhigen Patrioten in 
der Masse der ruhigen Bürger zu isoliren, diese letztem 
auch von der geringsten Unterstützung jener ersteren abzuschreeken, 
er ist daher auch gegen die ruhigen Bürger gerichtet, und 
auch diese werden oft, und oft nicht am leisesten, von ihm getroffen. 

Der Invasor verkündet im okkupirten Gebiete das Standrecht 
und setzt Standgerichte oder Kriegsgerichte zu dessen Ausübung ein ; 
aber neben denselben kann die ordentUohe kriminale und dvile Gte- 
richtsbarkeit in alter Weise fortbestehen. Die Kriegsgerichte urthdlen 



lediglich ttber das, was die Völkerrechtslehrer „Eriegsverbrechtti^ 
getauft haben. Diese Eriegsverbrechen sind aber niohts andeies 
nnd können niohts andere« sein, als sämmtHche Handlungen von 
Landeseinwohnern, welche dem Invasor Schaden bringen nnd ihm 
daher begreiflicherweise nnangenehm sind, — Handlungen, welche 
von der andern Partei für änsserst löbliche nnd rühmliche erklSxt 
werden. 

Kann nun über diese „Kriegsverbreohen" ein Standrecht des 
Invasors leidenschaftslos nrtheilen? Nein! Es kann überhaupt nicht 
nrtheilen, denn ein Codex über „Ejriegsverbrechen'' ist einfach nnr 
möglich. Ein solches Standrecht, weil es nicht nrtheilen kann, kann 
anch nicht strafien. Es kann lediglich mit G^waltthat nnd Sohreckea 
Handinngen sn reprimiren suchen, die seine Partei nicht dulden kann, 
wenn sie nicht selbst an ihrer Niederlage arbeiten will. Wohlgemerkt, 
ein solches Standgericht kann nichts anderes, und wSie es aua den 
weisesten, gerechtesten und mildesten Männern der Welt zusammen- 
gesetzt , 

Wenn man diese thatsächliohe Lage sich wohl überlegt hat, so 
lese man den folgenden Satz (Bluntschli 40 [646]): „Auch die atan- 
desrechtlichen Kriegsgerichte dürfen nicht nach Willkür und nicht 
leidenschaftlich verfahren, sondern sind verpflichtet, die Funda- 
mentalgesetze der Gterechtigkeit zu beachten. Insbeeondere aollen 
sie den Angeschuldigten freie Yertheidigung gestatten, keine Tortnr 
anwenden, den Thatbestand, wenn auch summarisch, ddch unpar- 
teiisch prüfen und nur eine verhältnissmässige Strafe über 
den Schuldigen erkennen. Aber sie sind nicht gebunden aa die 
strengeren Yorschriften der gewöhnlichen Proceasgesetze.^ 

Weloher Sinn kann in diesen Worten stecken? Leider fehlt uns 
der Baum hier zu einer Analyse der hunderte von Wid^nsprüehen, 
welche in diesen Sätzen mithalten sind. Aber kann nicht Jeder, der 
sieh nicht absichtlich mit der Vernunft auf gespannten Fuss setzen 
will, diese Analyse mit Leichtigkeit vornehmen? 

Zwifiohen Parteien ungesitteter Völker ist es Sitte, G-eiseln 
für die Garantie geschlossener üebereinkommen zu nehmen. Die Fran- 
zosen nehmen noeh heut, wenn sie in Algerien mit arabischen Stäm- 
men feindfidh znaammengestoseen sind, als Sicherheit Geiaeln. Ln 
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Altertlium bestand diese Sitte anoh bei den böobstgebildeten Yölkern. 
Heute will man sie nnter oivilisirten Nationen nicht mebr zulassen. 
Han argnmentirt dagegen mit dem Satze, dass der unschuldige nicht 
für den Schuldigen leiden dürfe. Aber dass der Unschuldige für den 
Schuldigen leide, ist das allgemeine Gtesetz des Krieges. 

Die Deutschen haben im Kriege von 1870/1 die Wegnahme Von 
Geiseln in einer besondem und besonders angefochtenen Art ange- 
wendet. In der Absieht, den Gang ihrer EtappenztLge auf den Eisen- 
bahnen möglichst zu sichern, stellten sie auf deren LokomotiYen no- 
table Bürger aus dem besetzten Gebiet, meist Biedermänner, welche 
sich den Stürmen des Krieges ihr Leben lang so fem als möglich 
gehalten hatten. Man sagt, dass diese Hfinner in der ihnen unge- 
wohnten Lage sich sehr unbehaglich gefühlt hätten. In der That, 
hätten sie Bömertugend im Busen gefühlt, wäre ihnen grade wohl 
gewesen und sie hätten selbst mit allen ihnen zu Gebote stehenden 
Mitteln die in der Umgegend streifenden Franotireurbanden angeregt, 
nun erst recht solche Sisenbahnzüge anzugreifen, sie in die Luft zu 
sprengen und dergleichen. 

Wir glauben', dass diese terroristisohen Mittel wenig helfen, 
wenn ein ganzes Volk Ton Herzen sich g^en. Invasion und 
Unterdrückung auflehnt, dass sie dann sogar 4em Aufstand doppelte 
Kraft geben. Und darum scheinen sie auch überflüssig, wo der Auf- 
stand sich eben in bescheidenen Grenzen halt — Es wird aber 
schwer halten, einem Etappenkommandanten, dem eben eine Unan- 
nehmlichkeit begegnet ist, dies so klar zu machen, dass er sich von 
jedem leidenschaftlichen Haaddn frei halte. 

Der Invasor hebt in dem von ihm besetzten feindlichen Land- 
strich das Beeht der Verwaltung für die alte Begierung 
Tollstindig auf, proTisoriech — so lange die Okkupation dauert Es 
versteht sich daher von selbst, dass die alte Begierung auf dem in- 
vadirten Gebiet auch die Konskription oder Bekrutenaushebung nioht 
in den gebräuchlichen Formen üben kann. Aber sie ruft von ferne 
her die jungen Leute aus dem invadirten Gebiet »zu ihren Fahnen« 
Die tüchtigen unter den jungen Leuten laufen den Fahnen ihres 
Vaterlandes, nicht des Invasors zu. Der Invasor mag dies verbieten, 
eir mag diejenigen dieser Jünglinge, welche er bei ihrttn Versuch, 
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gegen ilin aufzutreten, einfdngt, auch ebsperren. Aber, dass er sie 
nicht als Kriegsgefangene behandeln will, wenn er rie unter den 
Fahnen ihres Vaterlandes, das ihnen der Feind jedenfalls noch 
nicht definitiv genommen hat, fechtend in seine Gewalt bekommt, 
dass er ihre Eltern, ihre Verwandten für die „Flüchtigen^ verant- 
wortlich macht, für deren „Entweichnng" straft, das geht sn weit 
Es widerstreitet auch gründlich dem militärischen Gefühl, ohne dass 
dieses dämm besonders verfeinert sein müsse. — TTnd wir glauben, 
dass Massregeln, wie die hier erwähnten, niemals von militärischen 
Befehlshabern angeordnet worden sind, sondern immer nur von Völker- 
rechtslehrem und ähnlichen höheren Schlachtenbummlern, welche den 
Invasionsheeren in Schlafrock und Pantoffeln folgten und die dann 
bei der Verwaltung invadirter Landstriche angestellt wurden. 

Unruhige Patrioten, die sich zu Landsturm- oder Frrächützen- 
schaaren zusammengethan haben, überfallen eine von Truppen des 
Invasors vor oder hinter der eigentlichen Kampfsphäre besetzte Ort- 
schaft unversehens. Sie machen die Truppen des Invasors dort nieder 
oder zu Gefangenen. Der letztere aber macht die Bewohner der Ort- 
schaft, in welcher der üeberfall stattgefunden hat, für denselben ver- 
antwortlich und ergreift gegen sie die stärksten Massregeln, vertreibt 
sie etwa aus ihren Wohnungen und zündet den Ort an allen vier 
Ecken an, wie dies noch im Kriege von 1870/1 vorgekommen ist 
Eine solche Anwendung von Bepressalien trägt so stark den Stonpel 
der Grausamkeit, dass sie in unserer Zeit imr schwer gebilligt mx- 
den kann. Der Invasor aber sagt: er sei gezwungen gewesen, ein 
Exempel zu statuiren, und ohne die Führung von Bewohnern 
des Ortes und Verrath derselben an den Invasionstruppen, wäre es 
den feindlichen Landstürmem nicht möglich gewesen, jene mit 
Erfolg zu überfallen. Verlangt der Völkerrechtslehrer, der Invasor 
hätte erst rine Untersuchung anstellen und die wirklich Schuldigen 
ermitteln sollen, so erwidert dieser, dazu habe er keine Zeit gdiabt 
und, wir fügen hinzu, dass es unter allen umständen höchst zweifel- 
haft bleibt, ob durch eine solche Untersuchung die wirklich Sohnl- 
digen, — insofern man hier überhaupt von einer Schuld redea darf 
— ermittelt werden konnten. 

Man sieht wohl, in allen diesen und ähnlichen Punkten wird. 
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80 lange Krieg geffilurt wird, alle Yölkerrechtslehre maolitlos bleiben* 
In welchem Masse mehr oder minder nothwendige oder nnnöthige 
Grausamkeiten vom Invasor gegen die Bewohner des invadirten Lan- 
des gettbt werden, das wird wesentlich von dem Charakter, den der 
bestimmte Krieg annimmt, und von dem Grad der Humanit&t nnd 
Gesittung der Invasionsheere und der Befehlshaber abhängen, in deren 
Händen die Entscheidungen liegen. 

Als allgemeine Begel muss angenommen werden, dass wäh- 
rend des Krieges der Verkehr zwischen den kriegführenden Par- 
teien und zwischen den von ihnen zeitweise besetzten Gebieten xmter- 

m 

brochen ist. 

Von dieser Begel finden aber mannigfache Ausnahmen statt, 
die theils bereits vor dem Kriege durch besondere Konventionen, 
theils durch Vermittlungen auch während des Krieges festgestellt 
werden können. 

Es ist z.B. völlig denkbar, dass ein beschränkter Transitver- 
kehr zugelassen werde, nehmen wir an ein Postverkehr, der Transit des 
iuHischen Felleisens, der Postverkehr zwischen Neutralen quer über den 
Kriegssohanplatz hinweg, ohne Eücksicht darauf, ob dessen in Be- 
tracht kommende Theile von einer oder der andern der kriegführen- 
den Parteien besetzt seien, in den Ghrenzen, welche der Zustand der 
Kommunikationen, hauptsächlich der Eisenbahnen, und welche das 
Interesse der Kriegführung gestattet. Im letztern wird wohl immer 
eine Durchsuchung der passirenden Postzüge an bestimmten Statio- 
nen liegen. 

Einzelne privilegirte Personen mag man vom Gebiete 
der einen kriegführenden Partei auf das. der andern Überpassiren 
lassen. Dahin können die Gesandten neutraler Mächte, welche mit 
Vermittlungen zwischen den Kriegführenden beschäftigt sind, gehören, 
oder auch officiöse Unterhändler, welche allerdings bisweilen eine 
sonderbare Eolie spielen, wie Im Kriege von 1870 jener Herr Begnier, 
der sich später für eine Art friedlicher Joanne d'Arc ausgab und in 

15 
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deseen Brast der Hanchall Basaine so vertraaensvoll alle sdne Ge- 
lieimiiisse ansechättete. 

Dergleichen Personen bewegen sich auf dem Gebiet einer jeden 
Eriegspartei nnter dem Schatz von Pässen, Geleitseheinen oder 
Sanvegardebriefen, die entweder vom Oberbefehlshaber der be- 
treffenden Partei ausgestellt oder yon diesem, wenn sie zuvor von 
einer Begiemng ausgestellt waren, visirt sind. 

Der üebertritt der bezeichneten Personen von dem Gebiet der 
einen Ejriegspartei in das der andern findet der Regel nach nur auf 
Grund vorheriger Verhandlungen und von dem Befehlshaber 
der entgegengesetzten Eriegspartei eingeholter Erklärung und Geleit- 
scheins, dann am vorher bestimmten Ort auf bestimmtem Wege Ton 
den Vorposten der einen zu denen der andern Partei unter Begleitung 
von Parlamentärs statt 

Eine mehr oder minder freie Bewegung auf einem Kriegstfaeater 
und aus dem Bereich der einen in den der andern Partei kann auch 
Gütern gestattet werden; insbesondere wird dies* wohl nur eintreten 
für Eigenthum, welches den eben bezeichneten privilegirten Personen 
gehört. 

Die feindlichen Heere, wie aufgeregt gegen emander sie aueh 
sein mögen , bleiben doch immer aus Menschen zusammengesetzt und 
daher bleibt auch ihnen selbst das Bedürfoiss eines direkten 
menschlichen Verkehrs, der im Interesse der Kriegführung allerdings 
in gewisse Formen gebracht sein muss. 

Die wesentlichsten Gegenstände, welche zu dnem solchen Ver- 
kehre etwa Anlass geben, sind die folgenden. 

In einer Schlacht sind Gefangene von einer oder von beiden 
Parteien gemacht worden und jede Partei, die Gefangene verloren, 
hat das Bedtirfaiss, sich nach deren Ergehen zu erkundigen, beson- 
ders aber dann, wenn sich darunter interessante, wie höhere Befehls- 
haber befinden, über deren wirkliches Schicksal man nicht einmal 
unterrichtet ist, von denen man nicht weiss, -ob sie todt, ob ver- 
wundet, ob mit heiler Haut in feindliche Gewalt gerathen sind ; denen 
man ausserdem ihre Bagagen möchte zukommen lassen. 
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Eb kann «ioli bei solcher Gklegenlieit aaoli nm die sofortige 
Aüswecfaslnng der Gefangenen handeln, znmal wenn beide Par* 
teien ungefähr gleich viele verloren haben. 

Oder nach einer nnentschiedenen Schlacht haben sich beide Par- 
teien vom eigentlichen Schlachtfeld zurückgezogen; dieses liegt zwi- 
schen ihnen, auf demselben ihre Verwundeten und Todten; es 
käme darauf an, jene aufzuheben und zu besorgen, diese zu begraben, 
ohne bei diesem Geschäfte durch den Kampf gestört zu werden. Es 
mttsste also eine kurze Waffenruhe, wenigstens ffir einige Stunden 
abgeschlossen werden. 

Dergleichen Verhältnisse treten besonders häufig nach Aus- 
fallsgefechten vor belagerten Plätzen ein, wie denn über- 
haupt die Belagerungen die meisten Anlässe zu Unterhandlungen 
aller Art bieten, und im Allgemeinen ein längeres beobachtendes 
Gegenüberstehen zweier feindlichen Parteien, dessen Buhe nur durch 
einzelne Betastungen und Stösse unterbrochen wird. 

Oder die eine der Parteien fühlt das Bedürhiiss eines langem 
Stillstandes im Kampfe, aus welchem Ghrunde es nun immer sein 
möge, — es kann hier auch der Fall in Betracht kommen, dass die 
Buhe behufs Verhandlungen Über einen allgemeinen Frieden ge- 
wünscht wird. Die Verhandlungen werden dann immer, auch formell 
und militärisch genommen, dieselben kleinen Anfänge haben, wie für 
die räumlich und zeitlich beschränkteste Waffenruhe. Hier aber be- 
halten wir zunächst immer nur die örtlichen Waffenstillstände im 
Auge, weil bei denjenigen, welche voraussichtlich zum 
Frieden führen, stets noch besondere Umstände in Betracht 
kommen. 

Es kann nun auch eine Partei, eine Armee oder ein Theil der- 
selben, in einer Festung, einem befestigten Posten oder auch im 
offenen Felde in eine solche Lage gebracht sein, dass es unmöglich 
ist oder ihrem Befehlshaber unmöglich scheint, den Kampf fortzu- 
setzen. Die Kampftnittel, die Lebensmittel sind ausgegangen; die 
Truppen sind moralisch und physisch erschöpft Der Befehlshaber 
der unglücklichen Partei will mit seinem glücklichen Gkgner Ver- 
handlangen anknüpfen, um aus der Schlinge zu kommen, unter so 
günstigen Bedingungen als deidEbar, unter so ungünstigen als er 
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sie annehmen muss, kurz dnrch eine Kapitulation, einen üeber- 
gabeyertrag. ' 



Der gebräuchliche Weg, Unterhandlnngen in irgend einer der 
hier speciell erwähnten ode» sonstiger Absichten anzuknüpfen, ist 
das Parlamentiren. 

Diejenige Partei, welche die Initiative der Unterhandlungen er- 
greift, entsendet an die andere Partei einen Parlamentär. Heute 
ist der Parlamentär gewöhnlich ein Offizier der Kavallerie, begleitet 
von einem Trompeter und einem Beiter, welcher bestimmt ist, einer- 
seits das Parlament'slrzeichen , die weisse Fahne, zu tragen, an- 
dererseits das Pferd des Parlamentäroffiziers zu hallen, wenn dieser 
durch seinen Dienst zum Absitzen gezwungen wird. — Bei geringen 
Entfernungen von den feindlichen Vorposten kann der Parlamentar- 
offizier auch zu Fuss, von einem Tambour und einem Infanteristen 
mit der weissen Fahne begleitet sein. — In früheren Zeiten über- 
trug man das ganze Parlamentärgeschäft meistens den Trompetern, 
höchstens Tambourmajors; man stellte aber auch an diese militSri- 
sohen Künstler hohe Forderungen wissenschaftlicher Bildung, womit 
heute in einigen Armeen ein Oberst völlig auskommt. * 

Wenn der Parlamentär nun sich den feindlichen Vorposten so 
weit genähert hat, dass er glaubt, überhaupt bemerkt zu werden, 
so lässt er Buf schlagen oder blasen und die weisse Fahne recht 
deutlich entfalten. 

Was diese weisse Fahne betrifft, so muss bemerkt werden, dass 
sie im 16. und 17. Jahrhundert bei den meisten Armeen, — nicht 
etwa bloss bei der französischen — die Fahne des Oberbefehls- 
habers war, der allein das Becht hatte, Unterhandlungen anzu- 
knüpfen und dass sie überhaupt nur entfaltet werden durfte, wenn 
dieser Oberbefehlshaber an Ort und Stelle war.** Desshalb ist sie 



* Tgl. B. Schmidt, Entwicklnng der Feuerwaffen. Sohaffhaiiseii 1867. 8. 87. 

** VgL Hifltoire de rinfanieiie fran^aiee par le Gtön^l Snsane. I. p. 102 ete» 

Die interessanten Untersncliiingeii des Generals Snsane in Beaiehung aaf die FahaeB 
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nooh bis auf den heutigen Tag die Parlamentärfahne; da man aber 
der Begel nach keine weissen Fahnen mehr fährt; ist man gezwun- 
gen, sie häufig durch Taschentücher, Stücke von Betttüchem etc., 
im Allgemeinen durch Gegenstände von zweifelhafter Weisse zu 
ersetzen. 

Der Parlamentär gilt nach dem Eriegsgebrauch für unverletz- 
liolL Dass trotzdem bisweilen auf ihn geschossen wird, rührt theils 
von mangelhafter Instruktion der gegnerischen Truppen, mit denen 
er zunächst zusammenstösst, theils davon her, dass er selbst sich 
nicht streng an den G-ebrauch hält Dazu tritt dann nur allzu häufig 
die Erhitzung der Gemüther, welche sich auf diese unnütze Weise 
Luft macht, was namentlich bei jungen unerfahrenen oder zu gebil- 
deten, sogenannten Apothekersoldaten vorkommt 

Auch in jedem neueren Krieg haben die Parteien sich gegen- 
seitig Beschuldigungen wegen Verletzung ihrer Parlamentäre zuge» 
schleudert, die ziemlich oder auch völlig gleich werthlos waren. Aliein 
es wird nicht vom üebel sein, wenn wir in diesem Buche, welches 
nicht gelehrter Düftelei gewidmet, den Krieg eben so nimmt, wie er 
ist, an die alten guten Bräuche und Sätze erinnern, die noch bis vor 
ziemlich kurzer Zeit in Bezug auf die Parlamentäre wirklich und 
regelmässig aufrecht erhalten wurden. 

Vor Allem ist daran zu erinnern, dass keine l^artei verpflich- 
tet ist, einen Parlamentär zu empfangen. Wenn es den Yorposten 
einer Partei nun überhaupt geboten ist, jeden Parlamentär abzu- 
weisen, so fordern diejenigen Doppelposten, auf welche er zunächst 
stöBst und denen er sich bemerkbar gemacht hat, ihn auf, sofern er 
beritten ist, abzusitzen, und in jedem Fall sich allein, ohne seine 
Eskorte (Trompeter und Fahnenträger) zu nähern, dann theilen sie 
ihm ihre Konsigne mit und er muss dieser unweigerlich, ohne 
Bedensarten, gehorchen und sogleich zu seiner Partei zurückkehren. 

Doch wird jetzt äusserst selten und nur in ganz ausserordent- 
lichen Fällen ein gänzliches Abweisen feindlicher Parlamentärs von 



sind für nnsere Zeit und spedell für Fnmkreieh yon besonderem Werth dadaroh, 
das« sie dentück jseigen, es habe niemale eine weieee franaösische National- 
fahne (im Sinne des Grafea Chambord) gegeben. 
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oben herab angeordnet Dagegen ist es ein gesunder Gtobrancb, einen 
feindlichen Parlamentär nicht auf jedem, ihm beliebigen Punkte su- 
zulassen, sondern ihn an einen Einlassposten zu yerweisen, auf 
welchem ein Offizier kommandirt, und welcher bei längerem Gegen- 
überstehen zweier feindlichen Parteien von Zeit zu Zeit geändert 
werden kann. 

Sind nun solche Einlassposten eingerichtet, so bedeuten andere 
Posten, auf welche der feindliche Parlamentär stösst, denselben ein- 
fach, sich in einer ihm bestimmten Entfernung von der Yorpoaten- 
linie zum nächsten Einlassposten zu begeben. Er muss sich auf 
diesem Wege sammt seiner Eskorte genau an die Vorschrift halten, 
die ihm dafür gegeben worden ist, widrigenfalls er die Rechte des 
Parlamentärs verlöre, 

Am Einlassposten wird er empfangen, während sdne Eskorte 
auf eine angemessene Entfernung draussen bleibt. Für unbedeutendere 
Angelegenheiten wird der Offizier des Einlasspostens die nothwendige 
Instruktion haben, um sie sofort erledigen, beziehungsweise die schrift- 
liche Erledigung in bestimmter Zeit versprechen zu können. Hat 
aber der Parlamentär einen Auftrag, den er nur an einen höheren 
Befehlshaber oder an den Oberbefehlshaber ausrichten kann, so wer. 
den ihm die Augen verbunden und er wird, wenn nicht zufallig em 
Offizier zu diesem Dienst disponibel ist, von einem Unteroffizier und 
einem Soldaten zu dem betreffenden Befehlshaber geleitet 

Hat der Offizier des Einlasspostens irgendwelche Bedenken, so 
behält er den Parlamentär vorläufig auf seinem Posten zurück, sen- 
det eine Heidung an seinen nächsten Vorgesetzten und wenn es 
nöthig scheint, zugleich an denjenigen Befehlshaber, an welchen dar 
Parlamentär adressirt ist oder adressirt werden muss, — um von 
diesen Weisungen einzuholen. 

Die Parlamentäre müssMi sich jedes Versuchs zu Ausforschun- 
gen enthalten, überhaupt sich strenge auf die Ausführung ihres Auf- 
trages beschränken. 

Auf die Einlassposten müssen tüchtige Offiziere, keine Schwätzer 
kommandirt werden. Da der Einlassposten stets wenige sind, hat 
man für ihre Besetzung mit Offizieren immer eine hinreichende 
Auswahl 
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Die BeolMchtang der Formen beim Empfang der Parlamentäre 
ist Yon grosser Wiehtigkeit, da eine Partei unter umständen sich des 
Parlamentirens wirklich als eines Yorwandes , znm Behuf yon Ans- 
forsohnngen, knrs snm Spioniren bedienen kann« Dies ist namentlich 
in FSUen za besorgen, wenn die Parteien, wie im Festongskriegi ein- 
ander lange ohne eigentliche Entsoheidong gegenüberstehen. Es kann 
dann z. B« für einen Festnngskommandanten ganz angezeigt sein, das 
mündliehe Parlamentiren ganz abzulehnen und den Feind zn benach- 
richtigen, dass er nnr schriftliohe Mittheilongen desselben, die auf 
bestimmten Einlassposten abzugeben sind, in Empfang nehmen werde. 

Parlamentäre können immer nnr zur ersten Anknüpfung von 
Yerhandlnngen, über welchen Gregenstand es auch sei, benutzt werden. 
Die eigentUehen Verhandlungen werden dann durch von den beiden 
Oberbefehlshabern delegirte Generalstabsofüziere geführt, welche mit 
bebenderen Instruktionen zu versehen sind. Ist der Gegenstand der 
Verhandlung nicht ein sehr geringfügiger, so wird ihr Sesultat immer 
in einem sehriftlichen Vertrag niedergelegt, wobei yon beiden 
Seiten angemessene Vorsicht zu beobachten ist. Doch um diese all- 
gemeinen Sätze lebendigcKr heryortreten zu lassen, wollen wir speoiel- 
1er yon den Kapitulationen, besonders der Festungen, dann von den 
kürzeren , wesentlich militärischen Waffenstillständen (Waffenruhe) 
reden« 

ILWM. 

Festungen werden mit grossem Aufwände, mit dem Schweisse 
des Volkes, erbaut, um feuerfeste Punkte auf dem Operationstheater 
der Vertheidigung zu bilden. Sie müssen also, ausserdem passend 
ausgerüstet und besetzt, yiel länger gehalten werden können, als 
andere Punkte auf dem Gebiet, und sie sollen so lange als irgend 
möglich gehalten werden, um ihrem Zweck zu entsprechen. Sie soll- 
ten also nach der Grundforderung nie unterliegen, als yon einem 
weit überlegenen Gegner erstürmt, nachdem sie diesem yiele Kräfte 
gekostet haben. * Oefters aber unterliegen sie dem einreissenden 
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Mangel an Lebensmitteln, Munition nnd sonstigen Eriegsmittein , — 
bisweilen einreissender Indisciplin nnd Schwäche des KommandanteDi 
der den ihn nmstttrmenden Schwierigkeiten nicht gewachsen ist; — 
diese Schwäche kann sich hie nnd da dermassen schnell nnd oate* 
riell nnmotiyirt darthon, dass der Yorwnrf des Yerrathes, obgleioh 
das Wort im strengsten Sinne nicht anwendbar ist, doch nicht nn* 
berechtigt erscheint. ^ 

Eapitnlationsverhandlnngen werden entweder vom 
Festnngskommandanten oder yom Kommandanten des Belagenuigs- 
heers (Belagerangskorps) angeboten« Der letztere knüpft die 7ep 
handlangen an darch Parlamentärs in der bisher besprochenen Weise; 
der erstere lässt der Entsendung von Parlamentärs das Aufhissen 
der weissen Fahne auf Thürmen und Festungswerken und dar 
neben wohl noch das Chamadeschlagen oder ChamadeblaseD 
vorausgehen. 

Deutsche Militäretymologen früherer Zeiten haben daa Wort 
Chamade mit Schachmatt übersetzt; der Feind, welcher Chamade 
schlage, sagten sie, erkläre sich schachmatt Thatsächlich kommt das 
Wort von dem italienischen chiamata (span. llamata), ist also glttoh- 
bedeutend mit Appel, Bnf. 

Diesen ersten Anbändelangen durch Parlamentärs folgen daim 
die besonderen und genaueren Yerhandlangen darch Delegirte der 
Parteien, an einem gewöhnlich zwischen den Vorposten oder aueh 
dicht hinter den Vorposten der einen Partei gelegenen Ort, der selbst 
dann für neutral erklärt und unter Sauvegarde gestellt wird, weim 
eine Waffenruhe für die Zeit der Verhandlungen nicht vereinbart 
worden ist. 

In der Eegel wird aber eine solche Waffenrahe eintreten. 
Hat nach längerer Blokade oder Belagerung der Festungskom- 
mandant die Verhandlungen nachgesucht, so darf der Belagerer vor- 



bien, je ne balancerais pas un moment k le faire, sagte der Marschall Fabert, 
und diese Worte sind heat noch auf dem Piedestal der SUtne des Marschalls n 
lesen, welche ihm in seiner Vaterstadt, dem heute deutsche Festung gewordenen 
]Iets, errichtet i^^. 
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anssetzeii, dass die Besatzung so weit in die Enge getrieben sei, um 
niclits mehr unternehmen za können« 

Folgerecht snoht er nnn bei den Yerhandlangen diese ihm gün- 
stige Lage aufs äusserste auszubeuten. Er muss dieses. Er stellt also 
die härtesten Bedingungen. Die Uebergabe auf Gnade und Un- 
gnade wird heute nirgends mehr gefordert; denn sie ist sogar 
widersinnig. Wenn der Belagerte sich ohne alle Bedingungen, d. h. 
auch mit der Aussicht ergeben soll, dass die Besatzung nachher vom 
Feind gehängt oder niedergemacht werde, so thut der Belagerte besser, 
noch das Aeusserste zu versuchen und wenigstens sein Leben auf 
eine fär den Belagerer unangenehme Weise so theuer als möglich zu 
verkaufen. 

Wenn aber Eapitulatioaen auf Gnade und Ungnade heut gänz- 
Moh ausgeschlossen sind, so können immer noch die Bedingungen, 
welche der Belagerer stellt, dem Belagerten äusserst hart erscheinen. 

Der glückliche Belagerer verlangt heute im Wesentlichen, wenn 
er die üebej^eugung hat, dass der Platz moralisch und physisch 
keine ernsten Widerstandsmittel mehr habe: dass die Befestigungen, 
mit ihrer sSmmtlichen Bewaffnung und deren Zubehör in dem Zu- 
stande übergeben werden, in welchem sie sich beim Abschluss der 
Kapitulation befinden, dass auch alle Dokumente u. s. w., welche 
■ich auf den Platz und seine Bevölkerung beziehen, ausgeliefert wer- 
den, dass die Besatzung kriegsgefangen werde, — dabei ist es that- 
sftohlich ziemlich gleichgültig, ob ihr der Auszug mit kriegerischen 
Ehren und die Entwaffnung nachher zugestanden werde, oder ob 
sie schon entwaffnet, ausziehen müsse. Formell kann dieser Unter- 
schied immerhin hervorgehoben werden und unter Umständen einen 
gewissen Werth erlangen. 

Unter den Umständen, welche hier vorausgesetzt sind, wird dem 
Belagerten nichts anderes übrig bleiben, als die Bedingungen anzu- 
nehmen, sich ihnen zu unterwerfen, und dies wird um so mehr ein- 
treten, je mehr er auf die letzte Stunde gewartet hat Es ist ge- 
bräuchlich, obwohl es eigentlich nicht sein sollte, dass der Festungs- 
kommandant bei solchen äussersten Entschlüssen sich durch die Ab- 
stimmungen eines Kriegs- oder Yertheidigungsrathes deckt. Diesen 
vieht er vorsorglich oft sehen frühe in Mitleidenschaft, was nicht 
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gebilligt werden darf. Je sauberer sich ein Kommandant füblti desto 
weniger wird er den YertheidigangsratlLals entscheidende, desto mdir 
nur als berathende Behörde betrachten. Outen Eath zur Fassung 
energischer Entschlüsse hören, ist stets löblich, sich auf schlechten 
Bath zur Beschönigung schwacher Entschlüsse stützen, ist mindestens 
yerwerfiich und kann schändlich werden. 

Der Belagert drängt unter den Idex vorausgesetsten ümstiiiden 
mit Becht auf schnellen Abschluss der Verhandlungen, damit 
in der Zeit, die zwischen ihrer Anjknüpfung und ihrem Absohluss 
verläuft, die herrschenden Verhältnisse so wenig als möglich geändert 
werden können, weder innen, noch von aussen her. Innen könnte der 
Belagerte diese Zeit mindestens noch benutzen, um Material, weldies 
für den Belagerer von Werth sein kann, zu zerstören oder unbrauch- 
bar zu machen. Von aussen her können die Verhältmsse geändert 
werden durch das Anrücken eines Entsatzes oder einer Verprovian- 
tirungskolonne, der es gelingt, ihre Vorräthe in den bedrängten Platz 
zu werfen. 

Wenn der Belagerte irgend eine Hoffnung dieser Art hegt, so 
muss er die Verhandlungen, namentlich wenn diese ihm einen Mo- 
ment des Ausruhens, der Erholung gewähren, in die Länge zu siehsn 
suchen. Aber dies wird ihm wieder nur möglich sein, wenn er 
die Anknüpfung der Verhandlungen nicht bis auf die letete 
Stunde verschoben hat. Er könnte unter umständen nur klug und 
patriotisch gehandelt haben, wenn er nicht die allerletzte Stunde 
erwartete. 

Man sieht, dass auch hier gar viele Dinge, von verschiedenen 
Standpunkten betrachtet, eine ganz verschiedene Beurtheilung erfahren 
können. Leider ist es uns nicht vergönnt, an diesem Orte diese wich- 
tigen Angelegenheiten des Weiteren auszuführen. 

Nur Eines muss hier nothwendig noch erwähnt werden. In der 
Begel wird vorausgesetzt, dass der Festungskommandant laA 
der Oberbefehlshaber der Belagerungsarmee vollständig autorisirt 
seien, Eapitulationsverträge abzuschliessen und dass dieselben einer 
weiteren Ratifikation nicht mehr bedürften und, einmal geschlossen, 
nicht mehr durch irgend eine fiatifikationsyerweigerung abgeändert 
werden dürften. Dieser Sats^ welcher der einfachsten Billigkeit w^ 
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spricht, ist sogar von älteren Tölkerrechtslehrem ah ein heiliges 
Gresetz des 19. Jahrhunderts erklärt worden. Allein die Kapitulationen 
Bapps zn Dansig und St. Cyrs zu Dresden 1813 wurden heimtüokisch 
und mala Me durch Niohtratifikation thatsäohlich annullirt und zwar 
zn einem Moment , als es für Bapp und St Cyr schon viel zu spät 
war, Massregeln zu ergreifen, welche auf dieses Unerhörte berechnet 
sein konnten. 

Es wird also für den in die Enge getriebenen Belager^i^ Btetg 
Ton Wichtigkeit sein, sich genau zu unterrichten, ob der Befehls- 
haber des Belagemngsheers autorisirt ist, mit ihm einen gültigen 
KapitnlationsTertrag abzuschliessen, der einer weitem Batifikation 
nicht mehr bedarf. 

Ausser den wesentlichen Punkten muss ein Eapitulationsvertrag 
stets noch formelle enthalten, welche sich im Besonderen auf die 
Art beziehen. In welcher der Belagerer nach und nach Besitz ergreift, 
in welcher der Belagerte die Uebergabe bewerkstelligt, — über die 
man aber leicht einig zu werden pflegt, nachdem die Hauptsachen 
erledigt sind. 



Wir müssen jetzt den zweiten Hauptfall ansehn, den, in welchem 
der Belagerer die Eapitnlationsverhandlungen anknüpft 

Es erscheint irgend ein Truppenkorps des Invasors vor einem 
Platze des invadirten Landes und der Kommandant dieses Korps der 
Invasion sendet sofort einen Parlamentär gegen den Platz vor, um 
dessen Kommandanten „aufzufordern", d. h. ihn höfiieh einzu- 
laden, ein Schuft au werden. Diese Aufforderung ist allerdings nie- 
mals in den Worten abgefasst: „Bitte, haben Sie die Gefälligkeit, 
ein Schuft zu sein und mir Ihre Festung zu überliefern; Sie würden 
mich ungemein verbinden und ich erbiete mich zu Gegendiensten in 
allen ähnlichen Fällen, in die ich Ihnen gegenüber kommen 
könnte". Aber das ist doch ungefähr der Sinn. 

. Was die Worte betrifft, so ist in dergleichen höflichen Ein- 
ladungen gewöhnlich die Bede von der pYermeidung unnützen Blut- 
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yergieBsens'', von der Sclioniing des Lebens und des Eig«n1iiiimf 
roliiger Bürger n. dgL Am eigentlichen Sinn ändert dies aber wenig 
nnd in der Regel folgt daher anoh anf eine solche Anffordenmg eine 
mehr oder minder nnhöfliohe Antwort des Festnngskonunandanten. 
Aber da dies keineswegs immer der Fall ist, wie die Geschichte 
lehrt, — man erinnere sich z. B. der Eapitnlation prenssischer 
Festungen von 1806 — so darf man es dem Invasor keineswegs 
verargen, wenigstens den Versuch zu machen. 

unterstützen mag er seine Aufforderung immerhin durch das 
Anerbieten günstiger Eapitulationsbedingnngen ffir 
den Fall, dass die üebergabe sogleich erfolgt, z. B. des frmen Ab- 
zugs der Garnison mit Waffen und Gepäck; Anerbietungen besonderer 
Yortheile für den Kommandanten müssen immer ausgeschlossen blei- 
ben, so lange der Angreifer nicht den bestimmtesten Grund hat, den 
Kommandanten für das Gegentheil eines Ehrenmannes zu halten. An 
alle Gunstanerbietungen knüpfen sich naturgemäss Drohungen, 
wenn sie nicht schon in jene implicirt sind. Es versteht sich eigent- 
lich von selbst: wenn man der Besatzung im Fall sofortiger Üeber- 
gabe günstige Bedingungen anerbietet, so droht man mit minder gün- 
stigen oder harten für den Fall einer Verzögerung der Üebergabe. 
Der Angreifer kann auch mit einem sofortigen Bombardement drohen; 
er kann seine Aufforderungen unter bestimmten formulirten Drohungen 
nach der ersten Eröffnnng der Belagerungsarbeiten, nach gewonnenen 
Erfolgen, namentlich nach der Wegnahme wichtiger Vorwerke, dann 
nach der Eröffnung einer Bresche wiederholen. Aber der heutige 
Kriegsgebrauch scheint sich doch immer mehr wenigstens dahin zn 
neigen, dass sogar die Androhung offenbarer Grausamkeiten und 
Unmenschlichkeiten ausgeschlossen bleibe. 

In früheren Zeiten und bis mindestens in das 18. Jahrhundert 
hinein war man darüber anderer Meinung. Im 15., 16. und 17. Jahr- 
hundert forderte man den Kommandanten eines kleinen festen Postens, 
der Hiene machte, sich gegen eine XTebermacht tapfer zu vertheidigen, 
einfach auf, sich zu ergeben, unter der Androhung, ihn und die 
ganze Besatzung zu hängen oder über die Klinge springen zu lass^ 
wenn er nur eine Minute sich vertheidigte. und die Drohung wurde 
oft buchstäblich ausgeführt, wenn der Angreifer sich des Postens 
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bemSohtigte, *^e tief die Ansclianung, welche solcliein abschealiciien 
Yerfaliren zu Omnde liegt, seiner Zeit eingedrongeii war, gebt dar- 
aus hervor, dass z. B. sogar der se billige und humane Montaigne 
sie rechtfertigt. Derselbe sagt (Essais, I, 14): „Ans dieser Betrach- 
tung ist unser Eriegsgebrauch entsprungen, selbst mit dem Tode di^ 
jenigen zu bestrafen, welche sich darauf versteifen, einen Platz zu 
vertheidigen , der nach den militärischen Eegeln nicht gehalten wer- 
den kann. Sonst würde ja in der Hoffnung auf Straflosigkeit jeder 
Hühnerstall eine Armee aufhalten wollen.^ 

Heute wird allgemein anerkannt, dass die Yertheidigung fester 
Funkte, die nicht absolut untauglich sind, mehr von Muth und Ge- 
schick ihrer YertheidigA*, von der Güte der Bewaffnung, als von der 
Höhe und Dicke der Wälle und Mauern abhängt, und man wird 
daher Männer, welche tapfer einen schlechten Posten vertheidigen 
eher zx^ ehren, als schimpflich zu strafen geneigt sein, wenn sie 
endlich doch unterliegen. 

Wenn der Belagerer eines Platzes eine Bresche in demselben 
erzeugt hat, so richtet er heut wie früher eine letzte Aufforderung 
an den Belagerten, früher that er dies aber immer unter der Andro- 
hung, wenn der Kommandant den Sturm der Bresche abwarte, so 
werde die genommene Stadt der Plünderung mit Allem, was daran 
hängt, preisgegeben werden, — die Drohung wurde dann oft noch 
dahin erweitert, man werde die ganze Garnison über die Klinge 
springen lassen. 

Dies wird heut auch nicht mehr vorkommen ; der traurigen Un- 
ordnungen und Verwüstungen, welche sich nothwendig an die gewalt- 
same Erstürmung eines Platzes knüpfen, bleiben ohnehin noch genug. 

Kapitulationen im freien Felde Hess die ältere Kriegs- 
theorie eigentlich gar nicht zu. Es wurde da verlangt, dass jeder 
einzelne Mann, jeder einzelne kleine Heerhaufe sich wehre, sich 
durchzuschlagen suche und dass der Befehlshaber eines grösseren 
Heerestheiles , auch wenn im freien Feld in eine üble Lage versetzt, 
von verschiedenen Seiten her angegriffen, gar kein Eecht habe, für 
seinen ganzen Heerestheil eine Kapitulation abzuschliessen und ihn 
vertragsmässig dem Feinde zu überliefern. Die Kapitulationen im 
freien Felde umfassten auch bis in die neuste Zeit immer nur kleinere 
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Tnippeiik5rper. Die Armee Hacks 1805 bei Ulm kapitnürte in ein- 
zelnen Abtheilangen ; Hillinger bei Verona 1805| Hohenlobe bei PMnz- 
lan nnd Blnober bei Batkan 1806 befehligten Bcbwaclie und sdiwer 
mitgenommene Abtbeilangen. Die Kräfte, welche Dnpont in die Ka- 
pitulation von Baylen 1808 verwickelte, werden nach den allerhoob- 
Bten Angaben doch nicht über 18,000 M. geschätzt Anch Gorgej 
überlieferte durch die Kapitulation von Vilagos 1849, die zudem 
mehr eine politische als eine militärische war, nur 30,000 H. Ungarn 
den Bussen. — Einzig in Bezug auf ihre Orösse stehn bisher immer 
noch da die Kapitulationen von Sedan und Metz 1870. Es ist 
allerdings darüber gestritten worden, ob sie als Kapitulationen im 
freien Felde zu betrachten seien. Unserer üeberzeugung nach kann 
ihnen ein anderer Charakter nicht beigelegt werden, und am aller- 
wenigsten der Kapitulation von Sedan. 

Waffenstillstände auf längere Zeit und zwischen 
ganzen Heeren, solche, die in der Absicht geschlossen werden, über 
einen Frieden zu verhandeln, können in der Begel nicht unabhängig 
von den Uilitärbefehlshabem allein zu Stande gebracht werden, es 
mischt sich hier vielmehr stets die centrale Staatsgewalt, ihre Diplo- 
matie ein und bestimmt nach Anhörung der IDlitärgewalt über den 
Inhalt des abzuschliessenden Vertrages. 

Dagegen können kürzere Waffenruhen oder Waffenstillstände 
nicht blos für ganze Heere von den Oberbefehlshabern, sondern sogar 
ganz örtlich für einzelne Armeekorps oder Divisionen zwischen ünter- 
befehlshabem feindlicher Parteien vereinbart werden. 

Beim Abschluss einer jeden Waffenruhe muss man sieh, in der 
Begel schriftlich, darüber verstehen, für welche Truppentheile sie 
gelten soll, für welchen Gebietsabschnitt, zu welcher Stunde sie 
beginnt, wie lange sie dauern soll, beziehungsweise ob nach einer 
bestimmten Zeit die Feindseligkeiten ohne Weiteres wieder beginnen^ 
oder ob der Wiedereröffnung der Feindseligkeiten eine Aufkündigung 
vorangehen soll und um wie viele Stunden sie vorangehen solL Femer 
ist eine Demarkationslinie zu bestimmeui welche die Parteien 
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irSlirend der Waffenrahe trennt; f&r grössere Yerhältnisse nnd für 
iSngere Daner tritt stets an die Stelle der Demarkationslinie eine 
Demarkationszonei eine nentrale Zone begränzt von zwei etwa 
parallelen Linien, hinter deren jeder je eine der Parteien sicli halten 
mnss. Für ganz kleine Verhältnisse nnd knrze Daner der Bnhe kann 
lediglioh bestimmt werden, wie viele hnndert Metres die einander 
gegenüberstehenden Vorposten auseinander bleiben sollen. 

Jeder Befehlshaber, welcher einen Vertrag über eine Waffen- 
ruhe, wenn anch in den kleinsten Proportionen abschliesst, übernimmt 
damit die Pfiicht, seine Untergebenen sofort, ohne allen Verzug nnd 
auf das Allergenaneste von den Bedingungen derselben zu unter- 
riohten. Welehe Folgen die Unterlassung haben kann, das zeigte in 
den grossesten Verhältnissen die unverzeihliche Sünde des thränen- 
reiohen Orators Jules Favre zu Ende des Krieges von 1870/71. Es 
ist wenigstens mit Wahrscheinlichkeit (Sicherheit giebt es in diesen 
Dingen nicht), anzunehmen, dass ohne jene Sünde die französische 
Ostarmee unter Glinchant sich der Umarmung Uanteuffels und dem 
Uebertritt in die Schweiz entziehen konnte. 

Die List ist vom Kriege nicht auszuschliessen. Dies ist so 
wahr, dass Keuere das griechische Wort Stratagemata — Kriegs- 
stücklein oder Stücklein aus der Kriegführung — einfach mit 
„Kriegslisten*' übersetzt haben, und dass wie Banquiers so anch 
Generale bisweilen ihren Buf wesentlich der Geschicklichkeit ver- 
danken, ihre Mitmenschen gehörig zu betrügen. Die Völkerrechtslehrer 
irerden auch, wie in vielen andern Dingen, hier vergebens versuchen, 
eine Grenze zwischen erlaubter und unerlaubter List zu ziehen. Die 
List wäre nicht mehr List, wenn diese Gelehrten solches vermöchten, 
m&d der vielsinnende Odysseus wäre abgesetzt. Es ist allerdings 
möglich, anständige und unanständige Listen zu unterscheiden, aber 
dies kann nicht durch die Doctrin, sondern nur durch den Takt, das 
Gefühl der Kriegsleute geschehn, und da diese schwerlich jemals 
sämmtUch anständig sein werden, so muss man auch auf die fort- 
währende Anwendung unanständiger Kriegslisten gefasst sein. 

Unter Umständen kann auch die Anknüpfung von Waffenstill- 
fltandsunterhandlungen als Bjiegslist benutzt werden oder die Beru- 
fung auf angeknüpfte Unterhandlungen dieser Art zur Täuschung des 
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Feindes. InsbeBondere müssten daher ünterbefelilsliaberiii dieser 
Beziehnng wohl auf ihrer Hut sein und sich stets gegenwSrtig halten, 
in welchen Grenzen sie sich ermächtigt glauben dürfeni solche Unter- 
handlungen selbst zu beginnen oder sie anzunehmen, und in welchen 
Grenzen sie gewisse Nachrichten des Feindes über angekntpfte Unter- 
handlungen für wahr halten dürfen. Ein ürterbefehlshaber, der in dieser 
Beziehung leichtfertig verfährt, z. B. auf Unterhandlungen dieser Art 
eingeht, die offenbar seinem Heerestheil, einzeln betrachtet, nichts 
schaden, vielleicht ihm sogar nützen können, der aber dabei die 
Gesammtlage des Heeres, zu dem er gehört, entweder nicht kennt 
oder nicht beachtet, vermag die geschicktesten Operationsplane zu 
durchkreuzen und die Armee seines Vaterlandes und dessen Gresammt- 
heer in die übelste Lage zu bringen. 

Am 13. November 1805 bemächtigte sich Murat der Donau- 
brücke von Florisdorf bei Wien, welche von einer österreichiBohen 
Division unter dem Fürsten Auersperg besetzt war, ohne Schwert- 
streich , nur weil Auersperg den Vorspiegelungen Murats über 
Waffenstillstandsunterhandlungen zwischen den Kaisern Frans und 
Napoleon blind und leichtfertig vertraute. Aber nur wenige Tage 
später liess sich derselbe Murat von dem russischen General Bsg- 
ration,. der Eutusoffs Nachhut kommandirte , durch Waffenstillstandsp 
Unterhandlungen und das ihnen schliesslich folgende Gefecht von 
Schöngraben am 16. November so lange hinhalten, dass Eutusoff 
einen geordneten Eückzug ausführen konnte. 

Im Eriege von 1870, am 15. August, dem Tage nach der Schlacht 
von Bomy verlangte der deutsche General Hanteuffel von dem fran- 
zösischen General Coffini^res, Gouverneur von Metz, einen Waffen- 
stillstand zum Begraben der Todten. Coffiniires ging ohne Weiteres 
auf diesen Waffenstillstand ein, der zuerst nur auf wenige Stun- 
den berechnet, sorglos auf unbestimmte Zeit ohne besondere Ab- 
machung ausgedehnt ward. Zu derselben Zeit war die ganze Armee 
Bazaines, im Abmarsch auf Verdun, am linken Moselufer westlich 
Metz massirt, und die Armee des Prinzen Friedrich Earl marschirte 
oberhalb Metz ruhig an und über die Mosel, um Bazsine am nächr 
sten Tag in der linken Flanke anzugreifen. Coffiniires hatte es nicht 
einmal für nöthig gehalten, dem Oberkommandanten, der dicht bei 
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Mets befindlichan Armee, dem Marscliall Bazaine von dem Waffen- 
■tillfitand, auf den er eingegangen war, Kunde zu geben. 

Nun gibt es allerdings Leute, welche sagen, wenn auch Cof- 
finiöres den WaflfenstUlstand , den Manteuffel anbot, abgelehnt, wenn 
er Bazaine davon benachrichtigt, wenn er überhaupt Alles gethan 
hätte, was in einem solchen Falle von einem General verlangt wer- 
den muss, so hätte dieses doch an dem allgemeinen Ganzen der 
Dinge nichts geändert 

Nun dann, wenn es sich so verhält, wenn kein General mehr 
thun soll, was seine Pflicht ist, weil ja unter Umständen dies doch 
nichts nützt, so huldigen wir einfach dem Fatalismus. Wozu dann 
noch hunderte von Millionen jährlich auf die Unterhaltung von Ar- 
meen verwendet werden ? wozu Ausbildung der Offiziere in den Fnn- 
oipien der Kriegskunst ? wozu Kriegsgerichte, Disciplin und dergleichen 
Dinge mehr nützen können? Alles dies wird fraglich. Dann behielte 
am Ende die Gambetta'sche Theorie von 1870, welche übrigens auch 
anderer Orten prakticirt wird, Recht: die Entscheidung über militä- 
rische Angelegenheiten und deren Leitung dürfe nur Leuten anver- 
traut werden, welche von jeder militärischen Bildung rein geblie- 
ben sind. 

Allein wir glauben, dass eine grosse Nation einer solchen 
Faulheit der Principien auf die Dauer nicht huldigen kann. Es sind 
hier nur zeitweilige Yerirrungen möglich. Schliesslich wird immer 
wieder auf das Princip zurückgekommen werden müssen : Jedermann, 
der einer grossen Nation gegenüber eine schwere Pflicht übernommen 
hat, muss sie erfüllen und muss fähig sein, sie zu erfüllen. 
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Neunter Abschnitt 



Die Politik während des Krieges. Die Ver^ 

hältiiisse der Neutralen. Die besonder«! 

Verhältnisse des Seekrieges- 

I. 

Die Parteien, die Staaten, welche dnrcli ihr ganzes Verhalten, 
in Folge besonderer, garantirter oder nicht garantirter Verträge , in 
Folge ausdrücklicher Erklärungen die Stellung der Neutralen an- 
nehmen, übernehmen dadurch zugleich gewisse Pflichten und erhalten 
gewisse Rechte. 

Diese Pflichten und diese Eechte könnten, wie wir glauben, am 
einfachsten und leichtesten durch internationale Verträge geregelt 
werden. Aber derjenige, welcher etwa glauben sollte, dass dies be- 
reits geschehen sei, würde sich in einem absoluten Irrthum befinden. 
Es gibt hier ebensowenig etwas Fixes, Gesetzliches, als in Bezug 
auf den Kriegsgebrauch, wenn man nicht das Geschwätz der Völker- 
rechtsprofessoren in weisser Cravatte für Gesetz halten will. * Dies 
thut aber eben kein Mensch, und diejenigen, deren Gehorsam gegen 
die Völkerrechtsprediger hier entscheidend wäre, thun es am wenigsten. 



* Monteü, Congr^s de Braxelles p. 24; „II faut examiser le droit de l'ku- 
maniti et le droit de la neutrcUiti. — Si je me suis seryi du terme droit de 
Vhvmaniti» c'est, parceqne ce droit peut exister, et qne d'autres ont prouvä mieux 
qne moi qn'il ne ponvait y avoir de droit de la giterre, U ii*y a pas, du reate, 
de droit sans sanctioii, et il n'y a point en gnerre de aanction possible. Tons les 
anteurs sont d'accord bot ce point. Onyres n'importe quel ripertoire da Droit 
dei gens et Tons y yerres qne, sauf les questions d'honneurs ä rendre aux prin- 
ces, des prerogatives des ambassadeurs ete,, il n'y est rien imia sans qa*ime 
restriction yienne permettre ce qoi est difendu, on d^fendre ce qui est permis: 
lois ad lifntum, au fond. 
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Wir smd also auch hier im Wesentlichen wieder daranf ange- 
wiesen, einigermassen aller Orten beobachtete Gebränche zu registri- 
ren, und unsere Kritik auszuüben an den Sätzen, die in dieses Fach 
eingeschmuggelt werden sollen. 

Ein Staat muss, um die Beohte der Neutralität zu beanspruchen, 
die beiden kriegführenden Parteien gleichmässig behandeln, dies ist 
die Grundforderung. 

Danach könnte streng genommen der neutrale Staat die Krieg- 
führenden unterstützen, wenn er dies nur für beide Theile 
gleichmässig thäte. 

Man erkennt aber sofort, dass dabei das Einhalten gleichen 
Masses eine schwierige, wenn nicht unmögliche Sache sein würde, 
— und dass, hielte wirklich nach genauester Berechnung der Neu- 
trale das gleiche Mass ein, dies von den kriegführenden Parteien 
doch schwerlich je gleichmässig anerkannt werden würde. Vielmehr 
ist mit grosser Bestimmtheit voraussetzen, dass stets die eine der 
Parteien, z. B. die unterliegende, sich benachtheiligt glaubte. Daraus 
würden unaufhörlich Kontestationen entstehen, welche die Lage des 
Neutralen bald auch thatsächlich in Bezug auf die Bewahrung seiner 
Neutralität zu einer höchst prekären machen müssten. 

Weil es sich nun so verhält, fordert die Opportunität oder die 
„praktische Yemunft^, dass der Neutrale überhaupt keine der 
kriegführenden Parteien unterstütze. 

Sollte dieses aber wieder ganz streng genommen werden, so 
könnten leicht in Bezug auf ihren Verkehr, auf ihren Handel die 
Neutralen in eine ebenso üble, ja möglicher Weise in eine schlechtere 
Lage versetzt werden, als die Kriegführenden selbst. Und dies wäre 
unbillig. 

Daher muss wieder eine Einschränkung von der andern Seite 
her eingeführt werden: man darf nur verlangen, dass der Neutrale 
die Kriegführenden nicht in Bezug auf die Kriegführung 
unterstütze. 

Auch dabei, wie wir alsbald sehen werden, bleiben Kontroversen 
übrig, und um diese einigermassen zu schliessen, können wir eigent- 
lich weiter nichts beibringen als dieses: 

der Neutrale dürfe durch die Verpflichtungen, welche er vor Europa 
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und den kriegfölirenden Parteien gegenüber übernimmt, nicht geswnn- 
gen sein, seinen eigensten Interessen vollständig entgegenzuhandeln, 
nnd er dürfe nicht geswnngen sein, die Freiheit des Gedankens, d. h. 
selbstverständlich anch die Freiheit, ihn auszudrücken, ohne welche 
diese ganze Bosasche Freiheit keinen Rappen werth ist, und die 6e- 
thätigung der Humanität in seinem^ Lande zu unterdrüokoL 

Damit haben wir das Fundament für das Verhältniss der Neu- 
tralen gewonnen, soweit sich ein solches überhaupt beim jetzigen 
Zustand der Dinge gewinnen lässt Wir sind gewiss die letzten zu 
behaupten, dass es ein sonderlich festes und schätzbares sei. Der 
gleichen Illusionen überlassen wir mit Vergnügen den Völkerrechts- 
professoren, welche ihr Geschwätz mit Thatsachen auf gleiche Stufe 
stellen. 

Wir treten nun auf die Einzelnheiten ein. 

II. 

Der Neutrale darf keiner der beiden kriegfuhrmden Parteien 
Hülfstruppen stellen, und bei den heutigen staatlichen Verhält- 
nissen erscheint es kaum denkbar, dass ein neutraler Staat unter 
irgend einem Vorwand sich über dieses Gebot hinwegsetzen könne, 
möge man an den Landkrieg oder an den Seekrieg oder an beide 
zusammen denken. 

Der Neutrale darf seinen Boden keiner der kriegführenden 
Parteien zu einem Gebrauch, der auf den Krieg Bezug hat, über- 
lassen. Er darf also der Regel nach, sobald der Krieg erklärt int, 
keine Durchmärsche oder Durchzüge (auf Eisenbahnen , Waseer- 
strassen) von Truppen kriegführender Parteien durch sein Gebiet 
gestatten. Ausnahmen davon werden nur begründet durch Konven- 
tionen für alle Zeiten, wie wir dies schon früherhin Gelegenheit hatten 
zu bemerken. Dann können Ausnahmen — indessen für beide krieg- 
führenden Parteien gleich und im Wesentlichen von geringer Bedeu- 
tung, — auch durch besondere Verkehrsverhältnisse bedingt werden. 
So gestattete 1870 die Schweiz den militärpflichtigen Bewohnern des 
badischen Seekreises die Benutzung der Eisenbahn durch den Kanton 
Schaffhausen, und ebenso den militärpflichtigen Savoyarden den Weg 
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ftber Genf, beiden zu ihren Tmppentheilen. Doch massten dieselben 
in bürgerlicher Kleidnng und ohne Waffen reisen. In der That kam 
also hier mehr als etwas Anderes die Yermeidung einer für alle 
Beisenden lästigen Polizeikontrole in Betracht. 

Werbungen anf seinem Boden und insbesondere* die Anlage 
yon Werbedepots auf seinem Boden für irgend eine der kriegführen- 
den Parteien darf ein neutraler Staat nie gestatten. Er kann es un- 
möglich verhindern, dass einzehie seiner Bürger sich in fremden 
Dienst anwerben lassen und darf unmöglich dafür yerantwortUch ge- 
macht werden ; aber dies dürfte er, wenn er ihnen auf seinem Boden 
die Anwerbung und Inkorporirung in die Truppen einer fremden 
Macht möglich machte. 

Der Neutrale darf auf seinem Boden auch nicht die Anlage yon 
Eriegswerkstätten für eiue der kriegführenden Parteien gestatten, von 
Pulyermtihlen , Waffenfabriken, Fabriken zur Herstellung von Uni- 
formen und Ausrüstungsgegenstanden ; er darf also auch nicht erlau- 
ben, dass in seinen Häfen Kriegsschiffe für eine kriegführende Partei 
erbaut oder armirt werden. 

Er soll ferner keine Eriegspartei mit beweglichen Kriegsmitteln 
yersehen oder yersehen lassen. 

An der Spitze dieser mobilen Kriegsmittel steht nun stets das 
Geld. Es yersteht sich daher yon selbst, dass der neutrale Staat, 
wiU er^ die Bechte, die einem solchen zustehen, für sich in Anspruch 
nehmen, eine kriegführende Partei nicht mit Subsidiengeldem unter- 
stützen darf. Schwer wird es ihm dagegen unter heutigen Umständen 
sein, zu yerhinaem, dass einzelne Wucherer (nach dem gesitteten 
Ausdruck Banquiers) auf seinem Gkbiete diese oder jene Kriegs- 
partei, in deren Erfolg sie Vertrauen haben oder deren Zahlungs- 
fähigkeit selbst beim Misserfolg sie nicht anzweifeln, durch Auf- 
bringen yon Anleihen zu unterstützen. Man darf bei den For- 
men des heutigen Verkehrs unmöglich einen neutralen Staat für 
Handlungen seiner Bürger in dieser Beziehung yerantwortlich machen 
wollen. 

Ein neutraler Staat soll niemals dulden, dass gewisse be* 
wegliohe Güter über seine Grenzen einer der kriegführenden 
Parteien zugeführt werden. 



— 246 • — 

Diese gewissen bewegliolien Güter begreift man nnter dem Kamen 
der Eriegskontrebande. Aber es mnss leider behauptet werden, 
dass der Begriff der Eriegskontrebande auch wieder ein sehr unbe- 
stimmter ist. 

Unter denselben fallen allerdings ohne Weiteres: Waffen, Muni- 
tion, militärische Ausrüstungsgegenstände aller Art. Von dieser Grenze 
ab treten schon Zweifel ein. 

Pferde werden zur Kriegführung gebraucht. Soll also der 
Neutrale überhaupt kein Pferd über seine Grenze in das Land der 
kriegführenden Partei gelangen lassen ? Darauf antworten nun einige : 
nicht jedes Pferd ist zum Militärdienst brauchbar, man muss also 
einen Unterschied machen. Andere aber erwidern : Wer soll denn die- 
sen Unterschied machen? xmd femer, wenn ein militäxisoh unbrauch- 
bares Pferd in das Land der kriegführenden Partei eingeführt wird, 
so kann es dort in den Platz eines militärisch brauchbaren treten 
und dieses letztere wird nun militärisch nutzbar gemacht Alles dieses 
ist richtig. Aber sollte es nicht zu der Ueberzengung ftihren, daas 
unser ganzes sogenanntes Völkerrecht, mit dem jetzt so viele leere 
Köpfe, von ihren eigenen Herren, obwohl besoldet, doch ausgelacht 
— sich wichtig machen, ein Galimatias ist gerade gut genug, mit 
den Streitfragen der Scholastiker des Mittelalters in denselben Papier- 
korb geworfen zu werden? 

Ein Hauptzweck unsere kleinen Buches ist es, in der mildeeten 
Form dieses modernste Pfaffenthum an seinen richtigen Platz zu 
stellen , und sanft den Weg zu vernünftigen Anschauungen vobdl 
Kriegsgebrauch zu bahnen für alle Zeit, die der Krieg noch be- 
stehen wird. 

Sind Kohlen Kriegskontrebande ? Sie werden heut in Massen 
zu allen gewerblichen Zwecken, auch zum Heizen der Lokomotiven 
und der Dampfschiffe aller Art, auch der Kriegsfiahrzeuge verbraucht. 
Ihr Mangel könnte den Kriegführenden den Gebrauch der Kriegs- 
flotten und der Eisenbahnen im Interesse des Krieges beschiiuikeD 
oder ihn ganz unmöglich machen. Die Welt hat sich aber bereits 
daran gewöhnt, die Eisenbahnen als ein uneDtbehrliohes Kriegsmittel 
anzusehen. — Andererseits ist es klar, dass die Steinkohlen auch in 
den Ländern kriegführender Parteien während des Krieges vielen 
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friedlichen Zwecken dienen können und müssen ; dass die Eisenbahnen 
selbst während des Krieges nicht aufhören , zugleich dem friedlichen 
Verkehr zu dienen; dass sie benutzt werden für die Ausübung jener 
Menschlichkeit, welche der moderne Eriegsgebranch zum Theil sogar 
durch ausdrückliche Bestimmungen zugelassen und geregelt hat; er- 
wähnen wir nur d^n Transport der Verwundeten aus der Sphäre 
kämpfender Heere in möglichst sichere und ruhige Gegenden. 

Im Jahre 1859 während des Krieges erklärten Frankreich und 
Sardinien, dass sie Steinkohle nicht als Kriegskontrebande betrachte- 
ten, Oesterreich dagegen hatte die Ausfuhr von Schiffsbaumaterial 
und Steinkohlen zu derselben Zeit verboten und sie damit zugleich 
für Kriegskontrebande erklärt England hatte Kohlen und Schiffsbau- 
material früher eigentlich immer als Kriegskontrebande ansehen wollen 
und bezügliche Bestimmungen auch in von ihm abgeschlossene Han- 
delsrverträge hinebgebracht Im Jahre 1SÖ9 sprach dann auch wieder 
dnmal das englische auswärtige Amt die Ansicht aus, dass Stein- 
kohlen „in gewissen Fällen*^ als Kriegskontrebande angesehen wer- 
den könnten. > 

Wohl aber, weil es kaum möglich erscheint, die „gewissen Fälle" 
erkennbar zu präcisiren, geht in allemeuester Zeit die Neigung, 
— mehr können wir nicht sagen , — dahin , die Steinkohlen über- 
haupt nioht als Kriegskontrebande anzusehen. 

Es muBS folglich den Neutralen gestattet sein, frei mit ihnen 
handeln zu lassen. TJnd dasselbe Frincip muss in Bezug auf Lebens- 
mittel aller Art in Anwendung kommen. 

Ohne Brot ist keine Kriegführung möglich, folglich ist das Brot 
ein Kriegsmittel, aber es ist dies nur insofern als es ein rein menteh- 
liehes Bedürfhiss ist und der Handel mit ihm, mit den Stoffen, die 
zu seiner Bereitung dienen, darf den Bewohnern neutraler Länder in 
kemer Eiehtung beschränkt werden. 

Man denke sich die Sehweiz im Krieg mit einem ihrer grossen 
Naehbarn und die drei andern, welche neutral blieben, dtlrften ihr 
kein CMmde etc. zuführen. In vier Wochen würde sie aosgehiuigert 
sein, wie eine grosse Festung. 
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Die Sonveränetät der neutralen Staaten mnss während des Krie- 
ges von den Kriegführenden geachtet werden, wie im Frieden. Bürger 
eines neutralen Staates, welche in invadirtem Lande niedergelassen 
sind oder sich aufhalten, sollen das Becht haben, ihre Wohnungen 
durch die Farben ihres Landes als Sauvegardezeichen zu decken. 
Der Invasor soll diese Wohnungen dann möglichst achten. Wo dies 
aber absolut unmöglich ist, wenn also die Wohnungen, die in solcher 
Art bezeichnet waren, mit £inc[uartierung belegt, die Bürger des 
neutralen Landes zu Kontributionen herbeigezogen werden müssen ete., 
— vielleicht nur, weil es an Zeit fehlte, ihre besonderen Ansprüehe 
gehörig festzustellen, toll doch der Invasor mit Courtoisie und in 
den weitesten Grenzen dafür Sorge tragen, dass ihnen die Enteohä- 
digungen, welche ihnen von Bechtswegen zukommen, später nieht 
entgehen können. Alle Urkunden und Dokumente, welche von den 
Begierungen neutraler Länder ausgestellt sind, ^nüssen während des 
Krieges ebensowohl von den Kriegführenden respektirt werden, wie 
im Frieden. 

Ein neutraler Staat kann Verwundete und Kranke der 
Kriegsparteien ohne Weiteres auf sein Gebiet zulassen, sie dort selbst 
besorgen und verpflegen oder ihre Besorgung und Verpflegung durch 
Private schützen. Desgleichen dürfen in der Begel Verwundete und 
Kranke von Kriegsparteien durch neutrales Gebiet in ihre Heimath 
oder in das Land der Partei, in deren Gewalt sie gefallen sind, ab- 
geschoben werden. Wir sagen in der Begel; d«in es tritt hier 
alsbald eine Kontroverse ein, welche der Krieg von 1870 mehrfaeh 
zum Ausdruck gebracht hat. Man setze z. B. voraus, der Invasor 
habe viele Verwundete und Eoranke und er wolle diese nun doroh 
neutrales Gebiet abschieben, — so behält er für andere und eigent- 
liche Kriegszwecke die Eisen- und Wasserstrassen frei, welche durch 
das von ihm invadirte Land in sein eigenes Gebiet zurückführen; er 
würde dadurch einen grossen Vortheil und zwar zum offenbaren 
Kachtheil der Gegenpartei erlangen. — Dieses Verhältuss pr&oisirt 
sich noch viel schärfer, wenn etwa der Invasor massenweise Kriegs- 
gefangene gemacht hätte und nun beanspruchte auch diese, als doch 
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anmal ausser Gefecht gesetzt, über neutraleB Gebiet in ihre Auf- 
bewahrungsorte abschieben zu wollen. 

Ueber alle diese Dinge existiren keine vertragsmässigen Bestim- 
mungen; wir können es nicht oft genug wiederholen. Schliesslich 
muss der Neutrale im einzelnen Fall entscheiden, fUr welche Zwecke 
er sein Gebiet den Kriegführenden öffnen will, für welche anderen 
nicht. Möge er aber dabei auch mit höchster Billigkeit verfahren, 
er bleibt stets falschen Auslegungen von Seiten beider kriegführenden 
Parteien, mindestens Anklagen von einer Seite her ausgesetzt. Für 
kleine Staaten insbesondere ist dies eine höchst unangenehme Lage; 
deren Beseitigung man wünschen muss. Wenn man nur wüsste, wie 
die Beseitigung möglich zu machen wäre! alle Erfahrung, nicht allzu 
oberflächlich betrachtet, läset berechtigten Hoffnungen in dieser Be- 
ziehung nur geringen Spielraum. 

IV. 

STeutrale Staaten, an deren Grenzen der Krieg spielt, sind stets 
zu Grenzbesetzungen, zu Truppenaufstellungen an den Grenzen 
gezwungen. 

Diese werden schon nothwendig zur Unterstützung der Grenz- 
beamten (Zollbeamten), welche nunmehr die Ausfuhr von Kriegskontre- 
bande verhindern sollen, einer KriegskontrebandOy die unter Umstän- 
den lebendig sein, d. h. aus militärischen Trupps, im neutralen Lande 
gebildet, bestehen kann. 

Femer aber soll der neutrale Staat nicht dulden, dass von irgend 
einor Kriegspartei seine Grenzen verletzt, zu einem heimliehen Durch- 
marsch, zu einer auch noch so kurzen Erholung nach einem Gefecht 
an der Grenze sein Gebiet benutzt werde. 

Kleine Grenzverletzungen in diesen Fällen kommen fast immer 
vor ; sie sind fast unvermeidlioh, so lange nicht in Wirklichkeit, wie 
auf den Landkarten, die Grenzen der Länder mit bunten Farben be- 
zeichnet sind. 

Wenn die Hannsohaften oder Truppen, welche die Gh:«nze ver- 
letzt haben, sobald sie auf den Sachverhalt aufmerksam gemacht 
werden, aioh zurttekziehen und aus den Umständen hervorgeht, 
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dM8 die GrensverletztiDg ntir dnrch ein YerBehen berbeigefülirt wot- 
den ist, wird der Neutrale von einem solchen kleineren Fall nickt 
viel Anfhebens machen. Indessen eine förmliche Reklamation ist 
doch nicht vom TTebel nnd überhaupt liegt es im Interesse der 
Neutralen, auch kleineren Grenzverletzungen von Anbeginn vorzu- 
beugen. Denn beobachtet er ein laxes Verfahren, so könnte eine 
kriegführende Partei sich dies zu Nutze machen, und was Anfangs 
nur aus Versehen vorkam, könnte später auch mit Vorbedacht vor- 
kommen; beispielsweise könnte es einer der Kriegführenden für gut 
befinden , neutrales Land zu benutzen , um eine kürzeste Verbindung 
zwischen zweien seiner Posten an der Grenze zu erhalten. Abgesehen 
davon, geben auch kleine Verletzungen neutralen Landes durch eine 
der kriegführenden Parteien der andern nur zu leicht Anlass zu 
Beschuldigungen gegen den Neutralen. 

An Grenzpunkten, wo der Gestaltung der Grenze nnd den son- 
stigen Verhältnissen nach Verletzungen zumeist in Aussicht stehn, 
mag daher der Neutrale seine Grenze noch ausnahmsweise bezeichnen 
durch Aufstellung von Zwischengrenzpiählen und in grösseren Ent- 
fernungen von einander von Fähnlein mit seinen Farben. 

Es kann nun der Fall eintreten, dass Truppen einer kriegführen- 
den Partei wirklich dolos neutrales Gebiet benutzen wollen, 
um sich, etwa vom Feinde gedrängt, diesem zu entziehen und in 
Sicherheit abziehend an einem anderen nnd bequemeren Punkt ans 
dem neutralen Land wieder auf dem Kriegsschauplatz aufzutauolien. 
Es kann der andere Fall eintrefeu, dass Trupp^i einer kriegführen- 
den Partei keinen andetn Ausweg finden, als den, sich dem ver- 
falgenden Feinde zu ergeben oder Zuflucht in nmitralem Lande sn 
suchen. 

unter allen Umständen hat nun der Neutrale die Pflioht, solohe 
auf sein Ge})iet übertretende Truppen sofort zu entwaffnen und sie 
vorläufig ausser Kriegsthätigkeit zu setzen. 

Dadurch können dem Neutralen ausserordentlich schwere Lasten 
aufgelegt werden, zumal wenn ganze Armeekorps oder Armeen Zu- 
flucht auf seinem Boden in solcher Art suchen. Da der Neutrale 
^ nicht selbst Krieg führt, so will er mögliehst wenige Macht an seiiier 
Grenze entfalten; er nmss aber seiner aUgemeinen Lage gemäss, 
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diese Kraft vertheilen nnd kann daher an jedem einzelnen Punkte 
immer nnr Bchwach sein. Will er nnn im entscheidenden Moment 
nicht zn spät kommen, nm seine internationale Pflicht zn erfüllen, 
so mnss er die Operationen der Kriegführenden mit derselben Ge- 
nauigkeit beobachten, mit welcher die Kriegführenden nnter einander 
sich beobachten nnd er mnss weit voransrechnend seine Stellungen 
so genommen, seine Bewegnngsmassregeln so vorbereitet haben, dass 
er rechtzeitig seine Trappen verschieben kann. Ausserdem darf er 
sich auch nicht übertölpeln lassen. Liesse er eine grosse Anzahl der 
flüchtenden Truppen erst auf sein Gebiet hinüber und wollte dann 
anfangen, ihnen im Guten zuzureden, so könnte es zu spät sein. Die 
Flüchtenden könnten sich plötzlich in Sicherheit fühlen und die 
Waffen gegen den Neutralen selbst kehren. Der üebertritt grösserer 
Korps sollte daher immer nur auf Grund einer vor dem Beginn des 
üebertritts zwischen den Kommandanten der übertretenden und der 
Grenztruppen der Neutralen abgeschlossenen Konvention stattfinden. 

Im Jahre 1870 zur Zeit der Schlacht von Sedan gingen einzelne 
französische Abtheilungen, ohne es zu wissen und ohne von den 
Belgiern bemerkt zu werden eine Strecke durch belgisches Gebiet; 
andere grössere Abtheilungen traten aber wirklich nach Belgien über 
und wurden hier von den Belgiern entwaffnet Anfang Februar 1871 
trat Alles, was von der französischen Ostarmee noch übrig war, über 
80,000 M. in die Schweiz über, um den von allen Seiten drängenden 
Preussen zu entgehen. Auch die französische Ostarmee ward, sobald 
sie den schweizerischen Boden betrat, entwaffnet. 

Vor der Schlacht von Sedan hatte das deutsche Heereskommando 
den Armee- und Korpskommandanten die Anweisung ertheilt, die 
Neutralität Belgiens im Princip zu respektiren, wenn aber franzö- 
sische Truppen nach Belgien überträten und dort nicht soglrich ent- 
waffnet würden, ihnm zu folgen und sie ohne Bücksicht auf den 
neutralen Boden anzugreifen. Gleiche Anweisung werden auch wohl 
diejenigen deutsehen Korps gehabt haben, welche der französischen 
Ostarmee folgten. Denn sie entspricht ganz dem herrschenden Kriegs- 
gebrauch und den Anschauungen von den Rechten und Pflichten der 
Neutralen. 

Der Neutrale, welcher übertretende Truppen b«i sich auf^enom- 
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meii hat, sorgt fdr deren Unterkunft, Verpflegung und Bewaohang. 
Denn obgleich eie nicht als Kriegsgefangene von ihm angesehen wei> 
den können, hat er doch die Pflicht, sie an der Bückkehr auf den 
Kriegsflchaaplatz zn yerhindem, und zwar in der Begel bis zun 
Ende des Krieges. Eine Ausnahme von dieser Begel, eine frühere 
Entlassung würde eine besondere üebereinkunft zwischen sämmtliehen 
betheiligten Parteien voraussetzen. 

Der neutrale Staat ist völlig berechtigt, von der Partei, welcher 
die üebergetretenen angehören, Ersatz aller ihm durch deren Auf- 
bewahrung erwachsenen Kosten zu fordern und er kann sich für 
deren Zahlung eine Bürgschaft durch vorläuflges Zurückhalten von 
Kriegsmaterial verschaffen, welches von den üebergetretenen nodt- 
geführt worden ist 

Legitime Kriegsbeute, welche diese mitgebracht haben, können 
sie im neutralen Lande verkaufen. Und der neutrale Staat darf mit^ 
gebrachtes Kriegsmaterial, dessen Aufbewahi-ung bis zum Friedens- 
schlusB ihm übermässige Kosten verursachen würde, gleichfalk in 
seinem Lande verkaufen. Dahin würden z. B. die Dienstpferde ge- 
hören, lieber den Erlös verrechnet er sich nach dem Friedensschluas 
mit der Begierung, der das Kriegsmaterial angehörte. 

Bisweilen bringen die übertretenden Truppen auch selbst Kriegs- 
gefangene mit, welche sie ihrer Gegenpartei abgenommen hatten. 
Soll nun diese der neutrale Staat loslassen oder soll er sie gleich- 
falls bis zum Friedensschloss bei sich aufbewahren? Die meisten 
Meinungen sprechen sich für das Loslassen aus, da ja der neutrale 
Staat nur den üebertretenden zu Nutzen diese aufgenommen habe, 
die Kriegsgefangenen aber nur gezwungen ins Land des Neutralen 
gekommen wären. Ganz klar ist die Sache nicht unserer Ansicht 
nach darf durch die unbedingte Loslassung dieser Kriegsgefangenen 
mindestens der Partei, welcher sie angehören, kein offenbarer Yor- 
theil erwachsen. Im bestimmten Einzelfalle mag durch die besonderen 
ihn beherrschenden umstände die Entscheidung erleichtert werden. 

n. 

Wir müssen nun kurz einige spezielle Verhältnisse des See- 
krieges besprechen. 
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Im Seekriege kann sich ein Staat, so lange nicht besondere 
Abmachungen entgegenstehn , neben seinen organisirten Kriegsflotten 
und kreazenden Eriegsfahrzengen auch der Kaperschiffe bedienen. 
Ein Kaperschiff ist ein Handelsschiff, welches entweder von der Re- 
gierung direkt oder auch von einem Rheder kriegsmässig ausgertistet, 
aber stets mit einem Kaperbrief oder ICarkebrief, d. h. mit 
einer Autorisation seiner Staatsbehörde versehen ist, feindlichen 
Schiffen den Krieg und insbesondere auf feindliche Handelsschiffe 
Jagd 2u machen. — Ein solches Schiff mit seiner ganzen Ausrüstung 
und Bemannung gilt dann als legitimer Feind und darf vom 
Gegner, der es wegnimmt, nicht etwa als Seeräuber behandelt werden. 

In früheren Zeiten waren die Kaper oft wesentliche Verstärkun- 
gen der Kriegsflotten. 

Keuerdings trat nun die Tendenz auf, die Kaperei ganz abzu- 
sehaffbn; schon im vorigen Jahrhundert ist bisweilen beim Abschluss 
von Handels- und anderen Verträgen zwischen zwei Mächten die 
Klausel aufgenommen worden, dieselben wollten sich gegen einander 
in künftigen Seekriegen der Kaperei gänzlich begeben. 

Beim Abschluss des Pariser Friedens von 18 56 erliessen 
dann Frankreich, Oesterreich, Grossbrittanien , Preussen, Bussland, 
Sardinien und die Türkei am 16. April 1856 eine Erklärung, welche 
mdirere Hauptpunkte des Kriegsbrauchs zur See betrifft, auf welche 
wir noch wiederholt zurückkommen werden und durch welche auch 
die Kaperei abgeschafft werden sollte. Spanien und Mexiko von den 
übrigen Staaten, denen die Declaration vorgelegt wurde, weigerten 
sich, der Abschaffung der Kaperei zuzustimmen und die vereinigten 
Staaten von Nordamerika wollten dies nur unter einer Bedingung 
thun, auf welche uns die weitere Behandlung unseres Gegenstandes 
alsbald auch zurückführen wird. 

VI. 

Während für den Landkrieg schon seit längerer Zeit der Satz 
im Wesentlichen für gültig angenommen wurde, dass Privateigen- 
thum auch der Bürger eines feindlichen Landes solle reepektirt 
werden, verhielt sich dies im Seekrieg noch lange ganz anders, und 
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66 6i]id in di666r Beziehimg die abweichendsten OrnndBatse und fie- 
gebi aufgestellt und prakticirt worden. 

Das Gonsolato del mare, aus dem 13. Jahrhundert, die 
Qrnndlage, von welcher aas sich der neue Brauch im Sedorieg ent^ 
wickelt hat, trennte das Recht der Flagge und das Beefat der 
Ladung gänzlich von einander. 

Nach dem Rechtsstandpunkt des Gonsolato durfte ein Eriega- 
schiff auf offenem Meere ein neutrales Schiff nicht wegnehmen » anoh 
wenn dies mit feindlicher Waare oder Waare für den Feind heladea 
war, aber wohl durfte es diese Waare wegnehmen, — umgdLehrt 
durfte es ein feindliches Schiff wegnehmen, wenn dies auch neutrale 
Ladung hatte, durfte aber dieee letztere sich nicht aneignen. 

Dies galt als ziemlich allgemeiner Brauch bis in die Mitte des 
17. Jahrhunderts. 

Von da ab wurde oft das ganze Recht an die Flagge ge- 
bunden, die Flagge deckte die Ladung; ein neutrales Schiff durfte 
also auch feindliches Ghit, — nur dieses immer mit Ausnahme von 
Eriegskontrebande, — transportiren , wogegen mit einem feindlichoi 
Schiff auch die neutrale Ladung verfiel, welche es führte. Auch hie- 
ven fanden sich wieder Ausnahmen; namentlich war es England, 
welches zur Zeit seiner unbestrittenen Seeherrschaft Regeln hand- 
habte, die ganz zum Vortheil seiner Flotten, Ereuzer und Eap^ alle 
anderen Nationen auf dem Meere völlig schutzlos hinstellten. In der 
Deklaration vom 16. April 1856 sind über den hier behandelten 
Punkt die beiden Sätze aufgestellt: 

„Die neutrale Flagge deckt die feindliche Ladung, nur mit 
Ausnahme der Eriegskontrebande" und 

„Die neutrale Ladung, nur mit Ausnahme der Eriegskontrebande, 
kann auch unter feindlicher Flagge nicht fortgenommen werden.** 

Die vereinigten Staaten von Nordamerika wollten der Deklara- 
tion vom 16. April 1856 und namentlich dem Verzicht auf die Ka- 
perei nur unter der Bedingung beistimmen, dass in die Deklaration 
noch der weitere Satz aufgenommen werde : 

„das Privateigen thum d^ Bürger oder ünterthanen der 
kriegführenden Nationen darf auf dem Meere von den Erieg- 
führenden auch nicht weggenommen werden.*' 
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^ 

Es sollte also eine im Landkriegsbraaoh sohon ziemlidi heiBiisohe 
Regel naek diesem Yerlangen der Ameriksqer anoh in den Seekriega- 
braach aolgenommen werden. Darüber ist nun bis jetzt nooh keine 
Yarständigong erzielt 

Beim Beginn des Krieges von 1866 erklärten Frenssen, Italien 
und Oesterr0iob im Sinne der amerikanisehen Forderung, dass sie 
überhaupt keine Prisen machen würden, und befolgten dies anch. Zu 
Beginn des Kriegs von 1870 gab Deutsehland wieder dieselbe £r- 
klirung, sendete aber dann doch, da Frankreich kein Gegenrecht 
hielt, im Januar 1871 Kreuzer aus, um französische Handelsschiffe 
fortzunehmen. 

Mögen nun in Bezug auf die hier erwähnten Dinge, welche 
Segeln immer anerkannt sein, — so lange überhaupt der Seehandel 
auf dem Meere nicht völlig frei ist, so lauge da noch ein Unter« 
schied angenommen wird zwischen Privatgut (Schiffen und Ladung) 
der Neutralen einerseits und der Kriegführenden andererseits, muss 
für die Kriegsschiffe der Kriegfiihrenden ein Mittel zugelaseen wer- 
den, sicher zu unterschejiden , ob das Schiff, dem sie begegnen, ein 
neutrales ist oder einer der kriegführenden Parteien angehört. 

Ein Schiff zeigt seine Nationalität durch seine Flagge. Aber 
es ist denkbar, dass ein Schiff einer Kriegspartei, grade um seinen 
Charakter zu verstecken, trügerisch unter der Flagge einer neutralen 
Nation fahre. Dazu kommen dann je nach den angenommenen Begeln 
noch die Fragen, ob ein wirklich neutrales Schiff nicht feindliche 
Ladung oder auch Kriegskoutrebande führe. 

Sas zugelassene Mittel ist nun unter diesen Umständen das 
Becht der Durchsuchung, der Visite. 

Wenn ein Kriegsschiff auf hoher See einem Handelsschiff be- 
gegnet und dieses zu sprechen wünscht, so giebt es ihm diesen 
Wunsch zunächst durch einen blinden Kanonensohuss (Preischuss) 
zu erkennen. Das Handelsschiff muss darauf dem Kriegsschiff zu- 
steuern oder betdrehen. « — Nun ist es aber den Handelsschiffen sehr 
oft gar nicht daran gelegen, den Preischuss zu hören, auch wenn 
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sie vollständig rein sind und selbst unter derselbmn Flagge fahren, 
wie das Eriegssohiff, welehes sie anhält. Denn oft f&hren ELriega- 
schiffe solche darchaos reinen Handelsschiffe, insbesondere von Neu- 
tralen tagelang mit sich hemm, damit diese nicht feindlichen Kreasera 
ihre Anwesenheit verrathen. Daher kommt es denn, dass bei Taub* 
heit des Handelsschiffs das Kriegsschiff seinem Freischnss alsbald 
scharfe Schüsse folgen läset, bis der Zweck erreicht ist Der Kapitän 
des Handelsschiffs mnss sich schliesslich an Bord des Kriegssehiffis 
durch Vorlegung sämmtlicher SchiffiBpapiere über die Nationalität das 
Schiffes, der Bemannimg und über die Ladung ausweisen. Kommt 
aber hiebei dem Kapitän des Kriegsschiffes etwas verdächtig vor, 
wittert er z. B. Kriegskontrebande an Bord des Kauffahrers, so läest 
er dieses realiter von einem seiner Offiziere unter gehöriger Eis- 
körte untersuchen, wobei namentlich von den Engländern stets Starkes 
geleistet worden ist Glaubt der Kapitän des Kriegsschiffes, dass sein 
Verdacht Bestätigung gefunden, so lässt er nun den Kauffahrer, der 
mit Mannschaft des Kriegsschiffs zur Wache besetzt wird, in einen 
Hafen seines Staates fuhren, wenn er nicht selbst überhaupt grade 
nach einem solchen Hafen unterwegs ist 

In diesem urtheilt dann ein Admiralitätsgericht oder Priaen- 
gericht darüber, ob der aufgebrachte Kauffahrer eine nS^^^ Prise** 
und zu konfisoiren oder welcher Theil seiner Ladung zu konfis- 
eiren sei. 

Wenn neutrale Kauffahrer unter Convoi, d.h. unter Eskorte 
von Kriegsschiffen ihrer Nation fahren, so dürfen sie niemals visitirt, 
ja es dürfen auch von den einzelnen Kapitäns nicht die Schiffispapiere 
verlangt werden, sondern der Kapitän des Kriegsschiffes oder Qe- 
schwaders der Kriegspartei, welcher man begegnet, mnss sieh mit 
der einfachen Deklaration des Marineoffiziers begnügen, weloher die 
Eskorte der neutralen Kauffahrer kommandirt 

Es ist nicht schwer zu sehen, dass das Durchsuchungsreoht den 
Handel der .Neutralen auf die schmählichste Weise belästigt und daas 
die Neutralen sich mehrfach dagegen auflehnen mussten. Ehe wir 
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darüber knrz sprechen, müssen wir nur nooli der Blokade erwätnen, 
die in enger Verbindung mit dem Dnrchsnchnngsrecbt den Anlass 
zu den nnerhörtesten Prätentionen einzelner Mäcbte gegeben hat. 

Wie der Angreifer im Landkrieg einen feindlichen festen Platz 
blokirt oder einschliesst , um ihm alle Verbindungen abzuschneiden 
und durch dieses Mittel allein oder mittelst einer angeknüpften förm- 
liehen Belagerung die üebergabe zu erzwingen, so kann im Seekriege 
eine Eriegspartei einen feindlichen Hafen, sei derselbe übrigens be- 
festigt oder nicht, von der Seeseite her blokiren, indem sie ein G-e- 
sohwader vor dem Hafen kreuzen lässt. Sache dieses Geschwaders 
ist es nun, sowohl feindlichen als neutralen Schiffen den Eintritt in 
den Hafen von der offenen See her, sowie den Austritt aus dem 
Hafen in die offene See zu verwehren; eine solche Blokade soll den 
seefahrenden Nationen angezeigt und in allen Häfen bekannt gemacht 
werden, damit die Schiffer, insbesondere der Neutralen, wohl unter- 
richtet, nicht etwa sich des Versuchs verdächtig machen, die Blo- 
kade brechen zu wollen. Neutrale Schiffe, die etwa nicht recht- 
zeitig benachrichtigt wären, werden vom Blokadegeschwader einfach 
zurückgewiesen, wenn sie nicht Kriegskontrebande führen, feindliche, 
nach dem im Wesentlichen immer noch herrschenden Brauch, weg- 
genommen. 

Soweit ist Alles noch ziemlich einfach; die Blokade ist wirk- 
lich vollzogen, eine effektive, wie man zu sagen pflegt. 

Nun aber haben seefahrende Nationen, die Engländer, wie in 
allen diesen Unbilligkeiten, an der Spitze, prätendirt, es genüge, dass 
sie die Blokade einfach anzeigen, damit sie alle rechtlichen Folgen 
habe. Wenn also England anzeige — notificire — : der Hafen X 
ist blokirt, so dürfe, obgleich sich kein englisches Geschwader vor 
diesem Hafen befinde, doch kein neutrales Schiff in denselben ein- 
treten oder denselben verlassen; englische Kreuzer, die einem solchen 
Schiff auf offenem Meere begegnen, könnten dasselbe als Blokade- 
brecher wegnehmen. Man bezeichnete eine solche blos angezeigte 
Blokade als notificirte, fiktive oder Blokade auf dem 
Papier. 

Aber auch dabei blieb man noch nicht stehen, sondern man 
prätendirte, eine blos notificirte Blokade auf die Küsten ganzer Län- 

17 
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der Basindehneii. Wenn also die EugUnder a 
diese oder jene Efiste vielleicht von melürere 
blokirt Bei, ao beanaprnehten sie, jedes nentr 
dieser Eüate beatimmt war, oder vod ihr 1 
die aie in bestimmten Ueereagegenden, in dei 
Ueerengen postirten, ala Blokadebreobei 
Etwas gani Gleiches ist im Landkriege a 
etwas Aehnliohes kSnnen wir in neneatei 
gen sehen, den Begriff des Okknpationareol 
nnd den Begriff der fiktiven Okknpati 
fiktiven Seeblokade, in den Eriegsgebranoh « 

IX. 

In der neuem Zeit traten die nnerhörten 
der Nentralen, welche aas der Ansdehnnng 
Durohanchnngarechtes hervorgehen mtiseen, g 
den Tag während des Befreinngakriegee der I 
gegen England, — an welchem Krieg dann 
Spanien sieh betheiligten. 

In Folge dieser UisabHLnohe stellte im 
sein System der bewaffneten NentralitI 
den EriegfUbrenden die Anerkennung nnd Bea< 

Neutrale Schiffe können frei von Hafen 
Etteten der kriegführenden Nationen segeln; 

Waare, welche Dnterthanen der Eriegftt 
mit Ausnahme von Kriegskontrebande, ist aof 

als Eiiegakontrebande aoUeu nnr die & 
welcbe ausdrücklich durch die Verträge füi 
(Handelsvertrag von 17B6 zwixchen Bussland 

ein Hafen ist nnr blokirt , wenn die 
Kriegsschiffe vor ihm nnd in gehöriger Nähe 
ein Eindringen in ihn mit offenbarer Gefahr ^ 

die aufgeführten Grundsätze mfiaaen bei 
Legalit&t der Prisen als Bichtschnnr dienen. 

Endlich aoUten die Kriegfabrenden, we 
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ler GnmdBät» Terweigerten, daza durah 
Wangen werden. 

Ton den Keutralen traten Dänemark, S( 
, Oesterreioh, Portugal, Neapel nnd Sicili 
. Frankreicli and Spanien sofort dem rae 
d verweigerte die Annahme, berief eiol 
irkannt« Bätze des Völkerrechts" und ai 
a aber faktisch hedeatend von seinei 
1 Bogen nicht zn straff zn spannen. 



In dem Kriege, der nach kurzer üi 
eden von Amiens, 1803 aufs neue zwiscl 
d entbrannte, entwickelte dieses den fa 
Idheit DoBB die Flagge die Ladung dect 
:h neatrate Eaaffahrer , welobe anter £( 
sr Nation aegeltcD, wurden der Darchsn 
üemen Blokaden ward die höehete Aasdt 
iT und qualitativ. Jedes neutrale Bohiff, w 
steuerte, die von den Engländern in 
ren, sollte von ihren EriegasohifTen als i 
rden, wenn nur die Wahrscheinliol 
' oder während seiner Fahrt von der betn 
nde erhalten hahe. 

Anf diese and ähnliche AuBschreitnogi 
n I. mit seinem Kontinentalsystem: 

Dnrch Dekret von Berlin, 21. Novemb 
Ltischen Inseln in Blokadezustand ; jede 
ih der Briefverkehr mit denselhen ward 
;liiohe ünterthan, der in einem von Fr 
ideten besetzten Lande angetroffen vnudi 
■er behandelt; alles Eigenthum englisol 
n habhaft werden konnte, als gute Frii 
ekt von England oder von engliaohen E 
rt seit Verkilndnng des Dekrets noch atü 
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einem Hftfen der EontiiientBlBtaat«n aofgenc 
ein Schiff, welches darauf ertappt werde , 
Anwendnng falscher Deklarationen umgehen 
wie ein engliaolieB Sohif f an^eehen, d, 
fortgenomnieD werden. 

Dieses Dekret wurde noch weiter Teraol 
vom 17. Dec«mbeT 1807. Wenn man da liei 
welcher Nation es angehöre, wenn es eicl 
EriegsBchiffe habe dnrobsnohen, oder nach 
oder wenn es der englischen Begiening irge 
tet habe, dadnroh allein eohon seiner Natioi 
and als englisehefl Sohiff betrachtet ni 
warn man dies liest, so erstaunt man, w 
England den grossen Kaiser in treiben ven 

UnterdaBsen war nno allerdings an oh E 
der Wnth noch weiter vorgeschritten. Eil 
7. Janaar 1807 ordnete an : es solle kein Fa 
zom andern Handel treiben dürfen, wenn di 
nnr besetzt wären von Frankreich, von de 
wenn sie Frankreich eoweit nnterworfen war 
del mit England trieben. Jedes neutrale Fabrzi 
Befehl benachrichtigt and anteirichtet, im Ki 
bezeiobneten Häfen getroffen würde, sollte ei 
gate Prise weggenommen werden. 

Ein anderer englischer Begier ungsbefe 
1307 besagte dann ferner : alle Häfen und F 
YerbUndften , jedes andern Landes, welches 
Krieg sei, oder, obgleich nicht mit ihm in E 
ansgesohloaseo habe, alle Häfen und Plätze d 
gehörigen Kolünieen sollten fortan in Bezog 
ihre Schifffahrt betrachtet und behandelt w 
sich unter schärfster faktischer Blokadt 
aller Handel mit Buden- und Natarprot 
Länder sollte als nnrechtlich betrachtet werd 
welches von einem solchen Lande käme odei 
genommen werden und dem K eh tu er (Kap 



eagleiohon jedes S 
ignias nicht aus engli 
s&mDit der Ladang. 
09 ab, von dem Jah 
sich gegen die Kon' 
1, BobrSnkte England 
rtiofcendsten 6eelierrs< 
nothwendig den FbI 
Allee wieder zn de 
TheU dee 18. Jahrh 
Pariser DeklaratioD i 
I beatimmt : 
lokaden mtfeeen, um 
Uten Ton einer Streit! 
znm feindlichen Ufer 
)ind wir nno anob in 
tön den gelangt. Alle 
gewaltige Uächte s 
nnd dann du ganze 
inen? 

lifikationen dee Yölkei 
irache Bttrgsobaften. 1 
las Ineinandergreifen 
welches intenaiv und 
iHBen noch netteste '. 
Faktoren den neuen ! 
aidensobaftea , welche 



Zehnter Abschni 



Der Uebergang aus dem Kriege 
Friedensschlüsse 



Das Ende des Eriegaznetandee wird dnn 
geetellt. Der Frieden soll die kriegführendea ! 
gewöbnliolie VerhältDiBS der civilieirten Kationt 
fähren. In der Begel wird aber das neoe 
teien, welche den Krieg führten, tu einai 
nicht; das gleiche sein können , wie das 
folgt dies dar&ns , daee der Krieg Überhaupt 
Int«reese und dnrch den Widerstreit politieo! 
gemfen, Teranlaaat wnrde; es folgt femer dar 
ein militärischeB Gleichgewicht zwischen den k 
entweder von vorn herein nicht besteht, oder < 
entaohieden anfgehoben oder darch sie zweifelh 
daas demnach militärisch die eine Partei eieg 
unterliegt, dass die eine Partei sich sichei 
zum ToUständigen Siege zu gelangen, während 
Yertranen verliert, bei noch so langer Fortset 
tüisohe Erfolge von aasreichender EntBcheidni 

In der Begel also ist, wenn Überhaupt 
schliessenden Frieden kommt, die eine Partei 8 
legen. Diese mass Konoeasionen machen, jei 
Der Unterlegene will den Frieden erkanfen 
theile opfert, welche er vor dem Beginne de 
Sieger will den Frieden verkaufen gegen 
theilen, die er vor dem Kriege nicht beaass. 
eo wenig opfern als möglich, der Sieger so vle 
Die Konoessionen des Unterlegenen fuhren ib 
ein schlechteres Yerhältniss als vor dem Krie, 
willigten Ansprüche diesen in ein besseres ali 
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Je grÖBBCr der TJnteraohied der politiiohen und milit 
Lage der beiden Parteien in der Gebnrttstnnde des Friedet 
kenB igt, desto gröeaer ist auch der Unterschied der nen« 
hlltniBse naoh dem Frieden, nnter deren Anerkenni 
beiden Seiten, velche der Sieger erstrebt, denen der Unterleg« 
nnr mit Schmerzen nnterwirft. 

Ee moes, da ein Schiedsrichter in diesen Momenten an 
sten ingelftSBen werden kann, nach einem Eompromisa 
Verden. Dieser kann nnr dnrch Unterhandinngen evisel 
kriegführenden Parteien gefnnden werden. Diese Friedens 
handlnngen fahren xnr Änfstellong von Friedensbedi 
gen, welche die neuen Terhältnisse feststellen sollen, in dei 
wieder die bisher kriegführenden Staaten oder sonstigen ] 
friedlich neben einander leben und mit einander Terkehren w 

Die Friedensbedingnngen werden in einem förmlichen F rii 
vertrage niedergelegt, weloher stete als ein Einveretä] 
zwischen den beiden bisher Streitenden angesehen werden mi 
ein freiwilliges Kinverstandnies , und weichet eben desk 
besonders heilig gilt 

In einem gewissen Sinne ist das freiwillige Einversl 
allerdings nnr eine Fiktion; häufig befindet eioh der Unterle 
Mn«r Situation, in der ibm nichts übrig bleibt, als den Frii 
suchen und eincngehen. Der Sieger „diktirt den Fri 
wie man in solchem Fall fu sagen pflegt; er erschwert atäat 
gnngen, weil der Unterlegene sie annehmen musa, denkt, i 
es nicht ausspricht : vm viotis, und droht bei jedem Widersta: 
der Besiegte bei den Unterhandlnngen versucht, sein Schwert 
in die Schale zn werfen. 

Es liegt etwas Wahres darin; indessen darf man nicht 
nen, dase «n Frieden, zu welchem man darch Unterhandlang 
Bohliesslich duroh einen Friedensvertrag gelangt, immerhin ei 
erkennnng der Selbstständigkeit und PereSnlichke 
Besiegten ist, nnd nnter den heutigen YerhältniBBen diesem Oai 
mindestens vor der öffentlichen Meinung gewährt, die nicht di 
zu verachten sind. 

Ein bloB thatsächlicher Frieden, der durch keinen Vert 
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eie^t, nur eingetreten let weil der Besieg 
wehrt ist bei den heutigen enropäisohen 
denkbar Er wäre nicht als Frieden zn beti 
etwa gar nicht nm seine Meinung befrag 
sächhch auferlegten Bedingungen nicht a 
Berechtigung znr Inenrrektiou zu jeder äti 
nnd er kann den Uoment wählen, der ifir 
GtigBte der am wenigsten von ihm Torberg 
Wir verstehen also hier anter einem i 
solchen, der dnrch einen formlichen Friede 



n. 

Zwischen dem Moment, in welchem 
Fart«i der Gedanke kommt, dass sie d« 
mUesen und dem wirklichen FriedenaabBcl 
Zeit verfliesBen. 

Zuerst ist der diplom&tisohe Verkehr s 
den während der Daner der Feindseligkeite 
moBB er nothwendig wieder angeknüpft wi 
handlnngen Uherhanpt stattfinden künnen; i 
densTerhandlnngen , und gar nicht selten 
ihrem Interesse, dieselben möglichst in die 

Derjenige, welcher Friedensnnterhand 
möglicher Weiss direkt an die Gegenpart 
anknUpfnng des diplomatischen Verkehrs ei 

Das kann stattfinden unter vorwiegen 
men oder unter vorwiegendmilitärisch 

unter militäriaohen Formen und Von 
1859 die Wiederannähemng zwischen Fi 
anter den bekannten Umständen mit tiberraS' 
nach der Schlacht von Solferino. Der Siege 
Villafranca am mehr als zwei Schritte ent] 
saren von Frankreich und Oesterreich vei 
wesentlichsten Bedingungen des Friedens in 

Man denke sich, im Jahre 1S70, ha 
Katastrophe von Sedan, Bazaine, welcher < 



eingeecUofleen , die einzige wirkliche Armee Frankretohs bi 
— denn die Armee von Chalone war drei Wochen später ki 
mirt, — die ganie Sachlage fibersehn können, wie wir s 
fibereehn; so war ee nicht unmöglich, dass er zDcrst du: 
tärische Anknfipfnngen mit dem dentschen Okerkommasdo , 
bald eine diplomatische Gestalt annahmen, den Dingen eim 
Wendnng gab. Ffir Frankreichs Znkmift mag ea allerding 
sein, daaa dieser Fall nicht eintrat und dass Alles so gekon 
wie wir wissen. 

Im Jahre 1871 führten die Terhandlnngen Jnles Favi 
sprttnglieh nur auf die Eapitnlation des zum Aeneeeraten ge 
PoiiB gerichtet, zur Wiederanknttpfnng des diplomatischen "^ 
zwischen Deutschland nnd Frankreich und znr Uöglichkeit toi 
liehen FriedensTerhandlnugen. 

Das 'Wiederanknüpfen des diplomatischen Verkehrs i 
den feindlichen Parteien kann aber auch vermittelt werden 
neutrale HBohte, welche in einem bestimmten Uomei 
„gaten Dienete" anbieten, oder durch Müchte, welche wähl 
Krieges, in einer halben NentralitKt Terharrend, eigentlich in 
digem Yerkehr mit den beiden feindlichen Parteien blieben, 
erfahren , inwieweit jede von diesen sich dem Friedensg 
nähert, and auch ungefähr davon unterrichtet blieben, unter 
Beengungen jede auf den Friedeneeohlnss eingehen wtird 
eolohe Bolle spielte Oesterreioh zwischen Snsslsnd und de 
machten während des orientalischen Eriegee von 1654 bii 
eine Bolle, welche auf die verschied entliohste Weise beurtheill 
ist, welche jedenfalls Oesterreioh keinen VortheÜ gebracht hi 

la. 

In welcher dieser Weisen nun immer der diplomatische 
zwischen den Gegnern wieder möglich gemacht wo/den sei, 
Begel folgt der ereten Eröffnung der Ahschloes eines i 
WaffenstiUetandee behufs Feststellnng von Friedens 
minarien, eines Präliminarfriedens; in der Begel fol 
weiter der Abschluss eines längeren Waffenstillstandes, '' 
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dsBflen die eigentlichen Friedensnoterl 
endlich der Definitivfrieden he 

Die WaffenetiUstäode, welche 
müssen, sind der Begel nach al 
veoigBtenB sein; — Ausnahmen to 
wie wir dies noch weiter zu erwähl 
Folge tranriger GeisteaTenrmngen 
aUgemeinen WaffenstillslÄnde können 
militäriaohep Erwägungen abgei 
mnss dabei eine Stimme vergünnt w< 
werden aber in solchen Fällen die 
tischen Bttcksichten kanm in Wide 
eich vielmehr anf dem allein Temün 
leicht vereinigen. 

Ehe wir die heaondem Verhälti 
tnng nnterwerfcn, welche hei dem Ab 
stilletände mit einem so grossen 
eich geltend machen, ist es nothi 
wie die Parlamentarier sich ansdrüt 

Die Frage ist nämlich theore 
worden, ob es denn nothwendig 
denaverhandlnngen ein Waffenst 
ob nicht jene auch geführt werden 
Krieg forldanere? 

Die praktische Vernnnft fordi 
Denn die Eriegshandlangen , Erfolg 
Diplomatie; diese wird in einem bei 
erhalten durch den Wechsel der Ki 
an den Einflnss, den die Eapitnlati 
1855, anf die Anfange der Frieden 
reich zwischen RuBsland nnd den 
wollte. Die Diplomatie braucht et 
gehen kann, einen Statas qno, ein 
EU Tag durch jeden Windstass hin 
mit einem solchen festen Fundame 
matie sehr wenig Erfrenliches. Ve 
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man ihr wirkliche Elemente zu ihr 
nschensTerth ist. 

erste allgemeine Waffonstillstand, d 

den wir den einleiteoden neonei 
;k, die Tereinbarang von Friedensi 

Damit werden der Begel nach die 

Dieser einleitende WafFenstillstaDd e 
itieohe nnd militärisclie Bedentang. 
I nur noch den Fräliminarfrieden in 

so sollte daher anch der einleite! 
shen schon alle Bedingungen des 1 
tarwaffenstillBtandea enthalb 
■e Festetellnng von Einzelheiten libej 
dem ganzen Gebiet der allgemeinen Wi 
iten sieh die Interessen der beiden 
: ist gnt, sich dies Mar zn machen, 
irend der ganzen Daner des Krieg 
e EriegBpartei das berechtigte Bestn 
)lg, den eie erringt, aufs Vollständigi 

alle ^tisohw Konsequenzen eu z 
en lusen, sei ee übrigens mit mili 
ter Znhiilfenabme diplomatischer Mit 

zum Fundament für möglichst i 
Diese Begel beherrscht ihre Eriegspol 
■■; diese Begel beherrscht ihre Politi 
oz, in Bezog auf alle Akte und U 
ereilend oder abschliessend auf die ] 

Dieser Frieden soll den Gesammti 
)t, konstatiren; alle Yortheile, di 
cht bloB zum Ansdrook, sondern ai 
ingen ; die angenbUcklicb an< 
rs zn einer faktisch danernden 
E entgegengesetzt sind die Intereseen 
Daner der Feindseligkeiten nnd wenn 
loll. Während des Kriegs will er den 
lines Gegners durch militärische 0| 
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tJBche Ettnete abacliTäohen, m 
kaiiD, vill er doch die Bedentnng 
Hohen möglichst verkleinern. Und 
der Erfolge, dem Geenmmterfolg e 
Ahsohlnee gBHnoht, weDn das „faci 
aber mass er es darauf aheehn, di 
jetzt nicht fttr alle Zeitei 
werde. 



Nach dem Gesagten ist es i 
Vorgänge bei Friedensnnterhandlanj 
nur noch bemerken, dass vir ni( 
alle dabei einfoltenden „Caeue" so 
sind hier so viele, dass ein deri 
scheint. Bei den nKohstfolgenden I 
wir nne an das Gewöhnliche , Beg 
der die Mannigfaltigkeit, welche da 
ergänzenden Beispielen ans der nene 

Der Sieger verlangt den einl 
welcher nur der Feststellong toi 
so knrE als möglich, damit 
wenig als möglich Hnssere EinflUsi 
tbeil des Besiegten sich geltend m 

Grade deshalb möchte der Bi 
leilMiden Waffenetillstand. Da er 
vorbringen darf, wenn nicht das 
mnaa er Vorwände suchen. — 
in Unterbrechungen des Verkehrs 
denen die Unterhändler Über den F 
nnd den Begieningssitzen der beid 
dnng, die Ratifikation einselner En 
mang zn gewteeen vorgeschlagen« 
Die Verkehrsstörungen sind durcl 
Beetehn dieser Störung ist nie 
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ün Zweifel erhoben werden, ob der Besiegte ili 
lotereue nicht tibertreibe. Der Besiegte etellt I 
lieh ea sei, sich in so wichtigen Dingen anf ' 
kehr durch telegraphische Depeschen za rerla 
kehr gewisserm&ssen fiberreiEe, erstens einig 
des Anedrucke nothwendig mache, zweitens z 
herausfordere, die eben deshalb unüberlegt 
lediglieb durch den eigenthümlichen Charakter 
Terstfindnisse herbeigefiihTt werden könnten , 
mfindlichen oder ansfübrli oberem sohriftlichen 
gekommen sein wfirden, und deren Folgen de 
weäte" für beide Parteien haben könnten. I 
geltend gemacht, dass die Ansicht legislative: 
wenigstens von KommissioneD derselben eingeho 
jetst, damit man nicht schliesslich nach lanj 
ein Hindemiss stosse, welches alle Besnltate d 
wieder umstosse oder in Frage stelle. 

Danach kann nun eine Bechnnng anfge 
einen ziemlich langen Termin ffir den e: 
stand nothwendig erscheinen lässt. 

Vieles in diesem Conto des Besiegten ist 
det; der Sieger mag es nicht anerkennen, ' 
widerspricht; aber vielleicht vermag er ancb 
m erkennen. Ee ist, was die Eategorienmän 
bringen könnten, bisweilen nicht übel, nrp zni 
die Dinge anf die Spitze zu stellen. Denken 
des Besiegten eine republikanische Behörde, i 
den Volkswillen gebunden ist, als Sieger einet 
der nur von seinem eignen Willen abhängig it 
denken der republikanischen Behörde, welche e 
den Waffenstillstand ans konstitutionellen GrUnd 
ITein. Wenn er diesen längeren Waffenstillsta 
so thut er das lediglich, weil er sich dee d< 
wegs sicher 'halt und das Beete, was im Ai 
eben mitnehmen will. 

Es sei nnn der einleitende Waffenstübtan 



— 270 — 

T Präliminarfriede. Mit diesem za, 
lementaiwaffenatilletand zu den 
Dgen bestimmt werden. Ueber die 
ifFenstUlstandB erhebt eicli genau wieder 
ler die Daner dee einleitenden Waffensti] 
runden. Der Sieger will auch dieeen ret 
ng haben. 

Die Differenz, welche hier entsteht, 
lasen gelöset: der EomplementarwafFen 
r eine Daner gescUossen , welche dem 
a dnroh die Friedensnnterhandlttngen i 
rage stehn, deSnitiv m erledigen. Gleieh. 
ngernng dieses Woffenstilletandes fSi 
SB sich im Terlanfe der Verhandlnngei 
m ersten Ablanfstermin unmöglich zn t 
reifel mehr an ihrer beide Theile befi 
arzögemng ergebe eich vielmehr ledigli< 
ifanfs Festetellnng von Einzelheiten nähe 
ipporf« zn veranlassen nnd abznwarte: 
ohlichen Dingen. 

Bisweilen macht schon beim ersten 
indes der Sieger dem Besiegten lästig' 
r Besiegte aar dann unterworfen werd 
Btbestimmten Endtermin des Waffenetil 
Lndlnngen nicht zu einem definitiven E 
»iegte soll hiedurch atimnlirt nnd seit 
ing der ünterhandlnngen interessirt wei 

So schwebte bis znm Absohluee ni 
areailler Präliminarfriedens vom 26. Fehr 
r Franzosen beständig die Drohang ein 
ftutscben In Paris. Wie gerne hätte Th 
me deshalb die Batifikation des Vertr 
mmlnng heschleanigt I Aber schUesslio 
}rmen des politisehen Anstandea Über 
hon daraus entstand eine wenn auch i 
T Ratifikation. Der Einmarsch der Det 



dingB m sehr besolieidener Weise, — und i 
Batifikation ankam, ward der Besetzniig dei 
lohnell wieder ein Ende gemacht 

V. 

Die Bedingungen des AlBohlaHBeH sind 
selben für den einleitenden, wie flir den Kompl 
nnr werden sie fäi den letztem in Betreff de 
definirt, was durch die längere Dauer des f 
Standes, der nicht mehr ganz ttberraeohend hom 

Abgesehen von der Daner des Waffensti 
wir soeben geaprooben haben, kommt znnäol 
gr«mnng der (Gebiete, welche während der 
fuhrenden Parteien beaetzt halten aollen; als 
Semarkationssone nnd der Detnarkations 
den WafFenetillatand bleibt selten etwas anderi 
läge den Btatns qao an dem Tage anzanel 
eÖDzelnen Korps der WafFenstilhtond bekam 
einander gegentiberstehenden Eorpskommandanl 
lassen bleiben, sich nnter einander über Sp 
EU verständigen. 

Bei dem Abachlnss von längeren Con 
stillständen kann man anoh betreffs F 
kationslinien tiefer ins Detail gehn. 

Der Sieger, wie der Besiegte, haben hif 
militSrischen Positionen so günstig a 
für den Fall, dasa die Frieden an nterhandlong 
fahren nnd daas nach einigen Wochen die 
aufgenommen wUrden. Der Sieger iat begre 
in der Lage, seinen Zweck in dieser Beziehnn 
Besiegte. 

Aber vieles hängt doch auch, wenn dit 
Eanptqnartier der einen Partei von Dnterhän 
von diesen Unterhändlern ab. Man dei 
Süte einen gewiegten Soldaten, der die Ste 



idliohen Armee, die stratej 
kennt, auf der andern eini 
em Diesem nicbta weiss i 
-t, die obere Seite nnten, 

auf der Karte gäbe; ms 
;ztem mit einem sehr geri 
toetKang der Demarkatioos] 
.mm sollt« er das Dicht t« 
ideneo VortkeÜ bringt? 
i die Demarkation ffir di 
Zeitmangelfl meiat anf de 

muBs and da diese Den 
re ftlr die Eomplementarwi 
bald die ersten Gerüchte 
id anftanchen, der snm Fr 
briegfilhrende Parteien V 
iDsammenhaDg mit den a 
im Guge sehr nnkUr nn 
in wesentlich daraaf berecl 
[Ünstige DemarkationsTerhi 
idee nnd fttr die sich ds 
fFen. 

I kommt vor, dass anch 
in einzelne Operationszoni 
heile aaegeschlossen 
>r Yeninnft widerspricht. 

ist doch der, eine feste I 

tu haben. Durch die Ei 
her der Krieg fortdanert, 1 
, dass jene Basis von Ta| 
ler des Krieges Über ha 
iBschlnsa des südöstliche] 
Igemeinen WaffenstillstaDc 
aar 1871 betreffs der Heb 
it zn billigen. Den Dentsi 
»sagt, dass grade Jules 
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der ihm von dentaoher Süte berat willigst oonoedirt ward. Wei 
aach die Dinge Tielleicht nicht s o si^Eirf hinsuBtellen sind, unt 
ea doch kÜDem Zweifel, daes Jales Favre dnroh Heine gänzliol 
kenotnieB vem Stande der Dinge anf dem BttdÖBtliohen Kriege 
plati nnd sein mangelhaftes VerBtSndniBB für die Eart« von 
reieh den Gedanken an diesen AnsBoblnBB veranlasBte und aeii 
nähme erleiobt«rte. Er veraohärfte dann den begangenen Fehl 
nnveneiUiehe Weise noch, da dnrcb seine Sehnld die fransi 
Oetarmee mehrere Tage in dem Glanben erhalten wurde, dai 
allgemeine WaffenstillBtand sieh anch anf sie beuehe. 

Der einzige Fall, in welchem eieh ein AosBohlnas Teretehc 
reofttfertigen läest, ist der, daas zngleioh zwischen denaelbe 
teien der Krieg anf dem Kontinent nnd in einer entfernten i 
gfilBhrt werde. In diesem Fall iat ea denkbar, daea der allg 
Waffenstillstand nnr für den Kontinent geechloHaen werde, 
rsnd man vorläofig den Kolonialkrieg forttobeo lässt und eiob 
nor Torbehilt, beim definitiven FriedenseohlnsB nnd nach Ein' 
bestimmter Berichte Über seinen Stand anob ihm ein Ende za m 

Freikorps nnd Streifkorpe, die Überhaupt ala '. 
anerkannt eind, rnttasen auch in den allgemeinen Waffen 
stand eingesohloeaen werden, wo immer eie sieh im Moment bi 
mögen. Diese Streifkorpe ' lösen sieh kometenartig von den S 
Systemen ihrer Heere loa nnd es ist daher fraglieh, ob bei 
schlnsB des WaSenstillstandea ein jedee aioh grade innerhalb i 
seine Armee demarkirten Gebietea befinde. Fttr den Fall, dai 
nicht der Fall sei, mnaa aolchen Korpa sogar eine besondere 
falt gewidmet werden, so dasa sie in aller Form von dem 1 
dea Waffenstülstands rechtzeitig nnterrichtet werden und zi 
mit Bioheiheit auf bestimmten ilmen angewiesenen Strassen siel 
lieh in das Gebiet ihrer Armee znrilokziehen können. 

Eine besondere Anfmerksamkelt erfordert femer die Lage 
geaohloaaener und belagerter Plätze während des \ 
Stillstandes. 

Uan könnte vor solchen PlStzen den Krieg fortdanem 
tmd dem Belagerer wKre dies wohl das erwünsobteate, insbest 
wemi er seinem Ziele schon ao nahe gekommen ist, dass er { 

IS 
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ich vor dem FriedensBchloss erreicl 
raobtigkdt gegen den Belagerten nnt 

begttngen wird, ist aagenBolLeinllo 

der Unterhandlungen wieder allen 
letEt 

üatflrlioh ist es also, dase an ob für di 
I aof dem Sohanplati des Kampfes ä 

nun wird für jeden einzelnea sololi 
rkationslinie oder eine Demarkation 
i die Belagerten von den Belagen 
iht Bidi fär die aeisige einen mögt 
srer einen mögUcbBt kleinen mit de 

im Innern des eingeeohloBseneD Fla 
88 der Belagerer während des Waffe 
pte, welche er bereita vorher einge 

dass er nicht etwa die Gelegenheit 
L dnrfe, nm sich noch weiter hert 
drd wohl die Demarkationalinie nngi 
illigkeit bestimmt werden. 
>er Belagerer lebt während di 
lieh von allen Mitteln des Landes 
< besetzt hält; er kann sich in Siohei 
imements beuehen, den Geeondbeitest 
renn die Unterhandlangen soheitern 
istillstandes von Keuem zn den V 

er die Belagerangsoperationen mit vi 
eder anf. 

ler Belagerte befindet sich, wenn 
bmaohangen getroffen werden, keine« 

Lage. Tmppen nnd Bevölkerung 1 
) und der um ihn noch behaupteten , 
eachrSukt. In dieser Region können 

ohne feindliche Anfölle und Gescfa 
sehen Luft geniesaen; es wird mögl 
id der Belagerung selbst für die Erai 
igeren B&nmen, in grösserer Zerstre 
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nuts drohenden Epidemieen wirkaanier vonul 
eingeriMene zu begrenien and zaröckzodrän 
auch — ohne besoDdere AbmachuDgan — ei 
der WaffenstUlstand dem Bel&gerten gewähi 
-weiter an den Yoirätben, die in seinen Jt^g 
ohert eind and wenn diese etwa gt&de m 
Waffeiwtillatandee reiohen, so ist er am Eud 
zum Aeasserstea gebraebt. Die TTebergabe 
grade ebenso gnt beim Beginne des Waffenatil 
als beim Ende. Der Belagerte empftogt da« 
Terzehrea bat, in Frieden ; aber dies existirte 
-während des WaffeustillBtandes , anoh wähl 
wihrend des Terlanfs der Belagernng, wogt 
Belagerer, om seine Kommunikationen zu 
heranzuziehen, stete besondere Vorkehrnngei 
nie sicher war, ob seine Convois nicht von : 
Angegriffen würden. 

Der Belagerer bat den vollständig freie 
Partei, mit semer Heimatb, wiibrend dee W 
Belagerte nicht, wenn nicht beeondere Abm 
den. Er bleibt von der Welt abgeBohnitten, kf 
Wegen anoh während des WaS^Dstilletande 
senden, keinen empfangen. Ein Bürger der bei 
ebensowenig als vorher einen Freond drant 
TOD dranssen empfangen.- 

Dieses Yeihältniss ist, wie man sieht, 
legerere ein so gOnstiges, daas diese im Allgi 
wird, ee aufrecht zn erhalten. Es erscheint j 
unbillig , und es entsteht die Frage, welche 
retlsoh znr Sprache gebracht worden iet, ob 
Mltniss herzustellen wäre. 

Wenn man nun die Dbge ganz ober 
würde man sagen : der Billigkeit wird G^ent 
dem Belagerten vollständig freier Verkehr, 
Ansnabme für Eriegskontrebande — wtLhren 
gestattet würde. 
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1 in diesem Tüle würde nicht 
bor der Belagerte gewinnen. L 
ie Daner des WaffenstülBtande 
baoB TerproTiantiren ; Gmae, 
rürden verreiHen , nm niobt wi 
n auHien her würden inreiBen, 
jidten einen Waffen§till8tandst 
i«r, Hin im Platze an blüben. 
ob drauHBen mit der Regierung 
itändigen, die man jatst, naelic 
lat, viel klarer sieht ab bd E 
tem dann die Unterhandlungen 
rgenommeD, so steht die Feetni 
selbfltbewoBster gegenüber als 
i- 

rend die TollBtändig« Begreni 
I Unbilligkeit gegen den Belag 
lebnng de« Verkehrs der Feati 
ae Unbilligkdt gegen den Bali 
gelangt daher anch hier, insof 
ilageiers einfach anf ihrem „Si 
lig, wieder in Uittelwegen. Es 
mg für die Dauer des snerst 
iit«r Eontrole des Belagertf a, 
der Waffenetillstand anoh verl 

andern gestattet. Personen, ^ 
9 eintreten wollen, dürfen die 
utten des Belagemngskorps ; t 

gesammte Korrespondenz der 
Binige Hnmanitätsgalanterieen 
1 der Sache ein möglichst noh 

welche zaKUig mit in den 

jetzt herans; ebenso Eraske 

ingeaohloBsen blieben, nie me 

interessanten Umständen n. s. 
. hü der bedingnngsweisen Yei 
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ttai Vettnng wihnnd das grosBnt Waffenstillstand« könntni 
viele Zwisohenfragm edi Bpraohe komineii. Wir woUrai hin 
der Bamn uns niclit gestattet, Alles bis ins Detail in verfolge 
eines erwähnen. 

Der bedingten YerproTiaotirang innss in der Begel ein e 
soher Kachw^ der Kilitäi- nnd GiyilbeTÖlkemng des beh 
Flatses zu Grunde gelegt werden. Ans demselben ergibt eii 
Bedttrfiiiai einer bestimmten Zahl von Fortionen nnd von F( 
rstionen für jeden Tag. Die Fortion nnd die Bation können ii 
schiedenai Höhe angenommen werden; allein in dieser Bez 
wird sich nicht viel markten lassen; man wird in der Be; 
Soldatennttion , wie sie i» der Armee des Landes gebränohli 
dem der belagerte Platz gehört, xn Ornnde legen. 

In Besng anf die Zahl der tKglich nothwendigen Portion« 
bedeatende Abweichungen möglich. Der Kommandant des htüt 
Platzes Bt«llt den statistiBoken Nachweis auf; der Eommande 
BeUgemngskorps mnss ihn in der Begel anf Treu nnd Qlanb 
nehmen. Nachforaohnngen in dieser Beziehung erscheinen 'A 
gel^iig und ausserdem würden sie auch noch schwer sn eine 
genasen Festatallnng fDhren. 

Der Kommandant des Flatsea, der den Kaohweis ansstel 
das Intereue, so viel Fortionen als mSglioh zn empfangen, nn< 
er etwas erübrigt, kann ihm die« nnr angenehm eein. Gani 
Ermittinngen, wenn er ea selbst wollte, kann anoh er in kü 
Frist nioht herstellen. Er mnss sich also an PaoBohaUahlen 
die er natürlich lieber anf mehr, als anf weniger abrundet; 
ansserdem dabei den genanen Bevijlkemngsstatns zu Qrani 
Anfange der Belagerung und bedaaert ea nicht aehr, die an 
angetretene Tennindenmg in vemachläBsigen. Er untersoheidt 
nicht kleine Ejnder nnd Sänglinge von den Erwachsenen un 
sich darüber mit seinem Gewissen ins Einvernehmen setzen, ' 
ja wiedemm Kinder in einem gewissen Alter gibt, die vie! 
essen als Erwachsene. 

So mag selbst die beschränkte und kontrolirte Verprovia 
wihrend des Waffenstillatandee einem Platze noch zum Vortt 
röchen kfinnra f^ den Fall, dass die Feindseligkeiten wied 
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verdeii sollten , bOHondera 
tataodeB ein vbibm System 
■i. 

I beim AbBohlaBie einee 
t Sioherbeit oder mit h< 
Lnesioht steht, eo ist es ( 

Wiederherstellimg des { 
■ zn denken und dieser i 
"AffenstUlBtandakoiiventioD k 
Igen anfpenommen verden Uli 
gstene über die Anfhebongr 
nngen des Teikebre in der 
»elbe &DB einem Demarkati 

nothwendigerwelBe ZeretSn 
hrs Strassen veranlasst. Nacl 
len, wie Bohwer es war, den 
sa FrankreicIiB wieder in C 
stellnng zerst&rter Knnetba 
oA genommen werden kann 
1 Torstadien schon währei 
isen, daran hindert nichts 
, anoh wenn die tlnterhani 

die Feindseligkeiten wiedei 
t daher zweckmässig , anob 

möglich ist, im Prälimina; 
VPaffenstillstandsvertrag f n 

VI. 

lern AbBchlnBsc des PrSlim 
«stellt werden, an welchem 
eden gefBbrt werden sollen 
lollen; daneben noch speue 
nterhandlnngen zu beobacht 
besonderen , fBr jeden Fa 
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Zn den VeThandlnngen Sbei den 
eine Eonferenz oder ein EongrcBH zneai 

Die betheiligten Mächte emeimea i 
girte, welche mit den nothwendigen '^ 
tionen veniehen werden. In der Begc 
eigentliche Delegiite, von welchen den 
du entBoheidende Wort ingewieBOn iet 
vollmächtigten sind entweder Minister 
entnommen, Botsobafter, äeeandte. Ein 
ebie, SachTetstindigen fSr einielne S 
gegehen. 

Der Ort der Friedenskonferenzen 
einem ewig nentralen Staat, in Bei, 
einem nur ffir dieeen Fall neutral geblit 
auch anf dem Gebiet einer der kriegftth 
adn. In diesem Fall mnss, wenn die 
w&hrend die Eriegsltandlang noch fortd 
■prechenden Umgebnng fftr neutral i 

Möglicher Weise ist bereite in di 
Eorreepondens im Yorane eine LokalitJi 
Inngen bestimmt, in welcher die Bevolli 
stimmten Tage zn einer bestimmten Sti 
Vollmachten imd BeglanbigangsBchreibei 
die Formalitäten für die Unteihandlnng« 

Sind aber solche genauen Bestimme 
80 treffen die BevoUmächtigten verein» 
und mtteeen ihre ersten Einleitnngen da 
und Qegenbesnchen treffen, deren Gang 
matieohen Ceremonial geregelt wird. 

Wenn überhaupt nur zwei kri< 
eind, so macht die Bestimmnng der Si 
Schwierigkeiten; [ttr eine gröesere Zahl 
liehe Schwierigkeit dadnreh gelöst, da 
nach dem diplomatisohen Alphabet, dem 
Sprache zn Grunde liegt, von rechte 
grossen Staaten Enropa'e folgen nach di 
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Lt Bo anfeiBuid«: AllunngDe, Aatricha-I 
jtagne, Ttalie, Bnaaie, Tnrqnie. 

Eb bann im Torans bestimmt sein, < 
lokM Staates das Präsidinm führen solL 
' Hauptstadt einer der betheiligten Uächt 
te, dasB dereo Hauptbevotlmächtigter pr 
andere Grttnde dagegen beiiobringen si 
ttviren. 

Der Frotokollftthrer wird der hohem 
röhnlioh iet et ein Sekretär dea Himsl 
gelegenhwten oder ein Gesandtsohafteeekr 
den Farieer Friedenskonferenzen von 18E 
I Protokoll; er arbeitete sieh hier dergeai 
, dass er noch viel später ale Geeandtei 
imaiok als SekretSr gebraachen lieee. 

Der PräBldent nimmt seinen ffitz an 
Inen Tisches; nach seinem Sitze liebten i 
lomaiäschen Alphabete die Plätze, irelohe 
ebte einnehmen. 

Der Protokollführer erhilt seinen Fit 
ich ZOT Seite. 

Ansser den BevoUrnäcbtigten der kriej 
t biaweilen noch diejenigen anderer U 
jenigen von Uächten, welche nnr einen 
iege genommen, welche Eülfstrappen geel 
lirend eingetreten eind oder welche frfl 
ebnet und garantirt haben, die bei den jf 
idlongen in Frage gestellt wwden. Uebi 
ht direkt betheiligter Uäohte zu Frieden 
itende Differenzen entatehra. 

Gewöhnlich kommt der Eongreae dahin 
ng der Yerhandlnngen das etrengste Qt 
■ desshalb werden denn anob Stenograt 
'on Znlasanng das Geheimniss jedenfalls i 
rden könnte. Es ist dies ein offenbare 
hs&g; der nicht etenographirende Frotc 
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TOThmdlnngen meist Moli semnn Ebenbilde. Für die äMolüobte 
ein gau wortgetreoeB Bild aololieT FriedenayerhandlTugeii von 
BohiCtibarem Werthe und w&ide oft die Zukunft in gsns and 
Liolit« erscheinen laBsen als demjenigen, welches dar diplomet 
Protokollfillirer dartlber veibreitat. — IJebngeiiB ist das Gehni 
selten ein nndnrohdringlieheB , am undorolidringliohBten stets i 
wenn die Berollmäohtigten einmal in einer Sitzung über gar i 
verhandelt haben, waa auf des Gegenitand Beang hat. 

TD. 

Naehdem ntm das Ceremonial and dia Formalitäten erledigt 
wird in den Verhandinngen über die Saeh fragen geechrittei 

Wir wollen die OegenaUlnde, welche hier in Frage koi 
kflnnra oder mOssen, der Bcilie nach dnrohgehen. 

Zoerat verlangt die siegreiohe Partei von der onterl^enen 
bietaabtretnngen. Es ist möglioh, daas der Krieg gerade i 
Gebiete w^en, welche jetrt vom Sieger gefordert werden, hege 
worden ist, aber es iat nicht absolut nothwendig. 

Di« Eroberung an aioh h^rBndet fttr den Eroberer 
Eigenthomireeht; dies kann regelrecht erst durch die Abtretung 
Seiten dei früheren Souveräns hergestellt werden, durch einen i 
liehen FriedenasoUnss. Allerdinga haben wir Aneignungen odei 
nexionen ohne jede Znstimmnng der alten Souveräne auch in nen 
Zeiten vollsiehen sehen, ao 1866 als aioh Freuaaen Hannovera, 
heaaena, Naaian'a nnd der freien Stadt Frankfurt auf Qmnd d« 
oberungareohtes bemächtigte. Hier ward indessen das Frinoiii 
öffentlichen Wohls angerufen; die Bttokaicht anf d«a Interee« 
sammtdeutaohlands , welches nicht dem Belieben üniger Eleiiik< 
geopfert werdoi könne. 

Daa Völkerrecht der absoluten Monarchie öffiiete in der 
dem Eroberer alle Thttren, um seine Erobemng all gerecht « 
benes Eigenthnm ansuseben. Wir können nichts besseres thun. 
rar Einleitung der nachfolgenden Betrachtungen einige SUte 
Kitther ätiren (§ 256): 

„Indeeaen gibt die Tbataaoh« d«r Erobemng sieht das I 
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eioh du Eigenthnm ui den mit Beso 
SonveränetSt du Lutdea Bozasolueiben 
nfttürlichen VölkerreoM nnr demji 
Saolie eine gerecht« ist und nur 
Eiieges erfordert. FUi ihn iet die £ 
Becht Enm Tollzag zu bringen, oder 
ein EUobtor in dieeer Bache, wenn ea ei 
gerechten Seche zogeschieden haben 
Bechte beetehn, ohne dase irgend eii 
lieben SonTsriüiB oder einer Person a 
Beschtttter, Freunde, Verbündeten ni 
Sonveräns eine aufbebende Wirkung 
Wenn «ob der ungerechte Feind 
Friedeuevertrag die Abtretung der er 
■o bleibt die Eroberung nichts desto 
Übrigen konstatirte Recht des Erober 
thnung fttr die Vergangenheit, volletänd 
zu TerschafTen, auf keine WetBo vom 
gemacht werden kann. Die nnbeetr 
Zwanges tritt dann an die Stelle c 
welche dieser zu Terweigern ( 
Die Thatsaohe der Eroberung, selbst w 
ihre natürliche Bescbränknng in der 
dem Wege des Krieges; man kann al 
das bewegliche oder nnbewegliobe Ei, 
■ich auf dessen nioht eroberten oder 
Dieselben Qmndsätte finden ihre Anw 
vertriebenen Souveräns , deren Titel 
finden." 

So lange von den Henseken 
welche abzntretende Gebiete bewohnen, 
recht und das Frinoip der Gebietaabtri 
sehr einfach. So verhielt es sich ii 
Honarehie in Europa; die üntertfai 
Boden, auf dem sie sassen, ana eine 
Abu die revolutionären Philosophen 
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betrSchtlioIi an dieflen Frmoipien; es ward davon geredet, dasB man 
nicht Yölkerschafteni wie Schafherden verkaufen dürfe. Immer mehr 
verbreitete sich während der letzten Deoennien des 18. Jahrhnnderte 
die üeberzengnng, daes die Völkerschaften , welche . den Boden be- 
wohnen, ein Wort nnd das erste dabei mitzasprechen hätten, ob er 
den Herrn wechseln solle oder nicht; dass niemand das Becht habe, 
Boden abzutreten, Boden zn anneziren, ohne den Willen der Bewohner 
dieses Bodens. Znr Zeit der Siege der ersten französischen Bepnblik 
wurden von den Franzosen diese Grundwahrheiten auch wohl prin- 
eipiell anerkannt, aber in der Praxis supponirten sogar die fran- 
zösischen Bepublikaner leicht die Zustimmung der Annexirten, die 
Aufrichtung einiger Freiheitsbäume in ebigen Gemeinden einer zu 
annezirenden Provinz ersetzte das Plebiscit vollständig. 

Napoleon I. verliess selbst diese Pfade und handelte mit Pro- 
vinzen, wie mit Geldstücken; dasselbe System ging dann auch ab 
das gültige für die Bestaurationszeit hervor, nur sehr vereinzelt an- 
gefressen durch den Aufstand der Griechen und die Losreissung Bel- 
giens von Holland. 

In der neusten Zeit brachten „im Principe Napoleon m. und 
Yikter Emanuel das Recht der Völker auf Selbstbestim- 
mung wieder zu Ehren. Die Bewohner Savoyens und Nizzas wur- 
den 1860 befragt, ob sie dem zwischen Napoleon und Viktor Ema- 
nuel geschlossenen Vertrage gemäss künftig zu Frankreich gehören 
wollten oder nicht Ebenso veranstaltete Viktor Emanuel jedesmal 
ein Plebiscit, wenn er sich herabliess, ein neues Land Italiens mit 
seinem alten sardinischen Erbstaat vereinigen zu wollen, 1860, 1866, 
1870. Es ging dabei sehr lustig zu. Während das Wahlrecht 
nach dem alten piemontesischen Statut, das nun in ganz Italien 
herrscht, ganz nach dem System Louis Philipps beschränkt ist, re- 
gierte bei den Plebisciten die äusserste Freiheit: jeder stimmte, 
und wer 8i! stimmte, konnte so viele Zettel in die Urne werfen, 
als ihm beliebte. Die No!- Stimmer kamen meist schon nicht; hätte 
ein solcher nun auch einmal ^ Dutzend No! zugleich in die Urne 
werfen wollen, so würde der Wahlkommissär diese einfach zu späterer 
beliebiger Verwendung in die Tasche gesteckt haben. — Nicht ebenso 
drollig, aber doch in einer Weise, die gleiche Besultate hervorbrachte. 
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soll bfi den Al»dmmnngen 1800 in Si 
worden sein. 

Bei den Abtretungen Dänemarka ai 

1864, bei dem Verkauf Lnaenbnrgs to 

1865, bä den Annexionen von 186G, bei 
Lothringen an DentecUand 1870 ist das ^ 
Wfliae be&agt worden. Es ward dabei g< 
Fttistea ZOT Zeit der achänsten Blttthe d 
die VerlSagnong der Exieteni von V 
Staatetheorie war. 

Dass diesea moderne Verfahren eine 
sei, hat Niemand behauptet nnd wird an 
wollen. 

Der groeae hier Torliegmde Frin( 
hanptaächlicb sor Sprache bei Galegenl 
Elsast nnd Lothringen seitens Fra 
trat lange vor dem Ende des Eriegea 
tembernnterredimgen Bismarks nnd Joles 
trag Mer dazu bei, das Prinoip, nm we! 
delt, zu verdunkeln nnd die grosse I 
tagen: ob die Völker willenlos dem Bc 
gebundene Hörige bleiben oder ob die 
nnd damit sngleieh Über diejenigen der I 

Auf der einen Seite «n kilhler Stai 
andern ön nDEaverläasiger ^etor, der 
bald als PfofFenkneoht eeinen Bosenkruu 
Betrug in seinem Familieninteresse begel 
lioheter Art in den gUhendetes Wortei 
Eingriffe der öerieht« vertheidigt, bald 
ihren wirkliohen Beohten verhelfen wiU. 
inveterirte Hünnng, daaa aie Elsaaa nnd 
mttsaten, die Ueberzangang , dass diese 
zösisohen Betrug abgenommen seien, wä 
Btimmt nur die Feilheit dentsoher FUrete 
sen dentaoben Wescna waren, welahe 
Frankrüoh fallen Hessen ohne grosaei 
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Bann nooh der ganx richtige Einwand, dass Kapoleon IIL ohne 
Zweifel Landabtretnngen von Dentschland gefoTdert haben würde, 
wenn er Sieger bUeb. Strategische Betrachtungen, über deren .Inhalt 
man allerdinge sehr yersohiedener Meinnng sein kann, die aber Ton 
deutscher Seite sich in dem Resultate cnsammenfassten, der künftigen 
Sieherheit Deutschlands halber müsse dessen Grense über den Bhein 
nach Westen yorgeschoben werden, spielten eine bedeutende Bolle. 

Alle diese verschiedenartigen Dinge traten in den Vordergrund 
und drängten die Principienfrage zurück. Die Yölkerrechtslehrer 
akkommodirten sich, wie gewöhnlich, und je nach ihrer Parteistellung 
hiessen sie heute gut, was sie gestern verdammt hatten oder ver- 
dammten heute, was sie gestern in der Ordnung und vortrefBich ge- 
funden hatten. 

Die eben berührten Fragen führen unmittelbar zur Stellung 
der Einwohner in den abgetretenen Provinzen. Im Jahre 
1871 ward das von den Franzosen verlangte Plebiscit in Elsass und 
Lothringen von den Deutschen abgelehnt. Diese wiesen zunächst auf 
die sehr sonderbare Inecenirung napoleonischer Plebiscite hin, die 
doch reine £omödien seien. Dann aber sagten sie: Deutschland müsse 
Elsass und Lothringen haben, nicht der Els&sser und Lothringer 
wegen, sondern seinetwegen ; dass die Elsässer und Lothringer, nach- 
dem sie Jahrhunderte bei Frankreich gewesen, sich mit grosser 
Majorität jetzt für das Bleiben bei diesem aussprechen würden, sei 
wahrscheinlich und mehr als wahrscheinlich; die Dinge würden sich 
aber ganz anders gestalten, wenn einmal Elsass und Lothringen etwa 
wieder ein Jahrhundert bei Deutschland gewesen wären. 

Wenn nun so auch Länder abgetreten und annexirt werden ohne 
Befragung ihrer Bewohner, so werden doch in unseren Tagen die 
Interessen der letzteren niemals ganz vernachlässigt und ihr 
Wille wird nicht absolut mit Beschlag belegt Sondern es wird den 
einzelnen Bewohnern des abgetretenen Landes überlassen, sich frei 
in einem bestinunten Zeitraum darüber zu entscheiden, weloher 
Nationalität sie ferner angehören wollen. Allerdings bis- 
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reileo nnter enohTennden TTnutäiLdc 
UDg UlaBoriBoh machen. So verlangiw: 
tnigen EUässem und Lothringern, «d 
UB sie such wirklioli nach Frankr« 
lOthiingen verliesssn. Ifaa begreift, c 
ir viele Menuhen «ne absolute Tj 
reicher aiu Eleass anevandeTt, verl 
leibt ihm dies nnangetutet, aber tba 
renn er ea nicht bebaut Er mnu 
ünem Gute bleiben oder er mnee es i 
lieht für ein Spottgeld, mit dem «r 
kiden festsetzen kann. 

Andrerseits würden 1871 irahi 
lothringer sich fttr die franzSsis 
en haben, wenn sie trotzdem m 
Tnd hierana hätte sich fttr die Dem 
nerträgliobe Situation ergeben: ein g 
of dem nur franieBiBohe Bttrger woh: 

Man lieht, wir dnd eben noch 
lensten CiTÜisation. 

Bei jeder Landabtretung komme 
letracht, welche dnroh den FriedensTt 
abin gehurt laerst die Grenzbesti 
timmte Proline abgetreten wird, der« 
) macht eich die Sache am einfaohsfa 
BT Friedensvertrag eine bisher znsai 
bdle aaaeinandeneiaet. Hier mnss di 
sstimmt werden; die letzte Genaaig 
errain selbst gefanden werden und d 
oh darauf beschränken, die Gbenibeel 
mehmen und die Eineetznng einer j 
nbaren , welche sohlieBslich die Ort 
iar in Betracht die Aoasoheidnng di 
Her Art, an Etablissement«, die ein 
lehreren Provinzen gemeinschaftlich 
. s. w. — Die neue OrganiBation d 



bexirke, der DiSoeien, velche dnroli die Luidabtretang nothwendi 
wild , kfum in einem f riedensTcrtrage selten gans imberüokBiolLtif 
bleiben. 

■X.. 

Einen weiteren Haoptpnnkt der Friedenin&terbuidliiBgen bUdi 
Htm die üebereinknnft über die KriegaenteobSdignng. 

Der Sieger fordert von dem Besiegten, du« dieser ihm Ersat 
leiste fBr alle die Kosten, welcbe ilun der Krieg Terursaobt ha 
Dies ist der eigentliobe Sinn der Kriegsentechtldigiing in Geld. D< 
Sieger hat begreiflioher Weise immer die Mittel, sich ab denjenig« 
hininstflUen, welcher vom nngereohten Gegner inm gerechten Krieg 
gezwungen wrude. Der unterlegene, wenn er gründlich besiegt is 
kann nicht widersprechen. 

Die einfache Bechnnng des Siegers ftir die Festetellong dt 
KriegHeDtsohädigang wttrde sich stfttzen auf die Daner des Kampfei 
die Mannschaftszafal, welche er aufgestellt hatte, die Kostet 
welche im Dnrohsohnitt ein Mann während des Krieges — alh 
Material nnd dessen Abnutzung inbegriffen — verarsacht Ans diese 
Faktoren ergäbe sich die Hanptsnmme, woin dann aber unter alle 
UmstSndeu noch ein Zuschlag znr Versorgung der kampfnnfdhig gi 
wordenen Krieger und der Hinterlassenen der Todten billigerweii 
gemacht würde. 

Diese einfache Berechnung wird selten eingehalten. 

Oft ISsat der Bieger davon nach, gegenüber Feinden, die er i 
gewinnen denkt. Feinden glncher Nationalität, oder wenn ei mein 
sich dnroh Land abtretan gen äberdies schon hinreichend entsohKdij 
zn haben, vielleicht auch, wenn es offenbar ist, das arme feindUoL 
Land könne die Summen, die man ihm eigentlioh abverlangen sollt 
gar nicht auftrriben. Sollte der Keger sich bisweilen eu einem Naol 
lasse entschlieasen , weil er sich selbst bei dem Handel nicht gai 
sauber fühlt? einsieht, daas er an dem Kriege doch auch sein The 
Schuld trage? Aufrichtig gestanden, dies glanben wir am allei 
wenigsten. 

In anderen Fallen überschreitet um der Keger die Ford< 
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nmgen, welcbe sieb naob dem obenhmgestellten Grnndsatse eigebea 
würden, um ein Bedentendes. 

Er sucht eine Menge Posten bervor, an welche er unter andenn 
umständen gar nicht gedacht haben würde, und bisweilen thut er 
dies in der ausgesprochenen Absicht, den besiegten Gregner auf lange 
hinaus impotent zu machen. 

Die Kriegsentschädigung, welche Preussen 1866 Ton Oesleireich 
und dessen Verbündeten erlangte, hielt sieh in ausserordentlioh be- 
scheidenen GrrenEen; — dagegen forderte Deutschland 1871 von 
Frankreich 6 Milliarden, obgleich es doeh daneben noch Elsass 
und Lothringen gewann; während etwa 2 Milliarden als billige 
Kriegskostenentschädigung hätten gelten können. Die tadel&swerthe 
Ausweisung aller Deutschen aus Frankreich, eine Massregel, die tob 
demselben Herrn Gambetta angeregt wurde, der später wieder den 
sonderbaren neuen Senat für das wahre „Haui der Gtomnden*^ Frank- 
reichs erklärte und der mit seinem Schwindel, in der Zeit, da es so 
viele Schwindler giebt, die einander gern stützen, noch einige Zeit 
grosser Mann spielen kann, — eine Massregel, die theilweise mit 
Bohheit durchgeführt ward, hatte in Deutschland eine groese Er- 
regung hervorgerufen und musste dann wieder den Yorwand su 
Härten gegen Frankreich bieten, welche der unparteiische ebenso- 
wenig gutheisaen kann, als jene Austreibung. In dieser Weise war 
noch Manches Andere summirt worden. 

Dass die 5 Milliarden Frankreich nicht ruiniren kannten, wuesCe 
jeder Kenner Frankreichs im Voraus. In Deutschland wussrteB dies 
aber sehr wenige Leute. Die Flüssigmachung von 5 Milliarden baaren 
Geldes in sehr kurzer Frist brachte indessen den ganzen Gteldaaikt 
Europas in stürmische Bewegung, und in Deutschland — und einigen 
seiner Nachbarländer — ward der Geldzuflnss, dessen Wertii man 
weit überschätzte, der Aui^ngspunkt für eine Menge von Sohwindel- 
operationen, welche zu den ernstesten Verlusten an Nationalreichthum 
in Deutschland führten. 

Dieses sank ökonomisch durch das Geld, welches ihm zufloas, 
— und Frankreich hob sich ökonomisch durch das Geld, wel- 
ches es verlor, welches es zahlen musste. 

Nur zwei Jahre nach dem Kriege, auf der Wiener -Weltausstellong 
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Ton 1873 war AUbb, abw auch ohne AnHnali 
die franiöBieche Arbeit durcli die Harmonie tc 
Billigkeit an der Spitae der Weltarbeit maTB< 
Handel liat Bioh in vielen Zweigen, anoh in 
Kriege ein Gkbiet erobert, weleheB er vor i 
Wenn nnn ancb Frankreidi darcb Beinm Bodei 
ein vor vielen von der Natnr gesegnetes Lan 
Beiner Bewohner wUrde der Segen diMea I 
fuhren, wie wir da« ja bei der geringsten üb 
können. Die Arbelt der Franzosen ist alsi 
ea ^ebt Leute, welche prätendiren, dieses arb 
^e Fruuoseo, ein rerkommeDDes, dem Untergai 
DasB die kaninobenhafte Vermehrung der Bm 
die Nationen sei, Ist uns immer iweifelhafter 
die Dinge in der Nabe betrachtet haben, ni 
leiobter, die bo viel angegriffene Ehre des al 
CrewisBen in vertheidigen. 

Wenn nnn die FriedenBunterhändler flb( 
ttbeieiDgekommen sind, welche der Besiegt* 
t«i Terminen su s^len habe, so verlangt 
Garantieen dafttr, dass die Zahlung w 
— «nd er inoht diese Garantieen gewShnL 
Stttok Grebiet des Besiegten, welches er nicht 
doch &k Pfand vorUofig besetzt halte, w< 
riUimt laeh dem YerhältnisB der wirklich ein 

TTeber die Eincelnheiten, die sich hiebei 
an denen die Zahlungen zu leisten sind, über 
Schriften, in denen sie zu leisten sind, dertlb' 
kinsnng bis inr vollatändigen Abwicklung i 
werden boU, sind wieder eine Uenge von E 
wendig, deren Quintessenz in den FriedensTei 
den mnsB, w&hrend etwa BeBonderheiten in 
NebeaTertesgen niedergelegt werden. 

Weiter dann handelt es sich um Fesl 
ftlte Verträge, welche zwischen den krief 
dem Eiii^ bMtandee, w«lohe dnnob den Erii 
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rden, naoli dem FriedendBot 

ob sie nie anfgeliobeii wot 
ihobea bleiben oder ob sie 
'setzt werden sollen, 
islioli kommt dann die Ans 
en, eine Amnestie für all 
direkten Einfiass einer der '. 
• wider den Einflnss einer < 

Terancbt nnd verttbt wordi 
le Einzelkeiten , welche eiol 
Igen Ubbod, weloke sich Iti 
1er Kriegsparteien und der 

deren Seite bildeten, 
ie Dinge, über welche die 1 
m in einem BohrÜtlich abzu 
' Friedensvertrag nied 
n abgetheilt ist. 

mehr als swei Hackte be 
en s^ch die Besnltate der 
1 Gemeinsohaft gef&hrt wni 
I trägen niedergelegt wen 
femer möglich, dass den Ha 
ingeechlossen werden, die 
if die VerbältoiBBe zweier Pa 
in mehrere betheiligt sind, 
Inhalt durch den Generalfi 
m Hanptfriedene vertrage er 
h kann der Friedensvertrag 
mtwn nnd einen geheimen zei 
tialten, welche die Vertragi 
Fublicität in entziehen, om 
>rzatreten. Diese geheimen A 
tor der Sache nach nur vor 
inander Frieden BchlieHsen, i 
if ein OffenBivbändnisB gegen 
trahiienden itir du Eintrete 



Die Unterzeichnung der Friedensrerträge eifol; 
mit einer gewiaaen Feierlichkeit, wie ihnen auch eine geTiaai 
liohe Form gegeben wird. 

Diese feieiliohe Form findet ihren hauptsächlichsten An 
darin, daas ein jeder förmliche Frieden „nJit ewige Zeite 
schlössen wird. 

Wie es sich thatsBohlioh mit der Daoer der geacUi 
Frieden verhält, ist bekannt genug; allein in den Friedensve: 
darf die Elaasel der Ewigkeit nicht fehlen. Der Frieden soll d 
scharf von dem anf Zeit geschlossenen Waffenstillstände, i 
dieser auch noch so lange, unterschieden werden. Die „hohe ] 
sehloBB in ihrer BIÜthcEeit mit christlichen Staaten imm 
WafFenstülstände , nie Frieden, weil der Koran den Bei 
des Islam den beständigen Krieg gegen die TTnglänbigen zur 
macht Der erste wirkliche Friede, zn welchem sich die Pfc 
qnemtc, war derjenige von Passarovitz mit Oesterreii 
21. Jnli 1718. 

In den Friedensvertrag wird endlich noch eine Forme 
die „Answechslnng der Ratifikationen" aofgenommi 
Unterl^ndler holen die Zustimmung ihrer Souveräne) ihrer Be 
gen, zum Friedensvertrag, — also die Ratifikation de 
ein, — und tanschen nan an einem bestimmten Tage wieder 
einer passenden Feierlichkeit die Ratifikationen gegen einand 
in derselben Weise im Wesentlichen wie bei bürgerlichen Kon 
die TTntersohrfften ausgewechselt werden. 

Bisweilen wird von der besondere feierlichen Auswechsln 
Ratifikationen Umgang gsnommen und die einzelnen betheilig) 
gieiungen Übertragen diese Answecbelnng ihren akkreditirte 
schaftem oder Gesandten bei den andern mitbetheiligten Reglet 

Wir wollen nun einen kurzen Ueberblick &ber die Art 
wie die bedeutendsten FriedensBchlllsse der neuesten Zeit za 
gekommen sind; die Uannigfaltigkeit der Möglichl 
wird dabei am besten hervottret«i. 
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Der Krieg gegen BusBland für die Türkei von 1853 bis 
1856 ist eigentlich seiner ganzen Daner nach von Unterhandlungen 
begleitet. Oesterreioh spielte, halber Theilnehmer am Kriege, zugleich 
den Yermittler zwischen Eassland and den Westmächten. Biswdlen 
schienen sich günstige Chancen für den Frieden zu bieten. 

Gerade als neue Friedenskonferenzen zn Wien eröfi&iet werden 
sollten, starb am 2. März 1855 der Kaiser Nikolaus von Bassland. 
Sein Nachfolger konnte sich o£Penbar in Bezug auf die Stellung zu 
den Westmächten freier bewegen; allein die Ho£Pnung, dass dieses 
Yerhältniss zum baldigen Friedensschluss führen werde, erwies sich 
als trügerisch. Schon am 4. Juni 1855 wurden die Unterhandlungoi 
wieder gänzlich aufgegeben. 

Nach dem Falle Sebastopols aber , am 8. September 1855, 
neigte sich Napoleon III. stark dem Frieden zu. Oesterreich hatte 
in seiner Vermittlerrolle das Missfallen und Misstrauen beider Par- 
teien erweckt, und Napoleon sann bereits auf eine Annäherung an 
das besiegte Eussland und zwar gegen — Oesterreich. 

Oesterreioh seinerseits hielt den Fall von Sebastopol für eine 
günstige Gelegenheit, seine Friedensbemühungen wieder aufzunehmen 
und zwar in der Gestalt, dass es sich zuerst mit den Westmächten 
über ein Friedensprojekt einigte, welches dann als Ultimatum , als 
Grundlage für die deünitiven Friedensverhandlungen Bussland voi^ 
gelegt werden sollte. 

Nach mehrfachen Unterhandlungen ward England die Bedaktion 
des Friedensprojektes überlassen. Die englische Begierung sendete 
dasselbe am 6. December in fünf Punkte gefasst nach Wien. Die 
österreichische Begierung, welche die officielle üebermittlung der 
Yorschläge in St. Petersburg übernommen hatte, nahm es auf sich, 
da unterdessen der Fall der türkischen Festung Kars (27. November 
1855) bekannt geworden war, den fünften Punkt, der eigentlich den 
Westmächten das Becht geben sollte, zu den in den vier ersten 
Punkten formulirten Forderungen später noch alle beliebigen weitem 
hinzuzufügen, ganz bei Seite zu lassen. Trotzdem ist es unbestimmt, 
ob Bussland sich zur Annahme der Propositionen rasch bequemt 
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hätte , wenn nicht Iftpoleon m. glüohzeitig intdh den Bä< 
Gesandten in Paris, Herrn von Seehacb, einen Schwiegersohi 
rode's, geheime und vertrauliche Verhandlangen in St. P( 
angeknüpft hätt«, welche ganz neue Ansaiohten eröffiieten. D 
Punkt konnte nun sogar anf Andringen Englands wieder a 
nen werden; — und am 16. Jannar 1856 nahm das rnssii 
binet die fünf Punkte alB Basis für die FriedensyerHandlnng 

Am 1. Fehmor 1S56 onterzaiclmeteu dann die Yertrete 
reiche, FrankieicLs, GrosebritannienB, Bosslands und der T 
Wien ein Protokoll, in welchem die fUnf Pnnkt« ale t 
liminarentwntf bezeichnet werden, auf dessen Basis die 
ten der fünf genannten Mächte in späteeteni drei Woohen ii 
zusammentreten sollten , um zur DnterzMchnnng von f 5 r n 
Friedenspräliminarien, zum Abacblnss eines Waffe 
Standes und dann zu Unterhandlnngen über einen defii 
Frieden zu schreiten. 

Am SS.Fefamar wurden die Friedenskonferenzen 
unter dem Präsidium des Grafen Walewski erüfinet. Es wai 
nTBprttnglich nur die ftinf obengenannten Uäcbte vertreten 
ward ein WoffenstUlBtand, jetzt erst, bis zam 31. Körz nnt« 
— Sardinien, welches eigentlich doch nnr Hülfstruppen gest« 
ward schon in der ersten Sitzung, nachdem Beine Gesani 
Wiener Protokoll vom 1. Februar nnterzeiohnet hatten, g 
en den Konferenzen zugelassen. In der That hatte es am Ei 
lediglich betheiligt mit Bücksiolit auf diese Friedenshonferei 
denen es gedachte, den Schmerz ensschrei Italiens vor Enxoi 
zn laBsen. FrenBsen, welches in der europäischen Pentar oh 
welches anch bei den ersten Yerhandliuigen über diesen I 
theiligt gewesen war, sich dann aber seit dem Absohluee dei 
Vertrags zwischen Oesteireich nnd den Westmächten, vom S 
her 1851, gänzlich zurückgezogen hatte, erhielt erst spät i 
ladong des Eongreeses, eioh auf demselben vertreten zu lassi 
Delegirten nahmen erst vom 18. Uärz ab an den Eonfeienz 

Am 30. Harz 1866 ward der Friedensvertrag 
unterzeichnet, mancherlei Anhänge ergänzten und ver 
digten ihn. 
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Diese ApbBnge vnrden aber in dem Frie< 
und auf diese Weise in ihn eingeBoMoaaen nnd 
lieben Unterzeichnern bis zu dem genissen bekui 

Der Friedensvertrag bestimmte die kSnftij 
bietsverhältnisse, einschliesBliob einer unbedentei 
sehen Temtorinms in Bessarabien an die Holda 
derjenigen Gebiete, welche noch Ton Häohten 1 
sie nicht verbleiben sollten. — Dann varde 
lieh in das System der europäischeii 
nommen, nnd jedem Streite, zu vrelohem sie i 
sollte dadurch vorgebcngt werden, daes ein zn 
europäischen Macht aaftancbender Streit, bevoi 
griffen vttrde, immer erst vor das Sobiedsgeriol 
senden USchte gebracht nttrde. AlsGegenleii 
ward hiebei ein Ferman des Snltans Ab dt 
10. Febmar 1S56 hingenommm, welcher die 
liehen IJnterthanen feststellte. Dieser Erloss ve 
Alles und noch viel Schöneres, als jemals t< 
Dach seiner Ansfthmng wäre die Türkei förmli 
Christen geworden. Die Zelt, denn es sind sei 
vorübergegangen, hat nnn bewiesen, was die Ke 
damals voraussagten: es ist anch nicht i 
Erlasses inr AnsfUbrnng gekommen, 
es Leute, welche sich den Anschein geben, i 
Ernst mit diesem Glauben kann es ihnen nicht 
der Sultan Hnrad Y. den Christen Abhülfe ibi 
spricht, dies eine reelle Folge haben werdeil! 
Gelegenheit, daranf hinzaweisen, wie alle Friedi 
litionen an Einseitigkeit leiden. Ein weiterer B 
Frieden von 1856. Alles richtet sich hier { 
dieses soll nnschädlioh gemacht werden; 
die Bestimmongen ; aber die infame Tliikenwii 
Kretin, welchen man den Snltan nennt, wird t 
Bcbnhen berührt; von ihm verlangt man keine 
seiner Terspreohnngen , man obstinirt sich, die 
sehen. Wahrhaftig die yerkehrte Welt! 
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Ferner nun enthielt der Pariser Vertrag Bestimmungen über die 
Yerbältnisse der Vasallenstaaten, Serbien, die Wallachei und 
die Moldan, welche in der Tbat den Einflnss der Türkei auf diese 
abschwächten, aber anch darüber hinans bald in glücklicher Weise 
durchlöchert wurden. Die Verhältnisse der Schifffahrt auf der Donau 
von den Quellen dieses Stromes bis zur Mündung wurden gegen die 
Hindemisse, welche einzelne üferstaaten hätten bereiten können, 
möglichst geschützt. Ein sehr wesentlicher Funkt waren nun aber 
die Bestimmungen über die Meerengen der Dardanellen und des 
Bosporus und über die Neutralisirung des schwarzen 
Meeres. Alle diese Bestimmungen gingen lediglich darauf hinaus, 
Buseland an der Bildung einer Kriegsflotte auf dem schwarzen Meere 
zu verhindern. Eussland und die Türkei mussten sich danach durch 
einen Sondervertrag verpflichten, im schwarzen Meere je nur 10 
kleine Eriegsdampfer, von 200 und von 800 Tonnen, also Kanonen- 
boote zu halten; für die Pforte war dies keine Beschränkung, weil 
für sie das schwarze Meer überhaupt nur eine Nebensache ist. Die 
Beschränkung war also, wie dies sich zum TTeberfluss aus dem 13. 
Artikel des Hauptfriedensvertrags über die Errichtung von Kriegs- 
arsenalen an den Küsten des schwarzen Meeres ergiebt, lediglich 
gegen Bussland gerichtet. Dieses ersab seinen Moment, benutzte den 
deutsch-französischen Krieg, die Ohnmacht seiner Gegner und die 
Macht seiner alten Freunde, die es sich neu verpflichtet hatte, um 
die schimpfliche Bürde des ihm aufgedrungenen Vertrages durch den 
Londoner Vertrag vom 13. März 1871, — 15 Jahre nach dem 
ewigen Pariser Frieden — vollständig abzuschütteln. 



Dem italienischen Kriege von 1859 ward zunächst ein 
Ende gemacht durch den Präliminarfrieden von Villafranca, 
am 12. Juli 1859 auf Grund persönlicher Besprechung der Kaiser 
Franz Joseph und Napoleon III. Der Abschluss eines Waffen- 
stillstandes, der nicht mehr unterbrochen wurde, war schon am 
8. Juli voraufgegangen. 

Am 8. August 1859 traten Bepräsentanten Oesterreichs, Frank- 
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reiclis iini SardkiieBfl zu Züriok Ensammen, um über «oea defi- 
nitivenFrieden zn verhandeln nnd der letztere ward unterzeiclmet 
am 11. November 1859, an welohem Tage zagleich durch ganz 
Deutschland und ' die deutsche Schw^ der hundertste QebvtBtag 
Schillers gefeiert ward. 

Der Zürcher Friede, welcher wesentlich den Fr&liminarfrieden 
von ViUafiranca ausführte, ward in drei besondere Verträge 
gefasst, den ersten zwischen Oesterreich und Frankreioh, den zweiten 
zwischen Frankreich und Saxdiiuen, den dritten zwischen Oesterreich, 
Frankreich und Sardinien. 

Der erste Vertrag ist der wichtigste. Zwar zux Sache sellMt 
enthält er im Wesentlichen nur, dass Oesterreich die Lombardei an 
Frankreich abtritt, welches sie seinerseits aon Sardinien oedken wilL 
Aber daneben treibt disser Vertrag eine Menge ungltoklicher Po- 
litik der Zukunft, welche bisher nicht Gegenwart geworden ist 
und es auch wohl nie werden wird. Die beiden Kaiser von Oester- 
reich und Frankreich versprechen «bander, daran zu arbeiten, daes 
ganz Italien als eine Eonföderation, — Staatenbund oder Bun- 
desstaat? — hsngestellt werde, deren Ehrenpräeident der 
Papst sein sollte. Auch Venetien, welches doch antor österreichisohmr 
Herrschaft blieb, sollte in den italienischen Staatenbund eintreten. 
Die Rechte der vertriebenen italienischen FUraten, 
des Ghrossherzogs von Toeoana, des Herzogs von Hodena, der Her- 
zogin von Parma, garaatirt durch die Wiener Verträge von 1815, 
wurden ausdrücklich vorbehalten. Und wie man 1856 vom Sultan 
schöne Versprechungen für seine chriatlichen ünterthanen verlangt 
hatte, so wollten jetzt Franz Joseph und Napoleon IIL vom Papste 
schöne Versprechungen für eine «inifermassen vernünftige Verwaltung 
des bereits auseinandergefallenen Kirchenstaates einfordern* 

Als dieser Friedensvertrag geschlossen ward, hatteSardinien 
bereits alle Einleitungen getroffen, um voriänfig Ißttel- 
italien sanft zu aanexiren, und es konnte sich dieser Arbeit mit voller 
Seelenruhe hingeben, da eine bewaffnete Intervention zur 
' Verhinderung dieser Annexionen nicht zu befürchten stand. Napo- 
leon in., vom englischen Kabinet gedrängt, hatte bereits wiederhc^t 
öffentlich erklären müssen, dass er zur Wiederbsrstellung der ver- 
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£il]a»D SotiTtrKaetätoB nioht bemffnet iol 
Intervention von uidwer Seit« in Italien i 

So war d«r Haapttbeil det ZQroher 
uhloMon ward, bereit! das Papier moht 
man ihn niedereohiiel). — In dem Terti 
piliiohen EongreiB verwiMen, welche 
heilen Italiens r^ln Bollte. Am die* 
etwa* geworden. £nropa sah, wie « 
Sardiaiea vereinigte, wie dann Neapel fii 
daa uene ESmgioioh Italien kam, endlich i 
beeohi^lnkt ward. Und hents reohnm die 
andere aioh ichlagen, f)lr sie anoh Teeei 
Daliutien eto. rtc abfallen werden. Warn 
steh« und Schaffen hilft niohte, wie der I 
gibt «I der Hur im Schlaf. 

Du iweite ZtiroherFnedenedoknniie] 
gäbe der Lombardei von Frankreieh an Si 
allen drei bMheiligten Hackten nMerseieh: 
Inhalt der beiden ttbrigen ■nsammen. 

In enger Verbindimg mit dem Zfirob 
ftneBCrlioh d«rohani getrennt von ihm, dt 
vom 24. lUrE 1860, durch welnhen der Ki 
tmd die finfuhaft Nizaa an Napoleon IQ 



In dem nqglueheo Eampfb des kleine 
beiden GroBsmäohte OeBterreioh and F 
ersten nur dum daranf zählen köanen, et 
wenn es n&ohtigs YerbUndete &nd nnd 
einen europäischen Krieg macbeii konnte. 

Aber schnell mnsste die Aussicht I 
reich, England, Basulaad aktiv fir sich za 
den, und als die Verbündeten die Insel Alsei 
and ttber dieses Seeland ernstlich bedroht 
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hagen die Ansiolit Bahn, dass von einer Fortsetzung des Krieges 
kein Yortheil, nnr weiterer Schaden zn besorgen sei. 

Das kriegsgliihende Hinisterium des Bischofs Monrad trat yon 
der Bühne ab und machte einem friedliebenderen Moltke-Bluhme 
Platz, welches nnn sofort sich an die Regierungen von Oesterreich 
und Preussen wendete, um den Abschluss eines Waffenstülstandes 
behufs der Anknüpfung von Friedensverhandlungen zu erlangen. 

Ein erster militärischer Waffenstillstand ward dar- 
auf schon am 18. Juli zu Christiansfeld auf der Basis des 
Status quo der Besetzung geschlossen. Die Demarkationslinie sollte 
während der Waffenruhe auf Eanonenschussweite von den okkupirten 
Küsten und Inseln laufen; wo Meeresarme von geringerer Breite die 
beiden Parteien trennten, da sollten diese Grewässer Kriegsfahrzeugen, 
für Kriegszwecke bestimmten oder mit Truppen besetzten Fahrzeugen 
verschlossen bleiben. Die Waffenruhe sollte ohne Aufkündigung um 
Mittemacht vom 31. Juli auf den 1. August ablaufen, wenn bis da- 
hin nichts Anderes bestimmt wäre. 

Bereits am 25. Juli wurden nun die Friedenskonferenzen zwi- 
schen den Yertretem Oesterreichs, Dänemarks und Preussens zu Wien 
eröffnet ; zunächst ward die vorläufige Waffenruhe bis zum 3. August 
verlängert, dann aber schon am 1. August ein Präliminarfrieden zu 
Stande gebracht und mit diesem zugleich ein Waffenstillstandsvertrag. 
Letzterem zufolge sollte der Waffenstillstand fest bis zum 15. Sep- 
tember laufen, wenn aber bis dahin kein definitiver Friede erzielt 
sei, sollte er von nun ab mit sechswöchentlicher Frist aufgekündigt 
werden können. Die wesentliche Bestimmung des Präliminarfriedens 
war die Abtretung der Herzogthümer Schleswig, Holstein und Lauen- 
burg seitens Dänemarks an Oesterreich und Preussen, die 
specielle Grenzregulirung vorbehalten. 

Die Verhandlungen über den Definitiv frieden zogen eioh 
in die Länge; die Hauptschwierigkeit machte die Dänemark auferlegte 
Gebietsabtretung ; Dänemark wünschte begreiflicher Weise von Schles- 
wig — Südjütland — so viel als möglich zu behalten. Allein es 
konnte nicht durchdringen, und Alles lief zuletzt darauf hinaus, dass 
die schleswig'schen Enklaven in Jütland zu diesem, die jütischen Enklaven 
in Schleswig zu letzterm geschlagen und im Allgemeinen eine glatte 
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Sfld^renie fOr J&tlaiid hergeatellt wurde. Der Defi 
am 30. Oktober 1864 nnterseiclmet, eine Bestätigon] 
friedena. Bis znm 12. VoTember des Jabres wsr ano 
der BaüfibatioiieD bewerkstelligt. 

XIT. 

Der Wiener rrieden vom 30. Oktober 1864 
Chuteiner Vertrag biaweg zam Kriege von 1866. 

Im Korden gestaltete sieb dieser Krieg für 
vomberein nnglUokliob , wSbrend dieses im Süden 
von CoitOEza gegen die Italiener abermals siegreich 

Aber dae Wiener Kabinet wollte vor allen Dinj 
siegen, seinen Platz in Dentsobland bebatten, der 
Preueien vemiobten. Naob der Sehlaoht von KSnig 
eiob der Kaiser Franz Josepb Tenetien pteiszngebei 
anter viel g&netdgeren Umständen hätte tbnn können, 
an Napoleon HL ab, nm jedes weitere Handeln d 
Prenisen gemeineohaftlicb zn läbmen und am seine i 
pen ans Italien nnbeaorgt auf den nördlioben Krieg 
fen zn können. 

Es war ein Fehler in der Beohnnng : Italien k 
sen Terbündet, dieses nicht eogleioh nnd ohne TTmet 
lassen, es konnte nicht unbedingt dem Befehle Hapo 
Herreokers von Yenetien, gehorohen; Napoleon seine 
weniger als bereit, sich in den Krieg zn etttrzen, 
bedarft, nm die iranziisisobe Armee mobil zn mache 
leitschaft zn setzen, dase sie an der Seite der Osten 
halt in den Kampf eingreifen konnte; und würde 
immer etwas leichtsinnige und wankelmüthige , noc 
allein ansbarren? Die Anzeichen sprachen nicht da 
zeigte sich der Wiener Uagistrat sehr besorgt dai 
bombardirt werden könnte, und so waren sie Alle. 
menhang des öaterreiobischen Eaiserstaats wurde im 
Gefahr immer loser. 

Napoleon HL, selbst scheu, dachte keineewegi 
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Wa&n za graifen; aber Oesterreiohs Anerbieten hatte ihm 
Handhabe zu diplomatischer Intervention gegeben und diese 
ergriff er. Die Prenssen, von der Situation vohlnnterrichtet, liessen 
sich indessen keineswegs von Napoleon einen Waffenstillstand dikti- 
ren, sie setzten ihre militärischen Operationen fort, vorzugsweise mit 
der Absicht, die geschlagene österreichische Nordarmee Benedeks zu 
trennen von der ans Italien heranziehenden, gegen die Italiener sieg- 
reichen Armee des Erzherzogs Albrecht, — und sie theilten Napo- 
leon mit, dass sie mit Oesterreich nur einen kurzen Waffen- 
stillatand sehliessen würden, zur Verhandlung über einen Pndi- 
minai^eden auf einer Basis, welche si« festrtellten. 

Das Wiener Eabioet, in seinen Hoffnungen auf den deus ex 
maohina getäuscht, wie gewöhnlich viel zu früh verzweifelnd, fügte 
sich. Tom 22. Juli ab trat eine fünftägige Waffenruhe ein 
und in Folge der Verhandlungen, welche nun zu Nikolsburg ge- 
pflogen wurden, ward daselbst schon am 26. ein Präliminar- 
frieden und eine Konvention über einen längeren Waffen- 
stillstand zu Verhandlungen über den Deflnitivfrieden geschlossen. 

Der Seche naA, — die Wortwendungen sind allerdings ab- 
wmhende, — trat in Folge des Präliminarfriedens Oesterreich Yene- 
tien an Italien ab (durch das lüttel Napoleons), schied au« Deuts^ 
land ans , überlaess Preuseen Schleswig und H<elstein , sowie die 
vollständige Freihett, Nonldeutschland nach seinem Ebenbilde zurecht 
zu machen; nur sollte -das Königreich Sachsen in seinem gegen- 
wixldgen Bestände konservirt werden. Der König von Preuseen v«r- 
pflichteite sich, zu diesen Frledenapräliminarien und dem mit iknen 
verbundenen Waffenstillstand auch die Zustimmung 4e6 Könige von 
Italien beizubringen, sobald Napoleon lU. Venetien an Italien über- 
liefert haben würde. 

Die vorläufige, ursprünglich nur für fünf Tage vereinbarte 
Waffenruhe war alsbald bis zum 2. August verlängert worden; 
von diesem letatem Tage ab sollte ein förmlicher Waffen- 
stillstand zum Schutze der Verhandlungen über den deflniftiven 
Frieden eintreten. Die Vortheile dieses Waffenstillstandes sollten auf 
ihren Wunsch auch die süddeutschen Verbündeten Oesterreichs ge- 
niessen können. Im Uebrigen war von diesen süddeutscben Verbün- 
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d«t«i im SikolBbnrger PrUiminarfrieden mit krina 
ro dam dioHr Friede hSnfig mit dem ttbeUdingendi 
SeparatfIriedenB bele^^ worden iit. 

Die UnterhaDdhiDgen Über den definitive 
Beben Oegterreicb nod Preruien begannen sofort zi 
den bereits am 23. Aagnat 1866 mit der TTnterzeii 
denavertragea abgeacUoBeen, velcber die Batiä 
Seiten anf dem Fneee naobfolg^. 

Der Definitivfiieden beetätigte den prS] 
tikel tber die Äbtretnng SeUeswigs nnd HolHteii 
hielt unter fraDiöaiechem Einflnsa die folgende Faiii 
bis 1870 zu vielen EontiorerMn Anlass gegeben '. 
nooli niobt abgeschnitten sind : 

„Art. &. S. U. der Kaiser von Oeeterreioh Bl 
den EiSnig von Preueeen alle sein« im Wiener Fri 
tober 1864 ervorbenen Beohte auf die HenogthH 
Seblesirig mit der Maaegabe, daas die BevSlkemnf 
Distrikt« von Schleswig, venn sie dnroh freie 
Wonsoh EQ erkennen geben , mit Dftnemuk Twein 
Dünemark abgetreten werden sollen." 

Dies iet der berfihmte Paragraph 5 des 
dens, welober der durch ihre Weisheit berUhmtei 
matie Enropa's als Enochen zum Bemgen Mogew« 

Preaeaen schlosB nnn weitere F r i e d e n B T e r t r 
reiche BttddentBchen Verbündeten, in B 
temberg am 13. Angnat, mit Baden am 17., 
22.AngnBt und mit dem OrosBheriogtlinm H 
tember 1666. Endlich ward auch mit dem ESnigre 
21. Oktober 1866 ein Fried enevertrag nntersnchi 
reich trat mit aünem ganzen Gebiet in den nordde 
während aber der Prager Friede im Uebrigen ] 
deatachland freie Hand lless, statnirte er im 6. i 
Sachsens, dass deasen Territorialbeatand nnTerletzt 

Die sSddentaoben Staaten mit Ananahme dea 
Heasen, welches mit einem Theile seines OebietB, 
lieh de» Maina in den norddmtHhen Bond eintrat, 
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dnroh ilire FriedensscUilisse mit Preassen isolirt und sich selbst 
überlassen. Die Einmischung Frankreichs indessen, welche nach Be- 
rechnung des Wiener Eabinets Preussen yerderblich werden sollte, 
bot, geschickt benutzt, gerade die Grelegenheit, auch die süddeutschen 
Staaten jetzt schon enger mit Norddeutschland zu verbünden. 
Der Graf Bismarck zeigte den Vertretern der süddeutschen Staaten, 
dass sie sich sehr verrechneten, wenn sie bei Frankreich Hülfe gegen 
Preussen zu finden suchten, dass vielmehr Preussen es vollständig 
in der Hand gehabt habe, durch Opferung eines Theils von Süd- 
deutschland sich die Zustimmung Frankreichs zu jedem beliebigen 
Vorgehen in Norddeutschland zu erwerben. 

Hiedurch bestimmt, schlössen Baiem, Würtemberg und Baden 
zugleich mit den oben genannten Friedensverträgen und an denselben 
Tagen mit Preussen Trutz- und Schutzbündnisse ab. Die 
Vertragschliessenden verbürgten sich gegenseitig die Integrität ihrer 
Oebiete und verpflichteten sich für den Fall des Kriegs ihre ganze 
militärische Macht aufzustellen. Den Oberbefehl über das gemeinsame 
•Heer sollte dann der König von Preussen führen. 

Hit dem Grossherzogthum Hessen schloss Preussen zuerst am 
7. April 1867 eine Militärkonvention und am 11. April desselben 
Jahres gleichfalls ein Schutz- und Trutzbündniss. 

Diese Bündnisse sollten vorerst geheim gehalten werden; doch 
wurde ihr Bestehen bereits bei Gelegenheit der Luxemburger Ver- 
wicklung durch eine Veröffentlichung von Seiten Baiems am 19. März 
1867 bekannt. In volle Ausführung traten sie dann im Juli 1870. 

Mit Italien schloss Oesterreich seinen Frieden zu Wien am 
3. Oktober 1866. Die Hauptbestimmung des Vertrages war die Zu» 
Stimmung Oesterreichs zur Vereinigung Venetiens, welches Napoleon 
cedirte, mit dem Königrdch Italien. 



Wie der Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 zum Kriege 
von 1866 geführt hatte, so führte der Prager Frieden vom 23. August 
1866 zum Kriege von 1870. 

Was für die Zwischenzeit von 1864 bis 1866 der Qasteiner 



Tertrag, das iat für die ZwiBcbenzeit von 1666 bis 1870 die Li 
bnrger Verwicklimg , welobe daTcb daa Londoner Protokoll 
11. Mu 1867 gelöst wurde. 

Nacb den Siegen der Dentaoben aber die Franioien, welcb 
Konat Angnet 1870 hindnrob einander Schlag auf Schlaf fo! 
gab man BJob namentlicb in Dentsobland und anob im dent 
Heere der HofFnniig hin, dase der Krieg nun in kUrzeater 
beendigt sein werde, — nnd diese Hofbiang war gar nio) 
nnbegrOndet , taÜB nur das zweite Kaiserreich noch einige j 
hatte. 

Allein der snblime strategisobe Zermahlnngsplan Palikao's 
ebenso enblimen Operationen Mac Hahons, welche zu Sedai 
Gefangennahme Napoleons, dann inr Proklamimng der Bej 
führten, die Uosicberheit, welche nun ftti die Dentaohen eintrat 
wem sie eigentlich einen gültigen, genügend garantirten Fi 
verhandeln sollten, lerstörten die HoSnnng; — and erst nact 
weiteren Kriegsmonaten, als Paria anfs AensBerste gebracht wat 
Kampf mit dem Hanger nicht weiter führen konnte, boten siel 
Nenem ernstere Anknäpfangspunkte für einen Friedensscblase. 

Die Konvention von YersailloB vom 28. Jannar 
fiher die Kapitnlation von Paria, nnterzeichnet vom Grafen Bisi 
und Herrn Jnlea Favre beBtimmte zugleich über einen allgeme 
Waffenetilletand, mit der bei fixerer Gelegenheit erwil 
Anenalune, — and dieser Waffenstillstand, zonächet für drei W 
geschlossen, hatte nach ansdriicklicher Bestimmung den Zwect 
Bernfang einer frei gewählten Nationalversammlung mi 
zn machen, welche darüber entBcheiden Bollte, ob der Krieg 
gesetzt werden solle, oder nnter welchen Bedingungen Franl 
sich zum FriedensBohlaBB bequemen woUte. 

Nachdem sich am 16. Februar die Nationalvereammlni] 
Bordeaux fSrmlioh konalituirt, am 17. Herrn Thiers zum Chi 
Exekutivgewalt erwählt hatte, ging dieser mit Jules Favre nnd 
Konuttission von 15 Hitgliedern der Versammlung nach Yer 
in das Hauptquartier des nanmehrigcD deutschen Kuaers ab 
dort die Friedenabeding angeu za vernehmen. Die französischen 1 
lädier trafen am 21. Februar zn Veraaillea ein nnd hier 
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anmäokit 1)eliiift der Yerkandluxig«!! der Waffenstillstamd bii 
zum 26. Februar verl&ngert 

Am 26. Februar ward der Präliminarfrieden zwiecben 
Deatsehland und Frankreich zu Versaillee nnterzeioluiet Die 
HanptbestimmiiBgen desaelben waren: die Abtretnog von ElBass and 
deatsoh Lotbringen nnd die Zahlung vo» fünf Milliarden Francs 
seitenii Frankreichs an Dtntechland, die Modalitäten der Zahlong 
dieser Snmme nnd der entsprechend«» Bänmung des itanzöaischen 
Grebiets von den deutschen Trappen, welche dieaes als Pftmd besetzt 
hielten. Die Verhandlungen über den Definitiv frieden seiltet 
zu Brüssel unmittelbar nach der Auswechslung der Batifikotionen 
des Präliminarfriedens begiBBen. 

Am 1. Mäari ratificirte die Kationalversammlung zu Bor- 
deaux den Frälimiuarfrieden und am 3* MSarz wurden die Ba- 
tifikationen desselben zu VersaiUee ausgetauscht. 

Am 28. März traten in der That die Unterhändler in Brüssel 
zusammen; für das deutsche Beich d«r Graf Arnim, deeeen staat»- 
männische Eapaciiät sich seitdem in so hohem Grade gezeigt hat; 
für Frankreich die Herren Goulard und Deolerc. Die ünterhandimi» 
gen gingen nicht vorwärts und der am 18. März ausgebrochene 
Kommuneaufstand trug mindestens nicht allein die Schuld daran. 
Deutsehland sah sich sogar alsbald veranlasst, die Bttckgabe der 
französischen Kriegsgefangenen vorläufig einzaeilellen, — und am 
4. Mai konnten die ganzen üntorhandlungen als abgebrochen be- 
trachtet werden. 

Unterdessen hatte aber der Fürst Bismarch beschloesen, diese 
Unterhandlungen persönlich zu führen, er begab sich zu dem Ende 
am 5. Mai nach Frankfurt am Main, wo auch die fpanzösisohea 
Minister des Auswärtigen und der Finanzen, die Herren Favre und 
Pouyer- Quertier eintrafen. Schon am 1(X Mai konnte nmi der 
Definitivfriede unterzeichnet werden, und am 20. Mai wurden 
dessen Batifikationen ausgewechselt. 

Der Definitivfriede präcisirte einige Punkte des Präliminar- 
friedens, bestimmte einige Aenderungen des letztem bezüglich der 
neaen Gtenze, bestätigte aber im Allgemeinen diesen vollkcHnmea. 
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Hanalie Ehuelttbeiten muasten immer noolk apeoiellenr späterer 
mMktmg fiberlusen werden; indesBen der DefinidT&iede ifa 
TenigBtenB auch fOr diese die Frinoipieti fest 



Elfter Abschnitt 



Die Folgen der Friedensschlüsse. Geschieb 
liehe Reihen von Kriegen als Basen der 
Kriegspolitik einzelner Staaten. 



Die Toranasetzan^ bei dem Abschliuie ^es jeden F: 
duiBTertragee iit,^ dasa er ansgefllhrt and gehalten verde. 

Anf Grund der Artikel des Frieden Bvertragee aollen bIbo 
Kriegsgefangenen ans gewechselt , EriegBentschSdignngen beiahtt, 
getretene L&nder dem nenen Besitzer tlhergeben, Länder, die • 
Invasor dem ursprünglichen Souverän überlässt, wieder fiberlieb 
die nenen Beziehnngeu in Beeng auf Handel nnd Verkehr, wel( 
der Friede im Allgemeinen angebahnt bat, hergestellt werden. U 
es sollen nnn nnter dem neuen Oesetie, welches der Erie|f djktii 
die kriegführenden Theile wieder friedlich neben einander leben. 

Gebiete, welche dem glBoklichen Sieger vom Besiegten ab; 
treten werden, fibemimmt der erstere mit allen Rechten, welche 
flmen der letztere anstbte. Zunächst wird immer die Yerfassang i 
Staates, welcher diese Gebiete abgetreten hat, werden dessen In« 
tntionen in ihnen erhalten werden. Aber dem neuen Besitzer ka 
das Becht nicht abgesprochen werden, diese Verfassung, diese ] 
•titntionen m ändern, nm sie mit denen seines alten Gebietes In Ei 
klanf n bringen nnd die nenen Gebiete wirUioh in die Humoi 

SO 
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it hinein zu ziehen. Die 1 
; eintreten in lassen, erf 
8 sn schieben, das köi 
lieser Eroberungen in sit 
der Eroberer im Friedei 
le Gebiete wieder znrticb 
le Beaitier in deren to 
iminii. * Diesem zufo 
16 Besitzer in ihnen nacl 
Is 'wären sie niemals in 
bt anf dieses Yerhältniss 
vangen ist, in eroberten 
jbalten will, oder deren 
rährend der Okkupation : 
verfahren und Aendening 
n, 80 wird doch auch ai 
in den Besitz ihm zeitw 
t grosser Mässignng vei 
1, die der zeitweilige 0. 
sigenthnm beschlagen, ( 
sr emfach anfznheben. 
ikgelangten Sonveräns ist 
tor das betreffende Gebif 
in Betracht kommen, ki 
isdrückliche Bestimman^ 
rerden mfissen. 

II. 

)rBn8Betziing eines jeden 
aelbm. Diese Voraus 
Bt niemals ToUstän 



liiiiiim, die BUcUelr aber di 
leUusg ia ille Gkreclit«aine i 
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G«ht mm. die FriedensBohlflaee dnrch, welobe wir im v 
Abachoitt kurz behaadelt baben, bo vird man finden, dasa eigi 
DDr einer von ihnen wirklich ehrlich und ordentlich aaagef&br 
deD ist, der Frankinrter Frieden vom 10. Hai 1871; alle i 
sind mehr oder minder anf dem Papier geblieben. 

Wollte mao tn Gunsten des Wiener Friedens vom 30. 
1864 noch eine Aneoabme znlaasen, so wiüre doch diese siol 
wieder nrngestoBsen dnrch den b. Artikel des Frager Frieden 
33. AngDst 1866. 

TJeberall, wo eine Hehrzahl von Parteien über einen Fri 
vertrag verhandelt, bleiben „dunkle Funkte". Eine Ansal 
Parteien gehen Yerpfliohtungen mit Being auf einen Dritten «n, 
sieh dartther Btiohenschaft zu geben, dass sich in) Laufe w 
Jahre sowohl ihre Innern VerbältniBse einzeln genommen, oli 
politischen VerhHltniaBe zu einander dergestalt ändern können 
es ganz nnmüglioh wird, diesen Verpflichtnngen naohzukommei 

Unmittelbar naok dem Pariser Frieden von 1856 soh 
Oesterreioh, Frankreich nnd Grossbritannien am 15. April noi 
Separat bandniee, wodurch eie übereinkamen, jede äussere Einmii 
in die Angelegenheiten der Tttrkei ihrerseits als Casus belli he 
ten zu wollen. Dieses Bändniss war offenbar gegen Busalan« 
nur gegen dieses gerichtet Ueber allen den grossen weltnmgeai 
den Ereignissen der letzten türkischen Entwickinngen ist wieder 
erinnert worden, im engÜBohen Parlament, vom englischen H 
rium , aber nur, um zu erklären, daia eine Inenrrektio: 
christlichen TTntertbanen der Pforte nnd ihrer Yosallenstaate 
Tertrageohlieaeenden Häohte nicht zu einer bewa&eten laterr 
zn Gunsten der Pforte verpflichte. 

lU. 

Fast jeder der Friedenssohlüsse , welche wir im vorigei 
■ohnitt erwähnt haben, implicirte einen neuen Krieg und kUi 
dnen solchen im Yoraus an. Abgesehen von dem, wob wi 
froheren Gelegenheiten in dieser Beziehung zu erwähnen h 
möoht«n wir hier nur noch der Sttokerobernngskrieg 
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denken^ welche leicht den Charakter der Bevanchekriege an- 
nehmen können. 

Es kann für eine Provinz ein Glück sein, oder von ihren 
Bewohnern für ein Glück angesehen werden, von dem alten Staats- 
verhaod losgetrennt, in einen neuen aufgenommen zu werden. Die 
italienischen Gebiete, welche das gegenwärtige Königreich Italien 
ausmachen, haben sich s'ämmtlich gern von den Piemontesen erobern 
lassen, obgleich es für manche sehr fraglich ist, ob sie dabei mate- 
riell oder auch nur an wirklicher bürgerlicher Freiheit gewonnen 
haben. Ein von vornherein auf solche Weise acceptirter Eroberer 
hat einen leichten Stand; er muss geradezu unnennbare Thorheiten be- 
gehen, um in den Bewohnern der von ihm erworbenen Gebiete Beoe 
hervorzurufen. 

Andererseits dann wieder kommen eroberte Provinzen vor, welohe 
sich nur mit Schmerzen von dem alten Staatsverbande losreissen und 
sich mit Mühe und Schwierigkeit in den neuen einfügen, dem sie 
nun angehören sollen. Sie denken an die Bückkehr in den alten 
Staatsverband, und der Staat selbst, welcher sie verloren hat, 
welcher sie besiegt, niedergeworfen aufgeben musste, sinnt darauf 
sie bei passender Gelegenheit wieder zu gewinnen. 

Der Eroberer hat in diesem Falle einen schwierigen Stand; — 
wie sich dies auch in neuester Zeit trotz im Allgemeinen nicht un- 
günstiger Verhältnisse für die Deutschen wieder in Elsass und 
Lothringen bewährt. 

Der Eroberer kann heute nicht mehr an eine Yerniohtnng, 
an eine Ausrottung des Volks im eroberten Gebiete denken. 
Am liebsten müsste es ihm sein, die Bewohner des eroberten Gebietes 
sich innerlich zu gewinnen. Dies wird aber schwierig : er mag ihnoi 
die besten Gesetze geben, viel bessere, als sie in ihrem alten 
Staatsverband hatten, er mag für ihr materielles Wohl auf das lieb- 
reichste sorgen, — es erfolgt immer ein Zusammenstoss wegen der 
Sitten, wenn diese grundverschieden sind, sagen wir es noch ge- 
rader heraus, wegen der Manieren. Dieser Anstoss aber macht sich 
um so greller bemerkbar, da der Eroberer unter den Bewoihnem des 
eroberten Gkbietes in dem Falle, den wir hier vor Augen haben, 
iLeine Organe findet , allermindestens nicht in ausreichendem Masse^ 
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um du L&nd in ieinem neuen Siime zu 
Organe, welche dem Eroberer ebenaowofal 
eroberten Provinz konTenlren. Er mnss , 
seinen alten Provinzen die Yeiwaltnng anve 
aacb beim besten Willen, ja selbst bei gt 
inveterirten Hanieren ttberall an. 

Der Eroberer mnae, bis er sich innei 
gewonnen hat, daran denken, eine Insnrr 
fall , dasB der alt» Besitzer von aussen l 
nKhme , wenn denkbar , Tuunöglich zu mac 
«Dsbräoba, ilire Kraft abznsohwächen. Ben 
legenheit, daaa die Begiemngen heut best 
Bewegungen gerüatet sind, als je cuvor. Dil 
Kaohriobt von jedem einigermaBsen bedeute 
bahnen gestatten schnelle Eonoentrimngen a 
die heutige Bewaffirang erfordert eine besoi 
fertigong aieh durehans in der Gewalt de 
UindeHtene aind in dieser heutigen Gegei 
deaorientJrt, und um ihnen wieder die frBht 
ein neuer Codex der Inaurrektion , baairt i 
YerhSltoiaae aufgestellt werden, gewias e 
Torlockende Arbeit 

Der Eroberer hat ein milit&riachee Te 
dieses in der eroberten Provinz sogleich, n 
durchfuhren, so wiirde er jene trotz dei 
heute die Voiksingnrrektionen abschwächen. 
Er muiB also mit Kothwendigkeit hier A' 
vorerst durchführen. Dies kann er aber 
vergntlgen bei den Bewohnern der eroberte 

Han sieht, ohne daas wir in weitere ] 
nicht aoceptirte Eroberer, wenn er nicht 
TOI eich hat, nur schwer seine besten I 
Inteieese durchführen kann. * 



* T{L Uesn HontM^nien, de rssprit dw lois 
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Nach dem Yoransgesendeten können wir nnn den Punkt hervor- 
heben, nm welchen es uns hier besonders zn tbnn ist 

Ein Krieg entsteht aus irgend einem Anlass; er wird durch 
einen Friedensvertrag beendet; der Friedensvertrag implicirt einen 
nenen Krieg mit mehr oder minderer Bestimmtheit; dieser Krieg wird 
abermals dnrch einen Frieden beendet n. s. w. fort. 

Es ergibt sich also hier eine geschichtliche Reihe. 

und anf dieser Basis können wir nns einen ideellen Staatsmann 
denken, der die Mission seines Landes nnd in grossen Zügen die 
Reihe von Kriegen voraussieht, welche dieses Land 
zt ffthren haben wird, um seine Mission zu erfüllen, 
der in grossen Zügen auch die Verknüpfung der Kriege zu dem 
grossen Ganzen vorausschaut, welches aus ibnen hervorgehen soll. 

In diesem Sinne ist von dem Testamente Peters des Grossen, 
so von den Bathschlägen Ludwigs XIY. an seinen Dauphin, so von 
den historischen Schriften Friedrichs des Grossen 'gesprocben worden. 

Das Ideal muss zugelassen werden; das thatsächlicbe Leben 
beschränkt dieses Ideal, wie jedes andere, ohne es zu vernichten. 

Das Ideal kann von kleinen Geistern gemissbraucht werden, 
welche etwa in einer bestimmten Epoche als Schmeichler der Grossen 
oder, weil sie wirklich hirnverbrannt sind, die Geschichte a posteriori 
konstruiren und dann Sätze, wie dieser herausfinden : das Zündnadel- 
gewehr sei gerade für die preussische Armee erwachsen, welche 
sich seit den Befreiungskriegen bis 1860 aus dem alten Landwehr- 
system entwickelt habe. Diese beiden Dinge, welche ebensowenig von 
einander wussten, als Heine's Fichtenbaum und Palme, träumten doch 
längst von einander, sie träumten noch 1864, dann 1866 fielen sie 
einander seelenvergnügt und verständnissinnig in die Arme und das 
sohöne Yerhältniss bestand noch 1870. Dann aber wehte 'der eisige 
Hauch des Teufels darüber ; denn Alles, was besteht, ist werth, dass 
es zu Grunde geht, und der schönere Mauser verdrängte den schönen 
Dreyse vom Busen der Geliebten. 

Die Geschichte hat Stunden des Schlafs, wie der Mensch, und 
was wir im lieben des Uensohen^ bis eine höhere Erkenntniss ui^s 
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aufgegangen «ein vird, den Zufall neu 
■eine bedeutende Bolle anch im Leben 
geaohiolite. 

Der Staatsmann, welcher zn einer g 
Sffinee Volkes nud die Wege voranaBoba 
mnsB, um sie zu erfüllen, kann onmöf 
die ZnßUle im Yoraas berechnen. Aber 
nicht nnmöglioh, dass Spätere nach ihm 
Geaamnttidee erfassen nnd nach ihr, gi 
yorübetgegangenen Schlaf, traurige und 
tracht debend, handeln. 

Sie werden dann in ihrer Eriegspo 
der Sätie: daaa man möglichat viele Yei 
swei Gegnern ingleich Krieg ftthren sol 
Uaat; dass man die Gegner in einer 
vor die Klinge nehmen soll, und es keine 
eher saerat daran komme, daas man bei j 
trachten soll, ihn fttr den nächsten wah 
digen Krieg gflnatig zu gestalten. 

Diese wenigen Sätze rufen, man sie 
Inng, ffelohe allein mindestens einen Bani 
füllen wUrde. Aenssere Verhältnisse beso 
nna zu Gebote stehenden Banm; wir mtti 
lung Terssgen, doch wollen wir wenigste) 
anohen, unserm Gmndgedanken, seinem Ki 
nnd Blut hinzusnfttgen. Wir wählen Pi 
letzten zehn Jahren die enrupäische Well 
gesetzt und Terändert hak Aber auch d 
einer nothweudigen Besohrttokung nnd n 
sehiohte erat beim Jahre 1815 auf. 

V. 

Ans den grossen napoleonisohen 
Terti^en ging Frenseen berror als eii 
maentUoli protestantisch, als europäisch« 
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de« deatsohen BandM und in diesem neben einer andern «iiTopSieeliea 
GroBBmaclit, Oesterreich, materiell schwach, sein Gebiet dnrdi die 
Eonst der europäischen Diplomatie in zwei Theile getheilt, welohe 
nur durch das Land anderer dentsoher Bundesstaaten mit einander 
in Verbindung waren. 

Alle Verhältnisse nun wiesen dieses neue Freussen darauf hini 
sich in Deutschland einen grösseren und immer steigenden Einflusa 
zu verschaffen. Auf materielle Weise dieses zu erreichen, war 
vorerst unmöglich, es konnte nur auf geistige, moralische Weise 
geschehen. 

Oesterreich hatte andere Bestimmungsgründe und musste 
eine andere Politik verfolgen, als diejenige, welche Preussen vorge- 
zeichnet war. Oesterreich war aus vielen Landschaften zusammoi- 
gesetzt, bewohnt von höchst verschiedenen Völkerschaften mit ver- 
schiedenen Sprachen. Eine absolute Centralgewalt, mehr oder 
feudale Ständeversammlungen in den einzelnen Kronländem, dies 
das Gesetz, welches sich geschichtlich für Oesterreich aufdrängte 
Zeit der neuen Organisation Europa's. Es wäre auch in Oesterrüoh 
nicht nothwendig gewesen, die freiheitlicbe Entwicklung in den ein- 
zelnen Kronländem in die Zwangsjacke zu stecken. Faktisch geschah 
dies unter dem Einfluss des Staatskanzlers i des Fürsten Mett«> 
nieh, eines Hannes von beschränktem Geiste, aber grosser diplo- 
matischer Geschicklichkeit, der unter den damali^n Verhältnissen 
eine enorme Kraft schöpfte aus seinem Hasse gegen die französische 
Bevolution, welchen mit ihm von Tage zu Tage mehr alle Begentra 
und deren Anhänger theilten. 

unter solchen inneren Verhältnissen konnte in Deutschland 
Oesterreich nur auf die Fürsten sich stützen, nur auf diese 
und nur durch sie auf die Völker wirken und zwar, indem es alle 
Neigungen der Begierenden zur Unterdrückung theils aufstachelte, 
theils ausnutzte. 

Preussen hätte nun natumothwendig den entgegengesetzten W^ 
verfolgen, an die Völker Deutschlands appelliren; alle freiheitlichen 
Bestrebungen begünstigen, entwickeln, selbst mit dem Beispiel voran- 
gehen sollen. Allein, — der König Friedrich Wilhelm III. war in 
der Zeit des Unglücks und des Glücks, welche er mt seinemi Volke 
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ttberstandan, frtihzütig geistig graltert; die priTÜegirtan St 
ehedem h&ttoo nur aua Koth dio groaaen Baformen, eociale 
nomiaolie, in der Zeit der Fremdherrach&ft und dea EinflasBea t 
vor eioh gehen lassen nnd meinten, ee sei jetzt, da wie« 
eingetreten, nöthig, den nngeennden Freiheitsdrang einzndäm 
den BBrger and Bauer wieder an den Unterthanenplatz 21 
an welchen sie gehörten ; ein absoluter König mit «nem beg 
Adel, wenn er aneh nur dae alte EurfUrstentham Brendel 
herrsche, sei besser als ein konstitutioneller König, abhängif 
Munongen der nvile mnltitade", der über ganz Deatschlani 

Da die Ifaaee dee Yolke herantergekommen nnd höcl 
bildet war, die Bonrgeoieie nur daran dachte, den ökon 
Schaden ansznmerzen, den ihr lange Kriegsjahre gebracht h 
die regierenden Stände der traurigen Ansicht waren, deren 
gedachten, so kam ee, dass Prenssen gSnzlich in das S< 
Oesterreichs gerieth, eioh von Mettemich dorch jeden 8 
kravall, der eine VelleitSt der Freiheit verrieth, weiter in 
a e t i D hineintreiben liess. Die Hisaion FrensaenB ward 
Regierenden absolnt TergesBen; Friedrich der Grosse war 
Phantom geworden. Der deutsche Bundestag ward toi 
reich nnd Frenesen gemeinschaftlich ala ein Instrument 
jede Fortflobrittsregung auch in denjenigen kleineren dentsol 
ten Ed nnterdrlicken , in welchen bereits grössere, allgemei 
dang and ein entschiedeneres Bedärfniss dee Volkes herro] 
der Begelnng seiner Geschicke aktiT theilznnehmen. 

Der Druck, den nor wirklich gebildete Uenschen fahlen 
ward in Preuasen für die Hassen gemildert: durch eine Cko 
ttnd gerechte Verwaltang, geführt von einem allerdings rohen, 
wissenhaften, redlichen, arbeiteamen Beamtenetand. Selbst d 
deten ward Band in die Augen gestreut dnroh Charlatans, gewii 
BiBobe serrile Professoren, wie sie noch hent Deutschland ont 
liegenden Länder nnetcher machen, welche den infamsten Se 
mit philosophischen nnd andern sogenannt wissensohaftlichen 
umspannen nnd ihn vor Terdutzten und beschränkten KÖ 
dem Strahlensohein irgend eines Systems oder auch der 
selbst la umgehen versnchen. 
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Völlig von Oesterreicli gelenkt, diesem im dentsclien Bund all 
Macht zweiten Bangee untergeben, konnte es Frenssen dennoch 
nicht ganz vermeiden, diesem entgegenzutreten, und zwar auf dem 
empfindlichen Grebiete der materiellen Interessen. Die geo- 
graphische Gestaltung, welche Frenssen vom Wiener Eongress er- 
halten hatte, liess es den Druck, der auf Handel und Industrie durch 
die Zollschranken geübt ward, welche die einzelnen zum Theil sehr 
kleinen deutschen Staaten von einander trennten, besonders hart em- 
pfinden. Von 1828 ab arbeitete es daher an der Begründung eines 
deutschen Zollvereins unter seiner Leitung und 1833 waren 
diesem schon die meisten Staaten Deutschlands, ausser denen an der 
Nordküste und wie sich von selbst versteht ausser Oesterreioh bei- 
getreten. Dieses Werk ward glücklicher Weise auch in der Zeit der 
entschiedensten Beaction nach 1850 nicht aufgegeben, vielmehr weiter 
geführt, und es diente, als der Gredanke einer Erhebung und Vereini- 
gung Deutschlands in allerdings neuer Gestalt wieder erwachte, zur 
ersten Anknüpfung näherer Beziehungen zwischen Deutschland und 
Italien. 

Abgesehen vom Zollverein geschah Seitens Freussens nichts, 
um sich Sympathien in Deutschland zu erwerben und sich damit den 
Boden für spätere glückliche Kämpfe mit den Waffen zu bereiten; 
die es doch als seine nothwendige Aufgabe seit dem Wiener Eongress 
hätte vor sich sehen müssen. 

Im Jahre 1815 am 22. Mai hatte von Wien aus Friedrich Wil- 
helm ni. dem preussischen Volke Eeichsstände und eine Ver- 
fassung versprochen; statt dessen wurden 1823 Frovinzialstände, 
also eigentlich das Gegentheil eingeführt. Selbst die Wehrverfas- 
sung verfiel. Das Landwehrsystem , welches die Befreiungskriege 
geschaffen hatten, ward nicht in dem Sinne entwickelt, das Heer der 
thatsächlichen allgemeinen Wehrpflicht näher zu bringen ; vielmehr 
entfernte man sich von dieser in der Wirklichkeit um so mehr, je 
mehr die Bevölkerung des Landes anwuchs. Der in der Begiemng 
herrschende Grundgedanke, das Volk müsse in den engsten Schranken 
gehalten werden, liess den Hauptnachdruck auf die aktive Armee 
legen und die Landwehr in den Hintergrund drängen, während dann 
doch wieder ökonomische Bücksichten verboten, dem a^tivei^ Heere 
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ein« solche Entvicklang zd geben, daas es vermocht hätte, allein 
Frenssen, eeiner Stellang als Groaamaoht gemäss, militMrisch ent- 
sprechend zu vertreten. 

Au allen diesen Dingen änderte anch die französisohe Jalirevo- 
Intion nichte; aie hatte ein wenig Bewegung anch in Dentechland 
nregt, vo nachgerade in Folge des vom Bundestage gebrachten 
Olfickea der thSrichte Franzosenhass stark geeohwauden war; aber 
die Bewegung machte unter verstärktem Drucke bald wieder desto 
grösserer Apathie Platz, — und in Preussen machte sieh etwa nur 
der FoUzeistaat noch ein wenig mehr geltend als vorher. 

VI. 

In Preussen var es nun etwa dahin gekommen, daes allgemein 
angenommen ward, dem alten König müsse anf seine letzten Tage 
Buhe gegönnt werden, üne Aendemng sei, so lange er regiere, doch 
nicht zu erwarten. Desto grCssere Hoffnungen knüpften sich an seinen 
Nachfolger. 

In der Tfaat, als nach dem Tode Friedrich Wilhelms in., 1840 
Friedrich Wilhelm IV. den preussischen Thron bestieg, gerieth nicht 
hlOB Preussen, sondern ganz Deutschland in eine grosse Bewegung 
ganz neuer Art. Allein der nur zn geistreiche König, welcher nun 
über Prenssen herrschte, war ganz in den Träumen des Hittelalters 
befangen. Keineswegs ohne Sinn fSr dentsche Grösse sah er diese 
doch allein in der Zeit der Hohen ataufen , Prunk nnd Formen des 
Hittelalters hsfingen ihn mit ihrer Herrlichkeit. Dabei hatte er eine 
hohe Idee vom Fürstenrecht, von seinem eigenen nicht mehr, als von 
dem seiner Hitfürsten in Deutschland. Er hatte den besten Willen, 
Alles für das Volk zn thun, dooh nichts sollte durch das Volk ge- 
schehen. Dies war gerade die Differenz, welche diesen Fürsten voll- 
ständig von seiner Zeit trennte. Er wollte nicht daran glauben, nicht 
begreifen, dass die Nation eich ihm nicht völlig anvertrane, dass 
nicht all sein Thnn atigemein fUr vortrefflich gehalten werde, dass 
zwischen ihn und sein Volk ein „Blatt Papier" geschoben werden' 
solle. Bei eeiner bedeutenden Bildnng konnte er nicht allen Freiheits- 
gedanken verschlossen sein, — aber er sab diese Freiheit durch eine 
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ganz besondere Brille nnd wenn eich fand, dass diese Brille den 
andern Leuten nicht passte, ging er lanniscli nnd unvermittelt von 
der Freiheit zur Unterdrückung über. Die verschiedenen ständischen 
Yersammlüngen, welche in seiner Meinung die von seinem Vater ver- 
sprochenen Reichsstände ersetzen sollten, widersprachen durchaus 
dem, was der Gkist der Zeit verlangte ; die Sympathien der deutschen 
Stämme gingen, in Preussen selbst, Preussen völlig verloren. 

Da kam die Revolution von 1848; die regierende Partü in 
Preussen stellte sich derselben durchaus feindlich gegenüber und 
Preussen, welches nach der blinden Niederwerfung dieser Revolution, 
nun selbst reformat^risch auftreten wollte, im Geiste der deutschen, 
wie der europäischen Völker isolirt, in Schleswig-Holstein, in Baden, 
in Eurhessen zum Polizeidiener Oesterreichs entwürdigt, durch den 
Ollmützer Vertrag vom 29. November 1850 mit Handschellen unter 
die Herrschaft des alten deutschen Bundestags zurückgeführt, verfiel 
unter der Regierung der nichtigsten Menschen, die kein Princip als 
den Hass gegcAi die Freiheit und eine blinde Verfolgungssucht kann- 
ten, tiefer als je in einer andern Periode der Geschichte. — Es hatte 
eine sogenannte Verfassung aus der Revolution herausgerettot, die 
nur einigen Eammerschwätzern für ihr Gerede Befriedigung gewahren 
konnte. 

Obgleich diese Verfassung in der That nur ein Stück Papier 
und ausserdem vom König selbst aus Gnaden octroyirt wur, fühlte 
sich nun derselbe doch mit sich selbst zerfallen, er sagte sich, dass 
er die Welt nicht mehr verstehe, tief verletzt war er ausserdem 
durch den Undank, mit dem ihm vermeintlich sein Volk gelohnt, 
durch den Hohn und die Verachtung, mit welcher Oesterreich Preussen 
behandelt hatte. So griff er nur noch stossweise und dann niemals 
glücklich in den Gang der Staatsangelegenheiten ein, Hess im übri- 
gen seine Polizeibedienten wirthschaften und fiel schliesslich in eine 
unheilbare Geisteskrankheit, in Folge deren er schon am 24. Oktober 
1857 seinen Bruder, den Prinzen Wilhelm, zu seinem Stellvertreter 
ernennen musste. Dieser trat dann, da der Gesundheitszustand des 
Königs sich nur verschlimmerte, am 8. Oktober 1858 als „Regent" 
vollständig die Regierung an und folgte beim Tode seines Bruders 
fm 2. Januar 1861 diesem als König Wilhelm I. atif dein Tlironef 



TO. 

In der ganzen Zeit von 1615 bis 1860, in diesen 45 
hatte Freneeen nichte getban, um die Uieaion zn erfüllen ( 
ErfHllnng der HiBsion vorzubereiten, welche nttthigenfedU eine 
verlangt«, welche ihm seine Oestaltang nnd die ihm vom 
Eongreea in Deutschland angewiesene Stellung vorschrieb 
Oegentheil. Aber bei näherer Betrachtang kann man nicht 
wisngestehen, dase diese UnterlasBangssünden wesentlich dm 
fälle herbeigefUhrt wurden, doreh die Persönlichkeiten dei 
Könige Friedrich Wilhelme UL und Friedrich Wilhelme I' 
mit dem ersteren altgewordenen Käthe, welche zum groese 
wieder ihre Nachfolger besamten. 

Andererseits ist es klar, wie diese natttrliche-Hiesion do 
geltend machen mnsete, wenn anch noch so nnvennerkt, dn 
Zollverein; — nnd in ganz ähnlicher natargesohichtlicher 
wirkten zu G-onsten Frenssens, ohne dass deesen Begiemng 
davon sab, die Entwioklnngen des Handele nnd YerkehrB, di 
graphen und der Eisenbahnen; Hinterpommem ward ans 
artiger Entfernung nun den Rhmnprovinzen ganz nahe geriii 
die ersten Symptome des OrUndersohwindeis zeigten sich na 
italienischen Kriege von 18&9 zuerst in politischem Gewände, 
Qeetalt dea Nationalvereine, welcher abermals von der Not! 
keit der Einigung Deotschlands zu einem festem als dem 
tBgliohen Oanzen nnd zwar jetzt entschieden unter der I 
Frenssens zu reden begann. 

Derselbe Krieg hatte in der prenssisohen Begiemng i 
danken der Hothwendigkeit einer Armeereform gereift. 
Landwehrsystero, etatt entwickelt ra werden, seit 1815 von . 
Jahr mehr TemaohlSeeigt worden war, so wurde jetzt die 1 
Armeereform in der Weise gefaset, das aktive Heer mflsee yt 
d. h. einheh verdoppelt und dafUr die Landwehr in Bezug 
kriegeriache Action in eine sekundäre Stellung versetzt werdei 
Beform war provisorisch schon 1859 ins Werk gesetzt word 
eie nun aber definitiv gemacht werden sollte, zeigte eioh, da 
eine nicht userhebliohe VergrSssemng des Militärbtidgets 
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nothwendig sei nnd der preussisolie Landtag erklärte sich gegen die- 
selbe. In der That war sie auch wohl entbehrlich, wenn Preussen 
wie zuvor nnd seit 1815 nur als gehorsamer Diener Oesterreichs 
und als grösster Mittelstaat, von den kleineren stets im Such ge- 
lassen, sich bundestäglich sollte behandeln lassen. £& entwickelte 
sich der ,,Konflikt^ zwischen der preussischen Regierung und dem 
Abgeordnetenhause. 

Aber gerade in dieser Zeit ward an die Spitze des preussischen 
Ministeriums ein Mann berufen, welcher sich allmälig die feste üeber- 
zengung herausgebildet hatte, dass Preussen sich von Oesterreicli 
nun nichts mehr gefallen lassen dürfe, dass es kräftig und selbst- 
ständig handeln müsse , um sich selbst in Deutschland und in Eu- 
ropa die gebührende Stellung zu sichern und zugleich Deutschland 
aus der Missachtung zu erlösen, in der es sich dem ganzen Europa 
gegenüber befand. 

Damit gewann die Armeereform ihre Rechtfertigung. 

Der Herr von Bismarck, welcher 1847 im vereinigten Landtage 
Preussens zuerst auf die politische Bühne getreten war mit der gan- 
zen Einsicht und allen Neigungen eines preussischen Landjunkers, 
Legitimist, Anhänger Oesterreichs, glaubend an die nothwendige Soli- 
darität aller Legitimisten wenigstens in allen deutschen Ländern, ver- 
dankte es lediglich diesem Umstände, dass ihm überhaupt eine 
grössere politische Carrifere eröffnet ward. Von 1851 bis 1858 war 
er preussischer Bundestagsgesandter, dann bis 1862 Gesandter in 
Petersburg und 1862 noch einige Monate Gesandter in Paris. 

Li Frankfurt am Main hatte er nun gesehen, dass Preussen auf 
die Dauer mit Oesterreich nicht gehen könne, dass dieses sich schwer- 
lich je mit Preussen auf gleichen Fuss werde stellen wollen, dass 
aber, wenn es dieses nicht thäte, Preussen, um nicht vollständig zu 
verfaulen, sich vom deutschen Bunde werde lossagen, andere Bun- 
desgenossen und schliesslich möglicher Weise gegen Oesterreich 
und die deutschen Mittelstaaten sein Recht auf die Hegemonie mit 
Blut und Eisen werde suchen müssen, da nun einmal — wohl oder 
Übel — so lange Jahre und Jahrzehnte versäumt waren, Sympathien 
in den deutschen Völkern zu gewinnen. 



Biemarck verhehltä vom ersten Augenblick an seine Anschannng 
der QetBiTeiohieoben Begiemag nicht im mindeBten; mit dem preoB- 
sischen Abgeordnet«nkanBe Betzte er sich vegea der . HeerearefoFm in 
ziemlich milder Form auf geBpannten Fubb, weil er am wenigsten 
vor aller Welt sagen konnte, worin fUr ihn die Benohtignng dieser 
Heeresreform lag, ttbrigens in vollem Tertranen auf die zahme Natur 
eines preussiBohen Parlaments, welches gehört wird, wenn es j a sagt, 
zu dem was die Krone will, welohea eben nicht gehört wird, wenn 
es dazu nein sagt, und rahig weiter schwätzt Später bewies übrigens 
Bismarok, dass er sehr wohl verstand, wenigstens der Eitelkeit der 
Parlamentarier eine Genngthaung zu geben, welche sie nun zn einem 
Lederriemen zwischen seinen Fingern machte, den er nach Belieben 
hernm drehen konnte. 

Ale 1863 der Kaiser Franz Joseph einen Fürstentag nach 
Frankfurt am Main berief, um eine möglichst romantische Eekoo- 
strnktion des deutachen Bandes za Gunsten nnd unter der Fährang 
OeBterreichs zn beratben, blieb Preuseen ans, stellte viel weiter 
gehende Forderungen und trat, was vielen Lenten nnglaublloh sohieD, 
mit dem Verlangen einer wirklichen Volksvertretung am Bunde 
hervor. 

Der sehr schön anangirte Ffirstentag blieb ohne jedes Resultat 
nnd im Jahre darauf marschirte Oesterreioh an FrensBena Seite, 
fortgeriasen dnrch die geacbickten Manöver dea preussischen Staats- 
mannes, gegen die Dänen; Preuaaen machte die „Probe" mit seiner 
Heeresreform und lernte gleichzeitig seine baldigen Gegner, die 
Oeater reicher, zunächst ala Verbtindete, militäriseb kennen. 

Der grosse Krieg von 1866, welcher sich ans dem dänischen 
entwickelte, geschickt ausgenutzt, brachte Preuasen in die glückliche 
Lage, dasB ea nun gar nicht mehr nöthig hatte, mit dem Auslände, 
insbesondere mit Frankreich, über Kompensationen zn yerhandeln, 
die ea diesem etwa zngestehen müsste , um dafür Freiheit zur Ans- 
breitong seiner Herrschaft in Dentsohland zn erlangen. Frenasen 
konnte nun wtirdig an die Spitze Dentschlanda treten mit dem 
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Wahlspmoh: Mit unserem Willen soll kein deutsches Dorf an das 
Ausland abgetreten werden. 

Der Krieg von 1870/71 fährte endlich zur Gründung eines 
neuen deutschen Reiches. 

Alle diese Erfolge konnten niemals erreicht werden, ohne dass 
die Leitung der preussischen Politik in die Hände eines Mannes fiel, 
der über die Mark Brandenburg freien Blickes hinaussah, der frei 
war von der beschränkten Furcht der Philister aller Grattungen vor 
der Revolution. Auch mit seiner neuen Militärorganisation von 1860 
wäre Preussen ohne dieses glückliche Geschick im Sumpfe stecken 
geblieben, im tiefsten bundestäglichen Sumpfe. 



Und was nun weiter ? Das neue deutsche Reich soll eine Bürg- 
schaft des Friedens in Europa sein, wie oft gesagt worden ist, und 
diese Bürgschaft soll verstärkt worden sein durch das Bündniss mit 
den KaiBem von Oesterreich und Russland. Wie es mit allen diesen 
Bürgschaften steht, diese Frage ist in den vorliegenden Blättern so 
oft und in so verschiedener Gestalt zur Sprache gekommen, dass es 
überflüssig erscheint, davon noch weiter zu reden. Alle diese Bürg- 
schaften sind schwach. 

Wir sind vollständig überzeugt davon, dass gegenwärtig das 
neue deutsche Reich mit vollster Aufrichtigkeit nur auf die Erhal- 
tung des europäischen Friedens sinnt und ernst für denselben arbeitet 

Allein an anderer Stelle haben wir bereits das natürliche Yer- 
hältniss des jetzigen Deutschlands zu Holland betrachtet und daraus 
den Schluss gezogen, dass jenem hier neue Begehrlichkeiten erwach- 
sen können. 

Dann betrachte man auf der Karte die geographische Grestalt 
des neuen deutschen Reichs; Süddeutschland erscheint da wie 
eine Anschwellung an einer Stelle Norddeutschlands. Dem deut- 
schen Reich fehlt die „gesunde Abrundung", welche Frankreich, 
Russland, minder vollständig auch Italien aufwiesen. 

Aber im Osten Baiems und mindestens südwärts bis zum Kamme 
der Alpen wohnen auch recht ächte deutsche Stämme, die öster- 
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TOichischen. Wenn sich da« dentHche B«!ah HBdwärta bia m den 
Kaminen der ÖBterreichiBclien Alpen und oatwörta bis zd den HSben 
zwiflchen der Waag nnd der Uarcli aiiBdehnte, erhielte es eine sehr 
nette mnde Gestalt. 

Wer erinnert aioh nicht, wie oft in den Berliner Zeitungen nnd 
in Terschiedenen Zelten in dem letzten Jahrzehnt Oesterreich ang»- 
rathen worden iet, seinen „Schwerpunkt" nach Osten oder in anderer 
Version nach Bada-Pesth zn verlegen? Wer möchte hent noah be- 
streiten, dasB der Benet'sche Ausgleich den Grrand gelegt hat zu 
einer immer fortschreitenden Lockeraag des Verhältnisse« zwischen 
Cieleithanien (za welchem wir hier Gulizien nicht rechnen) nnd Trans- 
leithanien? Und nun kommen die Verhältnisse der Balkanhalbinsel ! 
Alle Dinge, welche auf diese Bezng haben, sind im Lauf der bis- 
herigen modernen Geschichte sehr langsam marsohirt, nnd das kann 
anch noch eine Weile ao fortgehen. Allein aohlieaslich kommt anoh 
hier eine Entscheidung, eine Entaoheidnng , die namentlich anf die 
Geschicke Oeeterreichs nicht ohne den tiefsten Einflnss bleiben kann. 

Wir wiederholen, es fällt nns nicht entfernt ein, dem dentachen 
Beich weitere Eroberangegedanken Eoznachreiben. Allein sie Hegen 
hier in der Natnr der Dinge, in dem natürlichen Znge der weiteren 
nnn einmal begonnenen Entwiokelong. * Dass bei der Erweitemng 

* la einem prenadselien Schnlbncli: „Lehrbnuh d«r Oeograplue fBr höhere 
ÜBtarrichtsustelCen ron Prof. Dr. H. A. Dudsl; 40. AriSige, haranagegeban Ton 
Dr. A. Sirchhoir, Halle 1674"; lesen vir unter DentschUnd, 8. 389: „Die 
aatBrliebe SBdgrente gegen du ober«, nach phTHischen TerhSltnivssn En Frank- 
rdeli gehörige BbooelMd bilden die Bemer Alpen. Der St. Ootthard int der 
erhabene Qrenipreiler EWiechen Dentscbluid nnd Wilnchland, d. h. dem Land, vo 
man romanisch, nnd zwar frinzÖBiBch eineneibi, italisiuBch anderersaita redet Die 
weitere Grenze gegen Italien bilden die rfaHtlBcbeu Alpen bis lor Dreiherren- 
epllie, weiter die karniicfaen nnd jnliechen Alpen bin nun Bnaen ron 
Finme. Die nattlrlicfae Sadostgrente gegen das Denan tief tand bilden die 
Sstlichen Aasl&nfer der Alpen und mit beitondenir BEBlimmthelt der Pnnkt des 
Donanlanfa, wo rechta die letalen AnalinTer der Alpen, Unka die kleinen Earpatben 
an den Strom treten, dann die kleinen Karpalhen big znr Weicheelqaella.'' 

• Als „dentscbe Anasenländer " eind dann femer (ganz sbgeeehen 

Ton dem genügend berflckalchtigten Oenterreicb) beteicbnet (S. 443): Schwelt, 
Liechtenstein, Belgien, Niederlande, Lniemburg, Dänemark. — Kicht wahr? wie 
Mischaldlg das nna anweht, «In Teilchen and TergiBimebnieht t 

81 
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des bentigen deutschen Beichs, die tins hier vorschweht, Böhmen 
mitgenommen werden müsste, in welchem das Czechenthnm immer 
noch eine erhehliche Bolle spielt, wäre flir Deutschland nicht einmal 
angenehm; allein auch dieses Stück mässte nothwendig yerspeiBet 
werden und würde schliesslich auch verdaut werden. 

So sehr natürlich bei diesem Erweiterungsprozess Alles erscheint, 
80 annatürlich Alles bei einem anderen, von welchem gleichfalls zu 
wiederholten Malen gesprochen worden ist. Man hat gesagt, die 
Prenssen oder die Deutschen, wie man will, spekulirten auf die Er- 
werbung der Russland gehörigen „deutschen" Ostseeprovinzen. 

„Deutsche** Ostseeprovinzen! Auf 1,652,000 Finen, Letten, Sla- 
ven und Juden kommen hier höchstens 137,000 Deutsche, wenig 
mehr als acht Prozent der Hauptbevölkemng. Daneben dann würde 
sich das gegenwärtige deutsche Beich hier eine noch viel ungesun- 
dere geographische Anschwellung im Nordosten zuziehen, als seine 
gegenwärtige südwestliche, welche eben nach Korrektur schreien lasst. 
— Der einzige Gewinn wären etwa Häfen. Allein, Häfen im nordöst- 
lichen Theile der Ostsee, was bedeuten sie überhaupt? und was 
sollten sie Deutschland nützen? 

Hier liegt keine Gefahr. Aber im Allgemeinen besteht das Ge- 
setz, dass das gegenwärtige deutsche Beich nach der Entwicklung, 
die es vor Kurzem begonnen hat, noch nicht vollendet ist, und dass 
es mit naturgeschichtlicher Nothwendigkeit seine Vollendung auf dem- 
selben Wege suchen wird, auf welchem die Entwicklung begonnen 
wurde, auf dem des Krieges. Wenn es auf diesem die Donau abwärts 
und von Norden her den Alpen zustrebt, so kommt ihm Italien von 
Süden her an die Alpen entgegen. 

Was wird bei einer solchen Bewegung, die sich wiederum ver- 
allgemeinem, weitere Kreise ziehen müSF, aus den kleinen Staa- 
ten, die in Europa noch existiren ? 

Diejenigen, welche an der Peripherie liegen, mögen noch eine 
längere Dauet vor sich haben, ohne dies durch ihre Thaten zu ver- 
dienen. Aber die Zwischenstaaten, die eingeklemmten, trie hauptsäch-» 
lieh Belgien und die Schweiz? 

Wäre 1871 Elsass-Lothringen zu einem neuen neutralen Staate 
gemacht worden, so war den übrigen kleineren neiitralen Stiften 
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eioe längere Existeni geeichett; sie erbielten niclit blos diesen 
Zuwachs; es wäre wahrscheinlich Dnii anch HordBavoyen als beson- 
derer Staat neutralieirt worden. Wir glauben noch heate, daee diese 
Dinge Europa zam Heile gereicht hätten. Aber es ist anders gekom> 
men, nnd die kleinen eelbstetändigen Zvischenetaaten in Europa, 
wenn sie nicht blos auf die Gnade nnd den Zwiespalt der Grossen 
abstellen wollen, können ihre Selbstständigkeit nnr bewahren dnrch 
das lebendige Gefühl, dase sie eine Hiasion zu erfüllen haben, im 
Dienste der Tölkerfreiheit, durch dae Handeln in diesem Sinne in 
ihren inneren Verhältnisseo za jeder Stunde, jeden Tages. Lediglich 
im Ifateriellen sich bewegend nnd hier ihre Erfolge suchend, können 
sie nnr Sobleppträgei der Grossen werden, kleinliche verächtliche 
Sühleppträger, welche den Eisenbahn- und sonstigen Gründers chwindel 
zum Vorth«! einer verächtlichen modernsten Aristokratie, eines le- 
gierenden Pöbels gater Kaubgesellen aaf die Spitze treiben nnd daa 
tiefsten Ekel hervorrufen. Kostspielige Komödien, durch welche 
Heldentbaten der Vorväter nachgeäfft werden von den nichtsontzig- 
Bten Knaben, welche sich etwa obenein vom Militärdienst gedrtlokt 
haben, bei denen auch die Spekulation eine Hauptrolle spielt und 
deren Deficite schliesslich Stoff zu gegenseitigen Anfeindungen der 
verschiedenen Schwindlerbanden hergeben, sind nicht geügnet, jenen 
Ekel zu vermindern. 



Wir soUicssen. 

Die neuste Militärlitteratur hat sieh ausser mit der Geschieht« 
dar letzten grossen Kriegsereignisse hauptsäehlich mit tcohnisoben 
und taktieoheu Details beschäftigt. So nützlich nun dieses unzweifel- 
haft ist, kann doch auch hierin, wie in allen Dingen, des Guten zu 
viel geschehen und es will uns bedflnken, als streifte man bereits 
in manchen Stücken, wie z. B. bei Behandlung des TiraiUenrdienstes, 
der — auch was den Kampf in grossen Banden betrifft, — dnicl^ 
4US keine Erfindung der allerletzten Kriege ist, bedenklieh in Sal- 
dern'sohe Spitzfindigkeiten hinüber. Hau will auch da nun wieder 
Alles bis aufs Haar reglementiren , was nicht zu reglementiren ist, 
und gelangt damit lediglich zu dem Besoltat, die Sache für dau 
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Exerciiplatz za verledern; in der Praxis hält ja dooli alle diese 
Beglementirerei bis auf den Hosenknopf liinab wieder keine Minute. 
Dazu kommt nun in der Litteratur die Manie der sogenannten n&PP^' 
katorisohen Methode", mit welcher nachgerade ein unerhörter Miss- 
brauch getrieben wird. 

Das Detail ist im Allgemeinen der Gegenstand unserer modern- 
sten Militärlitteratur. Gerade desshalb mag vielleicht ein Zwischen- 
gericht, welches die allgemeinsten Verhältnisse des Krieges behan- 
delt, heute nicht unwillkommen sein. 

Das kleine Buch, welches wir hier dem freundlichen Leser bie- 
ten, ist ein Extrakt aus einem Material, welches vieljährige Studien 
zusammengetragen haben. Wir hätten diese Dinge lieber viel weit- 
läufiger entwickelt, wobei sie nicht verlieren konnten, — im Gregen- 
theil. Aber äussere Verhältnisse machten diese weitere Entwicklung 
vorerst nicht möglich. Jedenfalls sind alle Hauptfragen, in deren Tiefen 
nicht eingedrungen w^den koonte, auch hier schon wenigstens fixirt. 

Das sogenannte „Eriegsvölkerrecht", bisher lediglich den Völker- 
rechtslehrem , also Juristen, überlassen, erscheint hier zum ersten 
Mal gehörig geordnet, in einem neuen Bahmen, in eintm Rahmen, 
der nicht darauf berechnet ist, „das Becht", sondern darauf, „den 
Krieg" einzufassen. Es wird Jedermann auffallen, dass in Folge die- 
ser einfachen Situationsveränderung, das „Eriegsvölkerrecht^, oder, 
wie wir lieber und wohl aach richtiger sagen „der Eriegsgebrauch" 
in viel klarerer und verständlicherer Form erscheint als bisher. Die 
Sätze, welche diesen Brauch darstellen, finden sich an den Stellen, 
an weichten man sie der Vernunft nach suchen mnss, zusammen und 
nicht nach allen Windrichtungen verstreut und dann unter verschie- 
denen Titeln, unter denen sie wiederkehren, einander widersprechend. 

Eine „Kodifikation" des KriegRgebrauchs bieten wir allerdings 
nicht. In vielen Theilen ist eine solche tiberhaapt unmöglich, wie 
wir hinreichend erwiesen baben. So weit sie aber möci^lich ist, kann 
sie doch erst Werth erlaigen da'durch, dass sie von den europäischen 
Begier ungen sankt ionnirt wird. So lange dies nicht der Fall ist, 
nützen zehntausend Bände nichts, in denen eine solche Kodifikation 
versucht wäre, selbst wenn der Versuch gelungen sein sollte. Bis 
jetzt ist uns noch kein einziger auch nur entfernt gelungener Ver- 



■voh vor Augen gekommen. Unsere beBohdttenen TTnieranohui 
erfüllen Tielleioht den Zweck, die Grenzen zu bezeidmen, über wc 
hinaus eine Kodifikation dieeea Gegenatandes absolut unmögli 
innerhalb welcher sie etwa denkbar und zulässig wSre, und ei 
feste Grundlagen für eine Kodifikation zu geben, welche durch TJ« 
einknnft der europäischen Staatsregierungen erzielt werden könn 
Da wir mehrfach unwillkürlich Dinge berühren mnssten, we 
nun auch in der allemeaesten Zeit wieder praktische Wiohtif 
erlangen, ist es, um MissTerstäuduisBen vorzobengeu, wohl gtatt 
hier tu erwähnen, dsse die erste grössere Hälfte dieses Buchs in 
Uonaten Häiz und April, die zweite kleinere Ende Mü und im 
1876 niedergeschrieben worden Ist. 
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